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§ 1 Der Finanzausgleich und die horizontale 

Verteilung des Steueraufkommens 

 

A. Einleitung 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist der Bund-Länder-Finanz-

ausgleich. Dieses Thema gewinnt aufgrund der anstehenden 

Reform an besonderer Aktualität, denn der Finanzausgleich ist in 

der Form bis zum 31.12.2019 befristet1. Die komplexe Verteilung 

der Finanzen muss daher bis zu diesem Zeitpunkt reformiert 

werden. Unter Druck stehen gerade die Länder auch deshalb, weil 

durch die Schuldenbremse im Grundgesetz 2  sowie in einigen 

Landesverfassungen3 die Haushalte der Länder ausgeglichen sein 

müssen. Auf die Verhandlungen zwischen Bund und Ländern 

haben daher auch die Altschuldenprobleme der Länder einen 

immensen Einfluss. 

Es soll in dieser Arbeit jedoch keine umfassende Reform vorge-

schlagen werden. Dies hat mehrere Gründe. Denn zwischen den 

Beteiligten bestehen unterschiedliche Spannungslagen, die sich 

einerseits zwischen den Geber- und Nehmerländern und anderer-

seits zwischen den Parteien bzw. sogar innerhalb der (Landes-

verbände der) Parteien ergeben. Eine Reform im großen Stil wäre 

nur mit erheblichem Aufwand und Kompromissbereitschaft der 

Beteiligten denkbar, wenn eine solche nicht schon von vornherein 

                                                 
1 FAG v. 20.12.2001, BGBl. I. 2001, S. 3955 (3956), zuletzt geändert durch 

Art. 1 des G. v. 22.12.2014, BGBl. I 2014, S. 2411. Das Gesetz tritt nach § 

20 FAG mit Ablauf des 31.12.2019 außer Kraft. 
2 Art. 115 GG v. 29.7.2009. 
3 Art. 117 LV Rheinland Pfalz, v. 31.12.2010. 
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zum Scheitern verurteilt wäre. 

Aus diesem Grund beziehen sich die Reformansätze nur auf 

einzelne Punkte, unter anderem auf die zweite Stufe des Finanz-

ausgleichs (=sog. primär-horizontale Steuerverteilung). Sie um-

fasst die horizontale Verteilung der Landessteuern sowie des 

Länderanteils der Gemeinschaftsteuern. Die Maßstäbe dieser Stufe 

waren schon früher zwischen den Ländern umstritten. Das Bundes-

verfassungsgericht4 traf im Jahre 1986 eine bedeutende Richtungs-

entscheidung. Dort stellte es die Maßstäbe der zweiten Stufe auf. 

Damit war der Streit jedoch noch nicht beigelegt. Die Länder 

strebten in den Jahren nach der deutschen Wiedervereinigung eine 

Überprüfung der Steuerverteilung an5. In der finanz-6, politik-7 

sowie in der rechtswissenschaftlichen Literatur8 wurden ebenfalls 

Reformvorschläge unterbreitet. Diese Ansätze beruhen auf unter-

schiedlichen Annahmen und Wertungen und kommen folglich 

auch zu divergierenden Ergebnissen9. Der Streit um die horizontale 

                                                 
4 BVerfGE 72, 330 ff. 
5 Siehe hierzu: Gemeinsamer Beschluss der Ministerpräsidenten v. 5.7.1990, S. 

462 f. in Art. 5 des Einigungsvertrages erwähnt. 
6Fuest/Lichtblau, Finanzausgleich im vereinten Deutschland, (1991), S. 49 ff.; 

Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernelement 

einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 34 ff.; 

Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der Neu-

ordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 98 ff.; Broer, WD 4/2014, S. 258 ff.; Weiß, 

Münzenmaier, WD, 10/2014, S. 732 ff.; a.A. Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, 

(1987), S. 181 (187 ff.). 
7Renzsch, WD 6/2013, S. 405 ff.  
8Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 519 ff; 

Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 50 ff. Für 

die Beibehaltung: Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 

Abs. 1 des GG, (1997), S. 110; Carl, Bund-Länder-Finanzausgleich im 

Verfassungsstaat, (1994), S. 40 ff. 
9  Der Auffassung des Bundesverfassungsgerichts folgend: Hidien, Die 
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Steuerverteilung erhielt durch die Normenkontrollverfahren vor 

dem Bundesverfassungsgericht eine neue Dimension, die von den 

Ländern Bayern und Hessen im März 2013 angestrengt wurden10. 

Die unterschiedlichen Auffassungen und die zugrunde liegenden 

Wertungen und Prinzipien sind daher auch aktuell von wissen-

schaftlichem Interesse.  

 

Die Arbeit gliedert sich in zwei Teile: Im ersten Teil werden Auf-

gaben und Struktur des Finanzausgleichs dargestellt. Dabei werden 

auch die vier Stufen des Finanzausgleichs erläutert. (Kapitel B). 

Daran schließt sich ein Überblick über die zweite Stufe des Finanz-

ausgleichs an (Kapitel C). Sie basiert auf grundlegenden Prinzi-

pien, die zugleich Leitziele der Verteilungsmodi sind. Diese Prinzi-

pien sollen näher dargestellt werden, da sie die Grundlage für 

Reformüberlegungen bilden könnten. In diesem Abschnitt werden 

auch die verfassungsrechtlichen Anforderungen und Maßstäbe der 

Verteilung dargelegt. Auch wird auf etwaige Verzerrungen und auf 

die einfachrechtliche Ausgestaltung der Zerlegungsvorschriften 

des Gesetzgebers eingegangen. 

                                                 
horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 110; 

Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als Ergänzung 

fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 7; a.A. 

Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernelement 

einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 34 ff.; 

Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der Neu-

ordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 98 ff. 
10 Siehe hierzu: Bayerische Staatsregierung, v. 5.2.2013, verfügbar unter: 

http://www.bayern.de/ministerpraesident-seehofer-und-ministerpraesident-

bouffier-laenderfinanzausgleich-muss-anstrengungen-belohnen-bayern-und-

hessen-beschliessen klage-gegen-laenderfinanzausgleich/[zuletzt abgerufen, 

am: 13.10.2015]; Broer, WD 4/2014, S. 258 ff.; Wieland, ifo-SD, Nr. 9, (2013), 

S. 12f. 
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Der zweite Teil behandelt die Reformansätze. In Kapitel A werden 

Sinn und Zweck des Reformanliegens untersucht. Kapitel B befasst 

sich mit der Bedeutung der Reform der Verteilung. Im Zentrum 

dieser Bearbeitung steht jedoch Abschnitt C, der die einzelnen 

Verteilungsprinzipien enthält, die in Abschnitt D auf die einzelnen 

Steuerarten angewendet werden sollen. 

 

 

Der Finanzausgleich B. 

I. Begriff und Aufgabe des Finanzausgleichs 

 

1. Der Begriff 

Der Begriff „Finanzausgleich“11 wird unterschiedlich verwendet12. 

Die Finanzwissenschaft hat ein weites Verständnis vom Finanz-

ausgleich. Der Finanzausgleich erfasst danach die Aufgaben-, 

Ausgaben- und Einnahmenverteilung13. 

Die Aufgabenverteilung bezeichnet man in diesem Zusammen-

hang als passiven, die Einnahmenverteilung als aktiven Finanz-

ausgleich. Dieser Ansatz ist in der Finanzwissenschaft jedoch nicht 

                                                 
11 Den Finanzausgleich kann man auch als „Bund-Länder-Finanzausgleich“ 

bezeichnen. 
12  Stern, Staatsrecht, Bd. II, 1. Aufl. (1980), S. 1128 ff.; Pagenkopf, Der 

Finanzausgleich im Bundesstaat, (1981), S. 41 ff.; Peffekoven, Finanzaus-

gleich, in: HdWW, 24. Lieferung (1980), S. 608 ff. Der Begriff 

„Finanzausgleich“ sei wenig glücklich, denn er lasse vermuten, dass nur die 

Verteilung der öffentlichen Einnahmen zur Diskussion stehe. 
13 Pagenkopf, Der Finanzausgleich im Bundesstaat, (1981), S. 38; Peffekoven, 

Finanzausgleich, in: HdWW, 24. Lieferung (1980), S. 608.  
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unumstritten. Denn teilweise14 wird die Aufgabenverteilung als ge-

geben betrachtet und der Fokus nur auf die Einnahmenverteilung 

gerichtet.  

Auch innerhalb der Rechtswissenschaft wird der Begriff des Fi-

nanzausgleichs nicht einheitlich verwendet. Teile der Literatur15 

verstehen hierunter die Ausgaben- und Einnahmenverteilung. Die 

Vertreter dieser Auffassung setzen den Finanzausgleich mit der 

Finanzverfassung gleich. 

Die Rechtsprechung 16  und die herrschende Meinung im juris-

tischen Schrifttum 17  hingegegen, gehen von einem engen Ver-

ständnis des Finanzausgleichs aus. Dieser bezieht sich nur auf die 

Einnahmenverteilung. Der Vorteil dieser Sichtweise besteht darin, 

dass dieser Begriff auch dem Finanzausgleichsgesetz zugrunde 

liegt. Des Weiteren bezieht sich der Inhalt des Finanzausgleichs nur 

auf die Einnahmen18. 

                                                 
14  Stern, Staatsrecht, Bd. II, 1. Aufl. (1980), S. 1128; Huber, in: v. 

Mangoldt/Klein/Starck, (Hrsg.), GG, Bd. 3, 6. Aufl. (2010), Art. 107 Rn. 7; 

a.A. Zimmermann/Henke/Broer, Finanzwissenschaft, 11. Aufl. (2012), S. 530. 
15 Heun, Der Staat, Bd. 31 (1992), S. 205 (208 f.). 
16 BVerfGE 1, 117 (119). 
17 Huber, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, (Hrsg.), GG, Bd. 3, 6. Aufl. (2010), Art. 

107 Rn. 9; Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 5. Ähnlich uneinheitlich werde 

der Begriff des Länderfinanzausgleichs verwendet. Teilweise bezeichnet man 

damit den gesamten Vorgang der Verteilung zwischen Bund und Ländern; 

andere verwenden den Begriff nur auf der Ebene der Länder (S. 6 ff. m.w.N.). 

In dieser Arbeit wird nur die sekundär-horizontale Steuerverteilung zwischen 

den Ländern nach Art. 107 Abs. 2 S. 1 GG als „Länderfinanzausgleich“ 

bezeichnet. 
18Vogel/Waldhoff, Grundlagen des Finanzverfassungsrechts, 1. Aufl. (1999), S. 

22. Die Entkoppelung der Steuereinnahmen von der Ausgabenseite ergibt sich 

schon aus § 3 AO, der von der voraussetzungslosen Abgabe ausgeht. Zudem 

bewirke diese Loslösung einen Anstieg der Steuereinnahmen. Die Distanz 

zwischen der Einnahmen- und Ausgabenseite wird überdies als „moderne 

Errungenschaft des Steuerstaates“ gewürdigt. Siehe hierzu auch: Kirchhof, 

Bundessteuergesetzbuch, (2011), Leitgedanken der Steuerreform, Rn. 5. Die 
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In dieser Arbeit wird das enge Begriffsverständnis vom Finanz-

ausgleich zugrunde gelegt. Dennoch wird der Zusammenhang 

zwischen der Einnahmeverteilung und der Aufgabenlast nicht 

übersehen. Denn die Aufbürdung der Aufgaben und die damit ver-

bundenen Ausgaben tragen entscheidend zur finanziellen Situation 

der Länder bei und haben die gleiche Wirkung wie die Entziehung 

von Finanzmitteln 19 . Für die rechtliche Behandlung sind Ein-

nahme- und Lastenverteilung jedoch strikt zu trennen20.  

 

Der Finanzausgleich kann auch nach der Richtung der Finanz-

ströme charakterisiert werden21. Der vertikale Finanzausgleich ver-

teilt das gesamte Steueraufkommen zwischen über- und unterge-

ordneten Gebietskörperschaften (Bund und Ländern). Erfolgt auch 

zwischen den gleichgeordneten Gliedern ein Finanzausgleich, so 

bezeichnet man diesen als horizontalen Finanzausgleich22.  

Der primäre Finanzausgleich weist die Einnahmen unter be-

stimmten Umständen einem Bundesland originär zu, während der 

sekundäre bestehende Finanzmassen umverteilt 23 . Der Länder-

Finanzausgleich im weiteren Sinne ist in Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG 

geregelt und erfasst die primär-horizontale Steuerzuordnung. Der 

Länder-Finanzausgleich im engeren Sinne ordnet hingegen die 

                                                 
„voraussetzungslose“ Steuer sichere die Handlungsfähigkeit der 

parlamentarischen Demokratie. 
19 Dies lässt sich auch aus Art. 106 Abs. 4 S. 2 GG entnehmen. 
20 Zur wirtschaftlichen Verknüpfung und rechtlichen Trennung beider Seiten 

siehe auch Friauf, JA 1984, S. 618. 
21 Friauf, JA 1984, S. 618 (619); Fuest/Lichtblau, Finanzausgleich im vereinten 

Deutschland, (1991), S. 15 ff.; Zimmermann/Henke/Broer, Finanzwissen-

schaft, 11. Aufl. (2012), S. 230. 
22 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 22 f. 
23 Huber, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, (Hrsg.), GG, Bd. 3, 6. Aufl. (2010), Art. 

107 Rn. 14 f. 
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Umverteilung der Steuern zwischen den Ländern an24.  

Im Folgenden wird das engere Verständnis des Länderfinanzaus-

gleichs zugrunde gelegt. Auch ist nur die Einnahmenverteilung 

Gegenstand dieser Arbeit. Daher wird der enge Finanzausgleichs-

begriff verwendet. Überdies wird zwischen primärer Ertrags-

zuordnung und sekundärer Umverteilung sowie zwischen hori-

zontaler und vertikaler Richtung der Finanzströme unterschieden. 

Eng mit dem Begriff verbunden sind auch Aufgabe und Funktion 

des Finanzausgleichs, auf die im Anschluss kurz eingegangen wird. 

 

2. Aufgabe und Funktion 

Der Bund-Länder-Finanzausgleich hat mehrere Funktionen. Er 

regelt zunächst die finanziellen Beziehungen zwischen Bund und 

Ländern 25 . Aus dem systematischen Kontext der Vorschriften 

ergeben sich einerseits die Stellung der Länder zueinander und 

andererseits die Stellung der Ländergesamtheit zum Bund. Die 

verfassungsrechtliche Position der Länder und des Bundes werden 

durch das Bundesstaatsprinzip garantiert. Hieraus resultiert die 

zweite zentrale Bedeutung des Finanzausgleichs. Dieses Prinzip 

gewährleistet zum einen das „Verfügenkönnen“ über die Finanz-

mittel, zum anderen die sachgerechte Aufteilung der Finanzmacht 

zwischen Bund und Ländern. Entscheidende Vorgabe ist dabei, 

dass jede Ebene zur Erfüllung der verfassungsmäßigen Aufgaben 

mit angemessenen Finanzmitteln ausgestattet wird26 . Denn die 

Länder haben einen unentziehbaren Kern eigener Aufgaben, ohne 

                                                 
24 Bösinger, Die Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleiches 1995, 

(1999), S. 19. 
25 Pagenkopf, Der Finanzausgleich im Bundesstaat, (1981), S. 31 f. 
26BVerfGE 72, 330 (383). Dadurch können sich Eigenverantwortlichkeit und 

Eigenständigkeit der Aufgabenwahrnehmung erst entfalten. 
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dessen Vorhandensein die Staatlichkeit zu einer leeren Hülle ver-

käme27. Zur Erfüllung der Aufgaben gehört jedoch auch die reale 

Umsetzbarkeit, die sich nur durch eine angemessene Finanzaus-

stattung gewährleisten lässt28.  

Die Anforderung einer aufgabengerechten Finanzausstattung 

gliedert sich in mehrere Teilelemente29: Sie orientiert sich an die 

verfassungsmäßig zugewiesenen Aufgaben. Dabei ist es ohne 

Belang, ob die Finanzmasse aus eigener Ertragshoheit fließt oder 

aufgrund von Finanzzuweisungen anderer. Das zweite Element er-

fasst die Eigenständigkeit und Eigenverantwortlichkeit der Auf-

gabenwahrnehmung sowie das Recht zur Bestimmung der Art und 

Weise der Aufgabe30.  

Die Bedeutung des Finanzausgleichs besteht auch in einer 

möglichst allgemeinen Übereinstimmung zwischen Einnahmen 

und Ausgaben, so dass sich eine gleichmäßige Befriedigung gleich 

wichtiger und vordringlicher Bedürfnisse ermöglichen lässt31. Es 

kommt daher nicht nur darauf an, dass in jeder Ebene ausreichende 

Finanzmittel zur Verfügung stehen. Entscheidend ist vielmehr, 

dass weder Bund noch Länder von Finanzzuweisungen, die im 

Belieben des jeweils anderen stehen, abhängig sind32 . Aus der 

                                                 
27 BVerfGE 34, 9 (20); Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 3. 
28  Wendt, Finanzhoheit und Finanzausgleich, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), 

HStR VI, 3. Aufl. (2008), § 139 Rn. 1 ff.; Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 

215. 
29 So Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 

101 f. 
30 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 101. 
31 Pagenkopf, der Finanzausgleich im Bundesstaat, (1981), S. 33. 
32 Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 3. Gerade die finanzielle Unabhängigkeit 

ist auf den Einfluss der alliierten Militärgouverneure zurück zu führen, die sich 

gegen zu weitreichende Bundeskompetenzen wandten, siehe hierzu: Wieland, 

Jura 1998, S. 411. 
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Funktion des Finanzausgleichs wird daher die Verbindung der Ein-

nahmen- mit der Aufgaben- und Ausgabenseite deutlich33 . Die 

Einnahmenverteilung ist schließlich Voraussetzung für die 

Leistungsverwaltung34. 

Der Finanzausgleich hat jedoch nicht nur verfassungsrechtliche 

Aspekte. Denn er wirkt sich unmittelbar auf die Gesellschaft, die 

Wirtschaft sowie auf das kulturelle Leben der Einwohner des 

Staates aus35.  

 

3. Zwischenergebnis 

Aus den Erläuterungen werden die Kongruenz und das enge 

Zusammenspiel zwischen Einnahmen, Ausgaben und Aufgaben 

deutlich. Der Finanzausgleich hat auch Konsequenzen für das 

Verhältnis zwischen Bund und Ländern. Er gestaltet zunächst das 

Statusverhältnis zwischen Bund und Ländergesamtheit. Auf der 

anderen Seite hat er erheblichen Einfluss auf die Verhaltens-

pflichten der Länder untereinander36. Dabei realisieren sich diese 

Pflichten mehr oder weniger auf den einzelnen Stufen. Daher wird 

im nächsten Abschnitt die Struktur des Finanzausgleichs näher 

dargestellt. 

 

                                                 
33  Friauf, JA 1984, S. 618. Die Zuweisung einer kostenverursachenden 

Aufgabe ist gleichbedeutend mit dem Entzug von Einnahmen. 
34 Schwarz, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, (Hrsg.), GG, Bd. 3, 6. Aufl. (2010), 

Art. 106 Rn. 4. Die Leistungsverwaltung beruht auf dem Sozialstaatsprinzip 

des Art. 20 Abs. 2 GG. 
35 Pagenkopf, Der Finanzausgleich im Bundesstaat, (1981), S. 31. 
36 BVerfGE 86, 148 (149, 263). 
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II. Die vier Stufen des Finanzausgleichs  

 

1. Allgemeines 

Die beiden ersten Stufen regeln die Primärverteilung der Steu-

ern. Sie ordnen den unterschiedlichen Ebenen (Bund, Ländern 

und Gemeinden) verschiedene Steuermittel zu. Auf der dritten 

Stufe erfolgt der eigentliche Finanzausgleich zwischen den 

Ländern (sog. Länderfinanzausgleich). Hierbei wird die unter-

schiedliche Finanzkraft der Länder in einem bestimmten Maße 

angeglichen. Auf der vierten Stufe weist der Bund bestimmten 

Ländern bestimmte Erträge zu. Diese vier voneinander ab-

hängenden Stufen dürfen nicht vertauscht werden. Das Bundes-

verfassungsgericht37 geht in diesem Zusammenhang davon aus, 

dass diese Stufen zwar beweglich und anpassungsfähig seien, 

jedoch nicht beliebig funktional ausgewechselt oder über-

sprungen werden dürfen. Die Abfolge der Stufen sowie jede 

einzelne Stufe haben für sich eine eigenständige Bedeutung. 

Dennoch stehen sie in einem „geschlossenen“ Gesamtzusam-

menhang. 

 

2. Der primär-vertikale Finanzausgleich 

 

a) Allgemeines  

Die originäre Ertragszuweisung hat im föderativen Staatsaufbau 

eine wichtige und tragende Bedeutung. Denn sie wird als Grund-

voraussetzung für das Bestehen der Staatlichkeit von Bund und 

                                                 
37 BVerfGE 72, 330 (383). 
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Ländern angesehen38. Die Abhängigkeit der Länder von Zuwei-

sungen anderer Länder oder des Bundes ist mit diesem Gedanken 

nicht vereinbar, da die Ertragshoheit die Eigenverantwortlichkeit 

stärkt. Die erste Stufe des Finanzausgleichs ist in Art. 106 GG 

geregelt. Die Verteilung des gesamten Steueraufkommens erfolgt 

nach dem gebundenen Trennsystem39. Von einem „freien Trenn-

system“ wäre auszugehen, wenn die Länder auch das Gesetz-

gebungsrecht bezüglich ihrer Steuern hätten. 

Nach dem jetzigen System werden bestimmte Steuern auf ver-

schiedene Ebenen verteilt. Hierbei werden vier große Finanz-

massen gebildet40. Die gesamten Steuererträge verteilen sich auf 

Bund, Länder, auf die Gemeinschaft von Bund und Ländern sowie 

auf die Gemeinden. Während nach Art. 106 Abs. 1 und 2 GG die 

Steuern dem Bund und den Ländern nach dem Trennsystem 

zugewiesen werden, werden die aufkommensstärksten Steuern 

gemäß Art. 106 Abs. 3 GG nach dem Verbundsystem verteilt41. 

Die Gemeinden stellen zwar keine dritte Ebene dar, dennoch steht 

ihnen eigenes Aufkommen zu. Abgesichert werden ihre Rechte 

durch Art. 106 Abs. 5 bis 7 GG42. 

 

                                                 
38  Zu den Zwecken des primären Finanzausgleichs, siehe: Häde, Finanz-

ausgleich (1996), S. 183; Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), 

Art. 106 Rn. 4. 
39 Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 106 Rn. 11. Im 

Gegensatz hierzu steht das freie Trennsystem. Nach diesem stehen den Ländern 

und dem Bund parallel die Gesetzgebungs- und Ertragshoheit zu. 
40 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 422 

ff.; Friauf, JA 1984, S. 618 (620). Er geht von drei Finanzmassen aus, bezieht 

jedoch das Aufkommen der Gemeinden nach Art. 106 Abs. 5-7 GG nicht mit 

ein. 
41 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (183). 
42 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 425. 
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b) Verteilung des Steueraufkommens nach dem 

Trennungsprinzip 

 

aa) Die Bundessteuern 

Art. 106 Abs. 1 GG43 weist das Aufkommen bestimmter Steuer-

arten ausschließlich dem Bund zu. Die Steuern werden dabei nicht 

nach steuersystematischen Zwecken verteilt. Es handelt sich um 

Steuern, die entweder regional nicht zugeordnet werden können44 

oder stark streuen45. Zu diesen Steuern gehören unter anderem die 

Erträge aus Finanzmonopolen, bestimmten Verbrauchsteuern 

(Kaffee-, Mineralöl-, Schaumwein- und Tabaksteuern) sowie den 

Zöllen. Davon erfasst sind auch die Kapitalverkehr- und Versiche-

rungsteuer. Nr. 4 regelt zudem die Straßengüterverkehr- sowie die 

Kfz-Steuer. Von besonderer Bedeutung ist auch die Ergänzungs-

abgabe zur Einkommen- und Körperschaftsteuer, die nicht zur Ge-

meinschaftsteuer nach Art. 106 Abs. 3 GG gehört.  

 

bb) Die Landessteuern  

Die Landessteuern werden nach Art. 106 Abs. 2 GG verteilt. Der 

Grund der Zuweisung dieser Steuern besteht darin, dass sie einen 

regionalen Bezug sowie eine geringere Konjunkturabhängigkeit 

aufweisen46. Hierzu gehören unter anderem die Erträge der Ver-

mögen-, Erbschaft-, Feuerschutz-, Biersteuern, der Spielbanken-

abgabe und der allgemeinen Verkehrsteuern, soweit sie nicht dem 

Bund allein oder Bund und Ländern gemeinsam zugewiesen sind.  

                                                 
43 Auf Art. 106a und 106b GG wird kein Bezug genommen. 
44  Hinnendahl, Die Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern in der 

Bundesrepublik Deutschland, (1974), S. 145 f. 
45 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (184). 
46 Troeger-Gutachten, 2. Aufl. (1966), Rn. 234. 
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cc) Die Gemeindesteuern 

Die Gemeindesteuern sind als vierte Finanzmasse in Art. 106 Abs. 

6 GG normiert. Die örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern 

werden gemäß Art. 106 Abs. 6 S. 1 GG ebenfalls den Gemeinden 

oder Gemeindeverbänden zugewiesen47. 

 

c) Die Verteilung der Gemeinschaftsteuern 

Art. 106 Abs. 3 GG weist die aufkommensstärksten Steuern (Ein-

kommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer) Bund und Ländern ge-

meinsam zu. Dazu gehören auch die unterschiedlichen Erhebungs-

formen der Einkommensteuer (Lohn- und Kapitalertragsteuer).  

 

aa) Die Verteilung der Einkommen- und Körperschaftsteuer 

Art. 106 Abs. 3 S. 2 GG legt fest, dass das Aufkommen der Ein-

kommen- und Körperschaftsteuer Bund und Ländern verbindlich 

je zur Hälfte zusteht. Da die Gemeinden nach Art. 106 Abs. 5 GG 

vorab einen Anteil am Aufkommen der Einkommensteuer er-

halten, hängt die Höhe des Bundes- und des Länderanteils von der 

Höhe des Gemeindeanteils ab. Eine verfassungsrechtlich bindende 

Quote bei der Zuteilung des Gemeindeanteils besteht nicht48. Sie 

wird durch den einfachen Gesetzgeber festgelegt49. Gemäß § 1 

GFRG erhalten die Gemeinden einen Anteil i.H.v. 15% der Lohn- 

                                                 
47 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 425 f. 

Da die Zuweisung jedoch das Landesrecht vorsieht, handelt es sich nicht um 

eine eigene Ertragssteuerhoheit der Kommunen; a.A. Heintzen, in: v. 

Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 106 Rn. 42. 
48  Hidien, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner Kommentar, 102. 

Lieferung (2002), Art. 106 Rn. 1019. 
49 § 1 GFRG.  
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und veranlagten Einkommensteuer sowie 12% der Kapitalertrag-

steuer. Bund und Länder erhalten somit je 42,5% des Aufkommens 

von der veranlagten Einkommensteuer50.  

An der Körperschaftsteuer sind die Kommunen nicht beteiligt. 

Bund und Länder erhalten daher je 50% des Körperschaftsteuer-

aufkommens. 

 

bb) Die Verteilung der Umsatzsteuer 

Auch die Anteile an der Umsatzsteuer sind verfassungsrechtlich 

nicht festgelegt. Die Umsatzsteuer ist daher ein bewegliches Ele-

ment in der verfassungsrechtlich festgelegten Ertragszuweisung. 

Die fehlende verfassungsrechtliche Festlegung erlaubt eine Anpas-

sung an die Ausgaben- und Einnahmenentwicklung51 und enthält 

damit auch Bedarfselemente52. Da die Anpassung auf Verhand-

lungen, Verständigung und Kompromissen beruht, wird dieses 

Element auch als das politisch prekärste Verteilungskriterium be-

zeichnet53. Dennoch bestehen nach Art. 106 Abs. 3 S. 3 und S. 4 

GG bei der Festlegung der Umsatzsteueranteile verbindliche, in-

haltliche Vorgaben an das zustimmungspflichtige Bundesgesetz.  

                                                 
50  Bundesministerium für Finanzen, Auf den Punkt, v.17.9.2014, abrufbar 

unter: http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads /Bro -

schueren_Bestellservice/2014-09-17-auf-den-punkt-bund-laenderfinanzen. 

pdf?__blob=publication File &v=4, [zuletzt abgerufen, am: 13.10.2015]. 
51 Heun, Der Staat, Bd. 31 (1992), S. 205 (215 f.); Friauf, JA 1984, S. 618 

(620). Die Beteiligungsverhältnisse sollen als „Tariergewicht“ dienen; 

Heintzen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 106 Rn. 

28. Er bezeichnet die Umsatzsteuer als „Kristallisationspunkt politischen 

Streits“. 
52  Ebenso BVerfGE 72, 330 (384); Kube, Der bundesstaatliche Finanzaus-

gleich, Gutachten, (2011), S. 7. Es handle sich jedoch um eher vage, abstrakte 

Bedarfe. 
53 Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 106 Rn. 17, 19. 
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Nach Nr. 1 haben Bund und Länder gleichmäßig Anspruch auf 

Deckung der notwendigen Ausgaben unter Berücksichtigung einer 

mehrjährigen Finanzplanung.  

Nr. 2 ordnet an, dass zwischen den Deckungsbedürfnissen des 

Bundes und der Länder ein angemessener Ausgleich zu erzielen ist. 

Zudem soll eine Überbelastung der Steuerpflichtigen vermieden 

und die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse gewahrt werden54. 

Ändert sich das Verhältnis zwischen Einnahmen und Ausgaben 

bei Bund und Ländern wesentlich, so müssen die Anteile gemäß 

Art. 106 Abs. 4 S. 1 GG neu festgelegt werden. Die Anforderungen 

sollen durch das Maßstäbegesetz konkretisiert werden 55. 

Umgesetzt werden diese Vorgaben durch das sog. Deckungs-

quotenverfahren56. Nach § 1 S. 1 FAG erhält der Bund vorab 4,45 

% des Umsatzsteueraufkommens. Zudem steht ihm ab 2008 vorab 

noch ein Zuschuss von 5,05% zu. Nach Abzug des Gemeinde-

anteils erhält der Bund 50,5% des verbleibenden Aufkommens der 

Umsatzsteuer (§ 1 S. 4 FAG). Die Länder erhalten nach S. 4 

grundsätzlich 49,5% des Umsatzsteueraufkommens 57 . S. 5 re-

duziert den Anteil der Länder im Jahr 2015 um 326 Mio. €, so dass 

ihnen ca. 44,6 % zugewiesen werden. Dieser Betrag wird dem 

                                                 
54 So Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 7. 

Zugleich werden auch die Belastungen der Länder durch den Familien-

leistungsausgleich mit berücksichtigt. Die letztgenannten Vorgaben weisen 

einen individualschützenden Charakter auf. 
55 BVerfGE 101, 158 (214 ff., 227). 
56 Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 183. Dazu werde das Verhältnis zwischen 

Einnahmen und Ausgaben ermittelt. Er äußert sich kritisch in Bezug auf die 

tatsächliche Ausgestaltung, dass nämlich die Umsatzsteuer durch politischen 

Kompromiss zwischen Bund und Länder erfolgt, ohne verfassungsrechtliche 

Vorgaben zu berücksichtigen (S. 199). 
57  Der Länderanteil enthält 5,5% für Umschichtungen aus dem 

Familienleistungsausgleich. 
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Bund zugeschrieben, so dass er insgesamt ca. 53,4% erhält58. Die 

Revisionsklausel des Art. 106 Abs. 4 GG ordnet eine neue Fest-

setzung der Umsatzsteueranteile an, wenn sich die Einnahmen- und 

Ausgabenverhältnisse von Bund und Ländern wesentlich ändern59.  

Art. 106 Abs. 5a GG legt den Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 

fest. Die Kommunen haben jedoch kein eigenes Hebesatzrecht60. 

Auch hier besteht keine feste Quote. Die Konkretisierung erfolgt 

durch ein zustimmungspflichtiges Bundesgesetz. Die Ge-meinden 

erhalten nach § 1 S. 3 FAG ca. 2,2 % des Umsatzsteuer-

aufkommens61. Die Vorschriften der §§ 5a-5e GFRG regeln die 

Zu-teilung der Anteile. Im ersten Schritt wird der Gemeindeanteil 

an die Länder zugewiesen. Im zweiten Schritt werden diese Anteile 

auf die einzelnen Gemeinden aufgrund von Schlüsselzahlen ver-

teilt62.  

 

 

 

 

                                                 
58  Abrufbar unter: Bundesministerium für Finanzen, Auf den Punkt, 

v.17.9.2014, abrufbar unter: http://www.bundesfinanz-

ministerium.de/Content/DE/Downloads /Broschueren_Bestellservice/2014-

09-17-auf-den-punkt-bund-laender-finanzen.pdf?__ 

blob=publicationFile&v=4  [zuletzt abgerufen, am: 13.10.2015]; Lenk, ifo, 67. 

Jg. (1/2014), S. 9 (10). 
59 Bösinger, Die Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleiches 1995, 

(1999), S. 21. 
60 Heintzen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 106 Rn. 

48. 
61 Zusätzlich erhalten die Kommunen in den Jahren 2015 und 2016 einen 

Betrag von 500 Mio. €. 
62 Siekmann, in: Sachs, (Hrsg.), GG, 7. Aufl. (2014), Art. 106 Rn. 40. Der 

Anteil liegt bei 2,2%. 



 

17 

 

3. Der primär-horizontale Finanzausgleich 

 

a) Allgemeines 

Art. 107 Abs. 1 GG regelt die zweite Stufe der Einnahmenvertei-

lung. Der Steuerertrag wird hier zwischen den Ländern aufgeteilt 

(sog. primär-horizontale Verteilung 63 ). Die Steuerertragsauftei-

lung legt fest, welcher Anteil des Aufkommens an den Landes- und 

Gemeinschaftsteuern dem einzelnen Land zugewiesen wird. Es 

handelt sich beim horizontalen „Ausgleich“ nicht um eine Ver-

teilung, sondern streng gesehen um ein Verbleiben des Steuer-

ertrags in dem Land, in dem es erzielt wurde64. Dieses Prinzip folgt 

aus der Gebietshoheit der Länder. Obwohl viele Reformüber-

legungen diese Stufe weniger berücksichtigen 65 , liegt hier der 

Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit.  

 

b) Die Verteilung nach dem örtlichen Aufkommen 

Die Verteilung der Landessteuern und der Anteil der Länder am 

Gemeinschaftsteueraufkommen richten sich nach der Verein-

nahmung durch die Finanzbehörden66. Die Steuern werden daher 

nach dem Prinzip des örtlichen Aufkommens den einzelnen Län-

dern zugewiesen. 

                                                 
63 Bezeichnung entnommen aus: Peffekoven, Finanzausgleich, in: HdWW, 24. 

Lieferung (1980), S. 608 (625). 
64 Ebenso Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

6 f. 
65 Siehe hierzu: Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 1. 

Aufl. (1997), S. 507 f. 
66 Friauf, JA 1984, S. 618 (621); Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, 

Gutachten, (2011), S. 10. 
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Der Zweck der „Verteilung“ nach dem örtlichen Aufkommen be-

steht darin, die tatsächliche Steuerkraft eines Landes zu erfassen67. 

Die horizontale Steuerertragsaufteilung erfüllt zwei Funktionen: 

Sie stellt zunächst die Eigenstaatlichkeit und Souveränität der 

Länder sicher. Insoweit spiegelt die Steuerertragszuweisung die 

gliedstaatliche Finanzautonomie wider 68 . Dadurch sollen die 

Länder von den Früchten ihrer eigenen Wirtschafts- und Struktur-

politik profitieren 69. Dieses Verteilungsprinzip privilegiert daher 

die Länder mit hohen Steuereinnahmen. Es knüpft nämlich nicht 

an den Finanzbedarf an, sondern an das Erwirtschaften der Steuern 

im eigenen Bereich70. 

Hieraus ergibt sich auch die zweite Funktion. Denn auf der anderen 

Seite tritt der Mehrbedarf steuerschwacher Länder deutlich her-

vor71. Die Verteilung nach dem örtlichen Aufkommen bereitet auf 

diese Weise die dritte Stufe des Finanzausgleichs vor. Deshalb ist 

sie Grundlage und wesentliche Voraussetzung des Länderfinanz-

ausgleichs72. 

In bestimmten Fällen kann es jedoch zu einnahmebedingten Ver-

zerrungen kommen, die unter anderem dann auftreten, wenn 

                                                 
67 Ebenso Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

7. 
68 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 15. 
69 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 21; Friauf, JA 1984, S. 618 (621); dem folgend: Kube, Der 

bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 10. 
70 BVerfGE 72, 330 (384). 
71 BVerfGE 86, 148 (214 f.); Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und 

Ländern, (1997), S. 512; Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 

107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 19. 
72 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 19. 
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Steuerkraft und regionale Vereinnahmung nicht übereinstimmen. 

Die Verfassung sieht daher in Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG zusätzlich 

zur Verteilung nach dem örtlichen Aufkommen verpflichtend die 

Abgrenzung und Zerlegung der Lohn- und Körperschaftsteuer 

durch zustimmungspflichtiges Bundesgesetz vor. Abgrenzung 

bedeutet, dass der gesamte Ertrag aus einem Steuertatbestand 

einem der beteiligten Länder zugewiesen wird. Zerlegung meint, 

die Verteilung der Einnahmen aus einem Steuertatbestand auf 

mehrere beteiligte Länder73. Diese Vorgabe erhält im systema-

tischen Kontext zum örtlichen Aufkommen ihren Sinn. Denn die 

Vereinnahmungsvorschriften werden durch den einfachen Gesetz-

geber geschaffen, der sich primär von Zweckmäßigkeits-

erwägungen leiten lässt74. 

Die Zerlegung der Lohn-, Kapitalertrag-, sowie Körperschaftsteuer 

ist im ZerlG geregelt. Im Hinblick auf die Zerlegung anderer 

Landessteuern kann der Bundesgesetzgeber nach Art. 107 Abs. 1 

S. 3 GG weitere Zerlegungsvorschriften schaffen. Die Zerlegung 

der Kapitalertragsteuer (als Erhebungsform der Einkommensteuer) 

und der Feuerschutzsteuer beruhen auf dieser Vorschrift. Die 

Lohnsteuer wird nach dem Wohnsitzprinzip (§ 7 ZerlG); die 

Körperschaftsteuer nach dem Betriebsstättenprinzip (§ 2 ZerlG), 

die Kapitalertragsteuer nach dem Wohnsitz bzw. Sitz des Steuer-

                                                 
73 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 89 f.; Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 107 

Rn. 16; Heintzen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 

107 Rn. 14. Heintzen sieht in der Abgrenzung die „Interpretation“ des örtlichen 

Aufkommens, während die Zerlegung „teilweise Änderung von dessen 

Rechtsfolge“ bedeute. Auf die Frage, ob die Zerlegung das örtliche 

Aufkommen realisiert oder korrigiert, wird in Kapitel C eingegangen. 
74  Zur Begründung, siehe auch: Hidien, Die horizontale Steuerverteilung 

gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 77. 
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schuldners oder Sitz der Personenhandelsgesellschaft (§ 8 ZerlG) 

und die Feuerschutzsteuer grundsätzlich nach der 

Bruttowertschöpfung aller Wirtschaftsbereiche (§ 11 FeuerschStG) 

zerlegt. Die nähere Darstellung erfolgt in Kapitel C des 1. 

Abschnitts. Auf etwaige Reformansätze wird im zweiten Teil 

dieser Arbeit eingegangen.  

 

c) Die Verteilung nach der Einwohnerzahl 

Die Umsatzsteuer wird nicht nach dem örtlichen Aufkommen, 

sondern grundsätzlich nach Maßgabe der Einwohnerzahl verteilt75. 

Der andere Verteilungsmodus ergibt sich aus Art. 107 Abs. 1 S. 4 

Hs. 1 GG. Ein Großteil der Literatur76 geht davon aus, dass sich die 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Landes in diesem Fall nicht 

aus dem Einkommen, sondern aus der Konsumkraft der Ein-

wohner ergebe. Dahinter steht die Überlegung, dass die Ein-

wohnerzahl die Konsumkraft „am ehesten“ indiziere. Daher wird 

sie als „typisierender Maßstab der regionalen Konsumkraft“ ange-

sehen77.  

Das Prinzip der örtlichen Vereinnahmung lässt sich deshalb nicht 

auf die Umsatzsteuer anwenden, weil es sich um eine indirekte 

Steuer handelt. Denn die Umsatzsteuer wird grundsätzlich beim 

                                                 
75 Friauf, JA 1984, S. 618 (621). 
76 Carl, Bund-Länder-Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1994), S. 37. 
77  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

7; Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (190); Wendt, Die „eigene“ 

Finanzausstattung der Länder im System der Steuerverteilung und des 

Finanzausgleichs, GS Burmeister, (2005), S. 457 (465); a.A. Kitterer, Zukunft 

der Steuerzerlegung bei Einkommensteuer bzw. Umsatzsteuer, in: Schmidt-

Trenz/Fonger, (Hrsg.), Bürgerföderalismus, 1. Aufl. (2000), S. 123 (131). 
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Unternehmer erhoben78. Abgeschöpft werden soll aber die Leis-

tungsfähigkeit des Verbrauchers 79 . Die Finanzbehörden haben 

jedoch nur die Daten der Unternehmer und nicht der Ver-

braucher80. Daher wird vertreten, dass ein anderer Indikator zur 

Bemessung der Leistungsfähigkeit des Landes erforderlich sei. 

Umstritten ist hierbei, ob die Verteilung nach der Einwohnerzahl 

einen Bedarfsmaßstab81 im Sinne einer gleichmäßigen Pro-Kopf-

Versorgung einführt oder ob sie nur einen Steuerkraftmaßstab 

enthält und als „Reflex“ ausgleichende Wirkung erzeugt82. Auf 

diesen Streit wird bei der Begutachtung der zweiten Stufe näher 

eingegangen83.  

 

d) Steuerkraftausgleich nach dem Gegenstromprinzip 

Nicht der gesamte Länderanteil der Umsatzsteuer wird nach der 

Einwohnerzahl verteilt. Nach Art. 107 Abs. 1 S. 4 HS. 2 GG kann 

durch Bundesgesetz ein Viertel des Länderanteils der Umsatz-

steuer vorab an Länder gewährt werden, deren Finanzkraft nach 

Zuweisung der Landes-, Einkommen- und Körperschaftsteuer 

unter dem Durchschnitt der anderen Länder liegt (Ergänzungsan-

teile) 84 . Die Ergänzungsanteile bezwecken, die Steuerkraft der 

                                                 
78 Eine Ausnahme sieht § 1b Abs. 1 UStG vor. Beim innergemeinschaftlichen 

Erwerb neuer Fahrzeuge kann auch ein Verbraucher herangezogen werden. 
79 Ebenso Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (190) 
80  Carl, Bund-Länder-Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1994), S. 38; 

BVerfGE 73, 330 (384). 
81 So BVerfGE 72, 330 (384), 101, 158 (221); 116, 327 (379); Heun, Der Staat, 

Bd. 31 (1992), S. 205 (225); dem folgend: Heintzen, in: v. Münch/Kunig, 

(Hrsg.), GG, Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 107 Rn. 17. 
82 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 11 f.; 

Carl, Bund-Länder-Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1994), S. 40 ff. 
83 Siehe: C I 5 a). 
84 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 12. 
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steuerschwachen Länder zu stärken85 und enthalten dadurch bereits 

ein ausgleichendes Element86. Da dieses Kriterium nicht auf die 

Steuerkraft, sondern auf den Finanzbedarf abstellt, erfolgt die 

Verteilung nach dem Gegenstromprinzip87. Ungeachtet des aus-

gleichenden Charakters wird der Steuerkraftausgleich dem 

primären Finanzausgleich zugeordnet88.  

 

4. Der Länderfinanzausgleich gemäß Art. 107 Abs. 2 S. 1 

GG 

 

a) Allgemeines 

Der Länderfinanzausgleich (sog. sekundär-horizontaler Finanz-

ausgleich) regelt den angemessenen Ausgleich der unterschied-

lichen Finanzkraft zwischen den Ländern nach Art. 107 Abs. 2 S. 

1 GG. Er korrigiert die Ergebnisse der primären Steuerverteilung 

unter den Ländern, wenn sie zu unangemessenen Ergebnissen 

führen89.  

Der Länderfinanzausgleich weist zwei Dimensionen auf. Zunächst 

sieht das Bundesverfassungsgericht90 in ihm die „Verwirklichung 

des bündischen Prinzips“, das nicht nur im Verhältnis zwischen 

                                                 
85 Carl, Bund-Länder-Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1994), S. 38. 
86 BVerfGE 72, 330 (386); Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und 

Ländern, (1997), S. 127; Schneider, NJW 1991, S. 2448 (2451). 
87 BVerfGE 72, 330 (385). 
88  BVerfGE 72, 330 (384 ff.); 101, 158 (221); dem folgend: Kube, Der 

bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 13 f.; a.A. Friauf, JA 

1984, S. 618 (621). 
89 BVerfGE 86, 148 (214); als Korrektur, BVerfGE 101, 158 (221); 116, 327 

(380); so auch Carl, Bund-Länder-Finanzausgleich im Verfassungsstaat, 

(1994), S. 47; Korioth, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, (1997), S. 542. 
90 BVerfGE 72, 330 (386). 
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Bund und Ländern, sondern auch zwischen den Ländern gilt. Die 

Verpflichtung zur gegenseitigen Hilfeleistung beschränkt daher die 

finanzielle Selbständigkeit der Länder 91 . Eng mit der ersten 

Dimension verbunden ist der sozialstaatliche Charakter. Denn der 

Länderfinanzausgleich soll eine gleichmäßige Versorgung der 

Bevölkerung mit öffentlichen Leistungen sicherstellen92.  

Diese Zielsetzungen stehen aber in einem Spannungsverhältnis zur 

Eigenständigkeit der Länder als zweite Dimension. Aus diesem 

Grund ging das Bundesverfassungsgericht93  in seiner Entschei-

dung von 1986 davon aus, dass der sekundär-horizontale Finanz-

ausgleich die vertikale Steuerverteilung nicht mit anderen Mitteln 

fortsetze und subsidiär sei 94 . Zudem dürfen die Finanzkraft-

unterschiede nicht vollständig nivelliert werden95. Der horizontale 

Finanzkraftausgleich zwischen den Ländern ist zwingend und darf 

nicht der „freien politischen Gestaltung“ des Bundesgesetzgebers 

überlassen werden96. 

 

                                                 
91 BVerfGE 72, 330 (386). 
92 Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 107 Rn. 24; 

Siekmann, in: Sachs, (Hrsg.), GG, 7. Aufl. (2014), Art. 107 Rn. 22.  
93 BVerfGE 72, 330 (386 f.). 
94  Dennoch lassen sich hieraus keine handhabbaren Kriterien ableiten. 

Ossenbühl, Verfassungsrechtliche Grundfragen des Länderfinanzausgleichs 

gemäß Art. 107 II GG, 1. Aufl. (1984), S. 28; a.A. Korioth, Der 

Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 543 f. Er geht davon 

aus, dass der Länderfinanzausgleich die konsequente Fortsetzung der primären 

Steuerverteilung darstellt. Hintergrund dieser Auffassung ist die Überlegung, 

dass die „eigene Finanzausstattung“ der Länder erst nach Abschluss der vierten 

Stufe feststehe. Das Bundesverfassungsgericht geht davon aus, dass sich die 

eigene Finanzausstattung nur aus Art. 107 Abs. 1 GG ergebe; BVerfGE 72, 330 

(385).  
95 BVerfGE 72, 330 (398). 
96 BVerfGE 72, 330 (396 f.); Friauf, JA 1984, S. 618 (621). 
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b) Durchführung des Ausgleiches 

Die Finanzkraftunterschiede 97  der Länder müssen angemessen 

ausgeglichen werden. Dabei ergibt sich aus Art. 107 Abs. 2 S. 1 

GG, dass Finanzkraft und -bedarf der Gemeinden zu berück-

sichtigen sind.  

 

(aa) Die Finanzkraft der Länder 

Dreh- und Angelpunkt des Länderfinanzausgleichs ist die Finanz-

kraft. Sie ist zugleich Ausgangspunkt, Maßstab und Grenze des 

Ausgleichs 98 . Das Bundesverfassungsgericht 99  geht davon aus, 

dass der Begriff der Finanzkraft konkretisierungsbedürftig sei. 

Dabei sei der Gesetzgeber nicht verpflichtet, die gesamten Ein-

nahmen der Länder zu addieren; es genüge, wenn er verlässliche 

Indikatoren verwende, die das Volumen der Finanzkraft zuver-

lässig erfassen. Der Begriff umfasse alle Einnahmen, die die 

finanzielle Leistungsfähigkeit begründen und deshalb ausgleichs-

erheblich sind100. Davon ausgenommen seien solche Einnahmen, 

die in allen Ländern gleichmäßig pro Kopf anfallen, die als 

Entgelte oder entgeltähnliche Abgaben lediglich Leistungen eines 

Landes ausgleichen 101  oder deren Ermittlungsaufwand außer 

                                                 
97 Die Finanzkraft ist von der Steuerkraft zu unterscheiden, BVerfGE 72, 330 

(397). 
98 Ossenbühl, Verfassungsrechtliche Grundfragen des Länderfinanzausgleichs 

gemäß Art. 107 II GG, 1. Aufl. (1984), S. 42 ff. 
99 BVerfGE 72, 330 (399 f.). Dabei könne er die Steuerkraft als Indikator 

verwenden; dann aber müssten alle Steuern berücksichtigt werden. 
100  BVerfGE 101, 158 (223); Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, 

Gutachten, (2011), S. 16. Keine Berücksichtigung finden dabei solche Ein-

nahmen, deren Ausgleichsvolumen unerheblich ist. 
101  BVerfGE 101, 158 (223); dem folgend: Kube, Der bundesstaatliche 

Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 17. 
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Verhältnis zur ausgleichenden Wirkung stehe102. Gleiches gelte für 

Sonderbedarfe einzelner Länder103.  

Die Finanzkraft wird durch die Steuerkraftmesszahl ermittelt, 

welche sich aus der Summe der Steuereinnahmen des Landes und 

seiner Gemeinden ergibt104. Die überwiegende Auffassung stellt 

dabei auf das Sollaufkommen ab. Denn sonst würden sich 

autonome Entscheidungen eines Landes zu Lasten anderer 

auswirken105. Konkretisiert wird die Finanzkraft durch §§ 7 Abs. 1 

und 2 FAG106. 

 

(bb) Die Ermittlung des Finanzbedarfs 

Die Finanzkraft bezeichnet grundsätzlich das Finanzaufkommen, 

nicht jedoch das Verhältnis zwischen Aufkommen und besonderen 

Aufgabenlasten. Die verschiedenen Länder und deren Haushalts-

volumina müssen vergleichbar gemacht werden107. Die Ermittlung 

des Finanzbedarfs108 ist jedoch problematischer als die Messung 

                                                 
102 Siehe hierzu: Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (200). 
103 BVerfGE 72, 330 (400). 
104 Ebenso Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (194). Umstritten 

ist hierbei, welche Abgaben zu den Landes- und Gemeindesteuern zu zählen 

sind. Umstritten war dies insbesondere bzgl. der Feuerschutzsteuer, 

Spielbankabgabe (jetzt: § 7 Abs. 1 Nr. 3 FAG) sowie bzgl. der 

Grunderwerbsteuer (jetzt: § 7 Abs. 1 S. 2 FAG). 
105  So Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

41 f.; Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar 

(155. Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 168; Korioth, Der Finanz-

ausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 554; Heun, Der Staat, Bd. 

31 (1992), S. 205 (226). 
106 FAG vom 20. Dezember 2001, BGBl. I 2001, S. 3955 (3956); S. 3 und 5 

neugefasst am: 30. 6. 2015 durch G. v. 24. 6. 2015 BGBl. I 2015, S. 974. 
107 BVerfGE 101, 158 (223). 
108  Zur terminologischen Problematik, Kube, Der bundesstaatliche 

Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 19; Friauf, JA 1984, S. 618 (624 f.). 
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der Finanzkraft, da dieser objektiv nicht nachweisbar ist109. Es sind 

daher Indikatoren für die Feststellung des Finanzbedarfs erforder-

lich110. Auf die konkreten Ausgabenentscheidungen der Länder 

darf nicht abgestellt werden111. Vielmehr werden die absoluten 

Erträge auf die jeweilige Einwohnerzahl der Länder umgerechnet. 

Darin liegt zugleich die Berücksichtigung eines abstrakten – auf die 

Zahl der Einwohner bezogenen – Kriteriums für den Mittelbedarf 

der Länder, der die verfassungsrechtlich zugewiesenen Aufgaben 

angemessen vergleichbar macht. Dem liegt der Gedanke zugrunde, 

dass die Länder durch das gleiche Pro-Kopf-Aufkommen auch 

gleiche Leistungen zur Verfügung stellen können 112 . Sonder-

bedarfe einzelner Länder werden hingegen grundsätzlich nicht 

berück-sichtigt113.  

Eine Ausnahme machte das Bundesverfassungsgericht bei den 

Sonderbelastungen der Stadtstaaten, welche gemäß § 9 Abs. 2 FAG 

durch die „veredelten“ Einwohner abgegolten werden 114 . Dies 

ergebe sich aus der vorgegebenen historisch gewachsenen 

strukturellen Eigenart der Stadtstaaten Bremen und Hamburg115. 

                                                 
109 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (200). 
110 Siehe: Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (200). 
111 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 56. 
112 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (200). 
113 BVerfGE 72, 330 (401). 
114 BVerfGE 72, 330 (415). Die Einwohnerveredelung hat es jedoch nicht als 

Sonderbedarf angesehen; a.A. Heintzen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 

2, 6. Aufl. (2012), Art. 107 Rn. 27. 
115 BVerfGE 72, 330 (401, 415); 86, 148 (239); Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 

45, (1987), S. 181 (200 ff.). Bei steigender Bevölkerungszahl und -dichte sollen 

nach dem Brecht´schen Gesetz die Pro-Kopf-Ausgaben steigen. Danach 

würden die Einwohnerzahlen in Ballungsgebieten – wie den Stadtstaaten 

„veredelt“, sie werden dann mit einem höheren „Gewicht“ als Bewohner von 

Flächenstaaten gewertet. Siehe auch § 9 Abs. 2 und 3 FAG (FAG vom 

20.12.2001, BGBl. I 2001, S. 3955 (3956); zuletzt geändert am: 15. Juli 2013, 
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Auch in diesem Fall darf der Gesetzgeber Umfang und Höhe nicht 

frei greifen, er muss hierfür verlässliche, objektivierbare Indika-

toren verwenden. Die vom Bundesverfassungsgericht116 zunächst 

als historisch bedingte Ausnahmen gebilligten Hafenlasten werden 

im FAG nicht mehr abgegolten117.  

Bei der Bedarfsberücksichtigung gelten zudem noch weitere Ein-

schränkungen. So darf die Berücksichtigung etwaiger Sonder-

bedarfe einiger Länder nicht zu einem Bedarfs- bzw. Inflations-

wettlauf führen118. Dies hätte im Endeffekt die Aufhebung der 

                                                 
BGBl. I 2013, S. 2401; Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Län-

dern, (1997), S. 587; Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, 

(2011), S. 20: „Tote-Seelen-Prinzip“.Die Einwohnerveredelung stößt jedoch in 

der Literatur auch auf Kritik: Peffekoven, FinArch, N.F. 45, (1987), S. 181 

(202). Nur dann seien die Spillover-Effekte zu berücksichtigen, wenn die 

Kosten der angebotenen Leistungen nicht durch Gebühren oder gebühren-

ähnliche Abgaben finanziert werden könnten. Korioth, Der Finanzausgleich 

zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 597. Angemessener wäre es, diese 

„externen“ Effekte aus dem Finanzausgleich herauszuhalten und nicht, die 

Ländergesamtheit damit zu belasten. Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum 

Länderfinanzausgleich als Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener 

Finanzautonomie, (1982), S. 118. Eine Doppelberücksichtigung der Ein-

wohner beruhe nicht auf einer Doppelbelastung. 
116 BVerfGE 72, 330 (401); 86, 148 (236 f.). Kritisch hierzu: Korioth, Der 

Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 604 mit Verweis auf 

Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 46, (1988), S. 397 (409). Die Zahlungen im 

Länderfinanzausgleich stehen in keiner Relation zur tatsächlichen Hafen-

nutzung. 
117  Sie stießen in der Literatur überwiegend auf Ablehnung: Peffekoven, 

FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (206); Kube, in: Epping/Hillgruber, 

(Hrsg.), Beck-OK, 25. Ed. (2015), Art. 107 Rn. 22; Heintzen, in: v. 

Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 2 6. Aufl. (2012), Art. 107 Rn. 27. Im Jahre 

1999 hielt das Gericht auch diese Sonderbedarfe für rechtfertigungsbedürftig; 

BVerfGE 101, 158 (229). 
118 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 

579; Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (203); Wernsmann, in: 

Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. Aktualisierung Dez. 

2011), Art. 107 Rn. 185. Er wendet ein, dass nur besonders signifikante 



 

28 

 

Bedarfslagen zur Folge. Auch werden die Bedarfe nicht erfasst, die 

bereits durch die Einwohnerzahl erfasst wurden119. Sie dürfen auch 

dann nicht berücksichtigt werden, soweit sie auf autonomen 

finanzpolitischen Entscheidungen der Bundesländer beruhen. 

Ansonsten könnten die Folgen autonomer Entscheidungen 

externalisiert werden120. Des Weiteren sind solche Bedarfe aus-

geschlossen, die auf der Mehrbelastung durch die Aufgaben-

wahrnehmung einzelner Länder beruhen, aber nur diesen 

zugutekommen, deren Last jedoch die Ländergesamtheit tragen 

soll121. 

 

(cc) Finanzkraft und Finanzbedarf der Gemeinden und der 

Gemeindeverbände 

Die Berücksichtigung der Finanzkraft und des Finanzbedarfes der 

Gemeinden ergibt sich aus Art. 107 Abs. 2 S. 1 HS. 2 GG und ist 

dem Ziel des Ausgleiches des Finanzkraft der Länder zu- und 

untergeordnet122. Der Begriff der Finanzkraft im zweiten Halbsatz 

entspricht dem des ersten Halbsatzes und ist auch in diesem Fall 

umfassend zu verstehen. Er enthält sowohl die steuerlichen als auch 

die nicht-steuerlichen Abgaben. In Bezug auf die Ausschluss-

gründe gelten die bereits erwähnten Anforderungen 123 . Das 

Bundesverfassungsgericht124 geht davon aus, dass das Aufkom-

                                                 
(abweichend von der Durchschnittsbetrachtung) Abweichungen der Bedarfs-

lagen hiervon erfasst seien. 
119 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 579. 
120 BVerfGE 1, 117 (133); Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und 

Ländern, (1997), S. 585. 
121 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 

586. 
122 BVerfGE 86, 148, (218). 
123 BVerfGE 86, 148, (216 f.). 
124  BVerfGE 86, 148, (217). Hierüber könne der Gesetzgeber im Rahmen 
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men der Gemeinden das Istaufkommen erfasse; korrigierend könne 

jedoch auch auf erreichbare Aufkommen abgestellt werden. Der 

Finanzkraftbegriff lasse offen, ob auf das Sollaufkommen 

abzustellen sei, wenn die Gemeinden selbstverantwortlich über die 

Nutzung von Einnahmequellen entscheiden. Das Gericht125 hielt es 

für vertretbar, dass § 8 Abs. 5 FAG die gemeindlichen Steuer-

einnahmen auf die Hälfte kürzt126. § 8 Abs. 3 FAG a.F. berück-

sichtigt die Finanzkraft der Gemeinden zu 64%. 

a.F. 

 

(dd) Der angemessene Ausgleich 

Art. 107 Abs. 2 S. 2 GG ordnet den Ausgleich aufgrund eines 

zustimmungspflichtigen Bundesgesetztes an. Dabei wird ein 

politischer Kompromiss im Wege der Verständigung zwischen den 

Ländern nicht ausgeschlossen, vielmehr liegt ein solcher im Wesen 

des bündischen Prinzips begründet. Dennoch enthält die Ver-

fassungsvorschrift auch eine materielle Schranke. Denn sie unter-

liegt nicht der Willkür der Verhandlungspartner127. Das Bundes-

verfassungsgericht 128  legte auch inhaltliche Vorgaben fest. Der 

Gesetzgeber hat das vorhandene Finanzkraftgefälle zu würdigen. 

                                                 
seiner Gestaltungsbefugnis entscheiden. Dies gelte für die Grund- und 

Gewerbesteuer (S. 230 f.); für die Einbeziehung: Korioth, Der Finanzausgleich 

zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 568. 
125 BVerfGE 72, 330 (413). 
126 Nach § 8 Abs. 3; FAG vom 20.12.2001, BGBl. I 2001, S. 3955, (3956); 

zuletzt geändert am: 15. Juli 2013, BGBl. I. 2013, S. 2401: 64 %. 
127 So BVerfGE 72, 330 (396 f.). 
128 Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

8 f. Dabei werde der „gesetzesanleitende“ Gleichheitssatz des Art. 3 GG zu 

einer Pflicht zur Beachtung des Gleichheitssatzes beim Angleichungsauftrag 

gesteigert. Die Intensität der Annäherung hänge davon ab, inwieweit 

bestehende Unterschiede nach dem Grundsatz bundesstaatlicher Gemeinschaft 

finanzautonomer Länder folgerichtig, vertretbar oder prinzipienwidrig seien. 
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Der Ausgleich darf daher nicht die Finanzkraftreihenfolge 

verändern129. Auch dürfen die Länder in ihrer Leistungs-fähigkeit 

nicht entscheidend geschwächt werden130. 

Zudem bestehen bei der Durchführung des Ausgleiches zwei 

formelle Grenzen für den Gesetzgeber131: Die Untergrenze besteht 

darin, dass er nur dann die Finanzkraft nicht ausgleichen muss, 

wenn Art. 107 Abs. 1 GG bereits für die Erfüllung der verfassungs-

mäßigen Aufgaben ausreicht. Nach oben wird der Gesetzgeber 

dadurch beschränkt, dass er die Finanzmassen der Länder nicht 

nivellieren darf (sog. Nivellierungsverbot). Praktisch umgesetzt 

wird der angemessene Ausgleich durch § 5 FAG. Dabei wird die 

Finanzkraftmesszahl mit der Ausgleichsmesszahl eines jeden 

Landes ermittelt, wobei der Ausgleichsanspruch davon abhängt, 

inwieweit die Finanzkraftmesszahl die Ausgleichsmesszahl über- 

bzw. unterschreitet132. 

 

 

  

                                                 
129 BVerfGE 72, 330 (418); 86, 148 (254);101, 158 (222). 
130 BVerfGE 1, 117 (131); 101, 158 (222). 
131  BVerfGE 1, 117 (131); 72, 330 (404) bzgl. der Bundesergänzungszu-

weisungen (=BEZ): BVerfGE 86, 148 (254); 101, 158 (222). 
132 Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 107 Rn. 32. 
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5. Der sekundär-vertikale Finanzausgleich 

 

a) Allgemeines 

Auf der vierten Stufe werden nach Art. 107 Abs. 2 S. 3 GG 

leistungsschwache Länder mit zusätzlichen Mitteln durch den 

Bund ausgestattet (vertikale Zuweisung). Die Ergänzungszu-

weisungen stehen im Ermessen des Bundesgesetzgebers133. 

Entschließt sich der Gesetzgeber, Sonderlasten einzelner Länder zu 

berücksichtigen, so finden die Zuweisungen in den Sonderlasten 

ihre Gründe und Grenzen. Aus dem Wortlaut ergibt sich auch die 

bloß ergänzende Funktion dieser Zuweisungen, die den Länder-

finanzausgleich nicht ersetzen dürfen134. Sie sind dem primären 

vertikalen und horizontalen Finanzausgleich nach-geordnet und 

korrigieren die Folgen der primären Verteilung, wenn die Steuer-

verteilung innerhalb der Ländergemeinschaft änderungsbedürftig 

erscheint135. 

 

b) Die Finanzschwäche 

Die zentrale Voraussetzung für den Erhalt von Bundesergänzungs-

zuweisungen ist die Leistungsschwäche eines Landes im Sinne des 

Art. 107 Abs. 2 S. 3 GG. Der Begriff der Leistungsschwäche 

orientiert sich jedoch – im Gegensatz zum Begriff der Finanzkraft 

– nicht allein am Aufkommen, sondern bezieht die Ausgabenlast 

                                                 
133  BVerfGE 72, 330 (403). Dieses Ermessen bestehe jedoch nicht in 

unbegrenztem Maße. Es könne sich zu einer Pflicht verdichten. Dies hänge 

davon ab, inwieweit die Länder durch den horizontalen Finanzausgleich an den 

Länderdurchschnitt herangeführt würden. 
134 BVerfGE 86, 148 (261). 
135 BVerfGE 86, 148 (261); zur subsidiären Funktion der BEZ siehe: Korioth, 

Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 645. 
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der Länder mit ein136. Er enthält hierdurch zwei unterschiedliche 

Elemente: das Finanzaufkommen und die Ausgabenlast137 . Der 

Bezug zur Ausgabenlast ergibt sich aus der Überlegung, dass bei 

unterdurchschnittlicher Finanzkraft der Finanzbedarf eines Landes 

nicht gedeckt werden kann138. 

Das Bundesverfassungsgericht 139  unterschied zwischen Ergän-

zungszuweisungen, die die Finanzkraft der Länder allgemein an-

heben und Ergänzungszuweisungen, die die Sonderlasten einzelner 

Länder erfassen. Hinzu treten die Sanierungs-Bundesergänzungs-

zuweisungen. Aus dieser Unterscheidung ergeben sich auch 

faktische Unterschiede, welche im Folgenden näher erläutert 

werden. 

 

(aa) Allgemeine Bundesergänzungszuweisungen140 

Die allgemeinen Bundesergänzungszuweisungen bezwecken, wie 

bereits erwähnt, eine „allgemeine“ Anhebung der Finanzkraft fi-

nanzschwacher Länder 141 . Hinsichtlich der Vergabe dieser Fi-

nanzzuweisungen bestehen jedoch bestimmte Grenzen. So darf der 

Gesetzgeber nicht die Finanzkraft in einer Weise erhöhen, dass sie 

das Niveau der durchschnittlichen Finanzkraft der Länder 

erreichen (Nivellierungsverbot) geschweige denn überschreiten 

                                                 
136 BVerfGE 72, 330 (403); 116, 327 (380 f.). Eine solche Leistungsschwäche 

könne sich auch dadurch ergeben, dass das Land zwar kein 

unterdurchschnittliches Aufkommen habe, aber wegen besonderer, im 

Regelfall nicht gegebener Ausgabenlasten als leistungsschwach zu bewerten 

sei. 
137  Zum zweigliedrigen Begriff der Finanzschwäche: Kube, Der 

bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten,  (2011), S. 24. 
138 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 24. 
139 BVerfGE 72, 330 (404). 
140 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 24. 
141 BVerfGE 72, 330 (404).  
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und sich damit die Finanzkraftreihenfolge verändert142. Außerdem 

hat der Bundesgesetzgeber das Gebot der Gleichbehandlung der 

Länder zu beachten. Das Gleichbehandlungsgebot leitet das 

Gericht aus dem Bundesstaatsprinzip und dem Gleichheitssatz 

ab143.  

Aus dem ergänzenden und subsidiären Charakter dieser 

Zuweisungen ergibt sich auch, dass sie der Höhe nach hinter dem 

Volumen des Finanzausgleichs zurückbleiben müssen144. 

 

(bb) Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen 

Die Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen sind durch 

Sonderlasten der einzelnen Länder charakterisiert, welche nicht nur 

bei unterdurchschnittlicher Finanzlast auftreten können. Ursache 

und Schwerpunkt dieser Zuweisungen liegen nicht zwingend – wie 

bei den allgemeinen Bundesergänzungszuweisungen – im ge-

ringen Finanzaufkommen, sondern in der hohen Ausgabenlast145. 

Dass der Gesetzgeber die Sonderlasten entweder allein oder 

zusammen mit den allgemeinen Zuweisungen verbinden kann, hat 

das Bundesverfassungsgericht146 1986 entschieden.  

Die Berücksichtigung der Sonderlasten hat auch praktische Konse-

quenzen: Zunächst entfällt die volumenmäßige Beschränkung, die 

sich aus der Subsidiarität zum Länderfinanzausgleich ergibt. 

Gleiches gilt für das Nivellierungsverbot. Es verliert in diesem Fall 

seinen strikten Charakter. Auch können die Zuweisungen für 

                                                 
142 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 646. 
143 BVerfGE 72, 330 (404). 
144 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 646. 
145  BVerfGE 72, 330 (404); Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, 

Gutachten, (2011), S. 24. 
146 BVerfGE 72, 330 (404). 
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Sonderlasten einzelner Länder dazu führen, dass die Finanz-

kraftreihenfolge geändert wird147.  

Ob diese Zuweisungen erforderlich oder ökonomisch sinnlos sind, 

ist umstritten, da es auch in diesem Fall zu einem Bedarfswettlauf 

kommen kann. Besonders problematisch wird diese Überlegung in 

den Fällen, in denen leistungsstarke Länder, die nach der Durch-

führung des Länderfinanzausgleiches den Länderdurchschnitt 

erreichen oder überschreiten, Zuweisungen für Sonderlasten 

erhalten148; zumal das Finanzaufkommen bei der Finanzschwäche 

eines Landes (als Teil des zweigliedrigen Begriffs) keine 

Bedeutung mehr hat 149 .Aus dem föderalen Gleichbehand-

lungsgebot ließe sich auch die Berücksichtigung leistungsstarker 

Länder rechtfertigen150.  

Das Bundesverfassungsgericht stellte hohe Anforderungen an die 

Gewährung dieser Zuweisungen: Die Länder haben die Konse-

quenzen autonomer politischer Entscheidungen selbst zu tragen. 

Aus dem föderativen Gleichbehandlungsgebot folgt auch, dass 

diese Sonderlasten benannt und begründet werden. Der Gesetz-

geber hat in angemessenen Abständen zu prüfen, ob die 

Sonderlasten noch bestehen151. 

In der Literatur152 wird auch gefordert, dass es sich um echte Son-

                                                 
147 Unklar, BVerfGE 86, 148 (261). Das BVerfG geht in diesem Fall nur von 

einer volumenmäßigen Beschränkung des „nachgeschalteten,… Elements“ 

aus. Zum Wegfall der volumenmäßigen Beschränkung und zur Einschränkung 

des Nivellierungsverbotes, Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und 

Ländern, (1997), S. 650. 
148 Zur Kritik: Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (217). 
149 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 25. 
150 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 26. 
151 BVerfGE 72, 330 (406 f.). 
152 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 26. Auf 

dem ersten Blick erscheint diese zusätzliche Voraussetzung schlüssig; unklar 
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derlasten handeln müsse, die nicht in allen Ländern anfallen, da 

diese Lasten Teil des allgemeinen Finanzbedarfs wären. 

 

(cc) Sanierungs-Bundesergänzungszuweisungen 

Diese Zuweisungen wurden als ein eigenständiges Ausgleichs-

institut vom Bundesverfassungsgericht 153  1992 entwickelt. Die 

Verpflichtung zur Gewährung dieser Zuweisung wurde aus der 

Pflicht bundesstaatlicher Hilfeleistung hergeleitet, die im Bundes-

staatsprinzip wurzeln soll154 . Sie sind dadurch gekennzeichnet, 

dass sie das normale Maß der Ergänzungszuweisungen über-

schreiten. Sie können das „sonst zulässige Ausmaß…“ vorüber-

gehend überschreiten155. 

Denn aus der bundesstaatlichen Gemeinschaft erwachse die Ver-

pflichtung, dem betroffenen Glied mit dem Ziel der haus-

wirtschaftlichen Stabilisierung Hilfe zu leisten, damit es wieder zur 

Wahrung seiner politischen Autonomie und zur Beachtung seiner 

verfassungsrechtlichen Verpflichtungen befähigt werde156. 

Gegen die Einbeziehung von Sanierungs-Ergänzungszuweisungen 

wird eingewendet, dass die finanzverfassungsrechtlichen Folgen 

des (finanzwirtschaftlichen) Tatbestandes der Haushaltsnotlage auf 

den Finanzausgleich fixiert werden, was zu Verengungen führe. 

Denn die Ursache der Haushaltsnotlage beruhe nicht allein auf dem 

                                                 
bleibt dennoch, was passiert, wenn nur ein Land von der Sonderlast 

ausgenommen wäre. Die Differenzierung, ob die Lasten in allen Ländern 

anfallen oder nicht, ist gerade im Grenzbereich Zufälligkeiten ausgesetzt, m.E. 

ist daher auf dieses Erfordernis zu verzichten.  
153 BVerfGE 86, 148 (263). 
154 BVerfGE 86, 148 (265). 
155 BVerfGE 86, 148 (269). Das Bundesverfassungsgericht sieht es zudem als 

zulässig an, das Land zu Sanierungsmaßnahmen zu verpflichten.  
156 BVerfGE 86, 148 (264). 
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Finanzausgleich, sondern auch auf dem Haushaltsrecht des 

Landes157. Dem aktuellen Finanzausgleich fehlt jedoch das Instru-

mentarium zur Prävention künftiger Haushaltsnotlagen. Deshalb 

wird vorgeschlagen, eine eigenständige Verfassungsnorm zu 

schaffen, die deshalb berechtigt sei, weil Tatbestand und 

Rechtsfolge für das betreffende Land von existenzieller Bedeutung 

seien158. Dass der Bezug zu Art. 107 Abs. 2 S. 3 GG – „trotz der 

Gewährleistungsfunktion des Bundesstaatsprinzips“ – nur eine 

„äußerst unbefriedigende Notlösung“ darstellt, hat das Bundes-

verfassungsgericht159 2006 auch erkannt. Das Instrumentarium des 

Finanzausgleichsrechts sei für die Bewältigung der 

Haushaltssanierung einzelner Länder nicht angelegt. Im Juli 2009 

wurde durch Art. 109a GG eine ausdrückliche verfassungs-

rechtliche Grundlage zur Verhinderung und Bekämpfung von 

Haushaltsnotlagen geschaffen160. 

 

6. Schlussfolgerung 

Aus der Übersicht über die Einnahmeverteilung nach Art. 106 und 

Art. 107 GG ergibt sich, dass der Finanzausgleich in seinem Wesen 

und in seiner Struktur sehr komplex aufgebaut ist. Dies ergibt sich 

unter anderem daraus, dass auf der verfassungsrechtlichen Ebene 

viele Begriffe ausfüllungsbedürftig sind. Auch wird deutlich, dass 

auf allen Stufen Autonomie- und Ausgleichsprinzipien mehr oder 

weniger zum Tragen kommen. Die Vermengung dieser Prinzipien 

trägt indes nicht zur Transparenz des Finanzausgleichs bei. Auf 

                                                 
157 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 666. 
158 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 675. 
159 BVerfGE 116, 327 (392 f.). 
160 BGBl. I 2009, S. 2248; einfachrechtliche Konkretisierung durch StabiRatG, 

BGBl. I 2009, S. 2709. 



 

37 

 

allen vier Stufen der Einnahmenverteilung ließen sich daher auch 

Korrekturen vornehmen. Bestimmte Reformansätze zielen darauf 

ab, den vollständigen Finanzausgleich zu ändern; andere wollen 

nur noch einen Spitzenausgleich vornehmen, um den Finanz-

ausgleich anreizkompatibler zu gestalten161.  

Trotz der Intransparenz auf allen vier Stufen wird im Folgenden 

nur die zweite Stufe untersucht und mit ihr die tragenden 

Prinzipien, die den primär-horizontalen Finanzausgleich in den 

Fokus nehmen. Hierzu werden im nächsten Kapitel die verfas-

sungsrechtlichen Anforderungen der zweiten Stufe und die 

einfachrechtliche Ausgestaltung näher dargestellt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

                                                 
161 Zu den Anreizgesichtspunkten siehe auch: Liebig, in: Neue Alternativen des 

Länder-Finanzausgleiches, Elsner (Hrsg.), S. 69 (75); a.A. Stahl, Ausgleichs-

grad und Anreizwirkungen des deutschen Länderfinanzausgleichs, in: Färber, 

(Hrsg.), Das föderative System in Deutschland, (2005), S. 206 (220 f.). 
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C. Die zweite Stufe im Einzelnen 

 

I. Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Primär-

verteilung unter den Ländern  

Im folgenden Abschnitt werden die Wertungen und Prinzipien der 

primär-horizontalen Steuerverteilung näher dargelegt. Die Abgren-

zung und Zerlegung der Lohn- und Körperschaftsteuer basieren auf 

Grundgedanken, die sich nur im Zusammenhang mit der örtlichen 

Vereinnahmung nach Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG erläutern lassen.  

Daher wird im ersten Teil auf die grundlegende Bedeutung des 

„örtlichen Aufkommens“ eingegangen. Daran schließt sich die 

nähere Betrachtung der Sätze 2 und 3 von Art. 107 Abs. 1 GG an. 

Der Schwerpunkt des folgenden Abschnitts liegt auf den Zer-

legungszielen. Eng mit den Zielen verbunden sind die Motive der 

Zerlegung, die Zerlegungsmaßstäbe sowie die hieraus resul-

tierenden Pflichten des Gesetzgebers. Daran schließt sich die 

Untersuchung des S. 4 der Vorschrift an, der die Umsatzsteuer-

verteilung regelt. Auch diese Steuerverteilung enthält bestimmte 

Wertungen, die näher untersucht werden. 
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1. Die Verteilung nach dem örtlichen Aufkommen gemäß 

Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG  

 

a) Allgemeines 

Art. 107 Abs. 1 GG regelt die Verteilung bestimmter Steuern 

zwischen den Ländern. S. 1 schreibt hierfür das Kriterium des ört-

lichen Aufkommens vor. Hintergrund dieses Kriteriums ist die 

Vorstellung, dass es sich beim erzielten Aufkommen um einen 

„natürlichen“ 162  und steuerwirtschaftlich berechtigten Beteili-

gungsmaßstab des jeweiligen Landes handelt163 . Dieser Vertei-

lungsmaßstab wird teilweise als objektiv, einfach und gerecht 

bezeichnet164 . Er sei zudem „recht und billig“165 . Unabhängig 

davon, dass dieser Maßstab schon eine lange Tradition in 

Deutschland besitzt, spricht folgende Erwägung gegen eine solche 

Charakterisierung. Denn er hebt bestehende Ungleichheiten 

zwischen den Ländern hervor und stärkt das Selbstbewusstsein der 

(finanzstarken) Länder166.  

                                                 
162Troeger-Gutachten, 2. Aufl. (1966), Rn. 289; Fischer-Menshausen, DöV 

1948, S. 11 (17) „natürlicher“ Zusammenhang; Pagenkopf, Der Finanzaus-

gleich im Bundesstaat, (1981), S. 183; Korioth, Der Finanzausgleich zwischen 

Bund und Ländern, (1997), S. 511; Huber, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, 

(Hrsg.), GG, Bd. 3, 6. Aufl. (2010), Art. 107 Rn. 65. 
163 Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 107 Rn. 1; Stern, 

Staatsrecht, Bd. II, 1. Aufl. (1980), S. 1168; Korioth, Der Finanzausgleich 

zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 400.  
164  Heinsen, BRat, 338. Sitzung, (1969), S. 108 (110), abrufbar unter: 

http://www.bundesrat.de/SharedDocs/downloads/ 

DE/plenarprotokolle/1969/Plenarprotokoll-

338.pdf?__blob=publicationFile&v=2, [zuletzt abgerufen, am: 13.10.2015]. 
165 Mußgnug, JuS 1986, S. 872 (873). 
166 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 15; Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff /Walter, (Hrsg.), Bonner-

Kommentar (155. Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 131; Maunz, in 
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Will man diese Verstärkung der Ungleichheiten zwischen den 

Ländern beseitigen, so bestünden durchaus Alternativen, die 

Landes- und Gemeinschaftsteuern nach einem anderen Kriterium 

zu verteilen167. 

Man könnte beispielsweise die Erträge der Länder rechnerisch 

zusammenfassen und in einem weiteren Schritt nach einem 

bestimmten Modus verteilen. Da das Aufkommen der Landes-

steuern in einem solchen System addiert wird, wird es auch als 

(horizontales) Verbundsystem bezeichnet168 . Folgt man diesem 

System, so würden sich zwei Fragen stellen: Erstens, soll das 

anschließende Verteilungskriterium verfassungsrechtlich oder 

durch einfaches Gesetz festgelegt werden169. Zweitens muss eine 

Entscheidung über die Verortung des Verteilungskriteriums 

getroffen werden. Dabei stellt sich die Frage, welche Kriterien 

heranzuziehen sind. Sollen in diesem Fall Bedarfskriterien berück-

sichtigt oder sollen finanzkraftorientierte Größen herangezogen 

werden170? 

                                                 
Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 12. Er führt an, dass 

dieses Prinzip gleichzeitig die Schwäche enthalte, wirtschaftliche und soziale 

Gefälle nicht abzumildern. 
167 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 11 f.; 

siehe hierzu: § 2 D I 1 a). 
168 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 16; Peffekoven, Finanzausgleich, in: HdWW, 24. Lieferung (1980), 

S. 608 (625). 
169 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 16. Die verfassungsrechtliche Fixierung schaffe einen Vertrauens- 

und Dauertatbestand, entbehre aber der zeitabhängigen Flexibilität, die ein 

mehrheitsfähiges einfaches Gesetz bieten könne. Einfache Gesetze bergen 

jedoch die Gefahr „dauernder lähmender Konflikte“. 
170 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 16. Bedarfsgrößen enthalten dabei eine größere Verteilungs- 

Ausgleichsgerechtigkeit. Ihnen stünden jedoch mehrere Nachteile gegenüber: 

„subjektivierter Einschlag“, Messbarkeitsprobleme und „demotivierende 
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Das aktuelle Modell enthält indessen andere Verteilungsvorgaben. 

Unter anderem muss keine Finanzmasse gebildet werden. Viel-

mehr wird auf das Erwirtschaften der Steuer im eigenen Land 

abgestellt. Diese Überlegung basiert auf dem Trennsystem, das 

schon Art. 106 Abs. 1 und 2 GG zugrunde liegt. 

 

b) Das örtliche Aufkommen 

 

aa) Bedeutung und Funktion 

Im Folgenden werden Funktion und Bedeutung des örtlichen 

Aufkommens näher untersucht. Da der Verfassungsgesetzgeber 

bewusst auf eine Definition des örtlichen Aufkommens verzichtet 

hat, lässt sich der Begriff nur aus seinen Zwecken entnehmen171. 

Das örtliche Aufkommen weist unterschiedliche Zwecke auf. Es 

bezieht sich nur auf das staatliche Binnenverhältnis. Rechte von 

Steuerpflichtigen werden hierdurch nicht berührt172. Es begründet 

auf der einen Seite die Staatlichkeit der Länder. Nach dieser 

Erwägung, „[bleibt] das originäre örtliche Aufkommen der Länder 

[…] entscheidende Grundlage ihrer Existenz als Bundes-

staaten“173. 

                                                 
Wirkungen“.  
171 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 

511. Vielmehr verweist er nur auf die Vereinnahmungszuständigkeit der 

Behörden. 
172 Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 107 Rn. 13.  
173  Heinsen, BRat, 334. Sitzung, (1969), S. 6 (9), abrufbar unter: 

http://www.bundesrat.de/SharedDocs/downloads/DE /ple-narprotokolle 

/1969/Plenarprotokoll-334.pdf?__blob=publicationFile&v=2 [zuletzt abge-

rufen, am: 13.10.2015]; a.A. BVerfGE 34, 9 (19). Maunz, in: Maunz/Dürig, 

(Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 7. Die Vorschrift schütze nicht die 

Staatlichkeit der Gliedstaaten gegenüber dem Zentralstaat, aber sie stelle die 

finanziellen Voraussetzungen echter Eigenstaatlichkeit sicher. 
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Es dient daher einerseits der interföderalen Abgrenzung und ist 

andererseits „konstitutives“ Element länderstaatlicher Hoheits-

gewalt 174 . Auch das Bundesverfassungsgericht 175  geht von der 

Eigenstaatlichkeit der Länder aus. Hieraus folge ein „Kern eigener 

Aufgaben“. Denn die Aufgabenkompetenz sei „Hausgut“ der 

Verfassung. Erst, wenn die Länder in der Lage seien, die 

verfassungsrechtlich zugewiesenen Aufgaben erfüllen zu 

können, werde die staatliche Selbständigkeit der Länder real. 

Zudem würden sich Eigenständigkeit und Eigenverant-

wortlichkeit der Aufgabenwahrnehmung entfalten. Art. 107 GG 

hat damit einen engen sachlichen Zusammenhang zum Bundes-

staatsprinzip. Dennoch ist das Kriterium des örtlichen Aufkom-

mens nicht zwangsläufig Konsequenz dieses Prinzips und wird 

auch nicht von Art. 79 Abs. 3 GG vor seiner Aufhebung 

geschützt176.  

Von Bedeutung sind auch die territorialen Wirkungen des örtlichen 

Aufkommens. Denn bemisst der Bundesgesetzgeber das örtliche 

Aufkommen nach Maßgabe der „landeseigenen“ Steuerkraft, so 

tritt die Eigenschaft des Landes als Personenverband zurück. In 

diesem Zusammenhang ist allein die Qualität des Landes als 

Gebietskörperschaft entscheidend 177 . Der Vorrang lässt sich 

damit begründen, dass es auf die räumliche Zuordnung der 

                                                 
174 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 22. 
175 BVerfGE 72, 330 (383). Ebenso Schneider, NJW 1991, S. 2448 (2451). 

Nach seiner Auffassung stützt die Einnahmenverteilung die Eigenstaat-

lichkeit. 
176 Maunz, in: Maunz/Dürig, GG, (Hrsg.), 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 7. 
177  Isensee, Idee und Gestalt des Föderalismus im Grundgesetz, in: 

Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR VI, 3. Aufl. (2008), § 126 Rn. 55. Ebenso 

Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 23; a.A. BVerfGE 72, 330 (392). 
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Zahlungsfähigkeit ankommt. Denn das Steuerrecht stellt auf das 

inländische Gebiet ab, unabhängig davon, ob es an den Wohnsitz 

oder an die Betriebsstätte anknüpft178.  

Die Länder haben überdies eine eigene Ertragshoheit179, die sich 

aus ihrer Finanzautonomie ergibt180. Diese Ertragshoheit wirkt sich 

gegenüber den Ländern und gegenüber dem Bund aus. Denn sie 

stärkt auf der einen Seite die Finanzautonomie im Verhältnis der 

Länder zueinander (Art. 107 Abs. 1 GG)181 und gegenüber dem 

Bund (Art. 106 Abs. 2 GG)182. Auf der anderen Seite tragen die 

Länder unmittelbar die Konsequenzen ihrer eigenen autonomen 

Wirtschafts- und Strukturpolitik 183 , wodurch das Interesse der 

Länder an einer guten Wirtschaftspolitik gefördert wird184.  

                                                 
178  Isensee, Idee und Gestalt des Föderalismus im Grundgesetz, in: 

Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR VI, 3. Aufl. (2008), § 126 Rn. 55. Denn das 

Steuerrecht stellt nicht auf die Mitgliedschaft im Landesvolk ab. Ebenso 

Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 23. Nach seiner Auffassung sichert dieser Verteilungsmodus den 

Steuerzufluss in einem Land und beugt einem normativen Verteilungsmodus 

vor. Die Eigenschaft des Landes als Personenverband könnte dann relevant 

werden, wenn man davon ausgeht, dass die Leistungsfähigkeit des Bürgers mit 

der Steuerkaft des Landes korreliert. Auf diesen Zusammenhang wird später 

noch näher eingegangen, C I 4 d) bb). 
179 Maunz,  in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL, (2014), Art. 107 Rn. 27; 

Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 22.  
180  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

8. 
181 Heun, Der Staat, Bd. 31 (1992), S. 205 (222); Maunz, in: Maunz/Dürig, 

(Hrsg.), GG, 73. EL, (2014), Art. 107 Rn. 11. 
182 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 23. 
183 Zu den Argumenten: Friauf, JA 1984, S. 618 (620 f.). 
184 Birk, SteuerStud 1987, S. 290 (295); dem folgend: Franke, StuW 1991, S. 

311 (314). 
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Bedarfsgesichtspunkte haben auf dieser Stufe keine Bedeutung185.  

Der Verteilungsmaßstab weist noch eine weitere Komponente 

auf186. Denn er verteilt zunächst das Aufkommen, das in einem 

Land aufgebracht und geleistet worden ist. Hierdurch wird die 

regionale Leistungsfähigkeit gestärkt187.  

 

bb) Verhältnis zur Steuerkraft 

Das örtliche Aufkommen steht in einem bestimmten Verhältnis zur 

Steuerkraft. Es wird zum Teil als Maßstab, Chiffre und „qualitative 

Expression“ der regionalen Steuerleistung188 bezeich-net. Diesen 

Auffassungen gemein ist der Grundgedanke, dass mit diesem 

Maßstab die regionale Steuerleistung bzw. die tatsächliche 

Steuerkraft eines Landes ermittelt werden soll. Hidien189 brachte es 

auf den Punkt, indem er örtliches Aufkommen, regionale Steuer-

leistung und tatsächliche Steuerkraft in Beziehung zueinander 

setzte. Nach seiner Auffassung sind tatsächliche Steuerkraft, 

                                                 
185 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 21; daher wird teilweise davon ausgegangen, dass dadurch die 

föderale Gleichheit der Länder verletzt sei. Hinnendahl, Die Steuerverteilung 

zwischen Bund und Ländern in der Bundesrepublik Deutschland, (1974), S. 

139 ff. Dagegen lässt sich einwenden, dass die föderale Gleichheit zwar durch 

Art.107 Abs. 1 GG eingeschränkt ist. Diese Beschränkung liegt jedoch im  

Mischsystem begründet und wird durch den Ausgleich im Rahmen des Art. 107 

Abs. 2 GG relativiert. In Bezug auf den Ausgleich durch Art. 107 Abs. 2 GG: 

Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 39 Fn. 138. 
186  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 34. 
187 Bereits dieser Aspekt deutet auf das Leistungsfähigkeitsprinzip hin. 
188 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 GG (1997), 

S. 39 f. 
189 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 GG (1997), 

S. 40. 
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regionale Steuerleistung und örtliche Vereinnahmung im Großen 

und Ganzen deckungsgleich 190 . Daher soll das regionale 

Aufkommen der regionalen Steuerleistung entsprechen191.  

Voraussetzung hierfür sei, dass die betreffende Steuer, deren 

Aufkommen den einzelnen Ländern zufließen soll, regional 

radizierbar sei. Dies könne man dann annehmen, wenn die 

Verteilungsobjekte (also die zu verteilenden Steuern) auf der 

Belastungsseite (gegenüber den Steuerschuldnern) eine objektive 

Ortsanknüpfung erlauben und auf diese Weise in einem Zusam-

menhang mit territorialen Anknüpfungspunkten zur Steuerlast 

stehen (sog. Radizierung)192. 

Die Zuordnung von räumlichen Gesichtspunkten und quantitativ-

qualitativen Steueraspekten „mache einen erhöhten (Ordnungs-

)Sinn, soweit die Steuern nach ihrer Belastungsseite eine objektive 

Ortsanknüpfung erlauben“ 193 . Dabei gelte jedoch, dass die 

regionale Steuerleistung nicht genau dem regionalen Steuerauf-

kommen entspreche194.  

Auch das Bundesverfassungsgericht195 ging in seinem Urteil von 

                                                 
190  Rudlof, Das örtliche Aufkommen von Steuern, Heft 64 (1961), S. 22. 

Örtliches Aufkommen und Steuerkraft seien synonyme Begriffe. 
191 Troeger-Gutachten, 2. Aufl. (1966), Rn. 289 f. 
192 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 GG (1997), 

S. 41 ff. Bei direkten Personen- und Objektsteuern sei dies der Fall. Bei 

indirekten Steuern sei diese Radizierung zwar nicht ausgeschlossen, bildeten 

jedoch systembedingt eine Ausnahme, dass Steuerschuldner und -träger 

auseinander fallen. 
193 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 41. 
194 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 42: So könne die Steuer erhebungstechnisch dem Land A zugeordnet 

werden; belastungstechnisch falle sie dem Land B zu.  
195 BVerfGE 72, 330 (391 f.). Dem folgend: Renner, Finanzausgleich unter den 

Ländern und Bundesergänzungszuweisungen, in: Geske, (Hrsg.), Die 
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der Verteilung der vereinnahmten Steuern, „die nach Möglichkeit 

der wirklichen Steuerkraft, d.h. der Steuerleistung der Wirtschaft 

und der Bürger des einzelnen Landes entspreche“. Auch liege die 

Steuerverteilung nach der wirklichen Steuerkraft der horizontalen 

Steuerverteilung als gerechtigkeitsbezogene Leitidee zugrunde. Sie 

sei aber vom Grundgesetz weder näher bestimmt noch definiert. 

Einige Jahre später präzisierte das Gericht196 seinen Standpunkt. 

Danach verdeutliche das örtliche Aufkommen „das Entstehen von 

Steuerkraft im Zuständigkeitsbereich des jeweiligen Landes“. Ziel 

dieser (zweiten) Stufe sei das Erwirtschaften der Steuern im 

eigenen Bereich197.  

Dem wird in der rechtswissenschaftlichen Literatur beige-

pflichtet 198 . Teilweise 199  wird ein  Zusam-menhang zwischen 

regionaler Wertschöpfung und regionaler Steuerkraft gesehen. Auf 

diese Weise soll der regionalen Leistungsfähigkeit der Länder und 

der tatsächlichen Steuerkraft Rechnung getragen werden. Damit 

wird die Steuerkraft um Wertschöpfungskomponenten erweitert.  

Problematisch ist, ob die Steuerkraft auch die tatsächliche Wirt-

                                                 
Finanzbeziehungen zwischen Bund Ländern und Gemeinden, (1982), S. 330 

(333); Henneke, Öffentliches Finanzwesen, Finanzverfassung, (1990), § 13 Rn. 

625; Henneke, Die Kommunen in der Finanzverfassung des Bundes und der 

Länder, 3. Aufl. (1998), S. 102; Heun, Der Staat, Bd. 31 (1992), S. 205 (222); 

Carl, Bund-Länder-Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1995), S. 34. 

Jedoch missverständlich, wenn er zugleich von der jeweiligen Wirtschaftskraft 

des Landes ausgeht, welcher Zweck der Verteilung sei.  
196 BVerfGE 101, 158 (221). 
197  BVerfGE 72, 330 (394); 116, 327 (379). Ebenso: Carl, Bund-Länder-

Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1994), S. 34. 
198  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

7; Troeger-Gutachten, 2. Aufl. (1966), Rn. 290; Korioth, Der Finanzausgleich 

zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 511. 
199 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 511. 
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schaftskraft eines Landes ausdrücken soll. Denn in bestimmten 

Fällen kann die Wirtschaftskraft von der Steuerkraft abweichen200. 

Auf dieses Problem wird im zweiten Teil der Arbeit näher 

eingegangen. Auch wird das örtliche Aufkommen häufig mit den 

öffentlichen Gütern verbunden, die die Länder den Bürgern zur 

Verfügung stellten. Dieser Gedanke führt zur Frage, welche 

Bedeutung das Prinzip fiskalischer Äquivalenz im Rahmen der 

örtlichen Vereinnahmung hat. Auch auf die fiskalische 

Äquivalenz201  und auf alternative Aufkommensziele202  wird im 

zweiten Teil der Arbeit näher Bezug genommen. 

 

c) Konsequenzen für die Ausgestaltungspflicht des Bundesgesetz-

gebers 

Das örtliche Aufkommen bezweckt, die örtliche Steuerkraft eines 

Landes zu ermitteln. Dies hat auch das Bundesverfassungsge-

richt203 mit folgenden Worten ausgedrückt: Die Steuerverteilung 

nach der wirklichen Steuerkraft liegt als „gerechtigkeitsbezogene 

Leitidee“ zugrunde. Es hat jedoch erkannt, dass das Grundgesetz 

sie nicht näher bestimmt oder definiert.  

Eine trennscharfe Definition des örtlichen Aufkommens existiert – 

wie bereits erläutert – nicht, denn eine präzise verfassungs-

rechtliche Festlegung der örtlichen Steuerkraft ist ausgeschlossen. 

                                                 
200 Peffekoven, Der Finanzausgleich im Spannungsfeld zwischen allokativen 

und distributiven Zielsetzungen, in: Beihefte der Konjunkturpolitik, Heft 41 

(1993), S. 22; Kitterer, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 34 ff.; Baumann, Die Finanzreform 1969, (1980), S. 112. Siehe 

auch: § 2 D I 1 b). 
201 Näheres: § 2 C II. 
202 Siehe hierzu: § 2 D I 1 a). 
203 BVerfGE 72, 330 (392 f.). 
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Vielmehr wird nur auf die örtliche Zuständigkeit verwiesen204. Der 

Gesetzgeber interpretiert daher die örtliche Steuerkraft durch die 

Schaffung von Zuständigkeitsvorschriften 205 . Auf diese Weise 

beeinflusst er das örtliche Aufkommen und mit ihm die örtliche 

Steuerleistung.  

Der Gesetzgeber hat daher einen weiten Gestaltungsspielraum, der 

durch das Verteilungsziel selbst beschränkt wird. Eine weitere 

Grenze besteht nach Auffassung des Gerichts im Willkürverbot206. 

Die Vereinnahmungsbefugnis des Landes darf nicht beliebig 

ausgewählt werden. Vielmehr muss sie auf einem regionalen 

Zurechnungsgrund basieren207. 

 

Auch Hidien208 geht davon aus, dass mit dem Grundsatz der regio-

nalen Steuerkraft ein „dirigierendes Auslegungskriterium“ 

gewonnen sei. Eine spezifische Verteilungsregel lasse sich aus der 

Verfassung indes nicht entnehmen.  

Zu Recht weitet er den Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers aus, 

welcher sich nicht auf finanzausgleichstypische Beurteilungs- und 

Entscheidungsspielräumen beziehe, sondern auf den allgemeinen 

Vorbehalt der Steuerpolitik 209 . Denn die Erhebungsregelungen 

hängen meist von den materiellen Besonderheiten der Steuern ab. 

                                                 
204 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 511 

f.; Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 57. 
205 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 511; 

Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. 

Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 133. 
206 BVerfGE 72, 330 (391). 
207 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 24. 
208 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 54 f. 
209 BVerfGE 72, 330 (391). 
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Die Erhebungsorte müssten nicht zwingend die Steuerkraft zum 

Ausdruck bringen. Eine praktische Regel besage lediglich, dass der 

Ort maßgebend sei, an dem der gesetzliche Tatbestand verwirklicht 

werde210. 

Danach überschreitet der Gesetzgeber dann seine Grenze, wenn er 

örtliche Anknüpfungen vornimmt, die in keinem sachlogischen 

oder sachgerechten Zusammenhang zur betreffenden Steuer 

stehen.  

Er darf sich jedoch von verfahrensökonomischen Gründen, die 

nicht fiskalisch motiviert sind (Quellensteuer), leiten lassen. Aus 

der Funktion und Stellung der verfassungsmäßigen Ertragszu-

weisung sowie der dienenden (untergeordneten) Stellung der 

Zuständigkeitsvorschriften werden auch positive Ertragsrück-

sichten des Gesetzgebers abgeleitet211. 

Eine andere Auffassung vertritt Peffekoven212. Er geht davon aus, 

dass man „richtige“ Zerlegungsformeln finden könne, wenn man 

nach dem Belastungskonzept frage, das mit der jeweiligen Steuer 

angestrebt werde. Der Gesetzgeber habe daher keinen weiten 

Gestaltungsspielraum. Dieser Auffassung ist jedoch entgegen zu 

halten, dass auch das Belastungskonzept der Steuer nicht immer 

eindeutig festzustellen ist. Bei der Lohnsteuer wird zwar die 

Leistung vom Lohnsteuerpflichtigen erbracht und nicht vom 

Unternehmen. Doch ist fraglich, ob die Leistung zwingend auf den 

Wohnsitz des Steuerpflichtigen verweist. Da zwei potentielle 

                                                 
210 Ebenfalls: Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 

Rn. 24. 
211 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 59 f. So wäre eine Zentralisierung der Steuer auf ein oder nur wenige 

Länder ausgeschlossen. Gleiches gilt bei der Schaffung von steuersub-

ventionsrechtlichen Vorschriften zugunsten bestimmter Fördergebiete.  
212 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (187). 
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Anknüpfungspunkte bestehen, ist eine eindeutige Festlegung nicht 

möglich. Auf diese Problematik wird später näher eingegangen213.  

 

Von einem weiten Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers ist 

daher auszugehen. Er muss sich jedoch durch sachlogische bzw. 

sachgerechte Erwägungen leiten lassen, wenn er Zuständigkeits-

vorschriften schafft. Voraussetzung ist, dass ein sachlicher Bezug 

zwischen dem Steuerpflichtigen bzw. dem Steuerobjekt und der 

Steuerbehörde besteht. Verboten ist damit eine Regelung, die unter 

keinem Gesichtspunkt (Wohnsitz, Sitz der Geschäftsleistung, Ort 

der besteuerten Sache oder des besteuerten Vorgangs, …) als 

sachgerecht erscheint214. 

Die örtliche Zuständigkeit, welche die Grundlage des örtlichen 

Aufkommens darstellt, wird durch einfaches Gesetzesrecht be-

stimmt und ergibt sich aus den §§ 17 ff. AO215. Dieser Auffassung 

liegt der Gedanke der Abschöpfung regionaler Steuerleistung 

zugrunde, die in etwa die tatsächliche Steuerkraft widerspiegelt. 

Die gliedstaatlichen Steuern und Steueranteile sind im Wesent-

lichen örtlich radizierbar, denn sie stehen in einem gewissen 

Zusammenhang zur örtlichen Steuerlast216.  

 

d) Vereinnahmung 

Das Aufkommen der Landessteuern und der Landesanteil muss 

                                                 
213 Siehe hierzu: § 2 C I 2 b) bb). 
214 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 24. 
215 Heintzen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 107 

Rn. 13; Birk, SteuerStud 1987, S. 290 (295). 
216 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 41 f. Etwas anderes gilt jedoch bei den indirekten Steuern. 
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von den Finanzbehörden auch vereinnahmt werden 217 . Verein-

nahmung bedeutet, dass der Steuerbetrag (freiwillig, oder unfrei-

willig) in staatliche Verfügungsgewalt übergeht218.  

Nach überwiegender Auffassung 219  muss die Vereinnahmung 

auch rechtmäßig erfolgen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die 

Steuererhebung vollumfänglich formell und materiell rechtmäßig 

sein muss. Entscheidend ist vielmehr, dass die Finanzbehörden 

nach steuerrechtlichen Vorschriften örtlich zuständig sind. Eng mit 

dieser Problematik verbunden ist die Frage, ob die Finanzbehörden 

auch die Verbandskompetenz besitzen müssen. Hierauf wird im 

Folgenden eingegangen. Zunächst wird auf das Verhältnis der 

örtlichen Zuständigkeit zur Vereinnahmung eingegangen. 

  

                                                 
217 Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. 

Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 116. Hierauf wird noch eingegangen. 
218  Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 10; 

Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 35. Der Ertrag ist so auf die Verfügungsmacht der Behörde 

übergegangen, dass dieser ohne deren Mitwirkung nicht mehr entzogen werden 

kann. 
219  Söhn, FR 1971, S. 410 (411). Das Finanzamt muss örtlich und 

verbandsmäßig zuständig sein. Differenzierend: Hidien, Die horizontale 

Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 50 ff. Er bezeichnet 

diese Rechtmäßigkeit als „externe“ formelle und materielle Rechtmäßigkeit. 

Im Ertragsrecht könne es nicht darauf ankommen, dass die Steuerforderung 

tatsächlich in der Höhe des Steuereinganges bestehe. Es komme nur auf die 

tatsächliche Vereinnahmung an. Maßgebend für die formelle Rechtmäßigkeit 

nach außen sei, dass das Land den Steuerertrag auch behalten dürfe. Maunz, in: 

Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 21; Stern, Staatsrecht, 

Bd. II, 1. Aufl. (1980), S. 1169; Heun, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. 

(2008), Art. 107 Rn. 15, jeweils ohne Begründung. 
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aa) Das Verhältnis von örtlicher Zuständigkeit und Verein-

nahmung 

Die Landesbehörden vereinnahmen die Steuern nach Art. 107 Abs. 

1 S. 1 GG in „ihrem Gebiet“. Dieser Begriff kann sich entweder 

auf die Behörden oder auf den Vorgang des Vereinnahmens 

beziehen. Wird er auf die Behörden bezogen, so gewinnt der 

örtliche Sitz des Finanzamts eine größere Bedeutung220. Die Steu-

ererträge könnten jedoch auch dem vereinnahmenden Land 

zugewiesen werden. Auf dem ersten Blick scheinen sich beide 

alternative Überlegungsansätze nicht zu widersprechen, sondern 

eng voneinander abzuhängen. Üblicherweise vereinnahmt auch 

das örtlich zuständige Finanzamt die Steuer in seinem Bereich. In 

bestimmten Fällen vereinnahmt es jedoch auch Steuern, die nicht 

in seinem Bereich anfallen 221 . Beispielweise dann, wenn ein 

Steuerpflichtiger innerhalb eines Jahres seinen Wohnsitz wechselt 

und in ein anderes Land zieht. Hier stellt sich die Frage, ob das neue 

Finanzamt für die vergangenen Veranlagungszeiträume zuständig 

ist oder das alte zuständig bleibt. In diesem Fall ist von Bedeutung, 

welchem Land der geschuldete Betrag letztlich zusteht. Da der 

Wortlaut des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG nicht eindeutig ist, lässt sich 

die Frage nur aus dem Kontext und dem Zweck dieser Vorschrift 

herleiten. 

Teilweise 222  wird mit dem Zweck des örtlichen Aufkommens 

argumentiert. Danach soll das Aufkommen dort belassen werden, 

                                                 
220 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 46. 
221 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 52. 
222 Kirchhof, FR 1971, S. 525 (528); Hidien, Die horizontale Steuerverteilung 

gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 46. 
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wo eine vorhandene Steuerkraft ausgenutzt worden sei Denn Art. 

107 Abs. 1 GG prämiere nicht die Tüchtigkeit der Steuerbehörden, 

sondern knüpfe an die Steuerleistung des Gebietes an. Dies soll 

auch dann gelten, wenn die Steuerkraft von fremden Behörden in 

Anspruch genommen wurde.  

Aus dieser Sichtweise ergeben sich zwei Konsequenzen. Erstens 

knüpft die Ertragshoheit des Landes nicht an die Tätigkeit der 

Behörden an und zweitens wird die Ertragshoheit der Behörden 

von der Gebietshoheit beschränkt. Daraus folgt letztlich, dass die 

Verwaltungshoheit der Ertragshoheit folgt. Nach Auffassung des 

BFH223 kommt es nämlich darauf an, dass der Steuerpflichtige in 

dem betreffenden Land den steuerbaren Tatbestand verwirklicht. 

Nur das Land könne demnach befugt sein, in dessen Gebiet sich 

die Lebensvorgänge zugetragen haben. 

 

Hiergegen wendet sich unter anderem der 4. Senat des BFH224. 

Nach seiner Auffassung sei das Wort „Einkommen“ nicht 

gebietsgebunden. Aus diesem lasse sich ebenso wenig wie aus Art. 

107 Abs. 1 S. 1 GG etwas daraus schließen, bei welchem Land die 

Vereinnahmungskompetenz liege und ob das vereinnahmende 

Land eine vereinnahmte Steuer behalte. Die Verfassungs-

bestimmung besage auch nicht, dass das örtliche Aufkommen ohne 

Rücksicht auf objektive Gesichtspunkte im Empfangsland ver-

bleibt. Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG überlasse die Abgrenzung und 

Zerlegung des örtlichen Aufkommens der Bundesgesetz-

gebung225.  

                                                 
223 BFH, BStBl. II, 1968. S. 317 (319)=BFHE 91, 293 (295ff.); BFH, BStBl. 

II, 1970, S. 759= BFHE 99, 553 (554 f.). 
224 Söhn, FR 1971, S. 410 (411). 
225Es bestehe auch kein Bedürfnis dafür, die Zusammenarbeit von Bund und 
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Auch in der Literatur226 wird die Vereinnahmung auf das Gebiet 

bezogen, so dass der Sitz der Behörde maßgebend ist. Sie beruht 

auf der Erwägung, dass die Verwaltungshoheit im Grundgesetz 

nicht geregelt sei. Art. 108 Abs. 3 GG regle nur die Verwaltungs-

kompetenz zwischen Bund und Ländern. Der andere Ansatz geht 

nicht vom Wortlaut und Sinn und Zweck des Art. 107 Abs. 1 GG 

aus, sondern versucht den Sinn und Zweck des örtlichen 

Aufkommens aus der örtlichen Zuständigkeit herzuleiten227. Nach 

dieser Auffassung folgt die Ertragshoheit aus der Verwaltungs-

hoheit. Ein Bundesgesetz könne die Ertragshoheit des verein-

nahmenden Landes mit der Folge (partiell) beseitigen, dass die 

Ertragshoheit nicht mehr der Verwaltungshoheit folge. Die 

Vereinnahmungsbefugnis folgt damit den Zuständigkeitsvor-

schriften. Diese Interpretation lässt sich auch aus den Aussagen des 

Bundesverfassungsgerichts228 entnehmen. Es ging davon aus, dass 

Maßstab für die horizontale Ertragsaufteilung unter den Ländern 

das –  im Zerlegungsgesetz verdeutlichte – „örtliche Aufkommen“, 

also das Entstehen von Steuerkraft im Zuständigkeitsbereich des 

jeweiligen Landes, sei. Maßgebend aus Sicht des Gerichts ist daher 

nicht das Erwirtschaften, sondern nur die Steuererhebung. Dieser 

Ansatz wird auch bei der Frage deutlich, ob generell auf die 

                                                 
Ländern durch die Einführung des Merkmals „verbandsmäßige Zuständigkeit“ 

zu erschweren, das dem Rechtsschutz des Bürgers nicht nutze sowie der 

Rechts-, Wirtschafts-und Verbandseinheit von Bund und Ländern entgegen-

gerichtet sei. 
226 Söhn, FR 1971, S. 410 (411). 
227 Steuern, die ein Land rechtmäßig vereinnahmt und Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG 

dem vereinnahmenden Land zuspricht, können einem nicht vereinnahmungs-

berechtigten Land zugeteilt (Abgrenzung) oder auf mehrere „beteiligte“ Länder 

verteilt werden (Zerlegung). 
228 BVerfGE 101, 158 (121). 
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Wertschöpfung abgestellt werden soll. Das Bundesverfassungs-

gericht erachtete die Anknüpfung der Körperschaftsteuer an das 

Betriebsstättenprinzip als verfassungsrechtlich zulässig, da es sich 

um eine wertschöpfungsbezogene Steuer handle. Die Anknüpfung 

der Lohnsteuer als personenbezogene Steuer sei zulässig, weil auch 

die Verfassung den Wohnsitz in Art. 106 Abs. 5 S. 1 GG als 

sachgerechtes Kriterium ansehe. Es verwies in diesem Kontext 

auch auf die „Gegebenheiten des einheitlichen Wirtschafts-

raumes“229. Der Bezug zum einheitlichen Wirtschaftsraum wendet 

sich gegen eine Aufspaltung der Wirtschaftsräume nach Landes-

grenzen230. 

Für den Zusammenhang zwischen der Ertragskompetenz und der 

Verwirklichung der Steuerkraft sprechen indes die besseren 

Gründe. Der Ort der Vereinnahmung kann das Prinzip der 

„örtlichen Steuerkraft“ hinreichend ausdrücken. Soweit eine 

eindeutige Zuordnung nicht möglich ist, wird eine Abgrenzung 

oder Zerlegung des Aufkommens vorgenommen. Der Steuer-

gesetzgeber interpretiert die örtliche Steuerkraft, indem er die 

Steuer durch Steuergesetze und Verfahrensrecht zu einer 

bestimmten Behörde zuordnet. Insofern stellen diese Vorschriften 

Hilfsmittel dar, um die örtliche Steuerkraft auszudrücken231. 

Damit hängen die Ertragsrechte nicht zwingend vom Sitzort der 

Finanzämter ab, sondern sind Folge gliedstaatlicher Gebiets-

hoheit. Diese Interpretation entspricht überdies dem Sinn des 

                                                 
229 BVerfGE 72, 330 (406 f.). Dies lasse die Floskel, dass das jeweilige Land 

oder auch der Bund eine Steuer erwirtschafteten in einem eher fahlen Licht 

erscheinen. 
230 Zur Beteiligung der Gliedstaaten am Gesamtertrag der Volkswirtschaft, 

BVerfGE 32, 333 (338); 55, 274 (300); Meyer, KritV 2008, S. 132 (150). 
231 Ebenso Kirchhof, FR 1971, S. 410 (411). 
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Verteilungsgrundsatzes232. Denn das Abstellen auf die Steuerkraft 

entspricht dem Zweck des Art. 107 Abs. 1 GG, der auf die 

Steuerleistung des Landes abstellt. 

 

bb) Verbandsmäßige Zuständigkeit 

Eng mit der Verwirklichung der Steuerkraft ist auch die Frage 

verbunden, ob neben der örtlichen Zuständigkeit auch eine 

verbandsmäßige Zuständigkeit besteht. Zunächst wird der Begriff 

der verbandsmäßigen Zuständigkeit dargestellt. Im Anschluss 

hieran wird auf die Herleitung eingegangen. 

 

(1) Begriff der verbandsmäßigen Zuständigkeit 

Von der örtlichen Zuständigkeit ist die verbandsmäßige 

Zuständigkeit zu unterscheiden. Sie wird als besondere Art der 

sachlichen Zuständigkeit angesehen. Die Gebietskörperschaft 

regelt die Zuständigkeit ihrer Behörden innerhalb ihrer Steuer-

hoheit 233 . Relevanz hat diese Zuständigkeit in Fällen der 

ländergrenzenüberschreitenden Vereinnahmung eines Steuerauf-

kommens 234 . Insoweit eröffnet sie dem Land einen eigenen 

Wirkungskreis, welcher die Schranke seiner Kompetenz bildet und 

gegenüber anderen Verwaltungsträgern unantastbar und imper-

meabel ist. Die verbandsmäßige Zuständigkeit ergibt sich mithin 

daraus, dass die Länder Staaten mit eigener – wenn auch gegen-

                                                 
232 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 47. 
233 Sunder-Plassmann, in: AO/FGO, Hübschmann/Hepp/Spitaler, (Hrsg.), 201. 

Lieferung (2008), Vor. §§ 16-29 Rn. 11; differenzierend: Rätke, in: Klein, 

(Hrsg.), AO, 12. Aufl. (2014), § 17 Rn. 4. 
234 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 52. 
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ständlich beschränkter – Hoheitsmacht sind235. Ein Verstoß gegen 

die Verbandszuständigkeit führt zur Nichtigkeit des Ver-

waltungsaktes. Erst diese Unantastbarkeit führt dazu, dass der 

Verwaltungsträger mehr als nur eine Verwaltungseinheit ist 236 . 

Konsequenz des Schrankencharakters ist daher, dass es dem 

Verband verboten ist, außerhalb seiner sachlichen und örtlichen 

Zuständigkeit tätig zu werden. Auch beschränkt sich der 

Wirkungsbereich der Rechtsakte innerhalb seiner Verwaltungs-

hoheit237. Dieser Ansatz wendet sich gegen die Vorstellung, dass 

ein „einheitliches Verwaltungsgebiet“ besteht 238 . Gegen die 

Einführung der „verbandsmäßigen Zuständigkeit“ wurden mehrere 

Einwände historischer und systematischer Natur angeführt. Aus 

historischer Sicht spricht gegen diese Konzeption, dass das 

Grundgesetz an die Tradition der Weimarer Reichsverfassung 

anknüpft, die von einem einheitlichen Rechtspflegegebiet 

ausging239. Das Grundgesetz habe sich hiervon nicht ausdrücklich 

distanziert. 

Auch systematische Erwägungen werden gegen die Verbands-

kompetenz angeführt. Denn zwischen Verwaltung und Gerichten 

bestehe eine enge Verzahnung. Die Gerichte können ihre Entschei-

dung an die Stelle der Verwaltung setzen240.  

Der BFH 241  hat anfangs auf den Ort der Tatbestandsverwirk-

                                                 
235 Söhn, FR 1971, S. 410 mit Verweis auf BVerfGE 1, 14 (34); Jakob, StuW 

1972, S. 115 (119); Herrmann, StuW 1964, S. 771 (775). 
236 Oldiges, DöV 1989, S. 873 (874). 
237  Oldiges, DöV 1989, S. 873 (874). Er unterscheidet zwischen 

Verbandskompetenz und Verbandszuständigkeit. 
238 So aber v. Wallis, DStZ 1971, S. 33 (35). 
239 Jäger, StuW 1962, S. 165 (170). 
240 Jäger, StuW 1962, S. 165 (170 ff.). 
241 BFH, BStBl. II, 1968, S. 317 (319)=BFHE 91, 293; BFH, BStBl. II 1970, 

S. 759= BFHE 99, 553 (554 f.). 
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lichung abgestellt und die verbandsmäßige Zuständigkeit bejaht. 

Bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer hat er sie jedoch 

verneint242. Denn die Lehre von der verbandsmäßigen Zuständig-

keit entspreche nicht dem Gesetz. Der Steuergegenstand 

„Einkommen“ sei (wie bereits ausgeführt) nicht gebietsgebunden. 

Der Gesetzgeber habe das Zerlegungsgesetz geschaffen, das die 

Frage regle, bis wann das erste Land und ab wann das zweite Land 

steuerberechtigt sei. 

Entscheidend für die Verbandskompetenz spricht indes, dass die 

Vorschriften der örtlichen Zuständigkeit durch die Schaffung der 

Landessteuern und damit durch die Aufteilung der Verwaltungs- 

und Ertragshoheit einen Bedeutungswandel durchgemacht haben. 

Die Regeln der örtlichen Zuständigkeit füllen deshalb Art. 107 

Abs. 1 GG aus243. 

 

(2) Herleitung 

Art. 108 GG regelt nur die Steuerverwaltungshoheit im Verhältnis 

zwischen Bund und Ländergesamtheit. Nicht jedoch die Verwal-

tungshoheit zwischen den Ländern. Möglicherweise lässt sich die 

Verwaltungshoheit aus Art. 107 Abs. 1 GG entnehmen, da die 

verbandsmäßige Zuständigkeit eines Finanzamts keine 

zusätzlichen Voraussetzungen enthält 244 . Dieses Junktim kann 

gemäß Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG durchbrochen werden, woraus 

negativ folgt, dass die Exekutive hierüber nicht disponieren kann 

und positiv, dass das Finanzamt alle Steuererträge vereinnahmen 

                                                 
242 BFH, BStBl. II, 1971, S. 151=BFHE 101, 91 (92 f.); BFH, BStBl. II, 1973, 

S. 198 (200)=BFHE 108, 10 (14 f.). 
243 Herrmann, StuW 1964, S. 771 (774 f.). 
244  Söhn, FR 1971, S. 410 (411); Jakob, StuW 1972, S. 115 (122), die 

verbandsmäßige Zuständigkeit kann nicht enger sein als die örtliche. 
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kann, die in die Ertragshoheit des Landes fallen245. 

Vereinnahmt daher das örtlich – und verbandsmäßig – unzu-

ständige Finanzamt eine Steuer, die einem anderen Land zusteht, 

dann erzielt dieses Land kein „eigenes“ örtliches Aufkommen, mit 

der Folge, dass interne Erstattungsansprüche zwischen den 

Beteiligten bestehen. Diese Ansprüche haben jedoch keine Aus-

wirkungen auf den Steuerpflichtigen246. 

 

cc) Finanzbehörden 

Zu beachten ist, dass Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG nicht nur die 

Landesfinanzämter, sondern auch die Finanzbehörden des Bundes 

erfasst, was sich aus dem systematischen Verhältnis zu Art. 108 

GG sowie daraus, dass die Biersteuer eine Landessteuer darstellt,  

aber vom Bund nach Art. 108 Abs. 1 S. 1 GG – als bundesgesetz-

lich geregelte Verbrauchsteuer – verwaltet wird247. 

 

e) Einzelfragen zu den Verteilungsobjekten  

Nachdem das Verhältnis von Steuerkraft und örtliches 

Aufkommen dargestellt wurde, ist Gegenstand der weiteren 

Untersuchung, welche Verteilungsobjekte von Art. 107 Abs. 1 S. 1 

GG erfasst werden. Die Vorschrift ordnet die Verteilung der in Art. 

106 Abs. 2 GG normierten Landes(ertrag-)steuern sowie der 

Gemeinschaftsteuern nach Art. 106 Abs. 3 GG unter den Ländern 

                                                 
245 Jakob, StuW 1972, S. 115 (120 f.). 
246 So etwa Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des 

GG, (1997), S. 53.  
247 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 36 f.; ebenso Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), 

Art. 107 Rn. 25. Siehe: Art. 106 Abs. 2 Nr. 4 GG. 
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an248. Der Länderanteil an den Gemeinschaftsteuern nach Art. 106 

Abs. 3 GG wird differenziert nach den Steuerarten verteilt. Davon 

erfasst ist der Länderanteil der Einkommen- und 

Körperschaftsteuer. Beide Steuern bemessen sich nach dem ört-

lichen Aufkommen 249 . Hiervon sind auch Lohn- und Kapital-

ertragsteuer erfasst, die zwar nicht explizit von Art. 106 Abs. 3 GG 

genannt werden, aber keine eigene Steuerart, sondern eine 

besondere Erhebungsform der Einkommensteuer darstellen250.  

Von diesen Steuern sind die landesgesetzlich geregelten Steuern zu 

unterscheiden, die keiner Verteilung nach Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG 

bedürfen, da in diesem Falle das Steuerertragsrecht der Steuer-

gesetzgebungszuständigkeit des Landes nach Art. 105 Abs. 2 GG 

folgt. Dies gilt unabhängig davon, ob der Bund von der 

konkretisierenden Gesetzgebung Gebrauch gemacht hat oder 

nicht251. Es bedarf jedoch der Klärung, ob und inwieweit Ver-

teilungsvorgaben des Art. 107 Abs. 1 GG auf die Gewerbe-

steuerumlage Einfluss haben. Die Problematik entsteht dadurch, 

dass es sich nicht um eine Landessteuer handelt und damit auch 

keine unmittelbaren Ertragsrechte der Länder bestehen. Eine 

ähnliche Problematik besteht auf der Gemeindeebene. Hier ist 

fraglich, ob die Realsteuern oder der Gemeindeanteil an der 

Einkommensteuer ebenfalls den Verteilungsmechanismen des Art. 

107 Abs. 1 GG unterfallen und damit nach dem örtlichen Auf-

kommen zu verteilen sind und gegebenenfalls zerlegt werden 

                                                 
248 Siehe: C II 2 c). 
249 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 34. 
250 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 34. 
251 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 24. 



 

61 

 

müssen. Die Frage stellt sich deshalb, weil die Gemeinden Teile 

der Länder sind. Zunächst wird auf die Gewerbesteuerumlage 

Bezug genommen. Daran schließen sich der Gemeindeanteil an der 

Einkommensteuer und schließlich die Gemeindesteuern an.  

 

aa) Gewerbesteuerumlage 

Art. 106 Abs. 6 S. 4 und S. 5 GG ermöglicht die Beteiligung des 

Bundes und der Länder durch eine Umlage am Aufkommen der 

Gewerbesteuer, wobei Näheres durch ein zustimmungspflichtiges 

Gesetz geregelt werden muss. Davon hat der Bundesgesetzgeber 

im Gemeindefinanzreformgesetz Gebrauch gemacht252.  

Fraglich ist, ob der Länderanteil der Gewerbesteuerumlage von der 

Verteilungsgrundregel des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG erfasst ist. 

Dagegen spricht, dass weder Bund noch Länder eine originäre 

Steuerertragsberechtigung haben, sondern lediglich einen deri-

vativen Auszahlungsanspruch, der nicht auf Art. 106 Abs. 2 GG 

basiert253. Dafür könnte sprechen254, dass der Länderanteil nach 

dem örtlichen Aufkommen verteilt wird, da diese Verteilung nach 

dem Örtlichkeitsprinzip geboten sei. Den Ländern steht daher das 

Aufkommen zur Verfügung, das durch gewerbliche Betätigung in 

ihrem Hoheitsgebiet erwirtschaftet wurde. Zudem ergibt sich auch 

aus Art. 106 Abs. 6 S. 4 GG keine andere Verteilungsregel. 

Überdies stellt die Gewerbesteuerumlage keine Finanzausgleichs-

leistung der Kommunen an die Länder dar, sondern ist 

                                                 
252 Die entsprechende Vorschrift ist in § 6 GFRG enthalten. 
253 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 26. 
254  Stern, Staatsrecht, Bd. II, 1. Aufl. (1980), S. 1164; Wernsmann, in: 

Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. Aktualisierung Dez. 

2011), Art. 107 Rn. 117. 
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verfassungsrechtliches eigenes Aufkommen der Länder, das ein 

Surrogat für ein früheres Aufkommen der Länder aus der Einkom-

mensteuer ist 255 . Das heißt, dass alle in Art. 106 erfassten 

Positionen nach Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG verteilungsfähig und -

bedürftig sind, soweit sie der Ländergesamtheit zustehen256. Die 

Gewerbesteuerumlage gehört daher ebenfalls zu den Verteilungs-

objekten des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG. 

 

bb) Gemeindesteuern  

Unklar ist, ob auch die Gemeindesteuern der Verteilungsregel des 

Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG unterfallen. Dafür könnte zunächst 

sprechen, dass die Gemeinden staats- und finanzverfassungs-

rechtlich mit den Ländern verbunden sind257. Auch ist das genannte 

Aufkommen regional verteilungsfähig und verteilungsbedürftig. 

Es wird zudem einfachgesetzlich auf die Länder und Gemeinden 

verteilt258. 

Für die Berücksichtigung kommunaler Steuern spricht, dass die 

finanzverfassungsrechtliche Verbindung die Voraussetzungen 

dafür schafft, dass die Länder ihrer Finanzverantwortung 

gegenüber den Kommunen nachkommen können. Die Länder 

treten damit als „Sachwalter kommunaler Belange“ auf. Dafür 

                                                 
255 Vgl. auch Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

70. 
256 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 27. Für ein erweitertes Verständnis spreche auch, dass die 

Gewerbesteuerumlage die Verluste ausgleichen sollte, die durch die 

Beteiligung der Gemeinden an der Einkommensteuer entstanden seien. So auch 

Häde, Der Finanzausgleich, (1996), S. 214, allerdings ohne Begründung. 
257 Grawert, Die Kommunen im Länderfinanzausgleich, (1989), S. 38. 
258 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 31. 



 

63 

 

könnte auch sprechen dass es sich um ein „Ordnungsprinzip“ der 

horizontalen Steuerertragsverteilung handelt259. Für die Verteilung 

nach dem örtlichen Aufkommen ließe sich auch anführen, dass die 

Real- sowie die örtlichen Verbrauchs- und Aufwandsteuern – 

unabhängig von ihrem örtlichen Aufkommen – über die Länder-

grenzen hinweg verteilt werden könnten. Das Hebesatzrecht der 

Gemeinden macht bei den Realsteuern nur dann Sinn, wenn diesen 

primär auch das Einkommen aus diesen Steuern zusteht 260 . 

Teilweise werden zur Begründung systematische Erwägungen 

herangezogen. Eine Abweichung von den ausdrücklichen 

Regelungen des Art. 106 Abs. 5 S. 1 und Abs. 5a S. 1 GG erscheine 

als Fremdkörper. Die Ertragshoheit der Gemeinden spreche 

ebenfalls für die Anwendung des Art. 107 Abs. 1 GG. Denn sie 

steht der Einbeziehung in ein interkommunales Verbund- und 

Ausgleichssystem entgegen261. 

Gegen die Einbeziehung kommunaler Steuer spricht jedoch, dass 

das kommunale Ertragsaufkommen gemäß Art. 106 Abs. 6 S. 3 GG 

schon vorweg zugunsten der Gemeinden abgesondert und zuge-

wiesen wurde, weswegen es von der föderativen Verteilungsregel 

                                                 
259 Zu den Argumenten: Grawert, Die Kommunen im Länder-finanzausgleich, 

(1989), S. 38. 
260 Heintzen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 106 

Rn. 49; nicht ganz eindeutig: Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL 

(2014), Art. 107 Rn. 16. Er geht im Grundsatz davon aus, dass die Steuern 

grundsätzlich den Gemeinden zustehen müssen, in denen sie aufgebracht 

wurden. Eine etwaige andere Verteilung richte sich nach Art. 106 Abs. 4 GG 

(dieser Verweis erscheint fehlerhaft, da es in Art. 106 Abs. 4 GG um die 

Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und Länder geht.).  
261 Heun, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 106 Rn. 37; dem 

folgend: Heintzen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 2, 6. Aufl. (2012), 

Art. 106 Rn. 49. 
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ausgeschieden ist 262 . Dies hat zur Konsequenz, dass das 

kommunale Aufkommen nicht zwingend nach Maßgabe des Ört-

lichkeitsgrundsatzes verteilt wird, sondern sich nach landes-

internen Finanzausgleichsregelungen richtet, ohne dass der 

Landesgesetzgeber am Prinzip des örtlichen Aufkommens 

gebunden ist263.  

Dies lässt sich sowohl aus der fehlenden Berücksichtigung bei der 

Finanzreform als auch aus Art. 106 Abs. 7 GG herleiten, der den 

landesinternen kommunalen Finanzausgleich vorsieht 264 . Die 

Gemeindesteuern stehen wie auch die Realsteuern den Gemeinden 

unmittelbar zu, was auch für den Gemeindeanteil an der 

Einkommensteuer gilt 265 . Mit guten Gründen lässt sich daher 

argumentieren, dass die Gemeindesteuern nicht von Art. 107 Abs. 

1 GG erfasst sind. 

 

cc) Vorausanteil der Gemeinden an der Einkommensteuer 

Bei der Verteilung des Gemeindeanteils der Einkommensteuer 

stellt sich ebenfalls die Frage, ob Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG in diesem 

Fall gilt. Sie unterscheidet sich von der bereits erwähnten 

                                                 
262 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 33: Vielmehr wird sie in Art. 106 Abs. 5 S. 1 und Abs. 6 S. 1 GG als 

selbstverständlich vorausgesetzt. Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, 

(Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 

118. 
263 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 32 f., m.w.N; Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), 

Bonner-Kommentar (155. Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 118. 
264 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 33. 
265 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 32. Auch dieser Anteil der Steuer wird nicht dem Prinzip des 

örtlichen Aufkommens verteilt. 
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Problematik in der Hinsicht, dass es nicht um kommunale Steuern 

(Grund- und Gewerbesteuer) geht, sondern um einen Anteil an der 

Einkommensteuer. Dieser wird den Gemeinden ebenfalls nach Art. 

106 Abs. 5 S. 1 GG vorweg zugewiesen266. Aus dem Wortlaut des 

Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG lässt sich nicht eindeutig entnehmen, ob 

der Anteil nach dem örtlichen Aufkommen zu verteilen ist. Dafür 

könnte jedoch der Begriff der Landessteuern sprechen267.  

Möglicherweise ergibt sich die Lösung des Problems aus dem 

systematischen Kontext. Nach Art. 106 Abs. 5 S. 1 GG müssen die 

Länder den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer den Ge-

meinden weiterleiten. Daraus wird geschlossen, dass die Länder 

den Gemeindeanteil aus dem örtlichen Aufkommen (der Länder) 

entnehmen sollen268. Ein länderübergreifendes Abweichen vom 

Prinzip des örtlichen Aufkommens sei nicht zulässig, weswegen 

Art. 107 Abs. 1 GG auch hier Anwendung finde269. An anderer 

Stelle wird diese Auffassung jedoch relativiert. Zwar wird davon 

ausgegangen, dass Art. 106 Abs. 5 S. 1 GG an den Wohnsitz 

anknüpft. Die Vorschrift enthalte jedoch keine strenge Bindung an 

                                                 
266 Kube, in: Epping/Hillgruber, (Hrsg.), Beck-OK, 25. Ed. (2015), Art. 106 Rn. 

33.  
267 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 31. 
268 Ebenso: Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 

17; a.A. Hidien, GFRG, 1. Aufl. (2012), § 1 Rn. 18. 
269 GFRG v. 8.9.1969, Neufassung v. 10.3.2009, BGBl. I 2009, S. 502; zuletzt 

geändert 8.5.2012, BGBl. I 2012, S. 1030. § 1 S. 1 GFRG ordnet zudem an, 

dass den Gemeinden ein Anteil in Höhe von 15% an der Lohn- und veranlagten 

Einkommensteuer zusteht. Etwas anderes gilt bei der Kapitalertragsteuer (als 

besondere Erhebungsform der Einkommensteuer). Hier beschränkt sich der 

Anteil auf 12%. Nach § 1 S. 2 GFRG ergibt sich der Gemeindeanteil aus den 

Steuerbeträgen, die nach Art. 107 Abs. 1 GG vereinnahmt werden. Die 

Sichtweise des einfachen Gesetzgebers ist für die Interpretation der Verfassung 

jedoch nicht bindend. 
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Art. 107 GG. Im Interesse einer gleichmäßigeren Finanzaus-

stattung der Gemeinden seien „gewisse Abweichungen“ 

möglich270.  

Gegen die Anwendung des Art. 107 Abs. 1 GG auf den 

Gemeindeanteil könnte auch angeführt werden, dass dieser vor der 

Aufteilung der Einkommensteuer den Gemeinden zugewiesen 

wird271. Dies hindert die Anwendung des Art. 107 Abs. 1 GG auf 

diesen Anteil jedoch nicht, sondern ist logische Konsequenz der 

Zuweisung. Der Gemeindeanteil stammt daher aus dem örtlichen 

Aufkommen der Länder272.  

Nach dem Wortlaut dieser Vorschrift beruht der Anteil der Kom-

munen auf der Grundlage der Einkommensteuerleistungen ihrer 

Einwohner. Daraus ergibt sich ein örtlicher Bezug, der dem des 

Art. 107 Abs. 1 GG entspricht. Aus dem Wortlaut lässt sich zudem 

herleiten, dass die Gemeinden den Einkommensteueranteil 

„erhalten“.  

Die gleiche Wertung ergibt sich aus dem systematischen Zusam-

menhang zu Abs. 3, der den Anteil der Kommunen gerade nicht 

dem Bund oder den Ländern zuweist. Die Zuweisung des 

Steueraufkommens ist zudem mit der Ertragshoheit untrennbar 

verbunden273. 

Auch der Zweck der Vorschrift weist in die gleiche Richtung. Nach 

                                                 
270 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 106 Rn. 85. 
271 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 32.  
272 Ebenso Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), 

S. 510 Fn. 330; Stern, Staatsrecht, Bd. II, 1. Aufl. (1980), S. 1172; Hidien, 

GFRG, 1. Aufl. (2012), § 1 Rn. 18.  
273  Zur Begründung: Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und 

Ländern, (1997), S. 425 Fn. 58; Hidien, GFRG, 1. Aufl. (2012), § 1 Rn. 21. Er 

geht von einer „Teilertragshoheit“ aus. 
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überwiegender Auffassung274 sichern Art. 106 Abs. 3 und Abs. 5 

S. 1 GG die Ertragshoheit der Gemeinden. Diese bemisst sich nach 

der örtlichen Steuerkraft275 . Die Vertreter dieser Auffassung276 

leiten aus der Systematik und den Zwecküberlegungen jedoch nicht 

ab, dass Art. 107 GG zwingend anzuwenden sei. Vielmehr bleibe 

es dem Bundesgesetzgeber weitgehend überlassen, den genauen 

Verteilungsmaßstab auch nach Praktikabilitätsgesichtspunkten zu 

bestimmen. Eine zwingende Verteilungsvorgabe ergibt sich daher 

weder direkt aus Art. 107 Abs. 1 GG noch aus Art. 106 Abs. 3 und 

5 GG. Ungeachtet dessen verweist der einfache Gesetzgeber in § 1 

S. 2 GFRG auf die Vorschrift des Art. 107 GG, weshalb der 

Vorweganteil zumindest mittelbar ein Verteilungsobjekt des Art. 

107 Abs. 1 darstellt277.  

Nachdem in diesem Abschnitt die Verteilungsobjekte dargestellt 

wurden, werden im Anschluss hieran die Anknüpfungspunkte des 

örtlichen Aufkommens dargestellt. Es handelt sich hierbei um die 

Zuständigkeitsvorschriften, die in den Einzelsteuergesetzen, aber 

auch in der Abgabenordnung geregelt werden. 

 

                                                 
274 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 425 

Fn. 58; Henneke, Die Kommunen in der Finanzverfassung des Bundes und der 

Länder, 3. Aufl. (1994), S. 110 f.; Heintzen, in: v. Münch/Kunig (Hrsg.), GG, 

Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 106 Rn. 46; Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 

73. EL (2014), Art. 106 Rn.  85. 
275 Kube, in: Epping/Hillgruber, (Hrsg.), Beck-OK, 25. Ed. (2015), Art. 106 Rn. 

33. Trotz dieser Wertung geht er davon aus, dass die Einzelheiten der 

Verteilung verfassungsrechtlich nicht festgelegt seien. 
276 So Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 106 Rn. 32; 

ebenso Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar 

(155. Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 120. 
277  Hidien, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner Kommentar, (102. 

Aktualisierung 2002), Art. 106 Rn. 1039. Er erkennt an, dass der 

Verteilungsmaßstab relativ deutlich vorgegeben ist. 
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f) Anknüpfungspunkte des örtlichen Aufkommens 

Für die Erhebung der Einkommen- und Vermögensteuer natür-

licher Personen ist grundsätzlich das Wohnsitzfinanzamt bzw. das 

Finanzamt des gewöhnlichen Aufenthalts gemäß § 19 i.V.m. §§ 8, 

9 AO zuständig.  

Etwas anderes gilt für die Lohnsteuer als besondere Quellensteuer 

der Einkommensteuer, die in den §§ 38 ff. EStG geregelt ist und 

vom inländischen Arbeitgeber nach § 38 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 oder Nr. 

2 EStG (durch einen Dritten) abzuführen ist. Der Arbeitgeber hat 

die Lohnsteuer gemäß § 41a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG am Finanzamt 

der Betriebsstätte anzumelden (§ 41 Abs. 2 EStG) und nach § 41a 

Abs. 1 S. 1 Nr. 2 EStG abzuführen278. 

 

Eine Sonderstellung nimmt auch die Kapitalertragsteuer ein, die 

bei Kapitalerträgen nach §§ 20, 43 ff. EStG Anwendung findet279.  

§ 44 Abs. 1 S. 5 EStG enthält drei unterschiedliche Zuständigkeits-

vorschriften280: 

Erstens das Finanzamt, das für den Schuldner der Kapitalerträge, 

zweitens das Finanzamt, der für den Verkaufsauftrag ausführenden 

Stelle oder drittens das Finanzamt der für die Kapitalerträge 

auszahlenden Stelle nach dem Einkommen zuständig ist. In allen 

drei Fällen kommt es daher zu einem Quellenabzug. Das 

                                                 
278 Eine andere Möglichkeit wird durch § 41a Abs. 3 EStG eröffnet, wonach 

die oberste Landesbehörde ein anderes Finanzamt als das Betriebs-

stättenfinanzamt auswählen kann. 
279  Werden die Anteile im Privatvermögen gehalten, so hat die Kapital-

ertragsteuer gemäß § 43 Abs. 5 S. 1 EStG abgeltende Wirkung (sog. 

Abgeltungsteuer). Im Betriebsvermögen wird zwar die Kapitalertragsteuer an 

der Quelle erhoben, sie hat jedoch keine abgeltende Wirkung, es kommt in 

diesem Fall zu einer Veranlagung. 
280 So auch: Lindberg, in: Blümich, (Hrsg.), EStG/KStG/GewStG, 126. Aufl. 

(2015), Rn. 20. 
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Finanzamt am Wohnsitz bzw. Sitz des Gläubigers ist hingegen 

nicht zuständig. 

 

Die Zuständigkeit des Finanzamts bezüglich der Körperschaft- und 

Vermögensteuer juristischer Personen folgt zunächst aus § 20 Abs. 

1 i.V.m. §§ 10, 11 AO. Hier wird an den Ort der Geschäftsleitung, 

hilfsweise an den Sitz der Körperschaft angeknüpft. Die §§ 19, 20 

AO enthalten dabei jeweils gestufte Anknüpfungen. 

 

Die örtliche Zuständigkeit des Finanzamtes für die Erbschaftsteuer 

ergibt sich aus § 35 Abs. 1 ErbStG i.V.m. §§ 19, 20 AO. Die 

Vorschrift knüpft an den Wohnsitz bzw. gewöhnlichen Aufenthalt 

des Erblassers zum Zeitpunkt des Todes und beim Schenker zum 

Zeitpunkt der Zuwendung an. Voraussetzung hierfür ist jedoch, 

dass Erblasser oder Schenker Inländer gemäß § 2 ErbStG sind. 

Diese Anknüpfung bewirkt eine „Versteinerung“, denn sie kann 

nachträglich nicht durch das Verhalten des Steuerpflichtigen (als 

Schenker) beeinflusst werden. Nach dem Wortlaut des § 35 ErbStG 

bezieht sich die örtliche Zuständigkeit lediglich auf die Steuer-

festsetzung. Gleichwohl gelten diese Vorschriften auch für die 

Steuererhebung281. Obwohl die Erbschaft- und Schenkungsteuer 

an den Zufluss beim Erwerber anknüpft, kommt es bei der Zustän-

digkeit nicht auf den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt des 

Erwerbers, sondern auf den des Erblassers bzw. Schenkers an. 

Damit knüpft sie an die Fortgabe und nicht an den Empfang an. 

Dies ist zwar durchaus konsequent, denn die Erbschaft- und 

Schenkungsteuer sieht auch den Zuwendenden als Steuerschuldner 

                                                 
281  Meincke, ErbStG, 16. Aufl. (2012), § 35 Rn. 1; Jülicher, in: 

Troll/Gebel/Jülicher, (Hrsg.), ErbStG, 48. Aufl. (2014), § 35 Rn. 2. 
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an, § 2 Abs. 1 S. 1 ErbStG282. Bevorzugt werden hierdurch die 

Länder, in denen der Erblasser/Schenker zum Zeitpunkt des Todes 

bzw. zum Zeitpunkt der Zuwendung seinen gewöhnlichen Aufent-

halt hat.  

Diese Anknüpfung des örtlichen Aufkommens ist dennoch nicht 

zwingend. Ebenso gut könnte der Gesetzgeber an den Wohnsitz 

oder gewöhnlichen Aufenthalt des Empfängers anknüpfen. Dies 

ließe sich auch mit der Bereicherung beim Empfänger 

begründen 283 . Weil der Wohnsitz des Zuwendungsempfängers 

schwer zu ermitteln sein kann bzw. mehrere Zuwendungs-

empfänger (Erben oder Beschenkte) mit unterschiedlichem Wohn-

sitz existieren können, ist die Anknüpfung an den Ort des 

Zuwendenden durchaus sachlich gerechtfertigt. Etwas anderes gilt 

jedoch im Hinblick auf die Frage, ob das Erbschaftsteuer-

aufkommen zerlegt werden sollte. Auf mögliche Anknüpfungs-

punkte für etwaige Zerlegungsvorschriften wird im zweiten Teil 

näher eingegangen284. 

 

Die Feuerschutzsteuer gehört zu den sonstigen Verkehrsteuern und 

wird gemäß Art. 106 Abs. 2 Nr. 3 GG den Ländern zugewiesen. 

Zuständige Finanzbehörde für die Erhebung ist gemäß § 10 

FeuerschStG das Bundeszentralamt für Steuern.  

 

Zu den Verkehrsteuern nach Nr. 3 gehört auch die Grund-

                                                 
282 Kritisch: Meincke, ErbStG, 16. Aufl. (2012), § 2 Rn. 5. Die Anknüpfung an 

die Inländereigenschaft des Erblassers/Schenkers, während der Empfänger 

Ausländer sei, sei weniger plausibel. Dadurch würde die beschränkte 

Steuerpflicht zu einer unbeschränkten ausgedehnt.  
283 Zu der Problematik: Meincke, ErbStG, 16. Aufl. (2012), § 35 Rn. 1, der die 

Vorschrift ebenfalls für überprüfungswürdig hält. 
284 Siehe hierzu: § 2 II 4 a). 
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erwerbsteuer. Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich bei dieser 

Steuer aus § 17 GrEStG. Die Vorschrift knüpft dabei an den 

Lageort des „wertvollsten Teils“ des Grundstücks an. Befindet sich 

das Grundstück in mehreren Ländern, so folgt hieraus die 

Zuständigkeit mehrerer Finanzämter.  

 

Die Verwaltung der Biersteuer ergibt sich aus Art. 108 Abs. 1 S. 1 

GG, der die Verwaltung der Verbrauchsteuern dem Bund zuordnet. 

Die örtliche Zuständigkeit der Hauptzollämter für die Erhebung der 

Biersteuer ergibt sich aus § 12 Abs. 2 FVG i.V.m. § 23 AO, der 

vom Ort der Tatbestandsverwirklichung ausgeht, an den das Gesetz 

die Steuer knüpft. Daneben besteht die Zuständigkeit des Finanz-

amts am Tätigkeitsort des Unternehmens, § 23 Abs. 2 AO. 

 

Die Spielbankabgabe gehört gemäß Art. 106 Abs. 2 Nr. 5 GG 

ebenso zu den Landessteuern. Sie beruht auf § 3 des Gesetzes zur 

Zulassung öffentlicher Spielbanken 285  und ist in §§ 5, 6 der 

Verordnung über öffentliche Spielbanken286  geregelt. Die Höhe 

der Spielbankabgabe ist dort nicht geregelt. Auch stellt sie, da sie 

auf die Abschöpfung von Spielerträgen gerichtet ist, eine Steuer 

dar287. Das Spielbankgesetz in Rheinland Pfalz verweist in § 6 Abs. 

6 auf die Zuständigkeit des Finanzamts bezüglich der Erhebung der 

Umsatzsteuer. § 21 Abs. 1 AO stellt auf den vorwiegenden Betrieb 

des Unternehmens ab. 

 

 

                                                 
285 RGBl. I 1933, S. 480 f. 
286 RGBl. I 1938, S. 955. 
287 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 106 Rn. 33. 
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g) Zwischenergebnis und Ausblick 

Nachdem Inhalt und Zweck des örtlichen Aufkommens, die 

Zuständigkeitsvorschriften und die Verteilungsobjekte dargestellt 

wurden, werden im nächsten Kapitel die sog. Verteilungser-

gänzungsvorschriften untersucht. Diese Vorschriften sind 

inhaltlich eng mit den Wertungen des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG 

verbunden. 

 

2. Die Abgrenzung und Zerlegung nach Art. 107 Abs. 1 S. 2 

GG 

Bereits im deutschen Reich von 1871 existierten Regelungen zur 

Abgrenzung des Steueraufkommens, die jedoch durch die 

Erzberger´sche Finanzreform an Bedeutung verloren288.  

Die Reichsverfassung von 1871 wies die Zölle, Verbrauchsteuern 

und einige Verkehrsteuern dem Reiche zu. Die Länder wurden am 

Aufkommen der direkten Steuern beteiligt, welches sie mit den 

Kommunen teilten289. Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 

wurde die unmittelbare Ertrags- und Verwaltungshoheit auf die 

Länder übertragen. Hier offenbarte sich bereits das Problem der 

Steuerzuordnung. Gleichwohl wurde die „richtige“ Zuordnung des 

Steuertatbestands zum einzelnen Land nicht in der Verfassung 

geregelt290. Der Bundesgesetzgeber führte aber schon 1949 Zer-

legungsvorschriften ein291 . Erstmals wurde die Zerlegung 1955 

                                                 
288 Renzsch, WD 6/2013, S. 405.  
289 BVerfGE 1, 117 (119). Zur Bedeutung, Stucken/Herold, FinArch, N.F. Bd. 

2, (1934), S. 121 ff. 
290 Renzsch, WD 6/2013, S. 405. 
291 Art. 106 Abs. 2 GG, 1949; Fischer-Menshausen, DöV 1948, S. 11 (17, Fn. 

14); Hinnendahl, Die Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern in der 

Bundesrepublik Deutschland, (1974), S. 139. 
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verfassungsmäßig festgelegt292 . Allerdings handelte es sich um 

eine fakultative Zerlegung. 

Erneut ins Gespräch kam die Zerlegung in der Finanzreform von 

1969. Der Bundestag schlug vor, am Prinzip des örtlichen 

Aufkommens und den Zerlegungsvorschriften grundsätzlich 

festzuhalten. Für die Verbundsteuern sollte jedoch ein anderes 

Verteilungskriterium herangezogen werden. Die Länder wehrten 

sich jedoch gegen die Änderung des Verteilungsmaßstabes, weil 

sie hierin eine Beeinträchtigung ihrer Steuerhoheit sahen293. Auch 

die Bundesregierung stimmte für die Beibehaltung des Aufkom-

mensprinzips. Der Regierungsentwurf enthielt auch den Vorschlag 

für eine fakultative Zerlegung der Lohn- und Körperschaft-

steuer294 . Die Länder setzten im Vermittlungsausschuss jedoch 

eine zwingende Zerlegung durch 295 . Die Verteilung nach dem 

örtlichen Aufkommen wurde im Rahmen der Reform um die 

Verteilungsergänzungsregeln des Art. 107 Abs. 1 S. 2 und 3 GG 

vervollständigt. 

Der Bund hat nach dem Wortlaut des Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG eine 

Verpflichtung zur Abgrenzung und Zerlegung der Lohn- und 

                                                 
292  Hinnendahl, Die Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern in der 

Bundesrepublik Deutschland, (1974), S. 139; Heun, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. 

III, 2. Aufl. (2008), Art. 107 Rn. 3. 
293 BT Drs. V/2861, BReg S. 8, 35, 56. 
294 BT Drs. V/2861, BReg S. 8. 
295  Heinsen, BRat, 338. Sitzung, (1969), S. 108 (110), abrufbar unter: 

http://www.bundesrat.de/SharedDocs/downloads/ 

DE/plenarprotokolle/1969/Plenarprotokoll-338.pdf?__blob=publicationFile& 

v=2, [zuletzt abgerufen, am: 13.10.2015]. Damit sollten die Einwände gegen 

das Prinzip des örtlichen Aufkommens beseitigt werden. Strauß, BT 5 WP, 

227. Sitzung, (1969), S. 12539 (12543), abrufbar unter: 

http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/05/05227.pdf.. 
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Körperschaftsteuer296. Diese Verpflichtung lässt sich ebenso aus 

dem Umkehrschluss zu S. 3 folgern 297 . Vertragliche Verein-

barungen zwischen den Ländern sind daher ausgeschlossen298. 

Bei dieser Verpflichtung handelt es sich jedoch nur um eine 

„relative Obligation“299, denn die Notwendigkeit zur Zerlegung 

ergibt sich aus der Abweichung zwischen dem tatsächlichen 

örtlichen Aufkommen und dem Grundsatz der regionalen Steuer-

leistung300. Die Verpflichtung ist daher für den Gesetzgeber nur in 

diesem Falle zwingend. Er könnte auch die Zuständigkeit für die 

Erhebung der Körperschaft- und Lohnsteuer in der Weise regeln, 

dass die vorhandenen Unbilligkeiten von vornherein vermieden 

werden, was zur Folge hätte, dass die Regelungen des Art. 107 Abs. 

1 S. 2 und S. 3 GG gegenstandslos wären 301 . Die Pflicht zur 

Zerlegung entfiele jedoch nur dann, wenn der Gesetzgeber 

entweder die Lohn- und Körperschaftsteuer materiell änderte, so 

dass diese Veränderung sich auch erhebungstechnisch auswirkt. 

Gleiches gilt für eine vollständige Reform oder Abschaffung dieser 

                                                 
296 Kube, in: Epping/Hillgruber, (Hrsg.), Beck-OK, 25. Ed. (2015), Art. 107 Rn. 

4. 
297 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 85. 
298 Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 107 Rn. 16. 
299 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 86; Brockmeyer, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Hopfauf, (Hrsg.), 

GG, 12. Aufl. (2011), Art. 107 Rn. 6. Die „reine“ Verwirklichung des örtlichen 

Aufkommens führte zu Ergebnissen, die in keiner Weise sachbezogen, sondern 

rein zufällig waren. 
300 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 86. 
301 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 31; 

Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. 

Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 142. 
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Steuerarten302. 

Der Bund ist verpflichtet, eine gleichmäßige und sachgerechte 

Gestaltung zu gewährleisten. Er soll dabei weder eigene ertrags-

bezogene Interessen verfolgen noch bestimmte Länder privi-

legieren. Er wird in diesem Fall als „ehrlicher Makler“ zwischen 

den Ländern angesehen und eingesetzt303.  

 

a) Bedeutung der Zerlegung 

Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG normiert eine Verpflichtung zur 

Abgrenzung und Zerlegung der Lohn- und Körperschaftsteuer. 

Nach Art. 107 Abs. 1 S. 3 GG kann der Gesetzgeber auch für 

andere Steuern eine Zerlegung durchführen304 . Der Zweck der 

Abgrenzung und Zerlegung liegt in der Gewährleistung der 

Verteilung nach der Steuerkraft305. 

 

aa) Ausgangspunkt der Zerlegungsproblematik 

Die Zerlegungsvorschriften sind „Ausdruck des autonomie-

sichernden Trennungsmodells“, denn die zerlegten Aufkommen 

bleiben eigenes Steueraufkommen der berechtigten Länder306. Die 

Vorschriften der örtlichen Zuständigkeit beruhen primär auf ver-

                                                 
302Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. 

Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 142; Hidien, Die horizontale 

Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 87; Korioth, Der 

Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 428 f. 
303 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 86. Ob daraus gleichzeitig ein subjektiver Anspruch des einzelnen 

Landes auf eine sachgerechte Zerlegung folgt, kann hier dahin stehen. 
304 Ebenso Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 

15. 
305 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 16. 
306 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 82. 



 

76 

 

fahrenstechnischen Erwägungen und können daher zu 

Verzerrungen des Grundgedankens der Steuerverteilung nach der 

wirklichen Steuerkraft führen307.  

Die Verzerrungen, auf die in einem anderen Abschnitt näher 

eingegangen wird, entstehen unter anderem durch den Quellen-

steuerabzug bei der Lohn- und Körperschaftsteuer nach §§ 36 ff. 

EStG, § 20 AO (bei mehreren Betriebsstätten) sowie durch 

Wanderungs- und Konzentrationsprozesse in der arbeitsteiligen 

Wirtschaft308.  

Das Bundesverfassungsgericht309 beschrieb diesen komplexen Zu-

sammenhang wie folgt: „Regionaler Wertschöpfungsbeitrag, 

persönliche Steuerleistung und regionales Steueraufkommen 

werden in ihrem Zusammenhang durch vielfältige Verflechtungen 

und Konzentrationsprozesse in der arbeitsteiligen Wirtschaft 

namentlich durch das Auseinanderfallen von Unternehmenssitz 

und Betriebsstätten sowie durch Einrichtung zentraler Lohnbüros 

gestört. Hinzu tritt die Pendler-Problematik, die darauf beruht, dass 

Ländergrenzen Wirtschaftsräume durchschneiden und Wohn- und 

Arbeitsstätte in verschiedenen Bundesländern liegen“.  

Das Auseinanderfallen von Vereinnahmung und Steuerkraft lässt 

sich anhand der angeführten Beispiele erläutern. Vertieft behandelt 

werden die Probleme jedoch in Kapitel C.  

Die Lohnsteuer wird am Ort der Arbeitsstätte erhoben und 

vereinnahmt. Die Arbeitsstätte befindet sich in Land A. Kommt es 

zur Veranlagung am Wohnsitz des Steuerschuldners in Land B, so 

wird die Einkommensteuer am Wohnsitzort vereinnahmt. In einem 

                                                 
307 Huber, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, (Hrsg.), GG, Bd. 3, 6. Aufl. (2010), 

Art. 107 Rn. 69. 
308 Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 211. Näheres in § 1 C III. 
309 BVerfGE 72, 330 (391). 
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solchen Fall werden Lohnsteuer und veranlagte Einkommensteuer 

von verschiedenen Ländern vereinnahmt310. Verschärft wird die 

Problematik dann, wenn das Land A zu viel Lohnsteuer verein-

nahmt hat. In diesem Fall wird die entrichtete Lohnsteuer nicht nur 

angerechnet, sondern zurückerstattet. Die Rückerstattung nimmt 

jedoch das Wohnsitzfinanzamt im Land B vor. Konsequenz 

hiervon ist, dass Land B eine Steuer erstatten muss, die es nicht 

vereinnahmt hat.  

Ein ähnliches Problem tritt auf, wenn das Unternehmen sogenannte 

Lohnbüros in anderen Ländern unterhält. Hier werden die Lohn-

abrechnungen in bestimmten Ländern konzentriert, obwohl sie in 

diesen nicht erwirtschaftet wurden311.  

Ähnliche Abweichungen vom örtlichen Aufkommen können bei 

der Erhebung der Körperschaftsteuer auftreten. Die örtliche 

Zuständigkeit des Finanzamts bei Kapitalgesellschaften ergibt sich 

aus § 20 AO, der auf den Sitz der Kapitalgesellschaft abstellt. Hat 

ein Unternehmen mehrere unselbständige Betriebsstätten in 

mehreren (Bundes-)Ländern, so würden ohne Zerlegung die 

Erträge einzelner Betriebsstätten nicht berücksichtigt, da nur der 

Sitz der Unternehmensleitung berücksichtigt wird. Außer Ansatz 

bleiben damit die wirtschaftlichen Beziehungen zu anderen 

Ländern.  

Diese Überlegungen sind auch auf die Besteuerung der Konzerne 

übertragbar. Führen die Organgesellschaften die Gewinne an den 

Organträger ab, so wird deren Gewinn dem Land zugeordnet, in 

dem der Organträger seinen Sitz hat. Verzerrungen können auch 

                                                 
310 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 1. Aufl. (1997), 

S. 519. 
311 BVerfGE 72, 330 (391). 
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durch die neu eingeführte Besteuerung von Streubesitzdividenden 

auftreten312. Diese Problemgruppen werden später genauer behan-

delt 313 . Die Verbundsteuern (Einkommen- und Körperschaft-

steuern) führen mithin zu starken regionalen Streuungen, 

weswegen eine Zerlegung notwendig wird.  

Teilweise314 wird vertreten, dass bei Landessteuern nach Art. 106 

Abs. 2 GG keine relevanten Streuungen auftreten. Dies ist jedoch 

gerade bei der Erbschaftsteuerverteilung zu bezweifeln. Denn 

durch das Abstellen auf den letzten Wohnsitz des Erblassers 

werden vorhandene Vermögenskonzentrationen in bestimmten 

Ländern aufrechterhalten315. 

 

bb) Begriff der Abgrenzung und Zerlegung 

Aus dem Wortlaut des Art. 107 Abs. 1 S. 3 GG ergibt sich keine 

Definition über die Abgrenzung. Daher muss der Begriff präzisiert 

werden. Dieser soll sich nicht allein aus der bloßen Zweckmäßig-

keit ergeben; vielmehr hat er sich am angestrebten Verteilungsziel 

zu orientieren und den Zusammenhang mit der Verteilungsgrund-

regel des örtlichen Aufkommens zu beachten316.  

                                                 
312 § 8b Abs. 4 KStG. 
313 Siehe hierzu: § 1 C II 2 a) dd). 
314 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 1. Aufl. (1997), 

S. 516. 
315  Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 99. Dass gerade das Aufkommen der 

Erbschaft- und Schenkungsteuer nach dem Wohnsitz des Erblassers/Schenkers 

verteilt wird, ist gleichwohl nicht ersichtlich. Die Belastung trifft ebenfalls den 

Beschenkten/Erben. Zur Zerlegung der Erbschaftsteuer, Kapitel: § 2 I 5 b), II 

3. 
316 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 89.  
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Abgrenzung bedeutet, dass der Ertrag, der aus einem konkreten 

Steuertatbestand resultiert, einem der Länder ungeteilt und originär 

zugesprochen wird, soweit das Prinzip des örtlichen Aufkommens 

bei örtlicher Zuständigkeit mehrerer Finanzämter – oder bei 

unklarer örtlicher Zuständigkeit – zu keiner eindeutigen Ertrags-

zuordnung kommt317. Durch die Abgrenzung erfolgt daher keine 

Um- oder Neuverteilung, sondern eine (Erst-)Zuordnung der 

Erträge. Dieser wird auf diese Weise dem Land originär 

zugewiesen 318 . Diese klarstellende Interpretation des örtlichen 

Aufkommens weicht von der örtlichen Zuständigkeit und der 

Steuergläubigerschaft ab319. 

 

Auch der Begriff der Zerlegung wird von Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG 

nicht definiert. Aus diesem Grunde ist dieser ebenfalls zu 

konkretisieren 320 . Die Zerlegung lässt steuerschuldrechtliche 

Zuordnungen außer Betracht, setzt eine eindeutige Ertrags-

zuordnung voraus und greift daher sachlich und zeitlich später als 

die Abgrenzung321. Sie knüpft an die Ergebnisse der Abgrenzung 

an. 

                                                 
317 Heintzen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 107 

Rn. 14. 
318 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art.107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 89; Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 

Rn. 35. Er geht davon aus, dass die Abgrenzung nicht zwingend erforderlich 

sei, wenn der Gesetzgeber klare und dem Sinn des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG 

entsprechende Vorschriften schaffen würde.  
319 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 35; 

Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 518. 
320 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 92. 
321 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 93. 
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Umstritten ist dabei, ob die Rechtsfolgen, die sich aus der örtlichen 

Zuständigkeit und Abgrenzung ergeben, diese teilweise korrigieren 

oder ob deren ursprüngliche Verteilungsintention durchgesetzt 

wird322 . Auf den Streit wird später noch genauer eingegangen. 

Unabhängig davon bestehen nach Durchführung der Zerlegung 

zwischen den Ländern Ausgleichsansprüche323 , die hinreichend 

bestimmt sein müssen und für die der Finanzrechtsweg offen 

steht 324 . Vom Länderfinanzausgleich im engeren Sinne unter-

scheidet sich die Qualität der Ansprüche dadurch, dass es sich nicht 

um einen Finanz- oder Steuerkraftausgleich handelt, sondern um 

eine Ertragsteilhabe an einer bestimmten Steuer325. Im Gegensatz 

zur Abgrenzung begründet die Zerlegung keine originären Ertrags-

hoheitsrechte326.  

Aus dem Begriff lassen sich keine bestimmten Zerlegungs-

methoden und -maßstäbe entnehmen, gleiches gilt auch für Art und 

Umfang327 der Zerlegung. Für die genauere Bestimmung ist der 

einfache Gesetzgeber zuständig 328 . Im Folgenden werden die 

                                                 
322 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 36; dem 

folgend: Heintzen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 2, 6. Aufl. (2012), 

Art. 107 Rn. 14. Zum Streit, siehe sogleich. 
323 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 36; 

Huber, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, (Hrsg.), GG, Bd. 3, Art. 107 Rn. 75.  
324 Heintzen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 107 

Rn. 14. 
325 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 94. 
326 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 36. So 

auch Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar 

(155. Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 140. 
327 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 94. 
328 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 518; 

Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art.107 Abs. 1 des GG, S. 94. 
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verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen der Zerlegung näher 

erläutert. Im Kern geht es jedoch um die Klärung der Frage, welche 

Ziele von der Zerlegung erfasst werden. 

 

 

b) Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen der Zerlegung 

 

aa) Zerlegungsziele des Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG 

Die Zerlegung im Rahmen des Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG lässt sich 

nur im Zusammenhang mit dem örtlichen Aufkommen verstehen. 

Das örtliche Aufkommen soll die örtliche Steuerkraft eines Landes 

repräsentieren. Vielfach wird die örtliche Vereinnahmung daher als 

Chiffre der örtlichen Steuerkraft bezeichnet329.  

Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG ordnet in diesem Zusammenhang an, dass 

der Gesetzgeber nähere Bestimmungen über die Abgrenzung und 

Zerlegung des örtlichen Aufkommens zu treffen habe. Unklar ist 

jedoch, was die Zerlegung bewirken soll. Diese Problematik wurde 

auch im Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht330 im Jahre 

1986 virulent.  

Konkret ging es um die Frage331, ob Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG eine 

Korrektur, Durchbrechung 332  Ausnahme 333 , Modifizierung 334 , 

                                                 
329 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 40; Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des 

bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 32.  
330 BVerfGE 72, 330. 
331 Zur Problematik: Geske, DöV 1985, S. 421 (425). 
332 Hofmann, ZRP 11 (1999), S. 465 (469). 
333 Lenk/Kuntze, Neuordnung der föderalen Finanzbeziehung nach 2019 unter 

besonderer Berücksichtigung der kommunalen Finanzausstattung, (2012), S. 

30; Lenk, ifo, 67. Jg., (1/2014), S. 9. 
334 Bösinger, Die Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 1995, 
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Verdeutlichung335 bzw. Konkretisierung336 des örtlichen Aufkom-

mens darstellt337.  

Sieht man die Zerlegungsvorschriften als Korrektur 338  der 

ursprünglichen Verteilung an, so könnte man auf den Gedanken 

kommen, dass die Zerlegung bereits Bedarfselemente enthält. In 

diesem Fall könnten Ausgleichsgesichtspunkte in den Vordergrund 

treten. 

Zu einem anderen Ergebnis gelangt man, wenn man die Zerlegung 

als Verdeutlichung bzw. Klarstellung des örtlichen Aufkommens 

ansieht339. In diesem Fall werden nur die tatsächlichen Verzer-

                                                 
(1999), S. 23; Franke, StuW 1991, S. 311 (315). 
335  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

7; Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 79; Hidien, DStZ 1997, S. 801. 
336 Kitterer, Bundesstaatsreform und Zukunft der Finanzverfassung, (2007), S. 

6, abrufbar unter: http://hdl.handle.net /10419/23264; Bouffier, ifo-SD, Nr. 9, 

(2013), S. 3 (4). 
337 Als Korrektur: FG Saarland v. 29.5.2008, Az. 2 K 2391/04 Rn. 49, 54 (dort: 

Korrektur der örtlichen Vereinnahmung); ebenso Peffekoven, FinArch, N.F. 

Bd. 45, (1987), S. 181 (187); Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. 

(2008), Art. 107 Rn. 16; Heintzen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), Bd. 2, 6. Aufl. 

(2012), Art. 107 Rn. 14; Mußgnug, JuS 1986, S. 872 (873); Wendt, 

Finanzhoheit und Finanz-ausgleich, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR VI, 3. 

Aufl. (2008), § 139 Rn. 86; Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine 

Reform des bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 33; 

Wieland, Neuordnung der Finanz-verfassung nach Auslaufen des Solidarpakts 

II nach Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 42. 
338 Die meisten, die von der Korrektur des örtlichen Aufkommens ausgehen, 

verneinen jedoch die Einbeziehung von Bedarfselementen. So auch 

Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (187); Heun, in: Dreier, 

(Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 107 Rn. 16; Heintzen, in: v. 

Münch/Kunig, (Hrsg.), Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 107 Rn. 14; Mußgnug, JuS 

1986, S. 872 (873); Wendt, Finanzhoheit und Finanzausgleich, in: 

Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR VI, 3. Aufl. (2008), § 139 Rn. 86.  
339  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 
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rungen korrigiert, um die tatsächliche Steuerkraft des Landes 

ermitteln zu können. Der Grundgedanke des örtlichen Aufkom-

mens wird hierdurch durchgesetzt und nicht durchbrochen340. 

Das Bundesverfassungsgericht341 ging in seiner Leitentscheidung 

davon aus, dass die Zerlegungsvorschriften die Verzerrungen 

korrigieren, die durch die örtliche Vereinnahmung entstünden. 

Zudem betonte es, dass die Steuerverteilung nach der wirklichen 

Steuerkraft der horizontalen Steuerverteilung als gerechtigkeits-

bezogene Leitidee zugrunde liege. Daraus lässt sich entnehmen, 

dass Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG nur auf die örtliche Vereinnahmung 

abstellt, die unter Umständen von der regionalen Steuerleistung 

abweichen kann342. 

 

Auch die herrschende Auffassung in der Literatur343 geht davon 

aus, dass es Aufgabe des Zerlegungsgesetzes sei, den von S. 1 

vorgegebenen Maßstab zu verdeutlichen und die aus seiner 

Offenheit resultierenden Verzerrungen zu vermindern. 

Dafür könnte auch der Wortlaut sprechen. Nach diesem sind nähere 

Bestimmungen zur Abgrenzung und Zerlegung des örtlichen 

Aufkommens zu treffen, die durch ein zustimmungspflichtiges 

                                                 
7; Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 79; Hidien, DStZ 1997, S. 801. 
340 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 78 f. Dem folgend: Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), 

Bonner-Kommentar (155. Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 139. 
341 BVerfGE 72, 330 (392 f.). 
342 Ebenso Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des 

GG, (1997), S. 40 ff. 
343  Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 10; 

Huber, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, (Hrsg.), GG, Bd. 3, 6. Aufl. (2013), Art. 

107 Rn. 70, nicht ganz eindeutig, da er später von der Korrektur des örtlichen 

Aufkommens ausgeht (Rn. 75). 
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Gesetz geregelt werden. Der Wortlaut der Vorschrift ist aber für 

beide Auslegungsvarianten offen und gibt keine eindeutige 

Antwort. Möglicherweise ergibt sich aus dem historischen Kontext 

eine Lösung. 

Der ursprüngliche Regierungsentwurf344 zu Art. 107 Abs. 1 GG 

nahm zur Zerlegung und deren Zielsetzung Stellung. Danach 

könnten durch die Zerlegung von größeren Steuerzahlungen auf die 

beteiligten Länder Abweichungen des regionalen Steuerauf-

kommens von der wahren Steuerkraft beseitigt werden. Die 

Zerlegung wurde bezüglich der Lohn- und Körperschaftsteuer 

angedacht, damit der Länderfinanzausgleich möglichst von der 

wirklichen Steuerkraft ausgehen könne. Der Bundesrat345 war sich 

bei den Gesetzesüberlegungen im Hinblick auf die Ziele der 

Zerlegung einig. Auch er ging davon aus, dass die Zerlegung die 

„tatsächliche“ Steuerkraft sichern sollte. Der Vorschlag des 

Bundesrats unterschied sich lediglich darin, dass die Zerlegung 

zwingend eingeführt werden sollte. 

Diese Erwägungen lassen sich auch durch den systematischen 

Kontext zu Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG stützen. Die Zwecke des 

örtlichen Aufkommens wurden bereits oben dargelegt. Das örtliche 

Aufkommen ist grundsätzlich Ausdruck der Steuerkraft im eigenen 

Land. Auch wurde erläutert, dass örtliches Aufkommen und 

                                                 
344 Kiesinger, BReg, BT V/2861 v. 30.4.1968, S. 35, Rn. 150, abrufbar, unter: 

http://dip21.bundestag.de/dip21 /btd/05/028/ 0502861.pdf, [zuletzt abgerufen, 

am: 13.10.2015]; ebenso Althammer, BT, 5 WP, 227. Sitzung, v. 23.4.1969, S. 

12539, abrufbar, unter: http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/05/05227.pdf, 

[zuletzt abgerufen, am: 13.10.2015]. 
345  Heinsen, BRat, 338. Sitzung, (1969), S. 108 (111), abrufbar unter: 

http://www.bundesrat.de/SharedDocs/downloads/DE/ 

plenarprotokolle/1969/Plenarprotokoll-338.pdf?__blob=publicationFile&v=2, 

[zuletzt abgerufen, am: 13.10.2015]. 
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tatsächliche Steuerkraft nicht vollständig deckungsgleich sind346. 

Die Zerlegungsanordnungen des Art. 107 Abs. 1 S. 2 und S. 3 GG 

dienen daher der möglichst eindeutigen Feststellung der 

tatsächlichen Steuerkraft. Der systematische Zusammenhang wird 

durch das Zitat von Hidien noch verdeutlicht: 

„Die Zusammensicht der Verfassungsvorschriften und die 

ergänzende Beiordnung der Korrekturregeln zum Grundgedanken 

des Territorialgrundsatzes verdeutlichen ihren tragenden Rechts-

grund im bundesstaatlichen Verteilungssystem. In ihrer beabsich-

tigten Wirkung, finanztechnisch veranlaßte ertragsrechtliche Ver-

zerrungen zu vermindern, abzubauen und weitgehend auf die 

richtige regionale Steuerleistung zurückzuführen...“ 347. 

Diese Vorstellung beruht auf folgenden Zwecküberlegungen: 

Sowohl die Zerlegungsvorschriften als auch der Aufkommens-

gedanke könnten auf dem Forensalprinzip beruhen 348 . Nach 

diesem Prinzip sollen die Steuererträge nach dem wirtschaftlichen 

Ursprung verteilt werden. Auf diese Weise soll eine externe 

Forensalbesteuerung sichergestellt werden. Das heißt, Steuer-

ausländer, die nicht ihren Wohnsitz in der Gemeinde haben, sollen 

ebenso herangezogen werden349. Hintergrund dieses Gedankens ist 

die Frage, ob nicht nur dem Sitz-, sondern auch dem Belegen-

heitsverband Rechte und Pflichten zukommen350. Dieses Prinzip 

                                                 
346 § 1 B III 3 b). 
347 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 82. 
348 Zu dem Prinzip: Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 

Abs. 1 des GG, (1997), S. 79. 
349 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 79. 
350 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 80. 
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lag zunächst im Doppelsteuergesetz und später dem RFAG 

zugrunde 351  und findet jetzt seine Ausprägung im Bereich der 

Körperschaftsteuerzerlegung sowie im Bereich kommunaler Hebe-

satzrechte352.  

Die ertragszuordnende Funktion des Art. 107 Abs. 1 GG wider-

spreche gerade dem ausgleichenden Charakter, der sich erst auf den 

späteren Stufen des Finanzausgleichs realisieren soll. Denn die 

Ertragszuordnung folge aus der Autonomie der Gliedstaaten im 

Verhältnis zueinander. Daraus kann man schließen, dass nur solche 

Zwecke für das Zerlegungsrecht bestimmend sein können, die sich 

mit Art. 107 Abs. 1 GG in Einklang bringen lassen. Mit der 

verbindlichen Festlegung der Lohnsteuerzerlegung wird zudem 

festgelegt, dass der Bedarf nicht zu berücksichtigen ist, sondern 

vielmehr das örtliche Aufkommen gesichert werden soll353. Denn 

die Ergänzungsregeln stellen keine Ausnahme vom Verteilungs-

prinzip dar, sondern begründen dessen Durchsetzung. 

Die Verteilungsergänzungsregeln stellen daher keine eigen-

ständige Verteilungsstufe und keine Ausnahme gegenüber dem 

                                                 
351 Siehe hierzu: Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 

1 des GG, (1997), S. 80 f. 
352 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 81. 
353 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 83; Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche 

Probleme der Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im 

vereinten Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 96 ff. Durch die Zerlegung werde 

die ursprüngliche Steuervereinnahmung korrigiert und [zusätzliche] Leistung-

en zum Ausgleich der unterschiedlichen Finanzkraft vermieden (S. 98). Aus 

Effizienzgründen trennen die Autoren die Zwecke der allokativen Primär-

verteilung von der (re-)distributiven Sekundärverteilung. Eine a.A. vertritt aber 

Renner, Finanzausgleich unter den Ländern und Bundesergänzungszu-

weisungen, in: Geske, (Hrsg.), Die Finanzbeziehungen zwischen Bund 

Ländern und Gemeinden, (1982), S. 339. 
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Aufkommensgrundsatz dar. Sie sind ebenso wie Art. 107 Abs. 1 S. 

1 GG Teil der zweiten Stufe354. 

  

Auch das Bundesverfassungsgericht355 bestätigte den Ausschluss 

von Bedarfsgesichtspunkten bei den Ergänzungsvorschriften des 

Art. 107 Abs. 1 S. 2 und S. 3 GG. Dies ergebe sich aus der 

Systematik und dem Zweck des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG, der von 

einem autonomiefördernden Trennmodell ausgehe, welches nicht 

den Bedarf eines Landes ermitteln, sondern die Partizipation der 

Länder aus dem Erwirtschafteten fördern will356.  

Man könnte einwenden, dass die Zerlegungsvorschriften bereits 

ausgleichenden Charakter haben, denn das Wohnsitzprinzip 

begünstigt die steuerschwachen Länder und belastet andererseits 

vor allem die Staaten mit einem hohen Einpendleranteil 

(Stadtstaaten) 357 . Dass dadurch bereits horizontale Ausgleichs-

wirkungen bestehen, ist Folge der Zerlegung nach dem Wohnsitz-

prinzip. Diese Folge wird jedoch Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG nicht 

bezweckt. Vielmehr kann man diese Wirkungen auch als Reflex 

ansehen358. Von entscheidender Bedeutung ist jedoch, dass nur die 

einfachrechtliche Umsetzung diese Wirkungen erzeugt. Die 

einfachrechtliche Umsetzung darf jedoch nicht den Zweck der 

Verfassungsvorschrift konterkarieren. Dieses Argument trägt 

daher nicht für eine andere Interpretation der Zerlegungs-

vorschriften. 

                                                 
354 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 84. 
355 BVerfGE 72, 330 (395). 
356 Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 107 Rn. 16. 
357 Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 107 Rn. 18. 
358 Ebenso Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des 

GG, (1997), S. 150. 
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Diesem Ergebnis wird in der finanzwissenschaftlichen Literatur 

entsprochen. Henke und Schuppert 359  wenden sich gegen eine 

Zerlegung aus verteilungspolitischen Motiven aus dem Grund, 

dass sich dadurch zwar Leistungen im späteren Finanzausgleich 

erübrigen, jedoch der ursprünglichen Verteilungsintention – das 

originäre Steueraufkommen zu erfassen – widersprechen. 

 

Einen ähnlichen Ansatz verfolgt Korioth 360 . Er geht bei der 

Schaffung von Zuständigkeitsvorschriften vom Äquivalenz-

prinzip aus: Aufgrund des Gestaltungsspielraums des Gesetzgebers 

bei der Schaffung von Zuständigkeitsvorschriften müssen nicht alle 

Äquivalenzgesichtspunkte berücksichtigt werden.  

Durch die Zerlegung soll die fiskalische Äquivalenz wiederher-

gestellt werden, die durch erhebungstechnische361 oder faktische 

Gegebenheiten bei der Steuererhebung außer Betracht bleiben 

müsse362. 

Geht man davon aus, dass das örtliche Aufkommen Kosten- und 

Nutzerkreise erfassen sollte und diese aufgrund des gesetz-

geberischen Spielraums oder des Verhalten der Steuerpflichtigen 

nicht mehr übereinstimmen (Verletzung des Äquivalenzprinzips), 

dann wird die Zerlegung des örtlichen Aufkommens erforderlich. 

                                                 
359  Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 98. 
360 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 511 

f. 
361 Bedingt werden die Verzerrungen u.a. durch den Quellensteuerabzug bei 

der Kapitalertrag- und bei der Lohnsteuer.  
362 Davon ist das Verhalten der Arbeitnehmer als Pendler erfasst. So auch 

Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 59; Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 

(1997), S. 511 f. 
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Die Zerlegung stellt auf diese Weise das Äquivalenzprinzip wieder 

her. Sie führt daher zu Ergebnissen, die dem Grundgedanken des 

örtlichen Aufkommens entsprechen sollen363. 

 

bb) Berücksichtigung der Stadtstaatenproblematik im Rahmen der 

Zerlegung 

Im Streit über die richtigen Zerlegungskriterien wird häufig von 

den Kritikern364 des Wohnsitzprinzips vorgebracht, dass der Status 

der Stadtstaaten durch die Anknüpfung an dieses Prinzip 

„willkürlich vernachlässigt“ werde. In dieser Aussage klingt an, 

dass den Stadtstaaten im Rahmen des Finanzausgleichs eine 

Sonderrolle zugebilligt werden sollte. Deutlicher wird diese 

Argumentation im Gutachten von Kitterer365 vorgebracht, wenn er 

anführt, dass die Stadtstaaten Städte ohne Umland seien und damit 

nicht unbedingt mit den Flächenstaaten vergleichbar seien, die 

einen Stadt-Umland-Ausgleich durchführen könnten. 

Diesen Überlegungen lässt sich jedoch folgendes entgegen halten: 

Die Stadtstaaten werden bereits im Rahmen des Länderfinanz-

ausgleich bei der Einwohnerveredelung berücksichtigt. Eine 

vorgelagerte Einbeziehung auf der Ebene der primären Verein-

nahmung käme einer doppelten Privilegierung gleich, die auch vor 

dem Hintergrund der Statusgleichheit der Länder nicht zu recht-

fertigen wäre. Zugleich würde im Rahmen der Zerlegung die 

„Zusatzbelastung“ einiger Länder berücksichtigt werden. Art. 107 

                                                 
363 Voss, DStZ 1986, S. 107. 
364 Zu den vorgebrachten Argumenten: BVerfGE 72, 330 (346). 
365  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kern-

element einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 

38. Zumal eingeräumt wird, dass die Gruppe der Stadtstaaten keine homogene 

Gruppe sei. Ekardt/Buscher, DöV 2007, S. 89 (94). 



 

90 

 

Abs. 1 GG erfüllt eine steuerzuordnende Funktion. Maßgabe 

hierfür ist die eigene Steuerkraft. Auf etwaige Zusatzbelastungen 

einzugehen, hätte zur Konsequenz, dass die allokative Aufgabe 

durch zusätzlich distributive Zwecksetzungen „aufgeladen“ wird. 

Die Berücksichtigung von Bedarfen konterkariert die Wertungen, 

die der Zerlegung zugrunde liegen. Eine besondere Berück-

sichtigung der Stadtstaaten-Belange ist daher auszuschließen. Dies 

wird bei der Herleitung der Prinzipien für eine sachgerechte 

Zerlegung bzw. Verteilung auch nicht notwendig sein. 

 

cc) Schlussfolgerung 

Dass Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG und die Anforderungen an die 

Zerlegung im Kontext zum örtlichen Aufkommen zu lesen sind, 

wurde hinreichend deutlich. Unstreitig ist auch, dass S. 1 das 

Örtlichkeitsprinzip verwirklicht, welches in bestimmten Fällen zu 

Verzerrungen führt, die durch die Zerlegung beseitigt werden 

sollen. Es geht nicht darum, exakte Belastungen von Ländern 

(durch Pendlerströme) auszugleichen. Die Zerlegung stellt 

insoweit eine Korrektur der Folgen des örtlichen Aufkommens dar, 

als sie das „eigene“ Aufkommen eines Landes zu erfassen sucht. 

Diese Betrachtung führt auch nicht dazu, dass etwaige Bedarfe von 

Ländern festgestellt oder berücksichtigt werden. Im Gegenteil, sie 

beseitigt die ausgleichenden Wirkungen, die durch die Zuständig-

keitsvorschriften auftreten. Diese Sichtweise hat jedoch erhebliche 

Konsequenzen, denn es wird eingeräumt, dass damit die Spaltung 

zwischen den „armen“ und „reichen“ Ländern vertieft wird, mit der 

Folge, dass die Spannungen im anschließenden Länderfinanz-

ausgleich noch verstärkt werden könnten 366 . Dies ist jedoch 

                                                 
366 Zu dem Einwand, der sich schon aus dem örtlichen Aufkommen ergibt: 
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hinnehmbare Konsequenz dieser Betrachtungsweise. Denn nur 

hierdurch wird den Bemühungen der Länder um die Stärkung der 

eigenen Steuerkraft am ehesten Rechnung getragen. Die 

Spannungen lassen sich gleichwohl minimieren, indem auch der 

Länderfinanzausgleich die Finanzkraft der Länder nicht 

vollständig angleicht367. Möglich wäre auch eine Verlagerung der 

Zuweisungen auf den Bund368. Keine besondere Berücksichtigung 

erfahren in diesem Kontext die Stadtstaaten.  

 

3. Inhaltliche Vorgaben an die Ausgestaltung der 

Zerlegungsvorschriften 

Im Folgenden werden die inhaltlichen Vorgaben bei der Schaffung 

von Zerlegungsvorschriften näher untersucht. Grundlage sind auch 

hier die Wertungen des Bundesverfassungsgerichts. 

 

a) Relative Ausgestaltungsfreiheit des Gesetzgebers 

Aus dem Wortlaut der Verfassung ergeben sich keine Leitlinien 

über die inhaltliche Ausgestaltung von Zerlegungsvorschriften. 

Fraglich ist, ob der Gesetzgeber bei der Schaffung von 

Zerlegungsvorschriften einen Gestaltungsspielraum hat. Dies wird 

teilweise bestritten. 

Aus ökonomischer Sicht369 wird vertreten, dass der Gesetzgeber 

kein Ermessen im Hinblick auf die Ausgestaltung habe. Zur 

Begründung wird auf die Belastungswirkung der Steuern ver-

                                                 
Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 11. 
367 Die hier vorgeschlagenen Zwecke der Zerlegung, dürfen nicht vollständig 

konterkariert werden. Dies ist jedoch nicht Gegenstand dieser Arbeit. 
368 Konkret liefe dies auf Verzicht oder Verringerung des Länderfinanzaus-

gleichs verbunden mit Verstärkung des vertikalen Finanzausgleichs hinaus. 
369 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (187). 
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wiesen. Aus Art. 106 Abs. 5 GG folge zudem, dass die Verteilung 

des Gemeindeanteils der Lohnsteuer „auf Grundlage der Ein-

kommensteuerleistung ihrer Einwohner“ als eine sachgerechte 

Lösung anzusehen sei.  

Außerdem würden sich durchaus „richtige“ Zerlegungsformeln 

finden lassen, wenn man nach der Belastungskonzeption der Steuer 

frage. Geht man vom Belastungskonzept einer Steuer aus, das mit 

der jeweiligen Steuer verfolgt wird, so muss bei der Lohnsteuer 

geklärt werden, worauf abzustellen ist. Denn gerade bei der 

Lohnsteuer kann man zunächst auf den Lohnsteuerpflichtigen 

abstellen (mit der Folge, dass das Wohnsitzprinzip taugliches 

Anknüpfungskriterium wäre). Möglich ist jedoch auch eine wert-

schöpfungsbezogene Sichtweise. In diesem Falle erfolge die Wert-

schöpfung aus der Betriebsstätte, die dann auch taugliches An-

knüpfungskriterium wäre370. 

 

Das Bundesverfassungsgericht371 ging davon aus, dass zwar die 

Verteilung nach der wirklichen Steuerkraft der horizontalen 

Steuerverteilung als gerechtigkeitsbezogene Leitidee zugrunde 

liege. Inhaltliche Vorgaben mache das Grundgesetz jedoch nicht. 

Die wirkliche Steuerkraft könne nach dem Wohnsitz bzw. nach 

dem Ort der wirtschaftlichen Wertschöpfung ermittelt werden. 

Begründet hat das Gericht seine Auffassung mit der Erwägung, 

dass das Land sowohl Gebietskörperschaft als auch Personen-

verband sei. Wenn man den Staat eher als Gebietskörperschaft 

ansehe, so sei der Steuerertrag das Aufkommen, das in seinem 

                                                 
370  Zu der Problematik Liebig, in: Elsner, (Hrsg.), Neue Alternativen des 

Länderfinanzausgleiches, (2002), S. 69 (77). 
371  BVerfGE 72, 330 (394); Henneke, Öffentliches Finanzwesen, Finanz-

verfassung, (1990), § 13 Rn. 626. 
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Gebiet erwirtschaftet werde (ohne Rücksicht durch welche 

Personen). Sehe man ihn primär als Personenverband, so sei der 

Steuerertrag das Aufkommen, das durch die – an diesem Wohnsitz 

– lebenden Bürger erwirtschaftet werde, unabhängig davon, ob sie 

das Aufkommen innerhalb oder außerhalb des Hoheitsgebiets 

erwerben. Aus diesem Doppelcharakter entlehnte es die Möglich-

keit, dass der Gesetzgeber sowohl räumliche als auch persönliche 

Anknüpfungspunkte wählen könne.  

 

Gegen die Auffassung des Bundesverfassungsgerichts wird 

eingewendet, dass ein solches Wahlrecht zu Missverständnissen 

führen könne, die sich bei der Wahl der Anknüpfungspunkte 

auswirken könnten. Zudem können staatspolitische und personal-

hoheitsrechtliche Erklärungsmuster keinen Beitrag zu den Zer-

legungsregeln liefern372. Denn Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG statuiere 

einen relativen Gesetzgebungsauftrag des Bundes zugunsten der 

Länder als Folge des pragmatischen Verteilungsjunktims des Art. 

107 Abs. 1 S. 1 GG, der die steuerlichen Vereinnahmungszu-

ständigkeiten den horizontalen Ertragsrechten vorordne373.  

Aufgrund der Lohnsteuererhebung an der „Quelle“ sei der 

Regelungsauftrag obligatorisch und nicht disponibel.  

Daher dürfe der Gesetzgeber die Zerlegungsmodalitäten nicht „frei 

greifen“. Vielmehr müsse er zerlegungsadäquate (regional-

bezogene und realitätsnahe) Kriterien verwenden374. Das Steuer-

recht des Bundes oder der Länder stelle bewusst nicht auf die 

Mitgliedschaft zum Bundes- oder Landesvolk ab, sondern auf den 

                                                 
372 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 GG, (1997), 

S. 103. 
373 Hidien, DStZ 1997 S. 809. 
374 Hidien, DStZ 1997 S. 809. 
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Ursprung der Zahlungsfähigkeit. Dem regionalen Element komme 

nur eine beschränkte Bedeutung zu, es dürfe daher nicht überhöht 

werden. Vielmehr sei es als „steuerrechtlicher Reflex“ anzu-

sehen375. 

Gegen die Sichtweise des Gerichts spricht letztlich die Überlegung, 

dass es im Rahmen von Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG nur um die 

Vereinnahmung von Steuern geht. Insoweit stellt das Steuerrecht 

nur auf das „inländische Gebiet“ ab. Es erfasst damit nicht die 

Bürger des Landes, sondern die Einwohner sowie die Inhaber der 

im Land befindlichen Vermögenswerte. Maßgebend ist daher nicht 

die Mitgliedschaft zu einem Landesvolk, sondern vielmehr der 

räumliche Ursprung der Leistungsfähigkeit. Das Gericht vermengt 

daher steuerliche und staatsrechtliche Kategorien und trägt damit 

nicht zur Klärung bei, welche Kriterien für die Zerlegung tauglich 

sind376 . Maßgebend für die Zerlegungsmodalitäten sind mithin 

räumliche Anknüpfungspunkte wie Wohnsitz- oder Quellenort, da 

die Zerlegung Ertragsverzerrungen beseitigen möchte377. 

Der Gesetzgeber hat zwar bei der Schaffung von Zuständig-

keitsvorschriften einen weiten Gestaltungsspielraum. Begrenzt 

wird dieser Spielraum aber durch das Willkürverbot. Auch im 

Hinblick auf die Ausgestaltung von Zerlegungskriterien könnte 

man argumentieren, dass der Gesetzgeber keine unbegrenzte 

Gestaltungsfreiheit habe, was sich aus der Verteilungsgrundregel 

                                                 
375 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 103. 
376 Zur Kritik und den Argumenten, Isensee, Idee und Gestalt des Föderalismus 

im Grundgesetz, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR VI (2008), § 126 Rn. 55. 

Ebenso Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des 

GG, (1997), S. 103.  
377 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 103. 
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des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG ergeben könnte. Aber auch aus der 

Zerlegungspflicht in S. 2 lässt sich entnehmen, dass die 

Gestaltungsfreiheit beschränkt ist378. 

Geht man davon aus, dass durch die Zerlegung die Ermittlung der 

tatsächlichen Steuerkraft bezweckt wird, so sind dem Gesetzgeber 

hierdurch enge Grenzen gesetzt379. Ähnliches gilt, wenn man auch 

Äquivalenzgesichtspunkte heranzieht. Entscheidend ist daher, dass 

der Gesetzgeber, der aufgrund „fiskal-taktischer“ Erwägungen von 

Äquivalenzgesichtspunkten abweicht, diese Abweichung durch 

Beteiligung der ausgeschlossenen Länder im Wege der Zerlegung 

berücksichtigt380.  

Daher ist im Rahmen der Zerlegung der Gestaltungsspielraum 

enger381 . Es sind bestimmte – in der Verfassung enthaltene – 

Vorgaben zu berücksichtigen. Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG geht davon 

aus, dass der Gesetzgeber Regelungen über Art und Umfang treffen 

muss. Welche Anforderungen und Grenzen bestehen, lässt sich 

daraus indes nicht herleiten382. Von Bedeutung könnten hierbei vor 

allem steuerspezifische Kriterien sein. 

 

 

                                                 
378 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 98. 
379 Siehe bereits: D II 2 und 3; Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß 

Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 78 f.; Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 

2 Rn. 6. Dem folgend: Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), 

Bonner-Kommentar (155. Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 139. 
380 A.A. Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 GG, 

(1997), S. 78 f. 
381 BVerfGE 72, 330 (392); Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß 

Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 91. 
382 BVerfGE 72, 330 (392); Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß 

Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 97. 
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b) Steuerspezifische Kriterien 

Steuerspezifische Kriterien der Zerlegung 383  lassen sich dann 

bestimmen, wenn auf die Belastungskonzeption einer Steuer 

abgestellt wird. Inhaltlich schreibt die Verfassung keine Zer-

legungskriterien vor. Denn der Gesetzgeber kann dies besser regeln 

als dies durch eine verfassungsrechtliche Ersatzvornahme möglich 

wäre384. 

Hidien 385  verweist in diesem Kontext auf typisch territoriale 

Anknüpfungspunkte wie Wohnsitz, Handlungsort, Ort der Quelle 

der Produktionstätigkeit, Ort der Wertschöpfung und Belegen-

heitsort. Eine Kombination von unterschiedlichen Anknüpfungs-

momenten schließt er ebenso wenig aus wie Parallelen zum 

Internationalen Steuerrecht. Eine Einschränkung soll jedoch bei 

Personal- bzw. Subjektsteuern gelten. In diesen Fällen soll der 

Erarbeitungsort hinter dem Wohnsitzort zurücktreten, da es sich bei 

dieser Steuer um eine persönliche Steuerleistung handle, welche 

vom Lohnsteuerpflichtigen und keineswegs vom Unternehmen 

                                                 
383 Zu den Anforderungen Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 

107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 101. 
384 Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 2 Rn. 5. Zum anderen bildet die 

Auswahl der Zerlegungsprozedur ungeachtet ihrer verteilungsrechtlichen 

Zielsetzung und Bedeutung primär ein finanztechnisches Problem der 

Korrektur vorgegebener Steuererhebungsstrukturen; a.A. Wieland, 

Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des Solidarpakts II und 

Wirksamwerden der Schuldenbremse, Rechtsgutachten, Speyerer Arbeitshefte, 

(2013), S. 10. Die Zerlegungsregeln seien seiner Auffassung nach defizitär, da 

die Verfassung keinerlei Kriterien für eine Zerlegung vorgebe. Zwar sei die 

Zerlegung zwingend vorgegeben, der Zerlegungsmaßstabe sei dem Ermessen 

des Gesetzgebers unterstellt. Das Ziel einer aufgabengerechten 

Finanzverfassung sei dann erreicht, wenn sie nicht nur das Zerlegungsgebot, 

sondern auch den Zerlegungsmaßstab vorgebe. 
385 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 100 ff.  
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erbracht werde. Anders läge der Fall, wenn anstelle der Lohnsteuer 

eine Objektsteuer auf die Einkommensentstehung (und damit auf 

die Produktionstätigkeit) erhoben würde386.  

Diese Erwägungen sind jedoch nicht zwingend. Die sog. Personen-

steuern werden vom Steuerpflichtigen erbracht. Der Tätigkeitsort 

bzw. der Ort der Wertschöpfung sind hierbei von entscheidender 

Bedeutung. Denn der Steuerpflichtige wird nicht deshalb zur 

Steuer herangezogen, weil er an einem bestimmten Ort wohnt, 

sondern, weil er einer wirtschaftlichen Tätigkeit nachgeht, die der 

Gesetzgeber als Grundlage der Besteuerung heranzieht. Auf diesen 

Gesichtspunkt wird vor allem im zweiten Teil der Arbeit näher 

Bezug genommen387. 

Es kommt daher darauf an, dass Steuersubjekt und Steuerobjekt auf 

ihren regionalen Bezug hin untersucht werden. Dieser Ansatz 

entspricht finanzwirtschaftlicher Logik und korrespondiert mit der 

finanzverfassungsrechtlichen Frage nach der individuellen Steuer-

last388. 

In die gleiche Richtung weisen die Erwägungen des Bundestages 

bei der Reform der Finanzverfassung im Jahre 1954389 . Dabei 

sollen schon bei der Auswahl der Steuern mangels verfassungs-

rechtlicher Vorschriften ausschließlich systematische und finanz-

politische Zweckmäßigkeitsgesichtspunkte maßgebend sein.  

Entscheidend sind die Eigenschaften der einzelnen Steuerarten, 

ihre Belastungswirkungen, ihre wirtschaftsgeographische 

Bedeutung und ihre staatsfinanziellen Funktion. Die steuer-

                                                 
386 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (187). 
387 Siehe hierzu: § 2 C I. 
388 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 102 f. 
389 BT Drs. 02/480, S. 68 f. (Rn. 95). 
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wirtschaftliche Belastungswirkung soll sich möglichst auf den 

Bereich des Landes beschränken, in dem sie realisiert oder ver-

wirklicht werden (regionale Radizierbarkeit). 

 

c) Regionalbezogene Kriterien390 

Eng mit den steuerspezifischen Kriterien verbunden sind die regio-

nalbezogenen Kriterien. In diesem Abschnitt werden Inhalt und 

Bedeutung dieser Maßstäbe näher untersucht.  

Das örtliche Aufkommen eines Landes entsteht durch die „eigene“ 

Steuerleistung in einem Land. In diesem verwirklicht sich demnach 

die steuerliche Leistungsfähigkeit. Das „Eigene“ des einzelnen 

Landes steht damit im Vordergrund der Verteilung, denn aus ihm 

ergibt sich die wirkliche Steuerkraft. Das Bundesverfassungs-

gericht391 hat dieses Ziel auch als „gerechtigkeitsbezogene Leit-

idee“ bezeichnet. Die in Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG enthaltene 

Zerlegung bezweckt – wie bereits dargestellt – die entstehenden 

Verzerrungen zu vermeiden und das Länderaufkommen auf die 

eigene Steuerleistung zurück zu führen, was auch dem Ziel des 

örtlichen Aufkommens entspricht. Sowohl aus dem Wort „örtlich“ 

als auch aus dem Begriff „eigene“ lässt sich daher der regionale 

Bezug entnehmen392. Dieser ist auch im Rahmen der Zerlegung 

maßgebend, da die Zerlegung den Zwecken des Art. 107 Abs. 1 S. 

1 GG entsprechen soll. 

                                                 
390 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 101 ff. 
391  BVerfGE 72, 330 (392). Daraus lassen sich jedoch keine eindeutigen 

Schlüsse ziehen. 
392 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 102 f. Er leitet den räumlichen Bezug jedoch lediglich aus dem 

Begriff „eigene“ Steuerleistung ab. Denn regional sei nicht örtlich. Das 

regionale Aufkommen ergebe sich erst nach der Zerlegung. 



 

99 

 

aa) Leistungsfähigkeits- und Äquivalenzprinzip als 

konkretisierbare Leitprinzipien 

Die zentrale These dieser Arbeit lautet, dass sich Zerlegungs-

kriterien aus den allgemeinen Prinzipien heraus ableiten lassen. 

Hintergrund der steuerspezifischen und regionalen Kriterien ist die 

Befassung mit der Frage nach der Belastungswirkung einer Steuer-

norm 393 . Gerade bei der Untersuchung nach dem Belastungs-

objekt einer Steuernorm könnte es auf Indikatoren des Leistungs-

fähigkeitsprinzips ankommen 394 . Bei der Frage nach dem Be-

lastungssubjekt ist entscheidend, wer der Steuerpflichtige ist und 

damit, bei wem und in welcher Höhe die Leistungsfähigkeit – also 

im Wesentlichen das Einkommen – abgeschöpft werden soll. Die 

Person des Steuerpflichtigen wird im Einkommensteuerrecht für 

die unbeschränkte oder beschränkte Steuerpflicht bedeutsam. In § 

1 EStG macht der Gesetzgeber die unbeschränkte Steuerpflicht 

vom Wohnsitz bzw. gewöhnlichen Aufenthalt abhängig. 

Das Leistungsfähigkeitsprinzip könnte jedoch nicht nur im Hin-

blick auf die Person des Steuerpflichtigen von Bedeutung sein. 

Denn Voraussetzung der Besteuerung ist nicht (nur) die Person des 

Steuerpflichtigen. Maßgebend ist vielmehr das besteuerungs-

würdige Verhalten. Der Gesetzgeber regelt in den Steuergesetzen, 

welches wirtschaftliche Verhalten des Steuerpflichtigen er be-

steuern möchte395. 

                                                 
393 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 100. 
394 So auch Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des 

GG, (1997), S. 103, aber in Bezug auf regionale Maßkriterien. Insoweit kann 

es zu Überschneidungen kommen. 
395  Diese Anforderung ergibt sich bereits aus dem Wortlaut des § 38 AO, 

wonach es auf den Tatbestand ankommt. Dieser muss verwirklicht sein, damit 

das Gesetz seine Leistungspflicht hieran anknüpfen kann. Lang, 
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Der Steuerpflichtige kann in seinem Wohnsitzland tätig werden. Er 

hat jedoch auch die Möglichkeit, in einem anderen Bundesland 

einen Steuertatbestand verwirklichen (Wohnsitz in Rheinland-

Pfalz, Arbeitsstätte in Hessen). Aufgrund der fehlenden Gesetz-

gebungshoheit kommt es in diesem Fall nicht zu einer Steuer-

erhebungskollision396. Insofern unterscheidet sich die Steuerzer-

legung von der internationalen Problematik der Doppel- bzw. 

Minderbesteuerung. Denn in der Bundesrepublik kollidiert nur die 

Steuerverteilung zwischen den Ländern (Steuerverteilungs-

kollision). Diese Kollision wird durch Art. 107 Abs. 1 S. 1-3 GG 

gelöst. Der Unterschied zum internationalen Steuerrecht ist jedoch 

nicht sehr groß, denn letztlich geht es auch im internationalen 

Kontext um Steuerverteilungskollisionen, freilich angereichert 

oder modifiziert durch die Steuererhebungskompetenz. 

Da es sowohl im nationalen wie im internationalen Bereich zu 

Steuerverteilungskollisionen kommt, könnte auch in beiden Fällen 

das Leistungsfähigkeitsprinzip von Bedeutung sein. Eng mit dem 

Leistungsfähigkeitsprinzip verbunden ist der territoriale Bezug der 

Steuerverwirklichung. Mit diesem wiederum könnte auch das 

Äquivalenzprinzip eng verbunden sein, das ebenfalls im interna-

tionalen Steuerrecht (Quellenbesteuerung) bedeutsam ist.  

Dass bei allen Steuern ein Äquivalenzzusammenhang besteht, wird 

zwar überwiegend verneint397. Aufgrund der wirtschaftlichen Be-

                                                 
Systematisierung von Steuervergünstigungen, (1974), S. 35. Er bezeichnet den 

Steuergegenstand als Besteuerungsgut mit dem Inhalt und Umfang, das den 

Tatbestand des Steuergesetzes verwirklicht. 
396  Der Bund hat die konkurrierende Gesetzgebungshoheit bzgl. der 

Einkommen- und Körperschaftsteuer, Art. 105 Abs. 2 GG. 
397 Ablehnend Kirchhof, Bundessteuergesetzbuch, (2011), Leitgedanken der 

Steuerreform, Rn. 4. Die Steuer sei kein Äquivalent für empfangene 

Staatsleistungen; Tipke, Steuerrechtsordnung Bd. I, 2. Aufl. (2000), Rn. 492 f. 
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ziehung des Steuerpflichtigen zu einer Gemeinschaft lässt sich 

jedoch im weitesten Sinne eine Vorteils- und damit eine 

Äquivalenzbeziehung zwischen Staat und Bürger bejahen398. Diese 

territorialen Anknüpfungspunkte könnten sich aus den Be-

ziehungen des Steuerpflichtigen zu einem bestimmten Land 

ergeben 399 . Die Anknüpfung kann die gesamte ortsanwesende 

Bevölkerung (Wohnsitz) oder die Personen erfassen, die das Land 

betreten. Territoriale Beziehungen können durch eine noch festere 

Beziehung entstehen, indem an die Bevölkerung angeknüpft wird 

(Staatsangehörigkeit). In Betracht kommt auch die Anknüpfung an 

die rein wirtschaftliche Zugehörigkeit der Person zu einem 

bestimmten Land (Belegenheit der Sache, Erarbeitungsort).  

Gegebenenfalls können die unterschiedlichen Ortskriterien auch 

miteinander verbunden werden, so dass mehrere Kriterien 

nebeneinander Anwendung finden können400. Diese Überlegungen 

greifen mehrere Anknüpfungspunkte heraus, die im zweiten Teil 

der Arbeit näher behandelt werden. Primär geht es um das Prinzip 

der Leistungsfähigkeit und das Äquivalenzprinzip als mögliche 

Maßkriterien einer Steuerertragsverteilung. Beide Prinzipien 

können Basis für die Herleitung bestimmter örtlicher Anknüp-

fungspunkte sein.  

 

 

  

                                                 
398 So auch v. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1893), S. 1 (9 f.); Hey, in: Tipke/Lang, 

Steuerrecht, 21. Aufl. (2013), § 3 Rn. 43 f. 
399 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1893), S. 1 (4 ff.). 
400  Hidien, Die horizontale Steuerverteilung des Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 102. 
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bb) Weitere Vorgaben bei der Schaffung von Zerlegungsregeln 

Des Weiteren müssen die Maßkriterien „real“ oder „wirklich“ 

sein401 . Darunter wird teilweise402  verstanden, dass das Vertei-

lungsregulativ auf zwei Strukturebenen greife. Die erste auf die 

Möglichkeiten der Rechtsanwendung, die andere auf der 

Ausgestaltung der Tatbestände und Rechtsfolgen. Gerade im 

Hinblick auf die zweite Strukturebene besteht die Frage, ob der 

Gesetzgeber Tatbestände und Rechtsfolgen vereinfachen oder ver-

gröbern kann. 

Der Gesetzgeber sei zur Verwendung realitätsgetreuer Zerlegungs-

maßstäbe verpflichtet, was zunächst eine maßstabsgebundene 

Analyse der unterschiedlichen Ertragsverzerrungen und eine Be-

wertung durch den korrigierenden Bewertungsmaßstab voraus-

setze403. 

Der Gleichheitssatz als Grund der Vereinfachung greife nicht, da 

sich die im Steuerrecht zugelassene Befugnis zur Typisierung oder 

Pauschalierung404 nicht auf das Finanzausgleichsverhältnis über-

tragen ließe.  

Als hinreichend tragfähiger Grund verbleiben die Topoi der 

Verwaltungsvereinfachung und -praktikabilität405. Diese Gesichts-

punkte würden jedoch nur dann greifen, wenn realitätsgetreue 

Maßkriterien nicht in Sicht seien oder deren Anwendung mit 

unverhältnismäßigem Verwaltungs- und Kostenaufwand verbun-

                                                 
401 BVerfGE 72, 330 (392). 
402 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 104. 
403 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 104. 
404 Zur Typisierungsbefugnis des BVerfG: BVerfGE 71, 39 (50). 
405 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 105; Schoch, DVBl. 1988, S. 875 (880).  
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den wäre406 . Daraus folgende Kriterien dürfen jedoch nicht zu 

großen Nachteilen für den Betroffenen führen407. 

 

d) Zerlegungsausmaß 

Aus Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG lässt sich eine konkrete Bestimmung 

über das Ausmaß der Zerlegung entnehmen. Demnach hat der 

Gesetzgeber auch in diesem Fall einen Beurteilungsspielraum. Der 

Umfang bezieht sich zum einen darauf, ob und in wieweit das 

gesamte örtliche Aufkommen zerlegt werden muss; zum anderen, 

ob und in wieweit nach der durchgeführten Zerlegung die Anteile 

verteilt werden müssen408. So können bestimmte Bagatellgrenzen 

festgelegt werden, um das Zerlegungsverfahren zu vereinfachen. 

Auch soll eine Annäherung an die wirkliche Steuerkraft aus-

reichen409.  

In der Literatur wird darauf hingewiesen, dass Aspekte der Verwal-

tungsvereinfachung und -ökonomie, die zu einer gewissen 

Typisierung führen, – wie etwa die Einführung von Bagatell-

grenzen, wenn das erwartete Zerlegungsvolumen zu gering ist – 

zwar grundsätzlich zulässig seien, jedoch zusätzlicher Recht-

fertigung im Einzelfall bedürfen410. 

                                                 
406 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 105. 
407 BVerfGE 72, 330 (409). Ebenso: Hidien, Die horizontale Steuerverteilung 

gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 105 f. 
408 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 114. 
409 FG Saarland v. 29.5.2008, Az. 2 K 2391/04 Rn. 17; Hidien, OK-ZerlG, 1. 

Aufl. (2012), § 2 Rn. 7. 
410 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 114 f. Der Gesichtspunkt des vermehrten Verwaltungsaufwandes 

besitzt demgegenüber nur einen begrenzten Legitimationswert.  
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Im Grundsatz muss das gesamte zerlegungsfähige und -bedürftige 

Aufkommen Berücksichtigung finden, was sich auch aus der 

Systematik des Art. 107 Abs. 1 S. 1-3 GG ergibt. Die Zerlegungs-

bedürftigkeit ergibt sich daraus, dass Ertragsverzerrungen ein nicht 

mehr hinnehmbares Ausmaß erreichen411.  

So dürfen hierdurch weder Länder ausdrücklich privilegiert noch 

benachteiligt werden412. Auch darf die Zerlegung dadurch nicht 

gänzlich beseitigt werden oder nur die „Spitze“ des Zerlegungsteils 

zerlegt werden. 

Eine Regelung über den Zerlegungsgrad besteht nicht. Das 

Bundesverfassungsgericht413 ging davon aus, dass reale Ertrags-

verzerrungen zumindest teilweise oder gänzlich zu reduzieren 

seien. Mit bloßen Randkorrekturen dürfe sich der Gesetzgeber 

nicht begnügen. Die Untergrenze besteht darin, dass die Ausgestal-

tung das Ziel und die Wirkung haben muss, die Ertragsverzerrung 

nicht nur marginal, sondern in einem relevanten Ausmaß zu 

vermindern414. Dem Gesetzgeber muss aber die Möglichkeit offen 

stehen, nicht alle Ertragsverzerrungen, die durch die Steuer-

                                                 
411 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 114; dabei ergibt sich die Zerlegungsbedürftigkeit auch aus 

bestimmten Erhebungsformen einer Steuer (Lohn- und Kapitalertragsteuer als 

Quellensteuern). 
412 Dies schließt es jedoch nicht aus, dass bestimmte Zerlegungsmaßstäbe 

herangezogen werden, die typischerweise bestimmte Länder privilegiert oder 

benachteiligt. Diese Konsequenzen ergeben sich aber weniger aus der Norm, 

sondern vielmehr aus den tatsächlichen Gegebenheiten. So weisen die 

Stadtstaaten einen hohen Einpendleranteil auf. Eine Zerlegung nach dem 

Wohnsitzprinzip benachteiligt diese Länder daher grundsätzlich. Dennoch 

heißt das noch nicht, dass die Benachteiligung willkürlich ist. 
413  413  BVerfGE 72, 330 (393); dem folgend Hidien, Die horizontale 

Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 116 f. Allerdings 

sei die Vollkorrektur auch nicht verboten (S. 117). 
414 Hidien, DStZ 1997, S. 801 (809). 
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erhebung entstehen, zu korrigieren. Auch das Bundesverfassungs-

gericht415 verlangt nicht jede Korrektur auftretender Verzerrungen. 

Die Grenze der Zerlegung ergibt sich aus dem Spielraum selbst: 

Das Zerlegungsvolumen darf nicht das örtliche Aufkommen über-

steigen. Auch die vollständige Abschöpfung des gesamten 

örtlichen Aufkommens ist aufgrund des Ergänzungscharakters un-

angemessen. Daher muss ein bestimmtes positives Restauf-

kommen bestehen bleiben416. 

 

4. Die Zerlegung nach Art. 107 Abs. 1 S. 3 GG 

Art. 107 Abs. 1 S. 3 GG ermächtigt den Gesetzgeber zur Abgren-

zung und Zerlegung anderer Steuern. Dies ergibt sich aus dem 

Wortlaut, der davon ausgeht, dass der Gesetzgeber auch für andere 

Steuern Vorschriften über die Abgrenzung und Zerlegung treffen 

kann. Inhaltlich ergibt sich nichts anderes als zu S. 2. In Art. 107 

Abs. 1 S. 3 bezieht sich die Ermächtigung auf die Zerlegung 

bundesgesetzlicher Landes(ertrag-)steuern und des Länderanteils 

der Einkommensteuer. Eine betreffende Regelung muss nicht in 

demselben Bundesgesetz wie die Abgrenzung und Zerlegung der 

Lohn- und Körperschaftsteuer erfolgen; sie kann auch in einer 

eigenständigen bundesgesetzlichen Vorschrift oder in den 

                                                 
415 BVerfGE 72, 330 (393). Der Gesetzgeber hat es beispielsweise unterlassen, 

die Lohnsteuer die beschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmer zu zerlegen. § 

8a ZerlG ordnet die Zerlegung der Sonstigen Einkünfte (bei beschränkter 

Steuerpflicht i.S.d. § 1 Abs. 4 EStG) in bestimmten Fällen an (§ 49 I Nr. 7 und 

10 EStG). 
416 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 118 f. Darüber hinaus treffe den Zerlegungsgesetzgeber die Pflicht, 

schon vorab die von ihm gewählte Gestaltung in Modell- und Proberechnungen 

auf deren finanzwirtschaftlichen Verteilungseffekt zu über-prüfen, um etwaige 

Verschärfungen von Ertragsverzerrungen zu vermeiden. 
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jeweiligen Steuergesetzen erfolgen417. 

Der Gesetzgeber hat insoweit ein Entschließungs- und Auswahl-

ermessen in Bezug auf das Tätigwerden 418 . Dieses Ermessen 

unterliegt jedoch dem aus dem Bundesstaatsprinzip folgenden 

Prinzip der Bundestreue419.  

 

Umstritten ist jedoch, ob sich dieses Ermessen zu einer 

Zerlegungspflicht verdichten kann. Teilweise420 wird davon ausge-

gangen, dass der Bundesgesetzgeber es bei der Verteilung nach 

Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG selbst dann belassen kann, wenn dadurch 

erhebliche Verfälschungen des Grundgedankens des örtlichen 

Aufkommens entstehen. Nach dieser Auffassung besteht auf Seiten 

des Gesetzgebers ein freies Ermessen421. Dafür könnte man ins 

Feld führen, dass Art. 107 Abs.1 S. 1 GG das originäre Ertrags-

aufkommen enthalte und durch die Zerlegung lediglich korrigiert 

werde422.  

Ob sich tatsächlich dieses Ermessen in eine Pflicht zum Tätig-

werden umwandelt, beantwortet sich aus dem systematischen 

Verständnis des Art. 107 Abs. 1 S. 1 bis 3 GG. Der Zerlegungs-

bedarf entsteht aus dem Zusammenspiel der Steuererhebungs-

regeln mit Konzentrations- und Mobilitätsproblemen der heutigen 

                                                 
417 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 124. 
418 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 33. 
419 Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. 

Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 144. 
420 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG , 73. EL (2014), Art. 107 Art. 107 Rn. 

33, jedoch ohne Begründung. 
421 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des  GG, 

(1997), S. 124. 
422 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des  GG, 

(1997), S. 124. 
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Wirtschaft. Das mögliche Argument, das lediglich auf Art. 107 

Abs. 1 S. 1 GG verweist, berücksichtigt daher nicht vollständig das 

dahinter stehende Prinzip der autonomen Ertragsberechtigung, das 

entweder durch Erhebungsvorschriften (Quellensteuerabzug), Zu-

ständigkeitsregelungen oder durch das tatsächliche Verhalten der 

Bürger verzerrt sein kann. Ergeben sich daher für kleinere Steuern 

vergleichbare Ertragsverzerrungen, so erwächst auch hieraus eine 

Pflicht des Gesetzgebers, Abgrenzungs- und Zerlegungsvor-

schriften zu schaffen423.  

Man kann daher davon ausgehen, dass die jetzige Regelung die 

derzeitige Steuerrechtslage und das aktuelle Steuererhebungs-

verfahren widerspiegelt und durch Veränderung der Steuer bzw. 

Erhebungstechnik ins Gegenteil verkehrt werden kann424 . Dem 

Gesetzgeber steht jedoch im Hinblick auf die Erheblichkeits-

schwelle der Ertragsverzerrung ein Beurteilungsspielraum zu. Hat 

er jedoch Friktionen festgestellt, so kann eine Verdichtung zum 

Tätigwerden bejaht werden425. 

 

 

 

 

  

                                                 
423 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 124 (125). Er drückt sich dabei vorsichtiger aus und geht davon aus, 

dass der Gesetzgeber verpflichtet sein kann. 
424Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. 

Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 144, m.w.N. 
425 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 124 (125). 
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5. Die Verteilung der Umsatzsteuer nach Art. 107 Abs. 1 S. 

4 GG 

Wie bereits im Rahmen des Finanzausgleichs dargelegt, unter-

scheidet sich die Verteilung der Umsatzsteuer von der der 

Einkommen- und Körperschaftsteuer in mehrfacher Hinsicht. Auf 

der ersten Stufe (zwischen Bund und Ländern) stellt die 

Umsatzsteuer das „bewegliche Element“ dar, das verfassungs-

rechtlich von bestimmten Bedarfslagen abhängig gemacht wird 

und durch das einfache Gesetz seine nähere Ausgestaltung erfährt. 

Auf der zweiten Stufe des Finanzausgleichs setzt sich die andere 

Handhabung der Umsatzsteuerverteilung fort. Drei Viertel des 

Länderanteils an der Umsatzsteuer werden nach der Einwohner-

zahl verteilt. Art. 107 Abs. 1 S. 4 HS. 2 GG gewährt dem 

Bundesgesetzgeber die Möglichkeit, ein Viertel nach einem 

bestimmten Bedarfsschlüssel zu verteilen, wovon er auch Ge-

brauch gemacht hat. Im Folgenden wird zunächst die Verteilung 

nach der Einwohnerzahl näher untersucht. Die Bedarfsverteilung 

nach dem „Gegenstromprinzip“ wird im Anschluss kurz behandelt. 

Sie ist nicht Schwerpunkt dieses Kapitels. 
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a) Die Verteilung nach Art. 107 Abs. 1 S. 4 HS. 1 GG426 

 

aa) Die Einwohnerzahl als Verteilungskriterium 

Der andere Verteilungsmodus der Umsatzsteuer rechtfertigt sich 

daraus, dass Belastung und Vereinnahmung sich nicht decken. Die 

Umsatzsteuer wird zwar beim Unternehmer erhoben. Sie wird 

jedoch durch die Allphasennettoumsatzsteuer mit Vorsteuerabzug 

auf den Verbraucher überwälzt427. Die Belastungswirkung soll in 

erster Linie den Verbraucher erfassen, dessen Daten jedoch nicht 

vorhanden sind. Auch kann durch die Erhebungstechnik der Wert-

schöpfungsbeitrag, der an unterschiedlichen Orten erfolgt, nicht 

berücksichtigt werden428. Die Umsatzsteuer ist daher nicht örtlich 

radizierbar429. Aus diesem Grund stellt die Verfassung nicht auf die 

örtliche Vereinnahmung, sondern auf die Einwohnerzahl ab. 

Umstritten ist, ob die Einwohnerzahl eine Ausnahme vom Prinzip 

des örtlichen Aufkommens darstellt. Die Auffassung des 

                                                 
426  Es handelt sich hierbei nicht um eine Zerlegung, wie teilweise in der 

finanzwissenschaftlichen Literatur bezeichnet, Fuest/Thöne, Reform des 

Finanzföderalismus in Deutschland, (2009), S. 33; Kitterer, Zukunft der 

Steuerzerlegung bei Einkommensteuer bzw. Umsatzsteuer, in: Schmidt-

Trenz/Fonger, (Hrsg.), Bürgerföderalismus, 1. Aufl. (2000), S. 123 (128); 

Fuest/Lichtblau, Finanzausgleich im vereinten Deutschland, (1991), S. 16 f.; 

Bösinger, Die Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 1995, 

(1999), S. 22; Broer, WD 4/2014, S. 258 (261). 
427  Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 103; Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, 

(Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 

149. 
428 Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 107 Rn. 19. 
429  Zur Begründung, siehe u.a.: Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum 

Länderfinanzausgleich als Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener 

Finanzautonomie, (1982), S. 7; angedeutet bei Korioth, Der Finanzausgleich 

zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 526 ff. 



 

110 

 

Bundesverfassungsgerichts430 hierzu ist nicht eindeutig. Art. 107 

Abs. 1 GG sei zwar primär vom Prinzip der örtlichen Verein-

nahmung geprägt. Denn das Grundgesetz führe auch bei der 

horizontalen Steuerverteilung Bedarfsgesichtspunkte ein. Darin 

komme der „Kompromiss“ zwischen der Eigenstaatlichkeit und 

der sich aus dem bundesstaatlichen Prinzip ergebenden Gemein-

schaft zum Ausdruck. Bedeutsam ist hier, dass das Gericht diesen 

Kompromiss in Art. 107 Abs. 1 S. 4 GG sieht. Allerdings wird 

nicht klar, ob es sich auf die Einwohnerzahl oder auf die Er-

gänzungsanteile bezieht.  

Eine Differenzierung nahm das Bundesverfassungsgericht in 

einem späteren Urteil vor431. In diesem ging es davon aus, dass die 

Verteilung nach der Einwohnerzahl das Prinzip des örtlichen 

Aufkommens besser „ausdrücke“ als die formale Anknüpfung an 

die Steuererhebung beim Unternehmer432.  

Aus diesen Urteilen ergibt sich, dass das Bundesverfassungsgericht 

selbst zwischen den Begründungsansätzen schwankt und sich 

einmal von Bedarfsgesichtspunkten und einmal von der „Konsum-

kraft“ leiten lässt. Auch die Auffassungen in der Literatur gehen 

auseinander. Teilweise433 wird vertreten, dass die Umsatzsteuer-

verteilung keine materielle Ausnahme vom Prinzip des örtlichen 

Aufkommens darstellt, sondern lediglich eine Folgerung steuer-

                                                 
430 BVerfGE 72, 330 (385 f.). 
431 BVerfGE 101, 121 (158). 
432 BVerfGE 116, 327 (379). Hier nahm das Gericht nur in Bezug auf die Frage 

Stellung, ob die Einwohnerzahl einen abstrakten Bedarfsmaßstab darstellt. In 

den darauf folgenden Urteilen bezog das Bundesverfassungsgericht keine 

Stellung zu dieser Frage. 
433  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

7; Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (191). 
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gesetzlicher Vorgaben, die ein Abstellen auf die örtliche Verein-

nahmung unmöglich macht. Der Grundgedanke des örtlichen 

Aufkommens werde nach typisierter regionaler Konsumkraft zur 

Geltung gebracht. 

Dem werden jedoch folgende Erwägungen entgegengehalten: Bei 

der Umsatzsteuerverteilung treten andere Ziele in den Vordergrund 

als bei der Verteilung der anderen Landes- und Gemeinschaft-

steuern. Die abweichenden Ziele würden sich auch dadurch 

rechtfertigen lassen, dass es sich bei der Umsatzsteuer um eine 

regional stark streuende Steuer handelt. Sie müsste daher eigentlich 

dem Bund zugeordnet werden. Die Zuordnung zum Verbund-

system diene der Verstetigung des Finanzaufkommens der Länder. 

Es müsse daher ein anderes Verteilungsprinzip zum Tragen 

kommen, welches vom örtlichen Aufkommen abweiche434.  

 

Wernsmann435 geht davon aus, dass der abstrakte Parameter der 

Einwohnerzahl nicht die örtliche Steuerleistung widerspiegle, 

weswegen es sich hierbei um eine echte Ausnahme von der 

Verteilung nach dem örtlichen Aufkommen handle. Für diese 

Auffassung könnte sprechen, dass die Verteilung nach der 

Einwohnerzahl schon ausgleichend wirkt436. Dies ist jedoch nicht 

ganz unumstritten. Denn teilweise werden diese Effekte als Reflex 

angesehen, die nicht vom Telos des Art. 107 Abs. 1 GG erfasst 

                                                 
434 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 526 

ff.  
435Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. 

Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 149; ebenso Heintzen, in: v. 

Münch/Kunig, (Hrsg.), Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 107 Rn. 17; aber ohne 

Begründung Friauf, JA 1984, S. 618 (621). 
436 Heun, Der Staat, Bd. 31 (1992), S. 205 (225). 
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seien437.  

 

Auch Kitterer und Plachta438 vertreten die Auffassung, dass es sich 

bei der Einwohnerzahl um einen „typisierenden Maßstab der 

Konsumkraft“ handelt. Dies ergebe sich daraus, dass schon die 

Einkommensniveaus zwischen den alten und neuen Ländern 

differieren. Die Konsumausgaben würden daher nicht mit der 

Bevölkerungszahl korrelieren. Die Ausgaben pro Kopf in den 

neuen Ländern lägen nämlich 1/3 unter den pro-Kopf-Ausgaben in 

den alten.  

 

bb) Einführung von Bedarfselementen 

Eng mit der Frage verbunden, ob die Einwohnerzahl eine 

Ausnahme vom Prinzip des örtlichen Aufkommens darstellt ist die 

Frage, ob dieses Kriterium ausgleichende Effekte und damit Be-

darfselemente enthält. Die hier bestehenden Auffassungen lassen 

sich in drei Gruppen einteilen. 

 

(1) Abstrakter Bedarf 

Teilweise wird vertreten, dass die Vorschrift abstrakte Bedarfsge-

sichtspunkte festlegt439. Dafür könnte die Entstehungsgeschichte 

der Vorschrift im Rahmen der Finanzreform 1969 sprechen440. Die 

Bundesregierung soll dafür plädiert haben, dass Art. 107 Abs. 1 GG 

                                                 
437 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 11 f. 
438  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kern-

element einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 

48 ff. 
439 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 39. 

Daher soll auf möglichst zeitnahes Material zurückgegriffen werden. 
440  Carl, Bund-Länder Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1995), S. 39, 

m.w.N. 
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um einen klarstellenden Zusatz ergänzt werden sollte, dass der 

Länderanteil der Gemeinschaftsteuern auch nach dem örtlichen 

Aufkommen zu verteilen sei441. Hiergegen soll sich der Rechts- 

und Finanzausschuss mit der Begründung gewendet haben, dass 

die Verteilung nach dem örtlichen Aufkommen aufgrund der 

Verflechtungen der Länderwirtschaften nicht mehr sachgerecht 

sei442. Der Vorschlag der steuerschwachen Länder ging von der 

Zusammenfassung der Finanzmassen auf. Der von den 

steuerstarken Ländern besetzte Bundesrat wollte hingegen am 

örtlichen Aufkommen festhalten443.  

Die Vereinbarung im Vermittlungsausschuss, die auch Gesetz 

wurde, zielte darauf ab, Einkommen- und Körperschaftsteuer nach 

dem örtlichen Aufkommen und die Umsatzsteuer nach der 

Einwohnerzahl zu verteilen444. 

 

(2) Bedarfsmaßstab und örtliches Aufkommen 

Das Bundesverfassungsgericht445 sieht in der Verteilung nach der 

Einwohnerzahl einen abstrakten Bedarf (gleichmäßige Pro-Kopf-

Versorgung), der zugleich das örtliche Aufkommen besser 

ausdrücke als eine formale Anknüpfung beim Unternehmer. Auch 

wird vertreten, dass die Verteilung der Umsatzsteuer nach dem 

Erhebungsort (beim Unternehmer) nicht möglich sei, weswegen 

die Ausrichtung auf die Einwohnerzahl das Prinzip des örtlichen 

Aufkommens verwirkliche446 . Dort, wo sich der reale Verein-

                                                 
441 BT Drs. V/2861 S. 56. 
442  Carl, Bund-Länder Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1995), S. 39, 

m.w.N. 
443 Carl, Bund-Länder Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1995), S. 39. 
444 Carl, Bund-Länder Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1995), S. 39. 
445 BVerfGE 72, 330 (384 f.); 101, 158 (221). 
446 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (191). Er geht davon aus, 
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nahmungsort von der regionalen Erwirtschaftung ablöse, müsse 

der Gedanke des regionalen Aufkommens nach typisierter Kon-

sumkraft (Einwohnerzahl) zur Geltung gebracht werden 447 , 

zugleich handle es sich um pauschalen Bedarfsmaßstab448. Gegen 

diese Auffassung wird eingewendet, dass sie örtliches Aufkommen 

und Bedarfskriterien vermenge449 . Hinzufügen kann man auch, 

dass sich beide Zwecke widersprechen können oder dass die 

Befolgung des örtlichen Aufkommens lediglich ausgleichende 

Wirkung als Reflex auslöse, der jedoch nicht vom eigentlichen 

Zweck der Vorschrift gedeckt sei450. 

 

(3) Bedarfsmaßstab und Ausnahme vom örtlichen Aufkommen 

Eine andere Auffassung451 geht davon aus, dass das Prinzip des 

örtlichen Aufkommens nur für regional radizierbare Steuern gilt, 

weil die Umsatzsteuer nicht dort vereinnahmt werde, wo die 

                                                 
dass man dies als Befolgung des Prinzips ansehen kann. Kirchhof, Der 

Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als Ergänzung fehlender und 

als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 7. 
447  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

7; a.A. Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III (2008), Art. 107 Rn. 19. Er sieht 

hierin eine Ausnahme vom Kriterium der örtlichen Vereinnahmung. 
448  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

7. 
449 Carl, Bund-Länder Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1995), S. 39. 
450 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 17. 
451 So Fischer-Menshausen, in: v. Münch/Kunig, GG, Bd. 3, 2. Aufl. (1983), 

Art. 107 Abs. 1 Rn. 11; a.A. Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum 

Länderfinanzausgleich als Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener 

Finanzautonomie, (1982), S. 7. Er geht jedoch davon aus, dass die Verteilung 

nach dem Einwohnerschlüssel keine materielle Ausnahme zum Prinzip des 

örtlichen Aufkommens darstelle, sondern lediglich eine Folgerung aus 

steuergesetzlichen Vorgaben, die ein örtliches Aufkommen im Tatbestand  

nicht fassbar mache.  
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wirtschaftliche Leistung oder der Verbrauch eintrete und damit 

nicht die örtliche steuerliche Leistungsfähigkeit treffe. Das Ver-

teilungsprinzip der Einwohnerzahl stehe verfassungsrechtlich auf 

der gleichen Ebene wie das Verteilungsprinzip des örtlichen 

Aufkommens452 . Für diese Position spricht folgender Gedanke: 

Die Verteilung der Umsatzsteuer nach den Konsumausgaben kann 

zu regional erheblichen Streuungen führen, wenn Konsumneigung 

und verfügbares Einkommen in einer gegenläufigen Beziehung 

stehen, was wiederum zur Folge hätte, dass erhebliche Finanz-

kraftunterschiede zwischen den Ländern entstehen453. Durch die 

Verteilung nach der Einwohnerzahl wird diese „Situation“ 

verhindert, allokative und distributive Zielsetzungen werden auf 

diese Weise vermischt454. 

Diese Auffassung geht jedoch nicht nur davon aus, sondern sieht 

in der Verteilung nach der Einwohnerzahl einen pauschalisierten 

Bedarfsmaßstab455. Die Umsatzsteuerverteilung bilde daher das 

erste Element des eigentlichen Finanzausgleiches und der damit 

verbundenen Solidarität der Länder untereinander456, da beträcht-

                                                 
452 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 526; 

Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 103. 
453  Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 104. 
454 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 104. 
455 BVerfGE 72, 330 (384); Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 212; Korioth, 

Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 528 f. Weshalb 

auch aktuelle statistische Daten erforderlich seien. 
456 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 528; 

Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. 
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liche horizontale Ausgleichswirkungen entstünden, die tendenziell 

steuerschwache Länder begünstigen457. 

 

cc) Ergebnis 

Aus dem systematischen Zusammenhang zu Art. 107 Abs. 1 S. 1 

bis 3 GG ergibt sich, dass Umsatzsteuer dem gleichen Prinzip folgt 

wie S. 1. Dieses Prinzip lässt sich aufgrund der Erhebungspro-

blematik nicht auf dieselbe Weise umsetzen. Daher ist das 

Kriterium der Einwohnerzahl keine Ausnahme vom örtlichen 

Aufkommen, sondern es bestätigt dieses Prinzip 458 . Für diese 

Erwägung spricht letztlich auch, dass die Einwohnerzahl grund-

sätzlich mit der Belastungskonzeption der Umsatzsteuer 

korreliert459. Auch wird die historische Genese von der Auffas-

sung, die vom abstrakten Bedarfsgesichtspunkt ausgeht, nicht in 

allen Teilen berücksichtigt460. Entscheidend für die Ausprägung als 

„örtliches Aufkommen“ spricht, dass die Einwohnerzahl ein 

Indikator für die Höhe der Konsumausgaben darstellt und damit die 

                                                 
Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 151. Hiergegen wendet sich Heun, in: 

Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III (2008), Art. 107 Rn. 19, der davon ausgeht, dass 

die Verteilung nicht zum sekundären Finanzausgleich gehöre. 
457 Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III (2008), Art. 107 Rn. 19; Korioth, Der 

Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 528.  
458 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 11. 
459 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 527; 

Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als Ergänzung 

fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 7. Er sieht 

hingegen beide Zwecke als von der Vorschrift erfasst an; a.A. 

Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1 Aufl. (1993), S. 103. Auch dort wird von einer Vermischung 

allokativen und distributiven Zielsetzungen ausgegangen. 
460 Carl, Bund-Länder Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1995), S. 42. 
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regionale Steuerleistung widerspiegelt461. 

 

b) Verteilung nach dem Gegenstromprinzip nach Art. 107 Abs. 1 

S. 4 HS. 2 GG 

Art. 107 Abs. 1 S. 4 HS. 2 gewährt dem Gesetzgeber die Möglich-

keit, ein Viertel des Länderanteils am Umsatzsteueraufkommen 

nach einem anderen Maßstab zu verteilen. Diese Ergänzungs-

anteile sollen die Länder erhalten, deren Einnahmen462 bezogen auf 

die Einwohnerzahl unter dem Länderdurchschnitt liegen. Das 

Bundesverfassungsgericht 463  weist die Verteilung nach dem 

Gegenstromprinzip immer noch der zweiten Stufe zu. Dies ergibt 

sich aus der Aussage, dass Art. 107 Abs. 1 GG insgesamt 

bestimme, was zur „eigenen“ Finanzausstattung eines Landes 

gehört. Noch deutlicher wird das Gericht im Urteil des Jahres 

1992 464 . Dort ging es davon aus, dass der Finanzausgleich 

zwischen den Ländern kein Mittel sei, das Ergebnis der in Art. 107 

Abs. 1 GG geregelten primären Steuerverteilung durch ein neues 

System zu ersetzen. Es weist die Umsatzsteuerverteilung nach der 

unterdurchschnittlichen Steuerkraft eindeutig der ersten Stufe zu. 

Der größte Teil der Literatur sieht dies ähnlich465. Da der Ausgleich 

                                                 
461 Carl, Bund-Länder Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1995), S. 41; 

Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als Ergänzung 

fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 7; dem 

folgend: Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (190). 
462  Die Einnahmen erfassen nach § 2 Abs. 1 FAG Aufkommen der 

Einkommen-, Körperschaftsteuer, Gewerbesteuerumlage sowie die von § 7 

Abs. 1 FAG erfassten Landessteuern.  
463 BVerfGE 72, 330 (385). 
464 BVerfGE 86, 148 (214). 
465  Siehe u.a.: Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 

(1997), S. 536; Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, 

(2011), S. 14. 
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in den Vordergrund trete, wird in der Literatur diese Verteilung 

ausdrücklich dem Länder-finanzausgleich zugeordnet466. Andere 

wiederum gehen still-schweigend von einer zusätzlichen Stufe 

aus467. 

Dennoch kann davon ausgegangen werden, dass die Verteilung der 

Ergänzungsanteile eine Zwischen-stellung zwischen der Wertung 

des Art. 107 Abs. 1 GG und der des Art. 107 Abs. 2 GG einnimmt. 

Während Art. 107 Abs. 1 GG vornehmlich von der „eigenen“ 

Ertragskraft des Landes ausgeht und auf dem Trennungs-prinzip 

basiert, verwirklicht Abs. 2 das „bündische Prinzip“ des Einstehens 

füreinander. Die Ergänzungsteile erfüllen keine rein allokative 

Aufgabe mehr. Es geht in diesem Fall nicht mehr um die „reine“ 

Zuordnung von Steuererträgen 468 . Aber auch ein umfassender 

Finanzkraftausgleich wird nicht vorgenommen, da nur auf die 

Steuerkraft Bezug genommen wird. Auf dieser Stufe liegt der 

Schwerpunkt auf der distributiven Verteilung. Ihre Funktion kann 

darin gesehen werden, dass sie den nachgelagerten Länder-

finanzausgleich „entlastet“, denn die Steuerkraft der Länder wird 

hierdurch verbessert 469 . Ausgestaltet wird die Verteilung der 

                                                 
466  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

8. 
467 Friauf, JA 1984, S. 618 (621). Der Finanzausgleich besteht nach dieser 

Auffassung aus fünf Stufen. 
468  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

8. Er bezeichnet die Zuweisung als „echte“ Ausnahme vom Prinzip der 

Verteilung nach örtlicher Steuerkraft.  
469  Zum Zweck der Umsatzsteuerergänzungsanteile: Korioth, Der 

Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 530 f.; Heintzen, in: 

v. Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 2, 6. Aufl. (2012), Art. 107 Rn. 19. Der 

Gesetzgeber ist auch in diesem Fall an das Nivellierungsverbot gebunden. 
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Umsatzsteuer durch § 2 Abs. 1 und 2 FAG. 

 

6. Zwischenergebnis zu Abschnitt I 

In diesem Abschnitt wurden die verfassungsrechtlichen 

Anforderungen des Art. 107 Abs. 1 GG untersucht. Hierbei kann 

man feststellen, dass sich im örtlichen Aufkommen die Eigen-

staatlichkeit und Souveränität der Länder widerspiegelt. Denn 

hierdurch soll deren Steuerkraft ermittelt werden. Es kommt dabei 

maßgebend auf die Zuständigkeitsvorschriften an, weil das örtliche 

Aufkommen nicht verfassungsrechtlich definiert ist. Bei der 

Schaffung dieser Vorschriften hat der Gesetzgeber einen weiten 

Gestaltungsspielraum. Er kann sich auch von erhebungs-

technischen Erfordernissen leiten lassen. Dennoch bestehen auch 

Grenzen: Er darf nicht Anknüpfungspunkte heranziehen, die unter 

keiner sachlogischen Erwägung zu rechtfertigen sind.  

Die Zwecke des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG sind auch Maßstab für die 

Zerlegung nach S. 2. Keinesfalls werden andere Zwecke durch die 

Zerlegung des Steueraufkommens verwirklicht. Vielmehr dient die 

Zerlegung dem Leitziel der Ermittlung tatsächlicher Steuerkraft. 

Weicht der Gesetzgeber daher vom Grundziel der Ermittlung der 

tatsächlichen Steuerkraft ab und kommt es hierdurch zu Verzer-

rungen, so sollen diese Abweichungen durch die Zerlegung in 

einem bestimmten Umfang beseitigt werden. Bei der Zerlegung 

gewinnen regionale und steuerspezifische Kriterien an Gewicht. 

Der Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers ist daher reduziert. Im 

Folgenden (Abschnitt II) wird untersucht, aus welchen Gründen es 

zu Verzerrungen der tatsächlichen Steuerkraft kommt. 
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II. Auftretende Verzerrungen der örtlichen Steuerkraft 

In diesem Abschnitt wird auf die Verzerrungen, die bei einzelnen 

Steuern auftreten, eingegangen. Abweichungen von der 

„wirklichen“ Steuerkraft können sowohl durch Zuständigkeits-

vorschriften des Gesetzgebers als auch durch das Verhalten der 

Steuer- bzw. Abführungsverpflichteten auftreten. Von Bedeutung 

sind hierbei die Verzerrungen beim örtlichen Aufkommen der 

Einkommen- und der Körper-schaftsteuer. Sie treten insbesondere 

bei den unterschiedlichen Erhebungsformen (Lohn- und Kapital-

ertragsteuer) auf. Ertragsverzerrungen entstehen auch bei der 

mitunternehmerischen, gewerblichen Tätigkeit nach §§ 15-17 

EStG, der selbständigen Tätigkeit nach § 18 EStG sowie bei der 

Vermietung und Verpachtung nach § 21 EStG. 

 

 

1. Friktionen bei der Einkommensteuererhebung 

Im ersten Schritt werden die Verzerrungen dargestellt, die bei 

der Erhebung der Lohnsteuer zutage treten. 

 

a) Die Lohnsteuer als Erhebungsform der Einkommensteuer 

Das Lohnsteueraufkommen gehört zu den ertragreichsten 

Einkünften. Aufgrund dessen haben etwaige Abweichungen vom 

Grundgedanken des örtlichen Aufkommens besondere Auswir-

kungen. 2013 belief sich das Aufkommen der Gemeinschaftsteuern 

(Einkommen, Körperschaft- und Umsatzsteuer) auf ca. 442 Mrd. 

€. Die Lohnsteuer macht mit ca. 159 Mrd. € ca. 1/4 des Aufkom-

mens an den Gemeinschaftsteuern470 und fast neunzig Prozent der 

                                                 
470Statistisches Bundesamt, abrufbar, unter: 
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Einkommensteuer aus471. Der Quellensteuerabzug gehört damit zu 

der effizientesten Erhebungsform, da die Erhebung (durch Außen-

prüfung) sehr gut zu kontrollieren ist472.  

§ 19 EStG regelt, was alles zum Arbeitsentgelt gehört. Die 

Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit werden gemäß § 38 Abs. 1 

S. 1 EStG durch Abzug vom Arbeitslohn erhoben, wenn der 

Arbeitgeber seinen Wohnsitz im Inland hat oder Dritten Arbeit-

nehmer gewerbsmäßig überlässt, ohne selbst inländischer Arbeit-

geber zu sein (ausländischer Verleiher). Der Arbeitnehmer bleibt 

Steuerschuldner; der Arbeitgeber ist jedoch gemäß § 38 Abs. 3 S. 

1 EStG Steuerentrichtungspflichtiger. Das Betriebsstättenfinanz-

amt ist nach § 39 Abs. 2 S. 2 EStG das für den Lohnsteuerabzug 

zuständige Finanzamt. 

 

aa) Zerlegungsbedarf bei der Lohnsteuer  

Die Zerlegung der Lohnsteuer stellt – wie bereits oben vermerkt – 

eine relative Obligation dar. Sie ist verfassungsrechtlich in Art. 107 

Abs. 1 S. 2 GG vorgesehen und bezweckt die Beseitigung der 

Verzerrungen. Die Fälle, in denen solche Verzerrungen auftreten 

können, werden im Folgenden näher untersucht. Die Vorschriften, 

die auf das örtliche Aufkommen abstellen und die Konkretisierung 

durch den einfachen Gesetzgeber sowie die Ausgestaltung des 

                                                 
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/OeffentlicheFi-

nanzen 

Steuern/Steuern/Steuerhaushalt/Tabellen/KassenmaessigeSteuereinnahmen.ht

ml, [zuletzt abgerufen, am: 13.10.2015]. 
471 So auch: Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deut-schen Föderalismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 42. 
472 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 703; Kirchhof, 

Bundessteuergesetzbuch, (2011), § 1 Rn. 11. 
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Quellenabzugs bei der Lohnsteuer, führen letztlich zu Differenzen 

in Bezug auf das Steueraufkommen und der tatsächlichen Steuer-

kraft473. Diesen Ertragsverzerrungen soll durch § 7 ZerlG Rech-

nung getragen werden. Ob § 7 ZerlG jedoch geeignete Anknüpf-

ungskriterien bereithält, wird Gegenstand weiterer Untersuch-

ungen sein474. 

 

bb) Ursachen der Verzerrung 

Die Erhebung der Lohnsteuer nach der örtlichen Vereinnahmung 

kann in bestimmten Fällen zu Verzerrungen führen, die vor allem 

Stadtstaaten, die eine hohe Zahl an Berufspendlern aufweisen, 

sowie die Sitzstaaten zentraler Lohnbüros überproportional 

begünstigen 475 . Die Verzerrung kann sogar dazu führen, dass 

Wohnsitzländer im Falle der Veranlagung überbezahlte Steuern 

zurückzahlen müssen, die sie nicht vereinnahmt haben476. Aber 

                                                 
473  BVerfGE 72, 330 (394); Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 208. 

Unbeachtlich ist letztlich, worauf die Verzerrungen beruhen, entscheidend ist 

vielmehr, dass Verzerrungen bestehen. A.A. Hidien, Die horizontale 

Steuerverteilung gemäß Art.107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 77. Ebenso 

Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. 

Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 138; BVerfGE 72, 330, (394). Zu den 

erhebungsbedingten Differenzen: Korioth, Der Finanzausgleich zwischen 

Bund und Ländern, (1997), S. 519; Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum 

Länderfinanzausgleich als Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener 

Finanzautonomie, (1982), S. 7; Huber, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, (Hrsg.), 

GG, Bd. 3, 6.Aufl. (2010), Art. 107 Rn. 69. 
474 Siehe hierzu: § 2 D I 3 und § 2 D II 2 a). 
475 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 519; 

Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. 

Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 136; Häde, Finanzausgleich, (1996), 

S. 209; Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des 

GG, (1997), S. 78; Hidien, Handbuch Länderfinanzausgleich, (1999), S. 178. 
476 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 519; 

dem folgend Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-

Kommentar (155. Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 136. 
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auch „starke Wanderungs-, Verflechtungs-, und Konzentrations-

prozesse der stark arbeitsteiligen Wirtschaft lassen die Anknüpfung 

an die Ertragshoheit als unsachgemäß erscheinen“477. Sie heben 

den Nexus zwischen regionaler Wertschöpfung und regionaler 

Steuervereinnahmung auf und führen zu zufälligen Ertragsver-

teilungen478. 

 

(1) Quellenabzug 

 

Unbeschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer 

Durch den Quellenabzug können – ausgerichtet am Prinzip der 

örtlichen Vereinnahmung, – erhebliche Streuungen auftreten, die 

mit dem umverteilenden Ausgleich nach Art. 107 Abs. 2 GG nicht 

vereinbar sind479. Gemäß Art. 107 Abs. 1 GG steht der Länder-

anteil den einzelnen Ländern nach dem örtlichen Aufkommen zu. 

Dies ergibt sich aus der Vereinnahmung durch die Finanzbehörden 

in ihrem Gebiet480.  

 

Die veranlagte Einkommensteuer wird gemäß § 19 AO am 

Wohnsitzort des steuerpflichtigen Arbeitnehmers erhoben. Die 

Lohnsteuer wird jedoch gemäß §§ 38 Abs. 3 S. 1, 41a Abs. 1 Nr. 

1, § 41 Abs. 2 EStG am Ort der Betriebsstätte des Arbeitgebers 

abgeführt. Gleichwohl bleibt der Arbeitnehmer Schuldner der 

                                                 
477 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 519; 

Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 78 . 
478 Wernsmann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, (Hrsg.), Bonner-Kommentar (155. 

Aktualisierung Dez. 2011), Art. 107 Rn. 136. 
479 So Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 

519 f. 
480 Kirschbaum/Beckers, Lohnsteuer, 15. Aufl. (2011), S. 24. 
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Lohnsteuer, § 38 Abs. 2 AO481. Die Verzerrung tritt auf, wenn sich 

der Wohnsitz des Arbeitnehmers in einem anderen Land befindet 

als die Arbeitsstätte des Arbeitgebers.  

 

Beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer 

Bei beschränkter Steuerpflicht des Arbeitnehmers können eben-

falls Verzerrungen auftreten. Das inländische Besteuerungsrecht 

des beschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmers ergibt sich aus § 1 

Abs. 4 i.V.m. § 49 Abs. 1 Nr. 4 EStG. In einem solchen Fall hat der 

Arbeitnehmer seinen Wohnsitz im Ausland und erzielt Einnahmen 

im Inland. Es gilt dann nicht das Welteinkommens-prinzip, 

sondern das Quellenprinzip. 

Auch beim beschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmer, der 

künstlerische, sportliche, artistische unterhaltende oder ähnliche 

Darbringungen erbringt, erfolgt ein Lohnsteuerabzug durch den 

inländischen Arbeitgeber nach (§ 50a Abs. 1 Nr. 1 i.V.m.) § 38 

Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG. Denn maßgebend ist grundsätzlich nur der 

inländische Wohnsitz des Arbeitgebers nach § 38 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 

EStG. Schuldner der Lohnsteuer ist – wie bereits festgestellt – nach 

§ 38 Abs. 2 EStG der Arbeitnehmer. Grundsätzlich hat der Abzug 

nach § 50 Abs. 2 S. 1 EStG abgeltende Wirkung. Ausnahmen von 

der abgeltenden Wirkung bestehen insbesondere im Fall des § 50 

Abs. 2 S. 2 Nr. 3 EStG, wenn der Arbeitnehmer während des 

Kalenderjahres von der beschränkten zur unbeschränkten Steuer-

pflicht wechselt.  

Eine weitaus bedeutsamere Ausnahme von der abgeltenden 

Wirkung besteht jedoch im Rahmen des § 50 Abs. 2 S. 2 Nr. 4b 

i.V.m. S. 7 EStG, wonach ein Angehöriger eines Mitgliedsstaates 

                                                 
481 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 519. 
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nach § 46 Abs. 2 Nr. 8  EStG einen Antrag auf Veranlagung stellen 

kann. In diesem Fall ist das Betriebsstättenfinanzamt für die Veran-

lagung nach § 39 Abs. 2 S. 2 und S. 4 EStG zuständig. Anders als 

bei der Besteuerung unbeschränkt steuerpflichtiger Arbeitnehmer 

treten die Verzerrungen nicht deshalb auf, weil sich der Arbeitsort 

in einem anderen Land befindet als der Wohnort482 . Vielmehr 

entstehen sie dadurch, dass das Lohnbüro ander-weitig zentralisiert 

ist und sich damit die lohnsteuerliche Betriebsstätte an einem 

anderen Ort befindet483. 

Verzerrende Wirkungen können auch in den Fällen des § 50 Abs. 

2 Nr. 5 i.V.m. § 50a Nr. 1, 2 und 4 EStG – bei künstlerischen, 

sportlichen und anderen Darbietungen, inländischer Verwertung 

von Darbietungen oder bei Entlohnung von Mitgliedern des 

Aufsichtsrats – auftreten, wenn die Betroffenen ihren Wohnsitz 

oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem Mitgliedsstaat der 

Europäischen Union oder des EWR haben (§ 50 Abs. 2 S. 7 EStG). 

Für die Veranlagung ist das Bundeszentralamt für Steuern 

zuständig, das sich in einem anderen Land als dem Ort der Tätigkeit 

befinden kann, § 50 Abs. 2 S. 8, Abs. 2 Nr. 5 EStG. 

 

(2) Verhalten der Abführungsverpflichteten 

 

Schaffung von Lohnsteuerbüros 

Verzerrungen des örtlichen Aufkommens können auch auftreten, 

wenn der Arbeitgeber sogenannte Lohnsteuerbüros in den 

                                                 
482 Dies ergibt sich schon aus § 1 Abs. 4 EStG, der davon ausgeht, dass sich 

weder der Wohnsitz noch der gewöhnliche Aufenthalt in Deutschland 

befinden. 
483 Ebenso Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des 

GG, (1997), S. 172. 
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einzelnen (Bundes-)Ländern errichtet, die die Lohnsteuer nach § 

38 Abs. 3 S. 1 EStG einbehalten und in diese auch abführen484 und 

sich nicht im Wohnsitzland des Arbeitnehmers befinden485.  

 

Pauschalierende Lohnsteuer 

In bestimmten Fällen kann der Arbeitgeber beantragen, dass die 

Lohnsteuer für bestimmte Leistungen des Arbeitgebers an den 

Arbeitnehmer mit einem Pauschsteuersatz nach § 40 EStG erhoben 

wird486. Schuldner der Pauschalsteuer ist der Arbeitgeber, § 40 

Abs. 3 EStG. Diese bleibt bei der Veranlagung zur Einkom-

mensteuer nach § 40 Abs. 3 S. 3 EStG außer Ansatz (und gilt als 

Arbeitslohn) und ist auch nach S. 4 nicht auf die Einkommensteuer 

anzurechnen. Gleiches gilt im Hinblick auf die pauschalierende 

Lohnsteuer nach § 40a Abs. 5 EStG, die bei Teilzeitbeschäftigten 

und geringfügig Beschäftigten auf § 40 Abs. 3 EStG verweist 

(keine Anrechnungsmöglichkeit). Auch § 40b EStG lässt eine 

Pauschalierung der Lohnsteuer zu, wenn der Arbeitgeber be-

stimmte Leistungen zur Zukunftssicherung erbringt (auch hier ist 

eine Anrechnung auf die Einkommensteuer nach §§ 40b Abs. 5, 40 

Abs. 3 EStG ausgeschlossen). 

Verzerrungen können im Hinblick auf das Verhalten des Arbeit-

nehmers nicht eintreten. Auch hier kann der Arbeitgeber durch 

Zentralisierung der Lohnbüros jedoch Verwerfungen bezüglich der 

                                                 
484 § 41a Abs. 1 Nr. 1 EStG. 
485  Ebenso Ossenbühl, Verfassungsrechtliche Grundsatzfragen des 

Länderfinanzausgleiches gemäß Art. 107 Abs. 2 GG, 1. Aufl. (1984), S. 31; 

Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 209. 
486  Hierbei bestehen drei unterschiedliche Pauschbeträge: Der erste 

Pauschbetrag bestimmt sich nach §§ 40 Abs. 1 i.V.m. § 38 EStG (nach der 

voraussichtlichen Höhe der Einkommensteuer), der zweite nach § 40 Abs. 2 S. 

1 EStG  i.H.v. 25% und der dritte nach § 40 Abs. 2 S. 2 EStG  i.H.v. 15%. 
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Steuererhebung und der tatsächlichen Steuerkraft hervorrufen. In 

diesen Fällen ist eine Zerlegung möglicherweise angebracht487. 

Sowohl bei der Lohnsteuer beschränkt steuerpflichtiger Arbeit-

nehmer als auch bei der pauschalierenden Lohnsteuer können – wie 

bereits festgestellt – verzerrende Wirkungen eintreten. Auch in 

diesen Fällen wäre demnach eine Zerlegung durchzuführen, unab-

hängig davon, welche Zerlegungsmodi Anwendung finden. 

 

cc) Zwischenergebnis 

Wenn Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG vom Leitbild der tatsächlichen 

Steuerkraft ausgeht, so wird deutlich, dass durch erhebungs-

technische Vorschriften, aber auch durch das Verhalten der 

Steuerpflichtigen bzw. Abführungsverpflichteten Verzerrungen 

auftreten können 488 . Aber nicht nur bei der Lohnsteuer treten 

derartige Friktionen auf. Auch bei der Kapitalertragsteuer kommt 

es zu Friktionen, die im Anschluss dargestellt werden. 

 

b) Die Kapitalertragsteuer 

Die Zerlegung der Kapitalertragsteuer beruht nicht auf der verfas-

sungsrechtlichen Verpflichtung des Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG, 

sondern auf der Ermächtigung des S. 3 der Vorschrift.  

 

aa) Allgemeines 

Die Kapitalertragsteuer ist ebenso wie die Lohnsteuer keine eigene 

Steuerart, sondern regelt die Art und Weise der Steuererhebung. 

                                                 
487 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 172 f. Er sieht den Gesetzgeber in diesem Falle in der Pflicht zum 

Tätigwerden. 
488 Dazu später mehr bei der konkreten Ausgestaltung des ZerlG: § 1 C III 1. 
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Sie wird gemäß § 43 Abs. 1 EStG bei Einkünften aus Kapital-

vermögen nach § 20 EStG erhoben und erfasst neben den Zinsen 

(§ 20 Abs. 1 Nr. 5 und 7 EStG) unter anderem auch 

Dividendenausschüttungen (§ 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG). § 20 Abs. 8 

EStG enthält eine Subsidiaritätsklausel, wonach die Vorschrift nur 

dann Anwendung findet, wenn keine andere Einkunftsart (§§ 13 ff, 

§§ 15 ff. oder § 18 EStG) vorliegt. Abgeltende Wirkung entfaltet 

die Kapitalertragsteuer nach § 43 Abs. 5 EStG jedoch nur dann, 

wenn die Anteile im Privatvermögen gehalten werden. Werden 

Gesellschaftsanteile im Betriebsvermögen gehalten, gilt gemäß § 3 

Nr. 40 EStG das sogenannte Teileinkünfteverfahren, wonach nur 

60% des Gewinns als Bemessungsgrundlage der Einkommens-

besteuerung unterliegen489.  

Im Folgenden werden insbesondere die Dividendenausschüttungen 

behandelt, da auch und gerade in diesen Fällen Verzerrungen 

auftreten können. Gleiches gilt für die Zinsen. 

Bei der Kapitalertragsteuer handelt es sich um eine Quellensteuer. 

Zwar ist der Schuldner der Kapitalertragsteuer der Gläubiger der 

Kapitalerträge. Zur Abführung der Kapitalertragsteuer ist dennoch 

das inländische Kreditinstitut (§ 44 Abs. 1 S. 4 Nr. 1a EStG) bzw. 

das Wertpapierhandelsunternehmen (§ 44 Abs. 1 S. 4 Nr. 3a EStG) 

verpflichtet. § 44 Abs. 1 S. 5 Nr. 1-3 EStG sieht mehrere 

Finanzämter als zuständig an. Nach Nr. 1 ist das Finanzamt des 

Schuldners der Kapitalerträge zuständig, Nr. 2 stellt auf die Stelle 

ab, die den Verkaufsauftrag ausführt und Nr. 3 auf die auszahlende 

Stelle. Daraus ergibt sich, dass häufig das Betriebsstättenfinanzamt 

der beteiligten Banken für die Abführung der Kapitalertragsteuer 

                                                 
489 Die Kehrseite ergibt sich aus § 3c Abs. 2 EStG, wonach auch nur 60% der 

Betriebsausgaben angesetzt werden können. 
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zuständig ist, § 20 AO. 

Da die Kapitalertragsteuern beim Betriebsstättenfinanzamt490 des 

Schuldners der Kapitalerträge abzuführen sind, können in 

bestimmten Fällen Verzerrungen des örtlichen Aufkommens auf-

treten. Dies ist dann der Fall, wenn sich der Sitz der Bank oder der 

Gesellschaft, die eine Dividendenausschüttung vornimmt, in einem 

anderen Land befindet als der Sitz des Gläubigers.  

Die Behandlung der Kapitalerträge hängt auch davon ab, ob der 

Gläubiger der Kapitalerträge eine Kapitalgesellschaft491 oder eine 

natürliche Person ist. Die natürliche Person kann ihre Anteile an 

einer Gesellschaft im Privat- 492  oder im Betriebsvermögen 493 

halten. Denn in diesem Fall entscheidet sich, ob es zur Veranlagung 

des Steuerpflichtigen kommt. 

 

bb) Unbeschränkte Steuerpflicht 

 

(1) Natürliche Person mit Anteilsbesitz im Privatvermögen 

Wie bereits erwähnt hat die Dividendenausschüttung abgeltende 

Wirkung, der Gläubiger der Kapitalerträge wird in diesem Fall 

nicht mehr veranlagt. Verzerrungen treten dadurch auf, dass das 

Wohnsitzfinanzamt des Anteilseigners, der sich in einem anderen 

Land als die Gesellschaft befindet, bei der Abgeltungssteuer gemäß 

                                                 
490 § 44 Abs. 1 S. 5 EStG. 
491 In diesen Fällen sind die Dividendenausschüttungen nach § 8b Abs. 1 KStG 

von der Körperschaftsteuer befreit, wenn die Kapitalgesellschaft mindestens 

10% der Anteile besitzt. Nach § 8b Abs. 4 KStG werden Anteile von weniger 

als 10% vollständig der Körperschaftsteuer unterworfen. 
492  § 43 Abs. 5 EStG sieht in diesem Fall eine abgeltende Wirkung vor 

(Abgeltungsteuer); hier wird zudem ein Sondersteuersatz gemäß § 43a Abs. 1 

S. 1 Nr. 1 i.V.m. § 32d Abs. 1 S. 1 EStG i.H.v. 25 % erhoben. 
493 Hier gilt gemäß § 3 Nr. 40 EStG das sog. Teileinkünfteverfahren. 
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§ 43 Abs. 5 EStG überhaupt keine Berücksichtigung findet. 

Bei der sog. Günstigerprüfung kann der Steuerpflichtige auch auf 

die abgeltende Wirkung verzichten. Auf Antrag des Steuer-

pflichtigen wird nach § 32d Abs. 6 EStG geprüft, ob die Veran-

lagung für den Steuerpflichtigen günstiger ausfällt (der Steuersatz 

unter 25% liegt) als die abgeltende Wirkung der Kapital-

ertragsteuer. Liegt der Steuersatz unter 25%, kommt es zu keiner 

Veranlagung.  

Die Verzerrungen entstehen in diesem Fall jedoch dadurch, dass 

ein Teil der Kapitalertragsteuer bereits an das Land des Schuldners 

der Kapitalerträge abgeführt wurde, § 20 AO494. Das Wohnsitz-

finanzamt des Anteilseigners, der die Anteile im Privatvermögen 

hält, muss im Falle der Veranlagung gegebenfalls Steuern erstatten, 

obwohl es keine Steuern vereinnahmt hat. 

 

(2) Natürliche Person mit Anteilsbesitz im Betriebsvermögen 

Hält die natürliche Person die Anteile an einer Gesellschaft im 

Betriebsvermögen, so findet § 32 d Abs. 1 S. 1 EStG keine 

Anwendung; auch entfällt die abgeltende Wirkung gemäß § 43 

Abs. 5 EStG. Die Kapitalertragsteuer wird am Sitz der abführenden 

Gesellschaft erhoben. Es kommt zur Veranlagung des Anteils-

eigners unter Beteiligung des Wohnsitzfinanzamts gemäß § 19 AO. 

Verzerrungen können unter den bereits erwähnten Voraus-

setzungen auftreten (Erstattung bzw. Anrechnung zu viel gezahlter 

Kapitalertragsteuer durch das Wohnsitzfinanzamt des Steuer-

schuldners nach § 36 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 S. 1 EStG). 

 

                                                 
494 Siehe hierzu auch: Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 8 Rn. 8. 
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(3) Verbindung von mehreren natürlichen Personen 

Aber nicht nur eine einzelne Person kann Anteile an einer 

Kapitalgesellschaft halten, sondern auch eine Verbindung 

mehrerer Personen in der Form einer Personengesellschaft495. In 

diesem Fall werden die Kapitalerträge in Abhängigkeit von der 

Beteiligung der Mitunternehmer an der Personengesellschaft 

(transparente Besteuerung) aufgeteilt. Hier wird eine einheitlich 

gesonderte Gewinnfeststellung nach § 180 Abs. 1 Nr. 2a) i.V.m. § 

181 Abs. 2 AO vorgenommen. Zuständig für die Gewinnfest-

stellung ist grundsätzlich das Betriebsfinanzamt nach § 18 Abs.1 

Nr. 2 AO. Lässt sich nach Abs. 1 keine Zuständigkeit entnehmen, 

so ist jedes Finanzamt der Steuerpflichtigen gemäß § 19 und § 20 

AO zuständig.  

Unabhängig davon wird die Kapitalertragsteuer am Betriebs-

finanzamt der auszahlenden Gesellschaft nach § 44 Abs. 1 S. 5 Nr. 

3 EStG erhoben. Auch in diesem Fall kann es daher zu 

Verzerrungen des örtlichen Aufkommens kommen. Vor allem, 

weil der Sitz der Personengesellschaft von dem Sitz der 

Kapitalgesellschaft abweichen kann und dieser wiederum vom 

Wohnsitz der einzelnen Mitunternehmer. Der Sitz der Personen-

gesellschaft wird in einem solchen Fall nur beim Grundlagen-

bescheid berücksichtigt. Beim Folgebescheid ist allein das 

Wohnsitzfinanzamt für den Mitunternehmer zuständig. 

 

cc) Beschränkte Steuerpflicht 

Verzerrungen können nicht nur bei unbeschränkt steuerpflichtigen 

natürlichen Personen auftreten, sondern auch bei beschränkt 

                                                 
495 Auf den Anteilsbesitz durch juristische Personen wird in § 1 C III 2 a) dd) 

eingegangen. 
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Steuerpflichtigen. In diesem Fall richtet sich die Besteuerung nach 

§ 1 Abs. 4 i.V.m. § 49 Abs. 1 Nr. 5 EStG. Auch in diesen Fällen 

wird die Kapitalertragsteuer nach § 50 Abs. 2 Var. 2 i.V.m. § 43 

Abs. 1 S. 1 EStG an der Quelle erhoben. Verzerrungen treten 

deshalb nicht auf, weil kein zentrales Finanzamt zuständig ist wie 

bei der Erhebung der Lohnsteuer gemäß § 50 Abs. 2 S. 8 EStG. 

Etwas anderes gilt, wenn die abführenden Stellen Zentralen zur 

Abführung der Kapitalertragsteuer errichten496. In einem solchen 

Fall sind Verzerrungen vom örtlichen Aufkommen durchaus 

denkbar. 

 

c) Verzerrungen der Einkommensteuer in sonstigen Fällen 

 

aa) Verhalten des Steuerpflichtigen 

Friktionen treten in diesen Fällen bei grenzüberschreitenden 

Tätigkeiten auf, wenn die steuerpflichtige Tätigkeit in einem 

anderen Land als dem Wohnsitzland ausgeübt wird. Dies gilt vor 

allem bei der unternehmerischen Tätigkeit des Steuerpflichtigen 

nach §§ 15-17 EStG. Die fehlende Zerlegung der Einkom-

mensteuer führt auch im Hinblick auf die selbständige Tätigkeit (§ 

18 EStG) zu Verzerrungen. Dies ist beispielsweise dann der Fall, 

wenn sich die Praxis oder die (Steuerberater-/Anwalts-)Kanzlei in 

Land A befindet, der Wohnsitz der Betreffenden in Land B. Der 

erwirtschaftete Ertrag fällt jedoch am Wohnsitzort an497. Auch der 

                                                 
496 So auch Hidien, DStZ 1997, S. 620 (623). 
497  Renzsch, Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen 2019: Fünf 

Thesen und eine abschließende Anmerkung, in: Jahrbuch für öffentliche 

Finanzen 2013, 1. Aufl. (2013), S. 408 (416). Verschärft wird diese 

Problematik, wenn die Praxis/Kanzlei als Personengesellschaft geführt wird. In 

einem solchen Fall erfolgt die Veranlagung der Mitunternehmer am 
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Ertrag aus der Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem 

Vermögen (§ 21 Abs. 1 Nr. 1 EStG) fällt am Wohnsitz des 

Vermieters an. Auch hier wird die Ertragskraft des Grundstücks 

vollständig außer Acht gelassen und der Wohnsitz des Vermieters 

privilegiert. Eine Zerlegung wäre auch in diesem Fall not-

wendig498. 

 

bb) Besonderheiten bei Personengesellschaften 

Besonderheiten bei der Erhebung der Einkommensteuer ergeben 

sich auch bei der Besteuerung von Personengesellschaften, die eine 

unternehmerische Tätigkeit nach § 15 EStG ausüben. Nach § 1 

EStG sind nur natürliche Personen steuerpflichtig. Parallel hierzu 

ordnet § 1 KStG die Steuerpflicht juristischer Personen an. Das 

Besteuerungsverfahren bei der Personengesellschaft wurde bereits 

oben näher erläutert. Hier wird darauf hingewiesen, dass das 

Aufkommen von der mitunternehmerischen Tätigkeit vom Wohn-

sitz der Mitunternehmer abhängt (§ 19 AO). Befindet sich das 

Unternehmen nicht im Wohnsitzland der Mitunternehmer, so 

profitiert dieses Land nicht von seiner Tätigkeit. Hier wird der 

Unterschied zur Körperschaftsteuererhebung deutlich. Denn die 

Erhebung erfolgt nach § 20 AO am Ort der Geschäftsleitung bzw. 

am satzungsmäßigen Sitz der Gesellschaft. Gleiches gilt auch bei 

                                                 
Wohnsitzort. Hierauf wird in § 2 D I 4 noch näher Bezug genommen. 
498  Wendt, Die „eigene“ Finanzausstattung der Länder im System der 

Steuerverteilung und des Finanzausgleichs, GS Burmeister, (2005), S. 457 

(462 f.); Renzsch, Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen 2019: 

Fünf Thesen und eine abschließende Anmerkung, in: Jahrbuch für öffentliche 

Finanzen 2013, 1. Aufl. (2013), S. 408 (416). Die Hauptzahl ostdeutscher 

Immobilien befinde sich nach der Wiedervereinigung in den Händen 

westdeutscher Eigentümer. Der Mietertrag werde daher in den westdeutschen 

Ländern erhoben und dort versteuert.  
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der Gewerbesteuer. Das Aufkommen der Steuern in einem Land 

hängt daher maßgeblich von der Rechtsform des Unternehmens ab. 

Der Steuerpflichtige hat es in der Hand, welches Land von seiner 

Tätigkeit profitiert. Hieraus ergibt sich auch der Zerlegungsbedarf 

dieser Steuern.  

 

2. Friktionen bei der Körperschaftsteuererhebung 

 

a) Auftretende Verzerrungen 

Die Körperschaftsteuer ist die Einkommensteuer der Kapital-

gesellschaften. Der Abzug der Körperschaftsteuer erfolgt gemäß 

§§ 31, 32 KStG i.V.m. § 43 Abs. 1 EStG. Zuständiges Finanzamt 

für die Erhebung der Körperschaftsteuer ist gemäß § 20 Abs. 1 AO 

das Finanzamt, in dessen Bezirk sich die Geschäftsleitung (Mittel-

punkt der geschäftlichen Oberleitung) gemäß § 10 AO befindet. 

Hilfsweise knüpft § 20 Abs. 2 AO an den satzungsmäßigen Sitz 

gemäß § 11 AO an. 

 

aa) Gewinne der Betriebsstätten 

Die Erhebung der Körperschaftsteuer kann deshalb zu Verzer-

rungen führen, weil der Betrieb, der in der Rechtsform einer 

Kapitalgesellschaft betrieben wird, mehrere Betriebsstätten im 

Sinne des § 12 AO aufweisen kann. Wird die Körperschaftsteuer 

nur in einem Land erhoben, in dem sich die Geschäftsleitung oder 

der Sitz der Gesellschaft befindet, so werden die Gewinne der 

Betriebsstätten in den anderen Ländern nur dem Land zugerechnet, 

in dem sich die Geschäftsleitung oder der Sitz der Gesellschaft 

befindet.  
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bb) Gewinne der Organgesellschaften 

Organgesellschaften bilden gemeinsam mit dem Organträger unter 

den Voraussetzungen der §§ 14 ff. KStG eine Organschaft. Voraus-

setzung hierfür ist, dass der Organträger die Mehrheit der stimm-

berechtigten Anteile hat (finanzielle Eingliederung) sowie das 

Bestehen eines Gewinnabführungsvertrages i.S.d. § 291 Abs. 1 S.1 

Var. 2 AktG, der für fünf Jahre geschlossen und tatsächlich 

durchgeführt werden muss, § 14 Abs. 1 Nr. 3 KStG. 

Besteht eine wirksame Organschaft, so wird – unter Durch-

brechung des Trennungsprinzips – der Gewinn der Organgesell-

schaft dem Organträger zugerechnet, mit der Folge, dass die 

Organgesellschaft grundsätzlich kein eigenes Einkommen hat. 

Die Besteuerung des Organträgers hängt von dessen Rechtsform 

ab. Handelt es sich um einen Einzelunternehmer oder um eine 

Personengesellschaft, so erfolgt die Gewinnermittlung nach dem 

EStG, bei einer Kapitalgesellschaft nach dem KStG. 

Friktionen können dadurch auftreten, dass die Organgesellschaft, 

die sich im Bundesland A befindet, keine Körperschaftsteuer499 

zahlt, da der Gewinn/Verlust dem Organträger im Bundesland B 

zugerechnet wird. Obwohl die wirtschaftliche Tätigkeit im Land A, 

welches wirtschaftlich ebenso an der Steuerleistung partizipiert500, 

erfolgte, verbleiben die Vorteile im Land B. 

 

cc) Beteiligung der Kapitalgesellschaft an einer Personen-

gesellschaft 

Die Kapitalgesellschaft kann sich auch an einer Personengesell-

                                                 
499 Die Organgesellschaft wird nur dann bessteuert, wenn der Minderheits-

gesellschafter eine Ausgleichsleistung nach § 16 KStG erhält. In diesem Fall 

müssen 20/17 von der Organgesellschaft selbst versteuert werden. 
500 So auch das Troeger-Gutachten, 2. Aufl. (1966), Rn. 290. 
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schaft beteiligen. Der Gewinnanteil der Kapitalgesellschaft ergibt 

sich aus der Höhe der Beteiligung. Obwohl die Kapitalgesellschaft 

die Geschäfte tätigt und das (Mitunternehmer-)Risiko trägt, erhält 

sie nur einen Anteil am Gewinn der Personengesellschaft, welcher 

auch nur mit 15% besteuert wird. Auch hier sind Verzerrungen 

nicht ausgeschlossen. Hat die Personengesellschaft ihren Sitz im 

Land A, die Kapitalgesellschaft in Land B und haben die anderen 

Mitunternehmer ihren Wohnsitz im Land C, so würde der Teil des 

Gewinns der Kapitalgesellschaft im Land B verbleiben, der andere 

Teil würde den anderen Mitunternehmern im Land C zugerechnet 

(Wohnsitzfinanzamt). Diese Konsequenz ergibt sich aus § 19 AO 

i.V.m. Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG. Das Land A, in dem sich die 

Personengesellschaft befindet, ginge leer aus. 

 

Verzerrungen der regionalen Steuerkraft entstehen mithin deshalb, 

weil Unternehmenskonzentrationen (Organschaften) über Länder-

grenzen hinweg entstehen, aber auch, weil Unternehmenssitz und 

Betriebsstätte auseinanderfallen. Die Konzentration führt ebenso 

wie das Auseinanderfallen zu Verzerrungen des örtlichen Aufkom-

mens, welches die regionale Wirtschaftskraft widerspiegeln soll. 

 

dd) Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft 

Kapitalgesellschaften können auch ohne Organkreis an anderen 

Kapitalgesellschaften beteiligt sein. Die Besteuerung hängt 

entscheidend von der Höhe der Beteiligung ab. Hält die juristische 

Person mindestens 10%, so bleiben die Bezüge gemäß § 8b Abs. 1 

KStG außer Ansatz501. Die Kapitalertragsteuer wird gemäß § 31 

KStG i.V.m. 43 Abs. 1 S. 1 EStG von der auszahlenden Gesell-

                                                 
501 Nach § 8b Abs. 5 KStG sind 5% nichtabzugsfähige Betriebsausgaben. 
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schaft einbehalten und abgeführt (Kapitalertragsteuer i.H.v. 15%). 

Die empfangende Kapitalgesellschaft wird in Land B veranlagt. 

Dabei wird die bereits bezahlte Kapitalertragsteuer gemäß § 36 

Abs. 2 Nr. 2 EStG auf die zu zahlende Körperschaftsteuer 

angerechnet. Erzielt die empfangende Kapitalgesellschaft außer 

den Dividenden keine weiteren Einkünfte, so muss ein Teil der 

Kapitalertragsteuer erstattet werden. Die Erstattung erfolgt jedoch 

im Land B. Die durch Anrechnung verringerte Körperschaftsteuer 

wird zudem auf alle Länder zerlegt, in denen die (empfangende) 

Gesellschaft Betriebsstätten unterhält. Die Einnahmen der Kapital-

ertragsteuer fallen jedoch nur am Ort der Konzernzentralen an502.  

 

Hierzu ein Berechnungsbeispiel: 

Kapitalgesellschaft X zahlt Dividenden an Kapitalgesellschaft Y in 

Höhe von 100. X muss in Land A 15% abführen. Y erhält daher nur 

85. Y hat einen Anteil in Höhe von 11%. Grundsätzlich sind diese 

Bezüge nach § 8b Abs. 1 KStG steuerfrei, 5% gelten als 

nichtabzugsfähige Betriebsausgaben. Y wird in Land B veranlagt 

und müsste insgesamt nur 5 zahlen. Werden die bereits gezahlten 

15 angerechnet, so ergibt sich ein Rückerstattungsbetrag in Höhe 

von 10. Diesen muss das Land B gewähren, obwohl es seinerseits 

keine Steuern von Y vereinnahmt hat. 

 

ee) Auswirkungen des Schachtelprivilegs 

Hält die empfangende Kapitalgesellschaft einen Anteil von 

weniger als 10% an der auszahlenden Gesellschaft, wird die 

                                                 
502 Schmidt/Bofinger/Feld/[et al.], Sachverständigenrat, Mehr Vertrauen in 

Marktprozesse, (2014/2015) S. 334 f., Rn. 623. Das Problem ließe sich lösen, 

wenn an die Stelle einer Anrechnung bei einer anderen Steuer eine Erstattung aus 

dem eigenen Aufkommen träte. 
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empfangende Gesellschaft nach § 8b Abs. 4 KStG im vollen 

Umfang zur Besteuerung herangezogen. Die auszahlende Kapital-

gesellschaft müsste die Kapitalertragsteuer in Land A abführen. 

Das Land B erhält keine Körperschaftsteuer, wenn die 

empfangende Kapitalgesellschaft keine weiteren Einkünfte erzielt. 

Hieran kann man die verzerrenden Effekte erkennen, die durch die 

volle Besteuerung von Streubesitzdividenden entstehen. Zudem 

hängt das Steueraufkommen davon ab, ob die Anteilshöhe 10% 

übersteigt oder nicht. Übersteigt sie die 10%-Grenze kann es 

vorkommen, dass das Land, in dem die empfangende Kapital-

gesellschaft ihren Sitz hat, die Körperschaftsteuer (teilweise) 

erstatten muss. Hält die empfangende Kapitalgesellschaft nur 9%, 

so erhält zwar das Land B nichts. Es muss jedoch auch nichts 

erstatten. Diese Wirkungen sind zufällig. Daher ist auch hier die 

Zerlegung der Körperschaftsteuer erforderlich. 

 

b) Steuerexport 

Die fehlende Körperschaftsteuerzerlegung bewirkt jedoch nicht 

nur Verzerrungen des örtlichen Aufkommens. Sie kann auch zu 

einem Steuerexport führen503. Steuerexport bedeutet, dass ein Land 

die Steuerlast trägt, die ein anderes Land erhebt. Wird die Körper-

schaftsteuer am Sitz der Gesellschaft erhoben, so versucht die 

Gesellschaft die Belastung der Steuer einzupreisen und auf den 

Käufer abzuwälzen. Werden die Güter in einem anderen Land von 

der Betriebsstätte des Unternehmens gekauft, so führt die 

Besteuerung zu einem Steuerexport. Denn das Betriebsstättenland 

kommt letztlich für die Körperschaftsteuerbelastung auf.  

                                                 
503 Peffekoven, Zur Theorie des Steuerexports, (1975), S. 248. 
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c) Zwischenergebnis 

Es kommt auch bei Dividendenausschüttungen zu Verzerrungen, 

die sich aufgrund der unterschiedlichen Behandlung der Rechts-

formen ergeben. Der rechtsformabhängige Dualismus der Unter-

nehmensbesteuerung sollte jedoch zerlegungsrechtlich nicht 

fortgeführt werden. Ob dieses Ziel umgesetzt werden kann, wird 

später noch untersucht504. 

 

3. Friktionen bei sonstigen Steuern 

 

a) Verzerrungen bei der Erhebung der Erbschaftsteuer 

§ 35 ErbStG knüpft die örtliche Zuständigkeit des Finanzamts an 

den Wohnsitz (§§ 19, 20) des Erblassers oder Schenkers zum 

Zeitpunkt der Zuwendung an. Die einseitige Begünstigung des 

Wohnsitzstaates des Erblassers kann zu nicht wünschenswerten 

Verzerrungen führen, weil damit die Länder, in denen die Erben 

bzw. Zuwendungsempfänger ihren Wohnsitz haben, gänzlich 

außer Acht gelassen werden. Bereits vorhandene Vermögens-

konzentrationen in den reichen Bundesländern werden noch weiter 

verstetigt, da die reichen Erblasser dort ihren Wohnsitz haben505. 

Verzerrungen können auch in der Streuung der Erbmasse 

entstehen, wenn sich z.B. Immobilien in unterschiedlichen Ländern 

befinden. Gleiches gilt bei beweglichem Vermögen, das sich 

                                                 
504 Siehe hierzu: § 2 D II 2, 3; Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß 

Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 152. 
505 Kritisch, Meincke, ErbStG, 16. Aufl. (2012), § 35 Rn. 1; dem folgend: 

Jülicher, in: Troll/Gebel/Jülicher, (Hrsg.), ErbStG, 48. Aufl. (2014), § 35 Rn. 

2. 
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ebenfalls in verschiedenen Ländern befinden kann (Bankkonten). 

Komplizierter wird die Betrachtung bei der Zuwendung von 

Betrieben; wenn sich der Betrieb entweder in einem anderen Land 

befindet oder mehrere – über viele verschiedene Länder verteilte – 

Betriebsstätten existieren. Aufgrund dessen sind Verzerrungen des 

örtlichen Aufkommens, welches lediglich auf den letzten Wohnsitz 

des Erblassers abstellt, zu bejahen. Eine Zerlegung wäre daher als 

notwendig anzusehen.  

 

 

b) Verzerrungen bei der Erhebung der Vermögensteuer 

Aktuell wird die Vermögensteuer seit 1997 nicht mehr erhoben, 

obwohl sie formal noch in Kraft ist. Dennoch wird sie nach Art. 

106 Abs. 2 Nr. 1 GG zu den Landessteuern gerechnet. Das Bundes-

verfassungsgericht506 hatte das Vermögensteuergesetz 1995 in der 

damaligen Fassung für unanwendbar erklärt. Begründet wurde dies 

mit der Ungleichbehandlung von Grundbesitz und anderem 

Vermögen.  

Um trotz der Nichterhebung etwaige Verzerrungen zu ermitteln, 

muss zunächst festgestellt werden, in welcher Weise der Steuer-

abzug erfolgt. Die §§ 19 und 20 AO regeln die örtliche Zuständig-

keit des Finanzamts nicht nur für das Einkommen, sondern auch 

für das Vermögen, so dass bei natürlichen Personen grundsätzlich 

das Wohnsitzfinanzamt und bei juristischen Personen grund-

sätzlich das Finanzamt am Sitz der Geschäftsleitung zuständig ist. 

Hier wird ebenfalls die unterschiedliche Behandlung von natür-

lichen und juristischen Personen deutlich. Das Aufkommen der 

                                                 
506 BVerfGE 93, 121. 
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Vermögensteuer würde damit auch von der Rechtsform des 

Unternehmens abhängen. 

 

Überdies können dann Verzerrungen auftreten, wenn sich Grund-

besitz in anderen Ländern befindet. Verzerrungen des örtlichen 

Aufkommens können auch bei Unternehmen auftreten, sofern sie 

Betriebsstätten bzw. Tochtergesellschaften in anderen Bundes-

ländern betreiben und die Vermögensteuer nur am Sitz der 

Geschäftsleitung erhoben wird. 

 

4. Zwischenergebnis 

In diesem Kapitel wurde deutlich, dass Verzerrungen bei der 

Erhebung der Steuer auf unterschiedliche Weise entstehen könen. 

Besonders deutlich wird dies bei der Erhebung der Lohnsteuer. 

Hier entstehen Friktionen durch den Quellenabzug (beschränkt und 

unbeschränkt) steuerpflichtiger Arbeitnehmer, durch Wanderungs- 

und Konzentrationsprozesse, aber auch durch Schaffung von 

Lohnsteuerzentralen und durch die Möglichkeit der Pauscha-

lierung der Lohnsteuer. Die Erhebung der Kapitalertragsteuer 

hängt entscheidend davon ab, ob die Anteile im Privat- oder im 

Betriebsvermögen gehalten werden. Denn die abgeltende Wirkung 

tritt nur ein, wenn der Steuerpflichtige seine Anteile im Privat-

vermögen hält. Bei der Körperschaftsteuer entstehen die Probleme 

hauptsächlich in Beteiligungsfällen. Dies wird bei der Beteiligung 

an anderen Personen- und Kapitalgesellschaften und insbesondere 

bei der Organschaft deutlich.  

In diesem Abschnitt wurden nur mögliche Verzerrungen 

dargestellt. Nicht berücksichtigt wurde, ob und inwieweit sich 

diese Verzerrungen zahlenmäßig auswirken. Der Gesetzgeber hat 
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daher auch nicht alle Zerlegungsfälle im ZerlG berücksichtigt. Auf 

die einfachrechtliche Ausgestaltung im ZerlG wird im Folgenden 

noch eingegangen. 

 

 

 

 

 

 

  



 

143 

 

III. Die einfachrechtliche Ausgestaltung der 

verfassungsrechtlichen Vorgaben 

 

1. Die Zerlegung der Lohnsteuer 

 

a) § 7 Abs. 1 und 2 ZerlG 

§ 7 ZerlG gestaltet das – vielfach umstrittene – Wohnsitzprinzip 

aus. Die materiellen Zerlegungsgrundlagen werden in § 7 Abs. 1 

und 2 und die formellen in den Abs. 3 bis 8 ZerlG geregelt507. 

Vorliegend wird auf die materiellen Zerlegungsgrundlagen von § 7 

Abs. 1 und 2 ZerlG eingegangen. 

Nach § 7 Abs. 1 ZerlG wird das Aufkommen der Lohnsteuer 

insoweit zerlegt, als sie von den Bezügen der in anderen Ländern 

ansässigen unbeschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern einbe-

halten wurde. Die Bezüge von im Arbeitgeber-Ort ansässigen 

Arbeitnehmern bleiben somit außer Betracht. Wohnsitzland und 

Einnahmeland unterscheiden sich508.  

Das Zerlegungsmaß bestimmt daher das zerlegungsbedürftige Auf-

kommen sowie das Ausmaß509. Zerlegungsfähig ist das gesamte 

Lohnsteueraufkommen, das sich durch nachträgliche Lohnsteuern 

erhöhen und durch nachträgliche Lohnsteuererstattungen ver-

ringern kann510. Die Anteile der Länder werden gemäß § 7 Abs. 1 

S. 2 ZerlG nach bestimmten Prozentsätzen festgelegt. Nach § 7 

                                                 
507 Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 7 Rn. 11. 
508 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 GG, (1997), 

S. 156. Jedoch in Bezug auf die Vorgänger-regelung (inhaltlich hat sich 

diesbezüglich nicht geändert). Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 7 Rn. 13. 
509 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 156 f. 
510 Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 7 Rn. 14. 
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Abs. 1 S. 4 ZerlG bezieht sich der Feststellungszeitraum auf das 

Kalenderjahr. § 7 Abs. 2 ZerlG enthält drei Fiktionen511, die den 

Wohnsitz der Arbeitnehmer festlegen512.  

Die erste Wohnsitzfiktion nach § 7 Abs. 2 ZerlG geht davon aus, 

dass der Arbeitnehmer in dem Land ansässig ist, in dem das für die 

Einkommensteuerveranlagung zuständige Finanzamt belegen ist. 

Örtlich zuständig ist das Finanzamt, in dessen Bezirk der Arbeit-

nehmer am 31.12. seinen Wohnsitz hat. Bei obligatorischer oder 

fakultativer Veranlagung der Lohnsteuer kommt diese Fiktion den 

tatsächlichen Verhältnissen ziemlich nahe513.  

In allen anderen Fällen gilt das Land als Wohnsitzland, das die 

Lohnsteuerkarte für den Arbeitnehmer ausgestellt hat. Subsidiär 

findet diese zweite Wohnsitzfiktion Anwendung, wobei sich die 

Subsidiarität aus dem Wortlaut „in den übrigen Fällen“ ergibt514.  

Der Grund der unterschiedlichen Anknüpfung liegt im Verhalten 

des Arbeitnehmers, der zwischen dem 10. Oktober und 31. 

Dezember seinen Wohnsitz und/oder seinen Arbeitsort wechselt. 

Die zeitfernere zweite Fiktion kann diesen Wechsel nicht erfassen, 

weswegen es zu Verzerrungen käme, die dadurch noch verschärft 

werden, dass sich die Vomhundertsätze auf einen Zeitraum von 

drei Jahren beziehen515. 

Die dritte Fiktion ergibt sich aus Abs. 2 S. 4 ZerlG und regelt das 

                                                 
511 So auch 1 BvR 455/82 S. 1 für § 5 Abs. 2 S. 2 HS. 2 ZerlG. Hidien, Die 

horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 GG, (1997), S. 158. Er 

bezeichnete diese „Vermutungen“ als Fiktionen (wobei er in Fn. 625 auf die 

Missverständlichkeit des Begriffs hinweist.); Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. 

(2012), § 7 Rn. 16; hier geht er von „Vermutungen“ aus, in Rn. 18 bezeichnet 

er sie als „Wohnsitzfiktion“. 
512 Im Folgenden wird der Begriff „Wohnsitzfiktion“ verwendet. 
513 Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 7 Rn. 18. 
514 Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 7 Rn. 19. 
515 Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 7 Rn. 19 f. 
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Einnahmeland. Sie geht davon aus, dass das Land, zu dem das 

Finanzamt gehört und die Lohnsteuer (nach den elektronischen 

Angaben) vereinnahmt, auch das Einnahmeland ist516. 

 

b) § 7 Abs. 3 bis Abs. 8 ZerlG  

In § 7 Abs. 3 bis Abs. 8 ZerlG ist das formelle Zerlegungsverfahren 

geregelt. Hierbei wird deutlich, dass lediglich eine Annäherung an 

die tatsächlichen Verhältnisse vorgenommen wird. Aufgrund der 

technischen Entwicklung und der darauf beruhenden schnelleren 

Erfassung der Lohnsteuerstatistiken enthält die Vorschrift mehrere 

unterschiedliche Verfahrensmodi zur Erfassung der maßgebenden 

Daten517. 

Beim Zerlegungsverfahren ist die Kooperation mehrerer Beteilig-

ter erforderlich: Zunächst die Statistischen Landesämter der Wohn-

sitzländer, die obersten Finanzbehörden der (Wohnsitz- und 

Einnahme-)Länder sowie das Bundesministerium für Finanzen518. 

Der Steuerpflichtige hingegen ist (anders als bei der Zerlegung der 

Körperschaft- und Gewerbesteuer) nicht an der Zerlegung 

                                                 
516 Die vormals dritte Fiktion wurde vom BVerfG (BVerfGE 72, 330, 407 

(423)) wegen Verstoßes gegen Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG i.V.m. Art. 3 Abs. 1 

GG für unanwendbar erklärt. Die damalige Vorschrift bezog sich auf die 

Eintragungen der Lohnsteuerkarte bei Ehegatten und stellte dabei (wenn beide 

Ehegatten Arbeitslohn bezogen) einseitig auf die Eintragungen des Ehemannes 

ab. Der Regierungsentwurf ging davon aus, dass die Vermutung im 

Gesamtergebnis zerlegungsneutral und unschädlich war. Dem folgend: Hidien, 

Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 160 

f.: Die Vorschrift verfehlte das zumindest „annäherungsweise anzustrebende 

und zu realisierende Verteilungsregulativ“. 
517 Die Vorschrift ist im Zusammenspiel mit § 12 Abs. 3 S. 1 und 2 ZerlG zu 

lesen. Darin wird der temporale Anwendungsbereich geregelt. 
518 Siehe auch Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 7 Rn. 27. 
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beteiligt519. 

Abs. 3 enthält die Verpflichtung der Finanzbehörden, die (für die 

Zerlegung) maßgebenden Daten (welche sich aus der elektro-

nischen Lohnsteuerbescheinigung oder aus dem maschinell 

verwertbaren Datenträger – der sich aus der maschinellen Ein-

kommensteuerveranlagung ergibt –) mit Stand des 28. 2 des dritten 

Folgejahres (das dem Feststellungszeitraum folgt) den 

Statistischen Landesämtern des Wohnsitzlandes zu übermitteln520. 

Das Finanzamt im Wohnsitzland hat anhand der zugeleiteten Daten 

die Lohnsteuer, die nicht in diesem Land vereinnahmt wurden 

(sondern im Einnahmeland) sowie die daraus entfallenden Daten 

zu ermitteln und bis zum 30. Juni an die Einnahmeländer 

weiterzuleiten521 . Nach Abs. 4 müssen die obersten Finanzbe-

hörden der Einnahmeländer (aufgrund der übermittelten Daten) das 

Verhältnis der ermittelten Beträge zu den gesamten vereinnahmten 

Beträgen der Lohnsteuer feststellen. Berücksichtigt wird auch die 

pauschale Lohnsteuer nach §§ 37a, 37b EStG522. Abs. 7 enthält 

eine sogenannte „zeitliche Absicherung“. Die obersten Finanz-

behörden der Einnahmeländer haben aufgrund der Prozentsätze 

vierteljährlich die Zerlegungsanteile zu ermitteln und Voraus-

zahlungen zu leisten523. 

 

  

                                                 
519 Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 7 Rn. 27. 
520 § 7 Abs. 3 ZerlG mit Geltung des Kalenderjahres 2007, ebenso Hidien, OK-

ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 7 Rn. 28. 
521 § 7 Abs. 3 S. 2 ZerlG. 
522 Hidien, 1. Aufl. (2012), § 7 Rn. 29. Dieses Verhältnis wird in Prozentsätzen 

dargestellt und gilt nach Abs. 5 im dritten Jahr, das der Feststellung folgt. 
523 Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 7 Rn. 31. 
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2. Die Zerlegung der Kapitalertragsteuer 

Die Zerlegung der Kapitalertragsteuer524 erfolgt nach § 8 ZerlG. 

Auch bei dieser Veranlagungsform gelten die sich aus der Wertung 

des Art. 107 Abs. 1 S. 1 und S. 2 GG ergebenden Zerlegungs-

maßstäbe, auf die bei der Zerlegung der Lohn- und Körper-

schaftsteuer bereits Bezug genommen wurde. Dies gilt unabhängig 

davon, dass die Zerlegung der Kapitalertragsteuer (früher: Zins-

abschlag) nicht auf der obligatorischen Vorschrift des Art. 107 

Abs. 1 S. 2 GG, sondern auf der Ermessensvorschrift des S. 3 

beruht525. 

Der Gesetzgeber hat die Zerlegung des Zinsabschlags (in der Form 

der Kapitalertragsteuer) nach § 8 ZerlG neu geregelt. Die Vor-

schrift findet gemäß § 12 Abs. 4 S. 2 ZerlG ab dem Veran-

lagungszeitraum 2009 Anwendung526. 

 

a) Überblick über den Gegenstand der Zerlegung 

Es werden nicht alle Kapitalerträge zerlegt, sondern nach § 8 Abs. 

1 ZerlG nur die in § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 6, 7 und 8 bis 12 EStG 

erfassten Erträge. Enthalten sind dabei unter anderem ausländische 

Kapitalerträge (§ 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 6, Nr. 1, 1a EStG), sonstige 

Kapitalforderungen nach § 43 Abs. 1 Nr. 7 sowie Stillhalteprämien 

(§§ 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 8, 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG). Besonders hervor-

zuheben sind dabei die Gewinne aus Anteilsveräußerungen nach § 

20 Abs. 2 EStG, die von § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 9-12 erfasst sind. § 

43 Abs. 1 S. 2 EStG verweist auf § 20 Abs. 3 EStG, der besondere 

Entgelte und Vorteile erfasst. 

                                                 
524 ZerlG v. 20. 12. 2007, BGBl. I S. 3150. 
525 Zur Problematik: Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 8 Rn. 3 ff. 
526 ZerlG v. 14. 8. 2007, BGBl. I 2007, S. 1912. 
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b) Das Zerlegungskriterium 

Bis zum VZ 2008 wurde auf den sog. Anteilsmaßstab abgestellt. 

Danach richteten sich die regionalen Zerlegungsanteile nicht nach 

dem Wohnsitz- oder Betriebsstättenprinzip, sondern nach dem (in 

der Einkommen- oder Körperschaftsteuer) angerechneten Zinsab-

schlag527. 

Ab dem VZ 2009 wurde der Zinsabschlag durch die sog. Kapital-

ertragsteuer ersetzt. Der Anteilsmaßstab als Zerlegungskriterium 

passte daher nicht mehr. Denn die Anrechnung des geleisteten 

Kapitalertrags erfolgt nur noch in den Fällen des § 36 Abs. 2 Nr. 2 

EStG (betriebliche Kapitalerträge) oder bei der Wahlveranlagung 

nach § 32d Abs. 6 bzw. Abs. 4 EStG. 

Für den Länder- oder Gemeindeanteil an der Kapitalertragsteuer ist 

grundsätzlich der regionale Wohnsitz bzw. Sitz des Steuer-

schuldners als Gläubiger der Kapitalerträge maßgebend. Dabei 

bemessen sich die Zerlegungsanteile nach den Prozentsätzen des 

Landes am Aufkommen der maßgeblichen Kapitalertragsteuer528.  

Die Kapitalertragsteuer, die nicht unter § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 6, 7, 8 

bis 12 sowie S. 2 EStG fällt, wird nicht zerlegt. Es bleibt daher 

dabei, dass die Steuer dort verbleibt, wo sie vereinnahmt wurde. Da 

die Kreditinstitute für den Steuerabzug verantwortlich sind und sie 

Kenntnis von der räumlichen Zuordnung zum Gläubiger haben, 

wäre es denkbar, auch die Kapitalerträge nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 

EStG zu zerlegen529. 

                                                 
527 Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 8 Rn. 12. 
528 Hidien, OK-ZerlG, 1. Aufl. (2012), § 8 Rn. 20 f. 
529  BT-Plenarprotokoll 17/227, S. 28373 (B), Anlage 26, Antwort des 

Parlamentarischen Staatssekretärs Koschyk auf die Frage der Abgeordneten 

Höll. Die Bundesregierung sieht auch in diesem Fall eine Zerlegung als 

möglich an, da es sich jedoch um Verteilungsfragen zwischen den Ländern 

handle und der Bundesrat keine Änderung beantragte, sah die Bundesregierung 
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3. Die Zerlegung der Körperschaftsteuer 

Die Zerlegung der Körperschaftsteuer wird in den §§ 2-6 ZerlG 

geregelt. Aus § 2 Abs. 1 S. 1 ZerlG ergibt sich eine Bagatellgrenze 

in Höhe von 500.000 €. Bezugspunkt sind hierbei die Körper-

schaften, Vermögensmassen und Personenvereinigungen i.S.d. §§ 

1 und § 2 Nr. 1 KStG ab. Damit bezieht sich die Zerlegung auf das 

Steueraufkommen unbeschränkt und beschränkt steuerpflichtiger 

Körperschaften mit ihrem inländischen Vermögen (§ 2 Nr. 1 

KStG). 

Die überwiegende Auffassung530 bejaht pauschal die Anknüpfung 

der Körperschaftsteuer an das Betriebsstättenprinzip. Sie geht 

jedoch nicht weiter darauf ein, ob auch die Ausgestaltung des 

Betriebsstättenprinzips in § 2 Abs. 1 ZerlG dem Zweck der 

Zerlegung Rechnung trägt531. § 2 Abs. 1 S. 2 ZerlG verweist dabei 

                                                 
keine Veranlassung zur Änderung der Rechtslage; Hechtner, Ökonomische 

Anreizwirkungen im bundesstaatlichen Finanzausgleich, (2013), S. 16 f.; 

abrufbar unter: http://edocs.fu-berlin.de/docs/servlets/MCRFileNodeServlet 

/FUDOCSderivate_ 000000002798 /discpaper 15_2013.pdf; jsessionid= 

F5CE1B082CE896AF3A3C0E2E65DC2054?hosts=, [zuletzt abgerufen, am: 

13.10.2015] Er befürwortet auch die Zerlegung der Kapitalerträge auf Gewinn-

ausschüttungen aus Kapitalerträgen bzw. gleichgestellter aperiodischer Vor-

gänge i.S.d. § 20 Abs. 2 EStG. 
530  BVerfGE 72, 330 (395, 407); dem folgend: Carl, Bund-Länder-

Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1994), S. 34 f.; Henneke, Öffentliches 

Finanzwesen, Finanzverfassung, (1990), § 13 Rn. 623 f.; Henke/Schuppert, 

Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der Neuordnung der 

Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten Deutschland, 1. Aufl. 

(1993), S. 106 f. Sie sehen in der konkreten Ausgestaltung des Betriebsstätten-

prinzips keinen Änderungsbedarf; Korioth, Der Finanzausgleich zwischen 

Bund und Ländern (1997), S. 523 f.; Stern, Staatsrecht, Bd. II, 1. Aufl. (1980), 

S. 1170; Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (189); Heun, Der 

Staat, Bd. 31 (1992), S. 205 (222). 
531  Einzig Hidien scheint sich mit der konkreten Ausgestaltung der 

Körperschaftsteuerzerlegung befasst zu haben; Hidien, Die horizontale 

Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 136 ff. (154 f.). 
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bezüglich der Ausgestaltung auf die §§ 28-31 und § 33 GewStG. 

 

a) Die Zerlegungsvorschriften der §§ 28 ff. GewStG 

Das GewStG sieht im Grundsatz vier Zerlegungsmodi vor: Der 

erste Zerlegungsmodus ist in § 29 Abs. 1 Nr. 1 GewStG geregelt 

und geht vom sogenannten Arbeitslohnverhältnis aus. Dieses 

Arbeitslohnverhältnis stellt die in einer Betriebsstätte bezahlte 

Lohnsumme in ein Verhältnis zur gesamt gezahlten Lohnsumme. 

Hieraus ergibt sich der Anteil der Gewerbesteuer einer Betriebs-

stätte, die in einem Land abzuführen ist. Der in § 2 Abs. 1 S. 2 

ZerlG enthaltene Verweis wendet dieses Arbeitslohnverhältnis 

auch auf die Körperschaftsteuer an.  

§ 29 Abs. 1 Nr. 2 GewStG regelt in einem Spezialfall die Zerlegung 

der Gewerbesteuer. Bei Betrieben, die ausschließlich Strom und 

andere Energieträger sowie Wärme aus Windenergie und solarer 

Strahlungsenergie erzeugen, findet ein anderer Zerlegungsmodus 

Anwendung. Nach lit. a) werden 3/10 nach dem obigen Maßstab 

(Lohnsumme) und 7/10 nach dem Sachanlagevermögen (ohne 

Betriebs- und Geschäftsausstattung) zerlegt. Lit b) gilt für 

Neuanlagen.  

 

§ 30 GewStG enthält einen weiteren abweichenden Maßstab im 

Falle mehrgemeindlicher Betriebsstätten. In einem solchen Fall ist 

auf die „örtlichen“ Verhältnisse abzustellen. 

Subsidiär besteht der Zerlegungsmaßstab nach § 33 GewStG, nach 

dem eine abweichende Zerlegung zulässig ist, wenn die Zerlegung 

nach §§ 28-30 GewStG zu „offensichtlich unbilligen“ Ergebnissen 

kommt. Abs. 2 lässt sogar eine Einigung im Hinblick auf den 

Zerlegungsmaßstab mit dem Steuerpflichtigen zu. 
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b) Übertragung der Wertungen des GewStG auf die Zerlegung 

der Körperschaftsteuer 

 

aa) Die Zerlegung nach § 2 Abs. 1 S. 2 ZerlG i.V.m. § 29 

GewStG 

Die Anknüpfung an die Lohnsumme wird als verfassungs-

konforme Ausprägung der Betriebsstätte angesehen532 . Fraglich 

ist, ob sich die anderen Zerlegungsmaßstäbe auf die Zerlegung des 

Körperschaftsteueraufkommens übertragen lassen. 

 

bb) Die Zerlegung nach § 2 Abs. 1 S. 2 ZerlG i.V.m. § 30 

GewStG 

Fraglich ist, ob der in § 30 GewStG niedergelegte Maßstab auf die 

Zerlegung der Körperschaftsteuer übertragbar ist. Die „örtlichen 

Verhältnisse unter Berücksichtigung der Gemeindelasten nach 

Lage der örtlichen Verhältnisse“ bilden den Zerlegungsmaßstab. § 

30 GewStG muss sich dabei an der Wertung des Art. 107 Abs. 1 S. 

2 und S. 3 GG messen lassen. Gegen die Anwendung dieses Maß-

stabs könnte sprechen, dass sich die Maßgrößen nicht eindeutig auf 

die betroffenen Gebiete zuordnen lassen 533 . Auch wird einge-

wendet, dass die Ausrichtung am Äquivalenzprinzip die Vorschrift 

für die körperschaftsteuerliche Zerlegung ungeeignet mache. Auf 

diese Kritik wird im zweiten Teil bei der näheren Befassung mit 

dem Äquivalenzprinzip näher eingegangen534. 

                                                 
532 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 140. 
533 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 139. 
534 Zum Äquivalenzprinzip: § 2 C III 2 b)  
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cc) Die Zerlegung nach § 2 Abs. 1 S. 2 ZerlG i.V.m. § 33 

GewStG 

Bei offensichtlich unbilligen Ergebnissen ist nach einem Maßstab 

zu zerlegen, der die tatsächlichen Verhältnisse besser berück-

sichtigt.  

Auch diese Vorschrift wird nach teilweise vertretener Auffas-

sung535 aufgrund der Ausrichtung am Äquivalenzprinzip als nicht 

passend für die Zerlegung der Körperschaftsteuer angesehen. Die 

Vorschrift ist jedoch schon allein deshalb nicht anwendbar, da sie 

die Bestimmung des Zerlegungsmaßstabes dem konkreten Einzel-

fall überlässt, was jedoch dem Zweck des Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG 

widerspricht. Die Ausrichtung der Vorschrift auf die Korrektur 

konkreter „Ungereimtheiten“ führt dazu, dass die Vorschrift für 

eine Zerlegung untauglich ist. 

 

(4) Die Zerlegung nach § 2 Abs. 3 und 4 ZerlG i.V.m. §§ 28 ff. 

GewStG 

Die aktuelle Zerlegungsvorschrift befasst sich nicht nur mit der 

Besteuerung von selbständigen Unternehmen. Sie nimmt auch 

Bezug auf Beteiligungsfälle.  

Verschärft wird die Beteiligungsproblematik bei der Gruppenbe-

steuerung (Besteuerung der Konzerne) sowohl durch die Vor-

schriften des § 2 Abs. 3 und 4 ZerlG als auch in Fällen, in denen 

eine Gesellschaft ihre Rechtsform verändert. Zunächst wird auf die 

Probleme der Gruppenbesteuerung eingegangen. Friktionen 

können entstehen, wenn bisher selbständige Unternehmen in eine 

                                                 
535 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 139. 
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Organschaft eingegliedert werden. Das selbständige Unternehmen 

wurde vorher am Sitz des Unternehmens besteuert. Wird ein Unter-

nehmen in ein anderes eingegliedert, so ist die Organgesellschaft 

Betriebsstätte. Der Gewinn der Gesellschaft wird durch die Lohn-

quote gegenüber dem Organträger aufgeteilt. Befinden sich keine 

Arbeitnehmer am Ort der Organgesellschaft, so kann nur eine 

Zerlegung nach § 33 GewStG erfolgen. 

Einen anderen Aspekt weist in diesem Kontext § 2 Abs. 4 ZerlG 

auf: Ist die Körperschaft Gesellschafterin einer Personengesell-

schaft, so wird die Personengesellschaft und deren Betriebsstätten 

als Betriebsstätten der Körperschaft behandelt. Auch hier hat die 

Rechtsform einer Gesellschaft eine große Bedeutung. Denn wäre 

eine Personengesellschaft an einer anderen Personengesellschaft 

beteiligt, bliebe es bei der transparenten Besteuerung. Eine Auf-

teilung nach Betriebsstätten erfolgt dann nicht. Hierbei zeigt sich, 

dass das Zerlegungsgesetz das Problem der Rechtsform teilweise 

noch verschärft. 

 

c) Gesamtwürdigung 

Die konkrete Ausgestaltung des Betriebsstättenprinzips, die in den 

§ 2 Abs. 1 S. 2 ZerlG i.V.m. den §§ 28 ff. GewStG ihre Ausprägung 

findet, genügt nicht in allen Fällen (§§ 29, 30 und § 33) den 

Anforderungen des Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG.  

Der zweite Kritikpunkt536, der teilweise erhoben wird, zielt auf die 

Konzeption des Betriebsstättenprinzips ab. Danach sei der Bezug 

zu lastenorientierten Maßgrößen nicht zerlegungsgerecht. Ob die 

Einwände gegen das Äquivalenzprinzip zutrefffen, wird später 

                                                 
536 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 155 f. 
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untersucht. Zu konzedieren ist jedoch, dass allein der Lohn-

summenmaßstab dem Grundsatz der Bestimmtheit und Klarheit 

entspricht. Inhaltlich weist dieser jedoch die Schwäche auf, dass er 

nicht steuernahen Maßgrößen wie Ertrag oder Gewinn ent-

spricht537. Auf etwaige Alternativen wird im zweiten Teil näher 

eingegangen538. 

 

4. Die Zerlegung der Feuerschutzsteuer 

 

a) Allgemeines 

Auch die Feuerschutzsteuer basiert auf der Zerlegungsoption des 

Art. 107 Abs. 1 S. 3 GG. Es handelt sich bei dieser Steuer um eine 

Verkehrsteuer i.S.d. Art. 106 Abs. 2 GG, deren Aufkommen nur 

den Ländern zusteht. Der Gegenstand der Feuerschutzsteuer ergibt 

sich aus § 1 Abs. 1 FeuerschStG. Sie erfasst die Entgegennahme 

des Versicherungsentgelts für Feuerschutz-, Wohngebäude- und 

Hausratsversicherung, wobei für die letztgenannten ein Bezug zum 

Feuerschutz bestehen muss. Die zentrale Zuständigkeit für die 

Erhebung der Feuerschutzsteuer ergibt sich aus § 10 FeuerschStG, 

welches das Bundeszentralamt für Steuern benennt. § 10 Feuer-

schStG wurde am 1.7. 2010 neu gefasst539. Davor wurde auf den 

Sitz, Wohnsitz oder die Betriebsstätte des Versicherers abgestellt.  

 

  

                                                 
537 Ebenso Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des 

GG, (1997), S. 155. Nach dieser Auffassung habe der Gesetzgeber die Grenzen 

des Zerlegungsspielraums –wenn nicht überschritten – so jedenfalls erreicht. 
538 § 2 D II 3. 
539 G v. 10. 8. 2009, BGBl. I 2009, S. 2702. 
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b) Das Zerlegungskriterium 

Die zentrale Erhebung der Feuerschutzsteuer führt zu Verzer-

rungen, da sie nicht in dem Land erfolgt, in dem auch die 

Versicherung abgeschlossen wurde. § 11 FeuerschStG enthält 

daher eine Zerlegungsvorschrift, die in Bezug auf die Anteile der 

Länder an der Bruttowertschöpfung abstellt. Zu 50% wird dabei 

auf die Gesamtbruttowertschöpfung eines Landes aller Wirt-

schaftsbereiche (abzüglich Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, 

öffentliche und private Dienstleister) abgestellt, zu 10% auf die 

Bruttowertschöpfung aus der Land- und Forstwirtschaft sowie der 

Fischerei, zu 25% auf den Anteilen der Wohnbevölkerung und zu 

15% an den Anteilen an den Privathaushalten. Durchgeführt wird 

die Zerlegung gemäß § 11 Abs. 3 S. 1 FeuerschStG von der 

Finanzbehörde Hamburgs. 

Der Begriff der Bruttowertschöpfung ist ein zentraler Begriff der 

Entstehungsrechnung des Bruttoinlandsprodukts und entsteht 

durch Abzug der Vorleistungen von den Produktionswerten540. Der 

Gesetzgeber verwendet bei der Zerlegung der Feuerschutzsteuer 

demnach Indikatoren der Wirtschaftskraft. 

 

5. Die Zerlegung der Rennwett- und Lotteriesteuer 

Auch die Rennwett- und Lotteriesteuer stellt eine Verkehrsteuer 

dar, die nach Art. 106 Abs. 2 Nr. 3 GG den Ländern zugewiesen 

wird. Die Zerlegung dieser Steuer erfolgt nach § 24 Rennw-

LottG541. Sie ist gemäß Abs. 1 bis zum Jahr 2019 befristet. Abs. 2 

RennwLottG enthält den Zerlegungsmaßstab. Die Zerlegung 

                                                 
540 Scherf, Öffentliche Finanzen, 2. Aufl. (2011), S. 28. 
541 RennwLottG v. 08.04.1922, zuletzt geändert durch Artikel 1 u. 4 des G. v. 

29. Juni 2012, BGBl. I 2012, S. 1424; BGBl. I 2013, S. 2236. 
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erfolgt zu 50% nach den Anteilen der Länder am erzielten Auf-

kommen im Jahre 2010 und zu 50% nach dem Einwohneranteil der 

Bundesländer.  

 

6. Die Verteilung der Umsatzsteuer 

Im Folgenden wird nicht die Verteilung der Umsatzsteuer 

zwischen Bund und Ländern behandelt. Nach Art. 107 Abs. 1 S. 4 

HS. 1 GG werden 75% des Umsatzsteueraufkommens unter den 

Ländern nach der Einwohnerzahl verteilt. Die verfassungs-

rechtliche Festsetzung macht eine einfachrechtliche Umsetzung 

entbehrlich. Art. 107 Abs. 1 S. 4 HS. 2 GG lässt einen anderen 

Verteilungsmodus zu: Danach können für maximal 25% Er-

gänzungsanteile vorgesehen werden. Umgesetzt wird die verfas-

sungsrechtliche Möglichkeit durch § 2 FAG.  

Die Steuereinnahmen der Ländergesamtheit nach Satz 1 je Ein-

wohner mit seiner Einwohnerzahl sowie einem der folgenden 

Faktor F multipliziert. Wenn die Steuereinnahmen je Einwohner 

unter 97% der Ländergesamtheit liegen, gilt folgendes:  

F = 19 / 20 * X - 21 / 4000 

Betragen sie mind. 97%, so gilt folgender Faktor:  

 

F = X * (36 / 6 * X + 3 / 5)542 

  

                                                 
542 X steht für jeweils 1 vermindert um das Verhältnis der Steuereinnahmen 

des Landes nach Satz 1 je Einwohner zu den Steuereinnahmen der Länder-

gesamtheit nach Satz 1 je Einwohner. 
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§ 2 Reformansätze zur zweiten Stufe des 

Finanzausgleichs 

 

A. Sinn und Zweck 

Gerade im Hinblick auf die Zerlegung der Einkommensteuer 

(genauer: Lohnsteuer) und Körperschaftsteuer wurden in letzter 

Zeit einige Reformvorschläge gemacht. Vielfach wird auf die 

Anreizkompatibilität und auf die Wirtschaftskraft verwiesen. Eine 

dezidierte Befassung mit den Prinzipien und Maßstäben der 

Steuerverteilung ist (fast) nirgends zu erkennen. Nur vereinzelt 

werden Maßkriterien für die Zerlegung entwickelt543. Vielmehr 

soll die Verfassung geradezu ökonomisiert werden und eine 

möglichst effiziente Verteilung des Steueraufkommens im 

Rahmen des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG gewährleisten. Die alleinige 

Ausrichtung an Effizienzüberlegungen hat auch einseitige 

Lösungsansätze zur Konsequenz. Denn sie richtet das Steuerauf-

kommen nur nach der Wertschöpfung aus. Das Effizienzziel lässt 

jedoch die föderalen Beziehungen zwischen den Ländern und die 

Beziehungen zum Steuerpflichtigen völlig außer Acht. Auch führt 

es zu Wertungen und Verteilungsmaßstäben, die mit dem Leitziel 

der örtlichen Steuerkraft nichts zu tun haben.  

Ziel dieser Arbeit ist es daher, regionale und steuerspezifische 

Prinzipien herauszufiltern, die auch international bei der Ver-

meidung von Doppelbesteuerungen herangezogen werden und 

national Bedeutung bei der Steuererhebung haben. Es ist daher zu 

                                                 
543 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997). 
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erwägen, inwieweit sich Steuererhebungsprinzipien auf die Steuer-

verteilung anwenden lassen. Die Beziehung des Steuerpflichtigen 

zum besteuernden Land könnte daher prägend für die spätere 

Verteilung sein.  
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B. Bedeutung für die Zerlegung (Reform durch Ver-

fassungsänderung oder lediglich Änderung des 

einfachen Gesetzes) 

Eine Reform durch Verfassungsänderung hat zwar theoretisch den 

Vorteil der Stabilität und Sicherheit für alle Beteiligten. Hierin liegt 

jedoch auch der entscheidende Nachteil. Denn die Stabilität kann 

sich auch in der Weise auswirken, dass Änderungen überhaupt 

nicht oder nur im geringen Maße vorgenommen werden. Das 

Auslaufen des Finanzausgleiches de lege lata 2019 führt zusammen 

mit der Verpflichtung zur Haushaltskonsolidierung zu einem 

erhöhten Einigungs- und Kompromissdruck zwischen den 

Beteiligten. Verfassungsrechtliche und ökonomisch sinnvolle Re-

formen geraten dabei möglicherweise unter die „Räder“ der 

Interessengruppen. Die Interessengruppen bestehen dabei nicht nur 

zwischen Geber- und Nehmerländern. Auch zwischen Bund und 

Ländern werden sich Lager bilden. Zuletzt kommen noch 

politische Interessen sowie die Interessen der Stadtstaaten hinzu. 

Aber auch die neuen Länder stehen den alten Ländern gegenüber. 

In einem solchen konfliktbeladenen politischen Spannungsfeld ist 

eine ökonomisch sinnvolle, also anreizorientierte Reform, auch 

und gerade vor dem Druck der ausgeglichenen Haushalte eine 

Utopie, die wohl nicht realisiert werden wird. Aufgrund dessen 

wird im Folgenden dafür plädiert, mehrere „kleine“ Reformen 

durchzusetzen. 

Das verfassungsrechtliche Grundgerüst ist so offen, dass der 

Gesetzgeber durch einfaches Gesetz den Finanzausgleich Stück für 

Stück prinzipiengerechter und transparenter ausgestalten kann. 

Hierfür bietet sich zunächst eine Reform der primär-horizontalen 

Verteilung an.  
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Sofern man eine Änderung der Umsatzsteuerverteilung anstrebt, ist 

sie nur möglich, wenn die Verfassung geändert wird. Denn die 

Verteilungskriterien sind bereits durch Art. 107 Abs. 1 S. 4 HS. 1 

GG vorgegeben. Etwas anderes gilt im Hinblick auf die Ergän-

zungsanteile. Da die Verfassung dem Gesetzgeber die Möglichkeit 

einräumt, durch einfaches Gesetz Ergänzungsanteile zuzuweisen, 

kann er auch hierauf verzichten. Auch bei der Zerlegung der Lohn- 

und Körperschaftsteuer sowie im Hinblick auf andere Landes-

steuern werden die Maßstäbe verfassungsrechtlich nicht genau 

festgelegt. In diesen Fällen eröffnet die Verfassung sowohl die 

Möglichkeit einer Reform des bestehenden einfachen Rechts (Art. 

107 Abs. 1 S. 2 GG) als auch die Schaffung neuen Zerlegungs-

rechts (Art. 107 Abs. 1 S. 3 GG).  

Im Folgenden wird zunächst auf die zugrunde liegenden Prinzipien 

der Zerlegung und Verteilung eingegangen (Kapitel C). Daran 

schließen sich die Reformansätze in der Literatur sowie die eigenen 

Überlegungen zur Reform bzw. Neugestaltung von Zerlegungs- 

und Verteilungskriterien an (Kapitel D). 
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C. Zugrunde liegende Prinzipien für die Zerlegung 

Zwei Grundannahmen werden die folgende Untersuchung an-

leiten. Die erste These lautet: Die Steuerkraft eines Landes beruht 

auf der Abschöpfung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

seiner Bürger bzw. der Unternehmen, die in dem Land tätig werden 

und dort ihren Gewinn erzielen544. Maßgebendes Prinzip für die 

Zerlegung ist daher das Leistungsfähigkeitsprinzip. Dieses Prinzip 

enthält drei Facetten, die eng miteinander verbunden sind.  

Es basiert zunächst auf der bereits erwähnten Überlegung, dass der 

Bürger durch seine wirtschaftliche Tätigkeiten Einnahmen erzielt. 

Das Leistungsfähigkeitsprinzip wirkt sich auf der einfachrecht-

lichen Ebene durch das objektive Nettoprinzip545 aus, das berufs-

bedingte Aufwendungen (§ 9 EStG) bzw. Betriebsausgaben (§ 4 

Abs. 4 EStG) vom Einkommen ausschließt. Das subjektive Netto-

prinzip546 führt zudem zu weiteren (privaten) existenzsichernden 

Abzügen (§§ 10 ff und §§ 33 ff. EStG). Das Leistungsfähig-

keitsprinzip entfaltet daher seine Wirkungen zunächst im Staat-

Bürger-Verhältnis. Denn das Land schöpft im Wege der Steuerer-

hebung einen Teil des wirtschaftlichen Ertrags vom Bürger ab.  

Die zweite Seite dieses Prinzips wirkt sich auf die Zuordnung des 

Steuergutes547 zu einem bestimmten Ort aus. Maßgebend hierbei 

                                                 
544  Baumann, Die Finanzreform 1969, (1980), S. 100, 112. Die 

Produktionsergebnisse und die Einkommen bilden die Basis der finanziellen 

Leistungsfähigkeit des privaten Sektors für den öffentlichen Sektor.  
545  BVerfGE 107, 27 (47 ff.). Das Gericht hat die verfassungsrechtliche 

Geltung dieses Prinzips bisher offen gelassen.  
546 BVerfGE 82, 60 (85 ff.). 
547 Lang, Systematisierung der Steuervergünstigungen, (1974), S. 35 f. Er 

bezeichnet das Steuergut als Steuergegenstand. Inhaltlich ist jedoch das 

gleiche gemeint. Denn in beiden Fällen geht es um die gesetzgeberische 

Wertung und Auswahl besteuerungswürdiger Sachverhalte.  
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ist die Überlegung, dass sich aus dem Leistungsfähigkeitsprinzip 

Indikatoren herleiten lassen. Diese wiederum können die Funktion 

steuerlicher Zugehörigkeit erfüllen, welche für die Aufkommens-

verteilung von Bedeutung sind548. Tragend ist hierbei der Gedanke, 

dass die Steuerordnungen auf dem Steuergut basieren, das den 

besteuerungswürdigen Lebenssachverhalt festlegt549. 

Die dritte Facette ergibt sich daraus, dass das Leistungsfähig-

keitsprinzip auch im Verhältnis der Länder zueinander eine große 

Bedeutung hat. Zugrunde liegt die Vorstellung, dass durch Art. 107 

Abs. 1 GG das „eigene“ Steueraufkommen des Landes ermittelt 

wird550. Die Feststellung des „eigenen“ Aufkommens bestärkt die 

Länder in ihrem Selbstverständnis und ihrer Autonomie551.  

 

Hinzu tritt eine weitere Grundthese. Sie ist nicht neu und wurde 

bereits von Korioth552 offen ausgesprochen. Auch in der finanz-

wissenschaftlichen Literatur553 stellt sie bereits eine (teilweise un-

                                                 
548 Zur Idee der Verwendung des Leistungsfähigkeitsprinzips als räumliches 

Zuordnungsprinzip, Burmester, StuW 1993, S. 221 (225).  
549  Haaser, Die wirtschaftliche und juristische Bedeutung der Lehre vom 

Steuertatbestand, (1937), S. 13; Burmester, StuW 1993, S. 221; Lang, 

Systematisierung von Steuervergünstigungen, (1974), S. 32 ff.; Schaumburg, 

Internationales Steuerrecht, 3. Aufl. (2011), Rn. 13.1; Lang, in: Tipke/Lang, 

Steuerrecht, 20. Aufl. (2010), § 7 Rn. 25. 
550  BVerfGE 72, 330 (392). Das Bundesverfassungsgericht lässt die 

Möglichkeit offen, auf die Erwirtschaftung durch die Bürger des Landes 

abzustellen. In einem solchen Fall hängt die Leistungsfähigkeit des Landes von 

der seiner Bürger ab. Ebenso Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß 

Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 102 f. Er stellt auf die regionalbezogenen 

Kriterien ab. 
551 Diese Wertung ergibt sich sowohl aus Art. 106 Abs. 2 GG als auch aus 

Art. 107 Abs. 1 GG. 
552 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 514 

f. 
553 Färber, Die regionale Inzidenz des deutschen Steuersystems, in: Färber, 
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ausgesprochene) Zielvorstellung des örtlichen Aufkommens bzw. 

der Zerlegung dar. Sie lautet:  

Das örtliche Aufkommen und die Zerlegungsprinzipien basieren 

auf dem Äquivalenzprinzip. Zugrunde liegt die Vorstellung, dass 

die Träger des Gemeinwohls auch Leistungen zur Verfügung 

stellen, die auch von anderen (z.B. von Einpendlern) genutzt 

werden. Das Land, das die Leistungen (Infrastruktur,…) freiwillig 

oder verpflichtend zur Verfügung stellt, soll auch den Nutzen 

abschöpfen können, den die Nutzer haben. Das Äquivalenzprinzip, 

das Kosten- und Nutzerkreis möglichst kongruent auszugestalten 

versucht, wird im Rahmen der Steuererhebung allenfalls im 

Rahmen örtlicher Steuern angewendet (z.B. bei der Gewerbe-

steuer). Im Rahmen der Steuerverteilung könnte es jedoch wieder 

fruchtbar gemacht werden554. 

Bei der Ermittlung der Steuerkraft der Länder kommen daher das 

Leistungsfähigkeits- und das Äquivalenzprinzip in Betracht, die 

bei der Steuererhebung bzw. -verteilung relevant werden und 

möglicherweise auch bei der Zerlegung einen gewissen Aussage-

charakter haben könnten. Zunächst wird im Rahmen dieses 

                                                 
(Hrsg.), Das föderative System in Deutschland, Forschungs- und 

Sitzungsberichte der ARL, Nr. 224, (2005), S. 146 (153). 
554  Sichtweise Hamburgs: BVerfGE 72, 330 (343 f.); Henke/Schuppert, 

Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der Neuordnung der 

Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten Deutschland, 1. Aufl. 

(1993), S. 104; Kitterer/ Burckardt/Löwer, Die Einbeziehung der Stadtstaaten 

in das bundesdeutsche Finanzsystem, in: Haller/Schönert, (Hrsg.), Stadtstaaten 

und Finanzausgleich, (2004), S. 38 f.; Scherf, Perspektiven der kommunalen 

Besteuerung, in: Andel, (Hrsg.), Probleme der Kommunalfinanzen, (2001), S. 

9 (17); Lenk/Kuntze, Neuordnung der föderalen Finanzbeziehung nach 2019 

unter besonderer Berücksichtigung der kommunalen Finanzausstattung, 

(2012), S. 30; Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des 

bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 21. 
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Kapitels untersucht, was unter dem Leistungsfähigkeitsprinzip zu 

verstehen ist, worauf es basiert und welche Indikatoren der 

Leistungsfähigkeit bestehen. Das Leistungsfähigkeitsprinzip ist 

dabei nicht nur Gegenstand rechtswissenschaftlicher Unter-

suchungen. Vielmehr besitzt es in der Finanzwissenschaft eine 

lange Tradition555. Aufgrund dessen werden auch finanzwissen-

schaftliche Interpretationen dieses Prinzips kurz dargestellt. 

 

I. Das Leistungsfähigkeitsprinzip 

 

1. Begründung und Herleitung als Steuererhebungsprinzip 

 

a) Das Leistungsfähigkeitsprinzip in der Finanzwissenschaft 

Die ersten Steuerverteilungstheorien finden sich bereits in der 

Renaissance und waren eng verbunden mit der Rechtfertigung von 

Steuern und mit der Staatsauffassung 556 . Im 17. Jahrhundert 

entwickelte sich die „Assekuranztheorie“ aus der staatsphilo-

sophischen Überlegung, dass der Staat durch Vertrag entsteht557. 

Das aus der Marktwirtschaft entnommene Prinzip der Leistung und 

Gegenleistung, das dieser Theorie zugrunde liegt, bestand zunächst 

zwischen Fürst und Ständen. Danach wurde die Steuer als Gegen-

leistung zum staatlichen Schutz des Eigentums und der ökono-

                                                 
555 Zum Überblick über die Auffassungen, Pohmer/Jurke, FinArch, N.F. Bd. 

42, (1984), S. 445 ff. 
556  Mann, Steuerpolitische Ideale, (1978) S. 105 f.; Birk, Das Leistungs-

fähigkeitsprinzip als Maßstab der Steuernormen, (1983), S. 10ff.; Kube, 

Finanzgewalt in der Kompetenzordnung, (2004), S. 130. 
557 Schäffle, Die Steuern, (1895), S. 96. 
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mischen Entfaltungsmöglichkeiten angesehen 558 . Die Basis für 

diese Vorstellung lieferten Hugo Grotius und Thomas Hobbes, die 

den privatwirtschaftlichen Charakter der Steuer betonten. Die 

Steuer wurde daher privatisiert und ethisiert559.  

In der Folge wandelten sich die Staatsauffassung und mit ihr auch 

die Steuerverteilungstheorien. Das Leistungsfähigkeitsprinzip und 

die direkten Steuern drängten im 18. und 19. Jahrhundert den Äqui-

valenzgedanken in den Hintergrund 560 . Denn die Assekuranz-

theorie wies einige Schwächen auf. Die Steuer wurde auch 

gegenüber denjenigen erhoben, die keinen entsprechenden Nutzen 

zogen. Auch war dieser „Sondernutzen“ der Steuerpflichtigen nicht 

messbar. Zu den hervorragendsten Vertretern des Leistungsfähig-

keitsprinzips gehörte Adam Smith561, der dieses Prinzip bereits 

                                                 
558 Bach, StuW 1991, S. 116 (117). 
559 Mann, Steuerpolitische Ideale, (1978) S. 107. Teilweise wurde die Steuer 

als Preis für den Frieden (pretium pacis) gesehen. 
560 Bach, StuW 1991, S. 116 (117 f.); Mann, Steuerpolitische Ideale, (1978) 

S. 116 ff. 
561 Smith, An Inquiry into the Nature and the Causes of the Wealth of Nations, 

IV S. 164, “in proportion of their respective abilities”. Danach sollen die Bürger 

eines jeden Landes… zur Finanzierung der öffentlichen Aufgaben soweit als 

möglich im Verhältnis zu ihren Fähigkeiten beisteuern, was bedeutet, daß sich 

ihr Beitrag nach dem Einkommen richten sollte, das sie jeweils unter dem 

Schutz des Staates erzielen …. In der Be- oder Mißachtung dieser Grundregel 

besteht das, was Gleichheit oder Ungleichheit in der Besteuerung genannt 

wird“. Diese Aussage enthält sowohl Komponenten des Leistungsfähigkeits-

prinzip, wenn man davon ausgeht, dass die Bürger im Verhältnis zu ihren 

Fähigkeiten zur Finanzierung beisteuern sollen; als auch Komponenten des 

Äquivalenzprinzips, wenn man darauf abstellt, dass die Bürger das Einkommen 

unter dem Schutz des Staates erzielen sollen. Unklar ist deshalb, ob Smith das 

Leistungsfähigkeitsprinzip meinte oder nicht. Als Ausprägung des Äqui-

valenzprinzips: Mann, Steuerpolitische Ideale, (1978), S. 147 f. Nach seiner 

Auffassung sei es abwegig, die Lehre der Steuergerechtigkeit auf Smith zurück-

zuführen. Er sprach nicht von Gerechtigkeit, sondern von Gleichmäßigkeit 

(„equality“). Er vermutet, dass Smith die erste Maxime „mit leichter Hand“ 
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1776 andeutete. Es entwickelte sich in der Folgezeit zum Fun-

damentalprinzip der Besteuerung562.  

Dieses Prinzip war und ist jedoch im Hinblick auf seinen Bestand, 

seine Begründung sowie auf seine Indizien und Konkretisierungen 

umstritten563. Die Vertreter des Leistungsfähigkeitsprinzips waren 

sich vor allem über den Inhalt uneinig564 Der Streit beruhte zumeist 

auch auf unterschiedlichen Begriffsvorstellungen565. Während im 

englischen Sprachgebrauch von der „ability to pay“ ausgegangen 

wird, wird das Leistungsfähigkeitsprinzip teilweise mit dem Opfer-

prinzip gleichgesetzt. Im Folgenden werden daher eher Kernpunkte 

des Streits herausgestellt, da eine umfängliche Darstellung den 

Rahmen dieser Arbeit sprengen würde566. Die unzähligen Theorien 

lassen sich in zwei Gruppen567 aufteilen, wobei sich diese Gruppen 

auch inhaltlich teilweise stark überschneiden. Die erste Gruppe 

enthält die gleichheitsorientierte Konzeption, die sich mit der 

Gleichheit des Opfers beim Steuerpflichtigen befasst. Die zweite 

basiert eher auf einer sozialstaatlichen Konzeption. 

                                                 
formuliert haben könnte. So auch Musgrave, Finanztheorie (Übersetzung von 

Kullmer/Fecher, (1966)), S. 51; Pohmer/Jurke, FinArch, N.F. Bd. 42, (1984), 

S. 445 (449). 
562 Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, 21. Aufl. (2013), § 3 Rn. 40. 
563 Dazu sehr ausführlich Wagner/Nasse, Finanzwissenschaft, Bd. 6 (1880), S. 

339 ff. 
564 Ossenbühl, Die gerechte Steuerlast, (1972), S. 85 ff.; Neumark, Grund-

sätze gerechter und ökonomisch rationaler Steuerpolitik, (1970), S. 121; er 

bezeichnet dieses Prinzip jedoch als Verhältnismäßigkeitsprinzip. Kober, 

Leistungsfähigkeitsprinzip und Einkommensbesteuerung in Italien, (2002), S. 

2. Gerade die Unbestimmtheit und Inhaltsleere sei es, die dieses Prinzip zu 

einer konsensmobilisierenden Formel mache. 
565 Pohmer/Jurke, FinArch, N.F. Bd. 42, (1984), S. 445 (480). 
566 So auch Pohmer/Jurke, FinArch, N.F. Bd. 42, (1984), S. 445 (478). 
567 Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstab der Steuernormen, (1983), 

S. 30. 
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Im 19. Jahrhundert beruhte das Leistungsfähigkeitsprinzip in der 

Finanzwissenschaft 568  vornehmlich auf den sog. Opfertheorien. 

Philosophisch basierte der Opfergedanke auf der Überlegung, dass 

der Staat ein „Organismus“ sei, das einen höheren Wert hatte als 

das einzelne Individuum569.  

Opfer bedeutet in diesem Zusammenhang Verzicht auf 

(möglichen) individuellen Nutzen 570  zugunsten der staatlichen 

Leistungen571. Verfeinert wurden diese Opfertheorien durch die 

von Sax572  und Lindahl573  entwickelten Grenznutzenschulen574 . 

Leistungsfähigkeit kann man daher auch als „Grad der privaten Be-

dürfnisbefriedigung“ bezeichnen. Die Besteuerung sollte daher in 

einem Ausmaß erfolgen, dass die Bedürfnisbefriedigung im 

gleichen Maße eingeschränkt werden sollte 575 . Umstritten war 

jedoch, wonach die Größe des Opfers zu bestimmen war. 

Im Wesentlichen wurden hierzu drei verschiedene Theorien ent-

wickelt576. Nach der Theorie des minimalen Opfers soll die Besteu-

                                                 
568 Zur Geschichte, Vogel, Über „Besteuerungsrechte“ und über das Leistungs-

fähigkeitsprinzip im Internationalen Steuerrecht, in: Kirchhof, (Hrsg.), 

Steuerrecht, Verfassungsrecht, Finanzpolitik: FS Klein, (1994), S. 361 (366), 

m.w.N. Dem Staat wurde eine gottgleiche Stellung eingeräumt. Dieser 

Gedankengang wirkte sich auch auf das internationale Steuerrecht aus. 
569 Vogel, Über „Besteuerungsrechte“ und über das Leistungsfähigkeitsprinzip 

im Internationalen Steuerrecht, in: Kirchhof, (Hrsg.), Steuerrecht, Verfassungs-

recht, Finanzpolitik: FS Klein, (1994), S. 361 (366). 
570 Zu den gemeinsamen Voraussetzungen der Opfertheorien: Schmidt, Die 

Steuerprogression, (1960), S. 17 f. 
571 Haller, Die Steuern, 3. Aufl. (1981), S. 15 f. Problematisch ist die Bemes-

sung der Bedürfnisbefriedigung. 
572 Sax, Grundlegung der theoretischen Staatswirtschaft, (1887). 
573 Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstab der Steuernormen, (1983), 

S. 25 mit Verweis auf Lindahl, Die Gerechtigkeit der Besteuerung, (1919). 
574 Zur Darstellung siehe: Ossenbühl, Die gerechte Steuerlast, (1972), S. 34 ff. 
575 Haller, Die Steuern, 3. Aufl. (1981), S. 42. 
576 Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstab der Steuernormen, (1983), 
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erung zu einer minimalen Belastung der Gesamtheit der Steuer-

pflichtigen führen. Die Theorien des absolut bzw. relativ gleichen 

Opfers hingegen gehen von einem jeweils entsprechenden Nutzen-

entgang aus.  

Die Opfertheorien waren jedoch nicht gänzlich unumstritten. Teil-

weise 577  wurden diese auch um sozialstaatliche Implikationen 

ergänzt. Andere578 bestritten sozialstaatliche Einflüsse und gingen 

davon aus, dass das Leistungsfähigkeitsprinzip unabhängig von der 

sozialpolitischen Funktion sei. Vielmehr wurde in der Besteuerung 

nach der Leistungsfähigkeit der „Ausdruck der Anforderungen, 

welche im Interesse der Privatwirthschaften an die Besteuerung 

gestellt werden“, gesehen579. 

                                                 
S. 24. 
577  Wagner/Nasse, Finanzwissenschaft, Bd. 6 (1880), S. 355. Er leitet das 

Prinzip der Leistungsfähigkeit nicht nur aus der Opfertheorie ab, sondern auch 

aus der „sozialpolitischen gleichmässige[n] Besteuerung“. Die anwendbare 

Opfertheorie werde durch sozialpolitische Erwägungen modifiziert. So müsse 

vom sozialpolitischen Gesichtspunkt aus gesehen der Grundsatz der Allgemein-

heit der Besteuerung gerade im Hinblick auf die „Gleichmässigkeit“ zugunsten 

von Minimaleinkommen durchbrochen werden, was die Notwendigkeit der 

Unterscheidung beider Steuergesichtspunkte – des rein finanziellen und des 

sozialpolitischen – zeige. A.A. Meyer, Die Prinzipien der gerechten Besteu-

erung, (1884), S. 402. Die Vertreter der sozialpolitischen Theorie bewegen sich 

auf einer schiefen Bahn. 
578 Meyer, Die Prinzipien der gerechten Besteuerung, (1884), S. 402. 
579 Meyer, Die Prinzipien der gerechten Besteuerung, (1884), S. 404. „Soweit 

die soziale Funktion der Besteuerung die Entlastung gewisser Wirtschaften 

verlange, aber eine Mehrbelastung verbiete, fällt sie … mit dem Privatinteresse 

zusammen. Die Minderbelastung auf der einen Seite steht der Mehrbelastung 

auf der anderen Seite gegenüber.“ Die Mehrbelastung widerspreche jedoch 

dem Privatinteresse der Belasteten. Folglich widerspreche die sozialpolitische 

Funktion der Besteuerung dem Interesse der „Privatwirthschaften“. Die sozial-

politische Funktion der Besteuerung sei zu den Prinzipien der Gerechtigkeit 

nicht zu rechnen (S. 405). 
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Den individualschützenden Charakter hebt Schäffle580 hervor. Er 

stellt eher auf die Belastungswirkung der Steuererhebung beim 

Einzelnen ab. Das Problem der volkswirtschaftlich verhältnis-

mäßigen Deckung der staatlichen und nichtstaatlichen Bedarfe 

werde unter anderem dadurch gelöst, dass die direkten Steuern mit 

erträglichen Quoten die Durchschnittssteuerkraft allgemein, voll-

ständig und verhältnismäßig herbeiziehen. Die wirkliche – indivi-

duelle, konkrete, momentane – Leistungsfähigkeit lasse sich durch 

den Staat nicht ermitteln, geschweige denn nach einem Maß 

bemessen. Sie offenbare sich in der individuellen Entstehung als 

auch in der Verwendung des Einkommens oder Vermögens581. 

Eine Zwischenstellung nimmt in diesem Zusammenhang Ritschl582 

ein. Er versucht die Steuerlastverteilung auf eine andere Weise zu 

begründen. Seine Auffassung basiert zwar auf den Überlegungen 

von Schäffle. Er nimmt in diesem Zusammenhang jedoch eine 

Abwägung zwischen den Sozialbelangen und den Einzel-

bedürfnissen vor. Die Verteilung der Steuerlast beruhe auf den 

                                                 
580 Schäffle, Grundsätze der Steuerpolitik, (1880), S. 75. 
581 Schäffle, Grundsätze der Steuerpolitik, (1880), S. 76. Er lehnt das Prinzip 

der „Gerechtigkeit“ der Besteuerung ab. „…so mächtig es als Ideal die 

Steuerentwicklung beeinflusst hat, die Forderungen der Allgemeinheit und 

Verhältnismäßigkeit der Besteuerung wohl bestätigen, aber dieselben weder 

staatswissenschaftlich, noch nationalökonomisch, noch finanzwissenschaft-

lich begründen. Es bedarf zur Begründung … eines Rückgriffs auf die Maxime 

der Gerechtigkeit überhaupt nicht. Zur Ableitung der Grundsätze der … 

Leistungsfähigkeit bedarf es der spekulativen Begründung der Gerechtig-

keit… nicht. …Sie ergeben sich aus der durch die Mitgliedschaft bedingten 

Pflicht und aus der für gemeinnützigen Aufwand anzustrengenden 

Steuerkraft“.  
582 Ritschl, Finanzwissenschaft, (1928), S. 46 ff. Es geht um „die wirtschaftlich 

verhältnismäßige Kürzung der den Einzelbedürfnissen gegenüberstehenden 

Mitteln zugunsten wichtigerer noch unbedeckter Gemeinschaftsbedürfnisse“. 

Die Gesamtheit vollziehe die Bewertung wie es der Wirklichkeit entspreche. 
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gleichen Grundsätzen wie die Bestimmung des Ausmaßes der 

Steuern583. Bei steigendem Einkommen und immer stärkerer Be-

dürfnisbefriedigung sinke die soziale Wichtigkeit der Einzelbe-

dürfnisse immer mehr. Mit der Folge, dass die größeren Einkom-

men „herabgesteuert“ werden. Die sozialen Bedürfnisse müssten 

jedoch nach einem zweiten Gesichtspunkt eingeschränkt werden. 

Die Bemessung richte sich auch nach „dem wirtschaftlichen 

Ansporn der Erzeugungskräfte“584. Ritschl sucht nicht nach der 

„gerechten“ Steuer, die gleichem Einkommen gleiche Steuerlasten 

zumesse, sondern nach der „wirtschaftlichen“ Steuer585, die bei 

gleichem Einkommen, aber bei ungleicher Verwendung eine unter-

schiedliche Steuerlast zur Folge habe. Auf diese Weise lassen sich 

vor allem Verbrauch- und Aufwandsteuern begründen, die bei der 

„gerechten“ Steuer ein „uneingestandener Schönheitsfehler“ 

waren586. 

 

b) Kritik am Leistungsfähigkeitsprinzip 

Hieraus lässt sich entnehmen, dass eine einheitliche Vorstellung 

über die Begründung bzw. Herleitung des Leistungsfähigkeits-

prinzips fehlt. Seine Offenheit führt dazu, dass sich aus diesem 

Prinzip unterschiedliche Wertungen entnehmen lassen. In der 

Finanzwissenschaft ist dieses Prinzip daher nicht nur inhaltlich 

umstritten gewesen, sondern auch in Bezug auf seine Anwend-

barkeit.  

Zu den größten Kritikern gehört unter anderem Schmoller587. Er 

                                                 
583 Ritschl, Finanzwissenschaft, (1928), S. 48. 
584 Ritschl, Finanzwissenschaft, (1928), S. 48.  
585 Ritschl, Finanzwissenschaft, (1928), S. 49. 
586 Ritschl, Finanzwissenschaft, (1928), S. 49. 
587 Schmoller, ZgS 1863 (Bd. 19), S. 57. 
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ging davon aus, dass der Begriff der Leistungsfähigkeit „leer“ sei, 

an sich nichts tauge und ohne Konkretisierung nicht anwendbar sei. 

Denn was der Einzelne zu einem bestimmten Zwecke beitragen 

könne, darüber gebe es so viele Urteile wie Menschen. Das Prinzip 

der Beitragsfähigkeit lasse daher nur einen Schluss zu: „Nimm, wo 

es geht, dieser kann schon noch etwas zahlen“. 

Aus dieser Schlussfolgerung lassen sich zwei Hauptkritikpunkte 

entnehmen. Der erste befasst sich damit, dass das Leistungs-

fähigkeitsprinzip an sich sehr unbestimmt ist (was ist der 

Gerechtigkeitsmaßstab?). Der zweite befasst sich mit der mengen-

mäßigen Beschränkung. Leistungsfähigkeit bedeutet, dass so viel 

wegzunehmen ist wie vorhanden ist. Aus dem Begriff selbst 

ergeben sich weder Inhalt noch Ausgestaltung. Teilweise wird 

diesem Prinzip in der Finanzwissenschaft daher ein „Valet“ 

gewünscht588 . Auf der anderen Seite wird erkannt, dass dieses 

Prinzip nur vor dem Hintergrund der zeitlichen und räumlichen 

Normen in der Wirtschaft und Gesellschaft aussagekräftig ist. Das 

Verständnis über den Inhalt dieses Prinzips kann sich demzufolge 

wandeln, je nachdem, was als gerecht angesehen wird589. 

 

  

                                                 
588 Littmann, Ein Valet dem Leistungsfähigkeitsprinzip, in: Haller, (Hrsg.), 

Theorie und Praxis des finanzpolitischen Interventionismus, 1. Aufl. (1970), 

S. 113 ff.; Kruse, Lehrbuch des Steuerrechts, AT, (1991), S. 51 f; dagegen: 

Schneider, FinArch, N.F. Bd. 37, (1979), S. 26; Kober, Leistungsfähig-

keitsprinzip und Einkommensbesteuerung in Italien, (2002), S. 1 ff. Er will 

dieses Prinzip sogar in den europäischen Adelsstand erheben. 
589 Ebenso Mann, Steuerpolitische Ideale (1978), S. 117. 
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c) Das Leistungsfähigkeitsprinzip in der Rechtswissenschaft 

Im Folgenden wird auf das Leistungsfähigkeitsprinzip in der 

Rechtswissenschaft eingegangen. Von großer Bedeutung ist vor 

allem die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. In 

diesem Zusammenhang wird auch auf einige Stimmen in der 

Literatur eingegangen. 

 

aa) Die Rechtsprechung zum Leistungsfähigkeitsprinzip 

 

(1) Frühere Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

Das Bundesverfassungsgericht leitete das Leistungsfähigkeits-

prinzip aus Art. 3 Abs. 1 GG bzw. aus dem Grundsatz der gerechten 

Besteuerung ab 590 . Auch ließ das Bundesverfassungsgericht 

soziale Gesichtspunkte zu. Wie das Leistungsfähigkeitsprinzip zu 

verstehen ist, wurde indes nicht deutlich-591.  

In einer späteren Entscheidung über die unterschiedliche Berück-

sichtigung von Parteispenden ging das Bundesverfassungsgericht 

davon aus, dass es die Gerechtigkeit verlange, dass im Sinne der 

verhältnismäßigen Gleichheit der wirtschaftlich Leistungsfähigere 

einen höheren Prozentsatz seines Einkommens zu versteuern habe 

als der wirtschaftlich Schwächere. Der progressive Steuertarif 

folge damit aus dem Prinzip der Leistungsfähigkeit592.  

Maßstab der Entscheidung war auch hier der Gleichheitssatz. Das 

Leistungsfähigkeitsprinzip stellte in einer späteren Entscheidung 

den Vergleichsmaßstab dar, der sich aus dem System der Einkom-

mensbesteuerung ergebe. Das Prinzip der Steuergerechtigkeit war 

                                                 
590 BVerfGE 6, 55 (77 f.); 8, 51 (68 f.); 9, 237 (243). 
591 In Bezug auf die Auswahl der Steuerquellen: BVerfGE 32, 331 (339); 50, 

57 (77); bezüglich der Ausgestaltung BVerfGE 43, 108 (120). 
592 BVerfGE 8, 51 (69). 
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– als Norm niederen Ranges – nur ein Anwendungsfall des allge-

meinen Gleichheitssatzes593.  

Der Gesetzgeber sei zur „reinen“ Verwirklichung des Prinzips der 

Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit von Verfassungs wegen 

nicht verpflichtet 594 . Dennoch wurde das Leistungsfähigkeits-

postulat nicht näher konkretisiert, sondern es wurde nur darauf 

hingewiesen, dass solche Ausgaben zu berücksichtigen seien, die 

außerhalb der Sphäre der Einkommenserzielung anfallen und für 

den Steuerpflichtigen unvermeidbar seien. Auch in dieser Ent-

scheidung überlässt das Gericht die Konkretisierung dem 

Gesetzgeber 595 . In einer weiteren Entscheidung unterschied es 

zwischen horizontaler und vertikaler Steuergerechtigkeit, wobei 

vertikale Steuergerechtigkeit bedeute, dass die Besteuerung höhe-

rer Einkommen im Vergleich mit der Steuerbelastung niedrigerer 

Einkommen dem Gerechtigkeitsgebot genügen müssen, während 

horizontale Steuergerechtigkeit die gleich hohe Besteuerung bei 

gleicher Leistungsfähigkeit meine596. Aus der Analyse wird auch 

deutlich, dass die Leistungsfähigkeit mit den Attributen – teilweise 

sogar in einer Entscheidung – „wirtschaftlich“597, „steuerlich“598 

oder „finanziell“ 599  versehen wurde ohne inhaltliche Differen-

zierungen vorzunehmen.  

Eine wichtige Entscheidung traf das Bundesverfassungsgericht im 

                                                 
593 BVerfGE 9, 237 (243 f.); 13, 290 (297). 
594  BVerfGE 43, 108 (120 f.). Vielmehr könne er sich auch von sozial-

politischen und gesellschaftspolitischen Erwägungen leiten lassen. 
595 Siehe hierzu auch: BVerfGE 36, 66 (72); 47, 1 (29 f.).  
596 BVerfGE 82, 60 (89). 
597 BVerfGE 8, 51 (69); 50, 57 (81); 61, 319 (319, 347).  
598 BVerfGE 9, 237 (243); 27, 58 (64); 34, 239 (269); 47, 1 (30); 61, 319 (320, 

346); 82, 60 (89). 
599 Zunächst angedeutet in: BVerfGE 61, 319 (344); selbständige Erwähnung: 

BVerfGE 93, 165 (173). 
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84. Band600. Es schloss hierbei zwei wichtige Folgerungen aus dem 

Gebot der möglichst gleichmäßigen Belastung aller Steuerpflich-

tigen. Ausgangspunkt war zunächst der „weitreichende Entschei-

dungsspielraum des Gesetzgebers“ in Bezug auf die Auswahl des 

Steuergegenstandes und des Steuersatzes. Die erste Folgerung 

lautet: Hat er eine solche Entscheidung getroffen, so hat er diese 

folgerichtig im Sinne der Belastungsgleichheit umzusetzen. 

Die zweite Folgerung, die nicht weniger wichtig ist, bezieht sich 

auf die Gleichheit bei der Durchsetzung in der Steuererhebung. 

Danach verpflichte der Gesetzgeber (im Rahmen der gewalten-

teilenden Verfassungsordnung) die mit dem Vollzug des Gesetzes 

beauftragte Finanzverwaltung, diese Besteuerungsvorgaben in 

strikter Legalität umzusetzen. Daraus folge, dass sich die Be-

lastungsgleichheit im tatsächlichen Erfolg zeige. Die steuerliche 

Lastengleichheit fordere daher, dass das materielle Steuergesetz die 

Gewähr seiner regelmäßigen Durchsetzbarkeit so weit wie möglich 

in sich trage601. 

Von der umfassenden Entscheidungsfreiheit des Gesetzgebers be-

züglich Auswahl und Ausgestaltung der Steuer machte das 

Bundesverfassungsgericht bei der Vermögensbesteuerung eine 

Ausnahme: Inhalt, Ausgestaltung und Grenzen der Vermögen-

                                                 
600 BVerfGE 84, 239 (271). 
601 BVerfGE 84, 239 (271 f.).Wirke sich die Steuererhebung in der Weise aus, 

dass der Besteuerungsanspruch nicht durchgesetzt werden könne und sei dieses 

Ergebnis dem Gesetzgeber zuzurechnen, so führe die dadurch bewirkte Gleich-

heitswidrigkeit zum Verfassungsverstoß. Gleiches gelte, wenn sich das 

Erhebungsdefizit auf Verwaltungsvorschriften beruhe, die der Gesetzgeber 

bewusst hingenommen habe (S. 272). Beruhe eine Steuerbelastung nahezu 

allein auf der Zahlungsbereitschaft des Steuerpflichtigen, so würden hierdurch 

nicht mehr alle Steuerpflichtigen betroffen, was gegen die Lastengleichheit 

verstoße (S. 273). 
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steuer sollen durch die Art. 12 und 14 GG festgelegt werden602. 

Bei der Vermögensbesteuerung müsse beachtet werden, dass die 

Vermögensteuer im Zusammenwirken mit den sonstigen Steuer-

belastungen den Vermögensstamm unberührt lasse, andernfalls 

liege eine schrittweise Konfiskation vor. Die Vermögensteuer solle 

nur aus den üblicherweise zu erwartenden Erträgen bezahlt werden 

können603. Das Bundesverfassungsgericht ließ ausdrücklich Len-

kungszwecke als Rechtfertigung gleichheitswidriger Besteuerung 

zu. Diese Zwecke würden jedoch eine erkennbare Entscheidung 

des Gesetzgebers voraussetzen. Ansonsten würden durch nicht-

steuerliche Ziele Verwaltungsziele gesetzt und durch Vergünsti-

gungen zu Lasten der Ertragshoheit der Länder angeboten und 

unter Umständen Länderkompetenzen überspielt. Sachlich erreich-

te, aber vom Gesetzgeber so nicht gewollte Lenkungsziele genügen 

nicht, eine steuerliche Ungleichbehandlung zu rechtfertigen604.  

 

  

                                                 
602 BVerfGE 93, 121 (136 f.). 
603 BVerfGE 93, 121 (137 f.). 
604 BVerfGE 93, 121 (147 f.); a.A. Böckenförde, BVerfGE 93, 149 (153 f.): Er 

wendet sich in diesem Urteil gegen die Auffassung der Senatsmehrheit, die 

Vermögensteuer als Sollertragsteuer anzusehen. Nach dieser Auffassung schütze 

Art. 14 GG nicht vor dem Zugriff auf das „konsolidierte“ Vermögen des 

Steuerpflichtigen. Die Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen beruhe nach der 

Auffassung des 2. Senats nicht auf dem Innehaben des Vermögens, sondern auf 

der fiktiven Ertragsfähigkeit. Art. 14 GG stelle keine Grundlage für Grund, 

Intensität und Grenze der Besteuerung dar. Tatsächlich habe der Gesetzgeber 

bezüglich der Ausgestaltung der Steuerrechtsordnung einen weiten Ent-

scheidungsspielraum. Dies gelte auch und insbesondere für die Frage, ob die 

Vermögensteuer den Vermögenstamm oder nur den Sollertrag erfassen soll. 
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(2) Aktuelle Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

Das Bundesverfassungsgericht605  gewährt dem Gesetzgeber bei 

der Bestimmung des Steuergegenstandes und des Steuersatzes Ge-

staltungsfreiheit 606. Diese Freiheit des Gesetzgebers werde aber 

durch zwei mit-einander verbundene Leitlinien begrenzt. Das 

Prinzip der Folgerichtigkeit und das der Leistungsfähigkeit. Belaste 

der Gesetzgeber die Steuerpflichtigen, müsse die gesetzliche 

Belastungsentscheidung folgerichtig im Sinne von Belastungs-

gleichheit umgesetzt werden. Das Verfassungsrecht bilde nur einen 

allgemeinen Rahmen für die Gestaltungsbefugnis des Gesetz-

gebers. Das Prinzip der Folgerichtigkeit und der Verhältnis-

mäßigkeit binde den Gesetzgeber an ein bestimmtes Maß an 

Rationalität und Ausgewogenheit. Ausnahmen hiervon bedürfen 

eines besonderen sachlichen Grundes 607 . Das Gebot der 

Folgerichtigkeit der einmal getroffenen Belastungsentscheidung 

durch den Gesetzgeber als ein das Leistungsfähigkeitsprinzip quasi 

ergänzendes Prinzip wurde in weiteren Entscheidungen wiederholt 

und näher konkretisiert608 . Der Gesetzgeber habe grundsätzlich 

einen umfassenden Spielraum hinsichtlich der Erschließung der 

Steuerquellen, bei der Auswahl des Steuersatzes und des -

gegenstandes. Will der Gesetzgeber eine Steuerquelle erschließen, 

eine andere nicht, so sei der Gleichheitssatz solange nicht verletzt, 

                                                 
605 BVerfGE 93, 121 (136); 93, 165; 99, 88 (95); 105, 73 (125); 107, 27 (47); 

116, 164 (180); 123, 111 (120); 127, 1 (27). 
606 BVerfGE 93, 121(135); 107, 27 (47). 
607 BVerfGE 123, 111 (123); 126, 268 (278). Es sei jedoch nicht die Aufgebe 

des Gerichts, die Richtigkeit von Lösungen komplexer dogmatischer 

Streitfragen zu kontrollieren und zu gewährleisten. 
608 BVerfGE 93, 121 (136); 107,  27 (46 f.); 122, 210 (230); 123, 111 (120); 

126, 268 (277); 127, 1 (27). 
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wie die Differenzierung auf sachgerechten Erwägungen beruhe609. 

Darunter falle auch der Abbau von Steuervergünstigungen. Das 

Bundesverfassungsgericht610 sieht sich nicht als berufen an, den 

Gesetzgeber zu prüfen, ob er die gerechteste oder zweckmäßigste 

Lösung getroffen habe. Ausnahmen hiervon bedürften eines 

besonderen sachlichen Grundes611. 

Als besondere sachliche Gründe hat es auch nichtfiskalische 

Lenkungs- und Förderungsziele sowie Vereinfachungs- und Typi-

sierungserfordernisse gebilligt612. Den rein fiskalischen Zweck der 

Einnahmeerhöhung hat es jedoch verworfen613. 

Das Bundesverfassungsgericht614 entwickelte zudem das „objek-

tive und subjektive Nettoprinzip“ als einfachgesetzliche Aus-

                                                 
609  BVerfGE 105, 17 (46). Als solche kommen Gründe finanzpolitischer, 

volkswirtschaftlicher, sozialpolitischer oder steuer-politischer Natur in 

Betracht.   
610  BVerfGE 105, 17 (47). Es bestehe keine verfassungsrechtliche Pflicht, 

steuerpolitische Subventionen aufrecht zu erhalten. 
611 BVerfGE 122, 210 (231); 127, 1 (28). 
612  BVerfGE 105,73 (112). Diese Förderungs- und Lenkungsziele müssen 

jedoch vom gesetzgeberischen Willen erfasst sein und dürfen nicht zufällig 

erfolgen. Zu den Vereinfachungs- und Typisierungserfordernissen: BVerfGE 

105, 73 (127); 117, 1 (30 f.); 122, 210 (232 f. 241); 126, 268 (278); 127, 224 

(254); 133, 377 (413). Bei der Typisierung darf sich der Gesetzgeber am 

Regelfall orientieren. Er darf keinen atypischen Fall als Leitbild wählen. Der 

gesetzgeberische Spielraum für Typisierungen sei umso enger, je dichter die 

verfassungsrechtlichen Vorgaben außerhalb von Art. 3 Abs. 1 GG sind.  
613 BVerfGE 116, 164 (181). Dabei lassen sich ungleiche Belastungen nicht 

durch den Finanzbedarf oder der knappen Haushaltslage rechtfertigen. Verfolgt 

der Gesetzgeber nichtfiskalische Lenkungszwecke, so müssen sie von einer 

erkennbaren gesetzgeberischen Entscheidung getragen werden. BVerfGE 122, 

210 (237). Die bei einer Entfernung von 20 km angesetzte Zäsur erkläre sich 

offenbar allein aus dem Bestreben zusätzliche Einnahmen zu erhalten. 
614 BVerfGE 107, 27 (48); 122, 210 (234); 123, 111 (121); 126, 268 (280). In 

Bezug auf die Gewerbesteuer, die das subjektive Nettoprinzip (persönliche 

Verhältnisse des Steuerpflichtigen) außer Acht lasse, BVerfGE 116, 164 (185); 

Droege, StuW 2011, S. 105 (109).  
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prägung der finanziellen Leistungsfähigkeit. Danach unterliege der 

Einkommen-steuer nur das Nettoeinkommen als Saldo aus den 

Erwerbseinnahmen und den (betrieblichen/beruflichen) Erwerbs-

aufwendungen sowie den privaten existenzsichernden Aufwen-

dungen andererseits. Dabei wurde ausdrücklich offengelassen, ob 

die Geltung des objektiven Prinzips Verfassungsrang genieße. Der 

Gesetzgeber sei jedoch durch die einmal getroffene Belastungs-

grundentscheidung in der Weise gebunden, dass er diese 

folgerichtig umzusetzen habe. Dadurch gewinnt das objektive Net-

toprinzip zumindest eine mittelbare gleichheitsrechtliche Ab-

sicherung615.  

Das subjektive Nettoprinzip setze das verfassungsrechtliche Gebot 

der Wahrung des Existenzminimums beim Steuerpflichtigen und 

seiner unterhaltsberechtigten Familie im Steuerrecht um. Verfas-

sungsrechtlich ungeklärt ließ das Bundesverfassungsgericht die 

Frage, ob sich zwangsläufiger privater Aufwand leistungsfähig-

keitsmindernd auswirke. Der privat veranlasste Aufwand stehe 

dabei nicht zur Disposition des Gesetzgebers. Vielmehr habe dieser 

betroffene Grundrechte in diesem Bereich besonders zu würdi-

gen616.  

 

                                                 
615 So auch Droege, StuW 2011, S. 105 (108, 111). 
616 BVerfGE 107, 27 (49). Die Unterhaltsaufwendungen für Kinder wirken sich 

leistungsfähigkeitsmindernd aus. Dabei gebiete es Art. 3 Abs. 1 in Verbindung 

mit Art. 6 Abs. 1 GG – dem Schutz der Doppelverdienerehe –, Aufwendungen 

für eine doppelte Haushaltsführung bei der Bemessung der finanziellen 

Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen, soweit dieser Aufwand zwangsläufig 

anfalle (S. 54). Aus Art. 6 Abs. 1 GG folge das Verbot, die Vereinbarkeit von 

Ehe und Beruf zu erschweren, hindere den Gesetzgeber daran, auch privat 

veranlasste Aufwendungen der Ehegatten für die doppelte Haushaltsführung 

als disponibel anzusehen. Anders bei der Gewerbesteuer (BVerfGE 116, 164 

(185); 122, 210 (234 f.). 
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(3) Kritik an der Haltung des Bundesverfassungsgerichts 

Gegen die Haltung des Bundesverfassungsgerichts sprechen 

mehrere Überlegungen. Zunächst einmal akzeptiert das Gericht das 

„bestehende“ Steuerchaos, aus dem eine klare und für alle 

verständliche Systematik nicht erkennbar ist. Die in Art. 105 GG 

festgelegten und in Bezug auf die Verfassungsmäßigkeit 

bezweifelten Steuern werden nicht in einem Gesamtkontext, 

sondern jede für sich betrachtet. Denn jede spezielle Steuer könne 

man als Gleichheitsverstoß ansehen 617 . Trotz der steigenden 

Regelungswut des Gesetzgebers, die einerseits bestehende Steuer-

lücken zu schließen bezweckt andererseits zu Steuerun-

gerechtigkeiten führt, beharrt das Gericht darauf, nur die äußersten 

Grenzen der gesetzgeberischen Freiheit zu prüfen618. So werden 

die komplizierten Gesetze, die ständig geändert werden, nur im 

Hinblick auf bestimmte Leitlinien geprüft, statt ein klares und für 

alle verständliches System zu schaffen619.  

 

Des Weiteren sei fraglich, ob der Gesetzgeber mit seinem 

„grundsätzlich freien Gestaltungsspielraum“ nicht zu weit gehe 

und das auch von Verfassungsrichtern beklagte Steuerchaos 

verursacht habe. Deshalb wird auch vorgeschlagen, den Gesetz-

geber im Hinblick auf Steuerobjekte in der Weise zu begrenzen, 

dass die Steuerbelastung dem Gleichheitssatz entspreche. Auch 

komme es zur Aushöhlung des Gerechtigkeitspostulats, wenn man 

bei einer Steuer, die gegen Art. 3 Abs. 1 GG verstößt, jeden 

                                                 
617 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 303 ff. 
618 BVerfGE 50, 57 (78); 84, 239 (271). 
619  So unter anderem schon Vogel, Der Verlust des Rechtsgedankens im 

Steuerrecht, in: Friauf, (Hrsg.) Steuerrecht und Verfassungsrecht, DStJG 12 

(1989), S. 123 (135.). 
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(behaupteten) Grund gelten lasse620. 

Friauf 621  sieht in der Gleichheitsprüfung den zentralen verfas-

sungsrechtlichen Prüfungsmaßstab für Gesetze. Gleichwohl sei der 

praktische Ertrag aus den Entscheidungen, die diesen Maßstab 

angewendet haben, vergleichsweise gering. Denn die vom 

Bundesverfassungsgericht zugelassenen Durchbrechungen des 

Leistungsfähigkeitsprinzips führen dazu, dass dieses Prinzip 

praktisch zur Disposition beliebiger politischer Entscheidungen 

steht. In eine ähnliche Richtung geht die Auffassung von 

Droege 622 . Er geht davon aus, dass die verfassungsrechtliche 

Weihe des Nettoprinzips auf der Ebene der Normanwendung und 

-interpretation nicht tragend sei, zumal das Nettoprinzip nichts 

darüber sage, inwieweit es für die Interpretation einzelner Normen 

tragend sei. Der BFH habe sich zwar auf das Leistungsfähig-

keitsprinzip berufen. Diese Berufung sollte nur das Auslegungs-

ergebnis bekräftigen und außer Streit stellen. Daraus ergebe sich 

die „Unschärfe und Entbehrlichkeit“ verfassungsrechtlicher Not-

wendigkeiten. 

Zudem wird in Frage gestellt, ob tatsächlich „auf allen Ebenen“ der 

Anspruch einer leistungsfähigkeitsgerechten Besteuerung aufge-

stellt und gegenüber der sozialen Wirklichkeit zum Tragen 

gebracht werde oder ob nicht vielmehr eine „wenig aussagekräftige 

                                                 
620 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 306 f.; ebenso 

Friauf, Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Gesetzgebung über die 

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag, in: Friauf, (Hrsg.), Steuerrecht und 

Verfassungsrecht, DStJG 12 (1989) , S. 27. In einem solchen Fall büße der 

Gleichheitssatz seine Kontrollfunktion weitgehend ein. 
621 Friauf, Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Gesetzgebung über die 

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag, in: Friauf, (Hrsg.), Steuerrecht und 

Verfassungsrecht, DStJG 12, (1989), S. 27. 
622 Droege, StuW 2011, S. 105 (111 f.). 
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Begriffshülse mitgeschleppt“ werde, die anderweitig motivierte 

Entscheidungen nachträglich begründen helfe623. 

 

(4) Eigene Kritik und Schlussfolgerung 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner bisherigen Recht-

sprechung wenig zur Konkretisierung des Leistungsfähigkeits-

prinzips beigetragen. Dies ist zunächst einmal der Zurückhaltung 

im Hinblick auf Steuergegenstand, -satz und -höhe und zum 

anderen als Kehrseite auch der (fast) unbeschränkten Gestaltungs-

freiheit des Gesetzgebers geschuldet. Die einzigen (Schein-)Be-

schränkungen werden dem Gesetzgeber nur durch das einfach-

rechtliche Folgerichtigkeitsgebot gemacht. Ungeachtet dessen, 

dass die Aufgabe des Gerichts darin besteht, eine gerechte 

Besteuerung zu wahren, und nicht „einfachrechtliche Gebote“ 

aufzustellen, die das Gericht aber dann regelmäßig prüft, stellt sich 

die Frage, die bisher nicht beantwortet wurde: Wenn der Gesetz-

geber eine Privilegierung (ab-)schafft oder den Abzug von 

Werbungskosten/Betriebsausgaben versagt, obwohl sie zu einer 

Minderung der Leistungsfähigkeit führen, muss er dies nur folge-

richtig tun, damit der Gestaltungsfreiheit Genüge getan wurde. Das 

Folgerichtigkeitsgebot kann daher in seiner konkreten Umsetzung 

zu einer gleichheitswidrigen Besteuerung führen. Dies gilt erst 

recht dann, wenn der Gesetzgeber nicht an bereits getroffene Wert-

entscheidungen gebunden ist, sondern sich jederzeit davon lösen 

kann624. 

                                                 
623 Walz, Steuergerechtigkeit und Rechtsanwendung, (1980), S. 116. Sehr viel 

schwerer wiege der Einwand, dass die Steuerrechtsprechung im Grunde nicht 

wisse, wie sie den Leistungsfähigkeitsgrundsatz zur Auslegung der geltenden 

Steuergesetze heranziehe. 
624 So BVerfGE 121, 210 (242). 
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Ein zweites Problem verschärft das bereits erwähnte noch, nämlich 

die Durchbrechungsmöglichkeiten des Gesetzgebers. Das Gericht 

geht davon aus, dass der Gestaltungsfreiheit durch das Folge-

richtigkeitsgebot und das Leistungsfähigkeitsprinzip Grenzen 

gesetzt werden. Auf der anderen Seite kann der Gesetzgeber dem 

Leistungsfähigkeitsprinzip widersprechende Regelungen schaffen, 

wenn er hierfür (sozial- oder lenkungspolitische) Gründe anführt. 

Letztlich läuft dies darauf hinaus, dass der Gesetzgeber unter dem 

Deckmantel von Beschränkungen eine unbegrenzte Gestaltungs-

freiheit hat, sofern er diese auch richtig begründet. Wenn man – 

wie das vom Bundesverfassungsgericht vertreten wird – das 

Leistungsfähigkeitsprinzip aus der Verfassung herleitet, dann 

müssen dem Gesetzgeber auch verfassungsrechtliche Schranken 

gewiesen werden. Es ist nicht einzusehen, warum die Eingriffe in 

Art. 12 und Art. 14 GG durch sonstige Gründe gerechtfertigt sein 

können. 

  

bb) Rechtswissenschaftliche Literatur zum Leistungsfähigkeits-

prinzip 

 

(1) Inhalt und Begriff 

Anfangs hielt sich die rechtswissenschaftliche Literatur625 mit der 

Begründung des Leistungsfähigkeitsprinzips zurück. Vielmehr 

blieb es der Finanzwissenschaft vorbehalten, die Grundlagen 

gerechter Steuerverteilung zu legen. Man bezog sich entweder auf 

die finanzwissenschaftliche Denkweise oder versuchte, aus ge-

setzessystematischen Zusammenhängen das Leistungsfähigkeits-

                                                 
625 Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstab der Steuernormen, (1983), 

S. 44 f.; Birk, StuW 1983, S. 293. 
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prinzip zu fundieren626. Das Bekenntnis zum Leistungsfähigkeits-

prinzip ist in der Rechtswissenschaft eng mit der Rechtfertigung 

der Steuern verbunden627. 

Nach der Auffassung von Tipke628 frage das Prinzip nicht danach, 

was der Steuerpflichtige vom Staat erhalte (Nutzenprinzip), 

sondern was der Staat vom Steuerpflichtigen abschöpfen könne. 

Das Leistungsfähigkeitsprinzip weist seiner Auffassung nach daher 

zwei unterschiedliche Aspekte auf: Den gesamtwirtschaftlichen 

Aspekt einer Gesamtverantwortung des Bürgers für die Gesell-

schaft und den individuellen Aspekt: Nämlich die Berück-

sichtigung individueller Belange. In eine ähnliche Richtung geht 

auch Walz 629 . Er geht davon aus, dass die Besteuerung der 

Leistungsfähigkeit eine Ausprägung der qualitativ gleichen Ver-

antwortung der Staatsbürger für das Gemeinwohl unter Berück-

sichtigung quantitativ unterschiedlicher Situationen sei. Tipke630 

sah das Leistungsfähigkeitsprinzip ursprünglich als die Fähigkeit 

an, Steuern zahlen zu können. Diesen Satz ergänzte er später um 

den Zusatz, dass es um eine gleichmäßige Besteuerung nach der 

Leistungsfähigkeit gehe (Leistungsfähigkeit als Vergleichsmaß-

                                                 
626 Tipke, StuW 1971, S. 2 ff. Er bemängelt, dass die Juristen den Ökonomen 

das Feld überlassen haben, über eine gerechte Steuerordnung nachzudenken, 

obwohl es eigentlich auch zur Domäne der Juristen gehört (S. 3). 
627 Vogel, Der Staat, Bd. 25 (1986), S. 481 ff. 
628 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 479. 
629  Walz, Steuergerechtigkeit und Rechtsanwendung, (1980), S. 163. 

Leistungsfähigkeitsgerechte Besteuerung sei hingegen nicht Preis für staatliche 

Gewährungen. Er wendet sich damit explizit gegen die opfertheoretischen 

Interpretationen in der Finanzwissenschaft. 
630 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 480 f. Aus dem 

Leistungsfähigkeitsprinzip ergebe sich jedoch nicht, dass die Besteuerung 

progressiv erfolgen müsse. Eine Progression sei jedoch aufgrund des 

Sozialstaatsprinzips möglich. Das Leistungsfähigkeitsprinzip stehe einer 

Progression nicht zwingend im Wege. 



 

184 

 

stab des Gleichheitssatzes). Besteuert werde dabei das gespei-

cherte und disponible Einkommen (sog. steuerliche Leistungs-

fähigkeit). 

Nach der Auffassung von Kirchhof631 folgt das Leistungsfähig-

keitsprinzip aus dem allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 

GG. Der Gleichheitssatz sei „bereichsspezifisch“ auf das Steuer-

recht anzuwenden 632 . Nach seiner Auffassung meine Be-

steuerungsgleichheit Gleichheit der Belastung je nach Ver-

fügungsfreiheit des Eigentümers. Es sei nicht nur konkreti-

sierungsbedürftige Rechtfertigungsquelle, sondern bleibe auch 

eine Erkenntnisquelle für die konkrete Steuerrechtsfindung. 

Allerdings müsse der Gesetzgeber die Steuerwürdigkeit einer 

Steuerquelle sichtbar machen. Er könne Teile des Sachverhalts ins 

Licht „des Steuerrechtserheblichen rücken und andere Teile 

desselben Sachverhaltes in die Dunkelheit des Vergleichs-

unerheblichen weisen“633. 

Kube634 bezeichnet die Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit 

als verhältnismäßige staatliche Partizipation am Erfolg wirtschaft-

lichen Handelns am Markt und als angemessene Teilhabe am 

Ertrag der Freiheitsbetätigung bei gleichzeitiger Freiheits-

erhaltung. Vogel 635  führt diesen Gedanken weiter aus. Er geht 

                                                 
631  Kirchhof, Die Steuern, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. 

(2007), § 118 Rn. 195. 
632 BVerfGE 93, 121 (135); 105, 17 (46). Für eine direkte Anwendung von 

Art. 3 Abs. 1 GG: BVerfGE 133, 377 (408). 
633  Kirchhof, Die Steuern, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. 

(2007), § 118 Rn. 97. 
634 Kube, Finanzgewalt in der Kompetenzordnung, (2004), S. 134; Kirchhof, 

Bundessteuergesetzbuch, (2011), Leitgedanken der Steuerreform Rn. 5. 

Staatlicher Anteil am Erfolg individuellen Arbeitens, individueller 

Eigentumsnutzung und individueller Kaufkraft. 
635 Vogel, Der Staat, Bd. 25 (1986), S. 481 (516 f.) mit Verweis auf v. Stein, 
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davon aus, dass der Staat in den westlichen Demokratien Steuer-

staat sei. Weil der Staat die Produktion der Wirtschaft überlässt, 

resultiert hieraus auch seine Legitimation, Steuern zu erheben. Die 

Steuern geben dem Staat etwas von dem zurück, was er seinerseits 

zur Erzeugung der Werte beigetragen hat. Hier schwingt eine Art 

Gegenleistung mit, die jedoch nicht der Höhe nach messbar ist636. 

 

 

(2) Kritische Erwägungen in der rechtswissenschaftlichen 

Literatur 

Auch in der rechtswissenschaftlichen Literatur werden  Bedenken 

gegen die Anwendung dieses Prinzips geltend gemacht. Es wird 

davon ausgegangen, dass es ein „geeignetes Instrument völliger 

Egalisierung und Nivellierung“ sei. Die Tüchtigen und Erfolg-

reichen würden hierdurch benachteiligt; die Faulen hingegen 

ermutigt 637 . Es erweise sich als nichts anderes, „denn als das 

Postulat der absoluten Machtmaximierung gegenüber den Gewalt-

unterworfenen“ 638 . Gegen das Leistungsfähigkeitsprinzip wird 

auch eingewendet, dass es beliebig dehnbar oder vieldeutig sei639. 

Andere640 kritisieren, dass dieses Prinzip nichts darüber aussage, 

                                                 
Lehrbuch der Finanzwissenschaft, 5. Aufl. (1886), 2. und 3. Abt.; Beil, Der 

Belastungsgrund des steuerstaatlichen Synallagmas, (2000), S. 116 ff. 
636  Vogel, Der Staat, Bd. 25 (1986), S. 481 (516 f.). Die Gegenleistungs-

beziehung sage jedoch noch nichts über die Höhe der Steuerbelastung. 
637 Leisner, StuW 1983, S. 97. 
638 Leisner, StuW 1983, S. 97 (99). 
639  Brinkmann, Tatbestandsmäßigkeit der Besteuerung und formeller Ge-

setzesbegriff, (1982), S. 99 f. Ob man dem, der viel leistet, auch viel schuldet 

oder umgekehrt von dem, der viel leisten kann, viel fordert, kann man 

aufgrund „ethischer“ Prämissen nicht bestimmen (S. 101). 
640 Kruse, Lehrbuch des Steuerrechts, AT, (1991), S. 51 f. Ein Fundamental-

prinzip sei dieses Prinzip nicht, denn es vertrage keinen drastisch 
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worin sich die Leistungsfähigkeit äußere, mit welchen Maßstäben 

sie gemessen werde und welche Folgerungen aus der nach-

gewiesenen Leistungsfähigkeit gezogen werden müssen. Für die 

Anwendung des Leistungsfähigkeitsprinzips ließe sich anführen, 

dass dieses Prinzip dem allgemeinen Rechtsbewusstsein der 

Gegenwart entspreche und vernünftig sei, da es eine Klugheitsregel 

enthalte. Es sei das einzige Prinzip, das auch dem Sozialstaats-

prinzip gerecht werde. Es verdiene unter anderem deshalb auch den 

Vorzug, weil kein anderes in Sicht sei. Es sei letztlich auch ein 

Fortschritt gegenüber der ansonsten bestehenden Prinzipienlosig-

keit641. 

Gegen dieses Prinzip werden auch grundsätzliche Argumente ins 

Feld geführt. Da dieses Prinzip potentiell offen sei für sämtliche 

mikro- und makroökonomischen Zielprojektionen, sei es an das 

Urteil des Gesetzgebers gebunden („wertungsakzessorisch“). Eine 

lenkungsneutrale Determination des Steuertatbestandes sei daher 

nicht möglich. Vielmehr müssten stets zusätzliche Wert- und 

Zielentscheidungen getroffen werden. Als ökonomischer Maßstab 

tauge es daher nicht, sondern eher als ethisches Postulat. Gegen die 

Einordnung als „Fundamentalprinzip“ wendet Bodenheim642 ein, 

dass dieses Prinzip von zusätzlichen Wertungen abhängig sei. 

Darum könne es sich auch nicht um eine nomologische Hypothese 

(Axiom) handeln. Diese Konturlosigkeit des Prinzips wird auch 

                                                 
beschränkten Anwendungsbereich. Denn dieses Prinzip werde überwiegend 

bei der Einkommensteuer angewendet, bei den indirekten Steuern hingegen 

liege der Schwerpunkt auf der Wettbewerbsneutralität. 
641 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 478 ff. 
642 Bodenheim, Der Zweck der Steuer, (1979), S. 233 ff. Eine nomologische 

Hypothese definiert er als eine letzte, nicht überprüfbare Voraussetzung, aus 

der alle übrigen Aussagen des Systems logisch ableitbar wären. Der Wert 

dieser Grundaussage bräuchte nicht mehr überprüft zu werden. 
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von den Befürwortern643. anerkannt. Auch ist das Leistungsfähig-

keitsprinzip unbestimmt, so dass sich sogar unterschiedliche, z.T. 

auch gegensätzliche Wertungen entnehmen lassen644.  

Es ist aber das Wesen und liegt in der Natur von Prinzipien und 

Grundregeln begründet, dass sie mehr oder weniger unbestimmt 

sind. Dies schließt es jedoch nicht aus, dass sie bestimmbar sind645. 

Die Aufgabe der Konkretisierung hat die Rechtswissenschaft zu 

erfüllen646. Erst durch die schrittweise Konkretisierung wird der 

Begriff inhaltlich bestimmt und zwar durch normative Aussagen 

auf der niedrigeren Ebene. Diese betrifft die sog. Grundwertungen 

(Indikatoren der Leistungsfähigkeit)647. 

 

 

 

  

                                                 
643  So u.a. Streng, Zuschüsse und Subventionen im Umsatzsteuerrecht, 

(1999), S. 88; Vogel, DStZA 1975, S. 409 (410); Kirchhof, StuW 1985, S. 

319 (327); Tipke, StuW 1988, S. 262 (272). 
644 Siehe beispielhaft: Aufteilung der Telefongrundgebühren: Abzugsgebot, 

BFHE 132, 63; Abzugsverbot; BFH, BStBl. II 1978, S. 287=BFHE 124, 428 

(432); BFH, GrS. BStBl. II, 2010, S. 672 (682 f.)=BFHE 227, 1 (24 ff.), (Rn. 

111: Aufteilungs-gebot gemischt veranlasster Erwerbsaufwendungen wird 

aus dem Grundsatz der Steuergerechtigkeit abgeleitet. Diese wiederum wird 

mit der Leistungsfähigkeit gleichgesetzt; Rn. 114); a.A. BFH, GrS. BStBl. II, 

1971, S. 17=BFHE 100, 309 (314 f.); (Rn. 30: Entscheidend sei, dass das 

Abzugs- und Aufteilungsverbot in erster Linie der Gerechtigkeit und Gleich-

mäßigkeit der Besteuerung diene). 
645 A.A. Bach, StuW 1991, S. 116 (119). Das Prinzip sei zwar nicht eindeutig 

bestimmbar, dennoch lassen sich aus diesem positive wissenschaftliche 

Aussagen treffen. 
646 Vogel, DStZA 1975, S. 409 (410); Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip 

als Maßstab der Steuernormen, (1983), S. 54 f.; Tipke, Die 

Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 493; Bach, StuW 1991, S. 116 

(119). 
647 Bach, StuW 1991, S. 116 (119 f.). 
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d) Zwischenergebnis und Ausblick 

Der Staat gewährleistet die grundrechtliche Betätigung des Steuer-

pflichtigen. Hieraus rechtfertigt sich auch der Besteuerungs-

anspruch. Dieser muss sich nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip 

richten. Dieses Prinzip bleibt als solches jedoch aufgrund seines 

Charakters als Ordnungsrahmen relativ unbestimmt. Durch 

Ableitungen und Konkretisierungen entfaltet es sich auf diese 

Weise und gewinnt so an Gestalt. Dies macht es möglich, an äußere 

Merkmale wie an den Tatbestand einer Norm anzuknüpfen648. Das 

Leistungsfähigkeitsprinzip ordnet eine Gleichbehandlung 

zwischen den Steuerpflichtigen an, die sich auch im Belastungs-

erfolg realisieren muss. Der Gesetzgeber ist verpflichtet, das 

Leistungsfähigkeitsprinzip weiter zu konkretisieren649. Er hat dabei 

einen umfassenden Gestaltungsspielraum. Dieser wird jedoch 

durch das Folgerichtigkeitsgebot und das Leistungsfähigkeits-

prinzip begrenzt. Hat der Gesetzgeber eine Belastungs-

entscheidung getroffen, so muss er diese im Sinne der Belastungs-

gleichheit umsetzen650.  

Im vorigen Abschnitt wurde das Leistungsfähigkeitsprinzip als 

Grundprinzip der Besteuerung dargestellt. Im Folgenden wird 

untersucht, wie sich dieses Prinzip näher konkretisieren lässt. 

Maßgebend ist hierbei, welche Anknüpfungspunkte das Leistungs-

fähigkeitsprinzip zur Verfügung stellt. 

                                                 
648  Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstab der Steuernormen, 

(1983), S. 54 f. Er unterscheidet hierbei zwischen Primär- und Sekundär-

ableitungen. Bach, StuW 1991, S. 116 (119). 
649  Birk, StuW 1983, S. 293 (295); Lang, Die Bemessungsgrundlage der 

Einkommensteuer, (1988), S. 104; Tipke, StuW 1988, S. 262 (272). Er sieht 

dieses trotz seiner Mängel als das einzig durchführbare Prinzip an. 
650 BVerfGE 84, 239 (271); 93, 121 (136); 107, 27 (46 f.); 122, 210 (230); 

126, 268 (277); 127, 1 (27). 
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2. Das Leistungsfähigkeitsprinzip als Indiz für steuerliche 

Zugehörigkeit 

Im Folgenden wird untersucht, inwieweit das Prinzip steuerliche 

Zugehörigkeit generieren kann. Die steuerliche Zugehörigkeit 

basiert auf der örtlichen Verortung des Steuergegenstandes 651 . 

Dieser Weg könnte über Indikatoren des Leistungsfähigkeits-

prinzips führen, die sich aus bestimmten Steuergütern ergeben652. 

Daher werden zunächst die Indikatoren dieses Prinzips ermittelt. 

Im Anschluss hieran wird untersucht, welchen räumlichen Bezug 

die Indikatoren des Leistungsfähigkeitsprinzip aufweisen: Dabei 

wird die These aufgestellt, dass dieses Prinzip nicht nur für die 

Bemessung der Steuer von Bedeutung ist, sondern auch ab-

grenzende Wirkung entfaltet.  

 

a) Indikatoren des Leistungsfähigkeitsprinzips 

Im 20. Jahrhundert beschränkte sich die Finanzwissenschaft auf die 

Frage, welche Indikatoren für die Bemessung der Leistungs-

fähigkeit herangezogen werden müssen653 . Die Indikatoren des 

Leistungsfähigkeitsprinzips könnten für die Zerlegungskriterien 

von Bedeutung sein, da sie möglicherweise Anhaltspunkte für eine 

Anknüpfung darstellen. Der konkrete Inhalt des Leistungs-

fähigkeitsprinzips bleibt wie bereits dargestellt zunächst offen. Erst 

durch weitere Konkretisierungen entfaltet sich das Prinzip und 

gewinnt durch Anknüpfung an äußeren Merkmalen an Gestalt654. 

                                                 
651 Lang, Systematisierung der Steuervergünstigungen, (1974), S. 36 ff. 
652 Burmester, StuW 1993, S. 221 ff. 
653 Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstab der Steuernormen, (1983), 

S. 32. 
654  Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstab der Steuernormen, 

(1983), S. 54; Streng, Zuschüsse und Subventionen im Umsatzsteuerrecht, 
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Grundlage der Anknüpfung ist das Einkommen. Grundannahme ist 

hierbei, dass der Steuerpflichtige eine Mehrung an wirtschaftlicher 

Dispositionskraft erlangt (sog. Verfügungsmachtkonzept)655. 

Die Besteuerung des Einkommens kann an bestimmten Zeit-

punkten erfolgen. Die erste Phase enthält den Vermögenserwerb 

oder die Einkommenserwirtschaftung. Sie beruht auf der 

Überlegung, dass durch die wirtschaftliche Tätigkeit des 

Steuerpflichtigen Einkommen zufließt, das durch entsprechende 

Steuern belastet werden soll (Einkommen-, Körperschaft- und 

Gewerbesteuer). Zu dieser Phase könnte man auch den unent-

geltlichen Erwerb durch Schenkung oder Erbschaft rechnen656. Die 

zweite Phase des Steuerzugriffs erfolgt auf der Ebene des 

Vermögensbestandes (Grund-, Vermögensteuer). Die dritte Phase 

des Einkommens erfasst den Vermögensabfluss. Der Steuer-

pflichtige manifestiert seine Leistungsfähigkeit durch den Erwerb 

von Gütern (allgemeine Verbrauchsteuern, Umsatzsteuer)657. 

 

aa) Einkommensbegriff 

Dass das Einkommen als wichtiger, wenn nicht sogar als der 

Hauptindikator für die Bestimmung der Leistungsfähigkeit gelten 

soll, wird von vielen befürwortet 658 . Dabei kann man das 

                                                 
(1999), S. 89 f. 
655 Bach, StuW 1991, S. 116 (120). 
656 Zur Problematik und den unterschiedlichen Auffassungen, siehe sogleich: 

§ 2 C I 2 a) ee). 
657 Die Vermögensteuer wird seit 1997 nicht mehr erhoben. 
658 So unter anderem Neumark, Theorie und Praxis der modernen Einkom-

mensbesteuerung, (1947), S. 37; Haller, Die Steuern, 3. Aufl. (1981), S. 43 ff.; 

Meyer, Die Prinzipien der Besteuerung, (1884), S. 341; Walz, Steuer-

gerechtigkeit und Rechtsanwendung, (1980), S. 111; Birk, Das Leistungs-

fähigkeitsprinzip als Maßstab der Steuernormen, (1983), S. 36; a.A. Schneider, 

FinArch, N.F. Bd. 37, (1979), S. 26 (48). Nach seiner Auffassung versagt der 
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Einkommen im doppelten Sinne als Merkmal der Leistungs-

fähigkeit ansehen; zunächst als Moment, von dem die Größe des 

Opfers abhängt, aber auch als Maß der produktiven Kräfte659 . 

Zunächst ist jedoch zu klären, was Einkommen bedeutet und was 

– aus ökonomischer und rechtlicher Sicht – vom Einkommens-

begriff erfasst wird. Nicht Teil dieser Arbeit ist die Frage, ob vom 

Einkommensbegriff das konsumierbare oder das konsumierte 

Einkommen erfasst wird. Gleiches gilt für die Frage, ob auch 

Freizeit ein Bestandteil des Einkommens darstellt660. 

 

(1) Grundannahmen 

Der Begriff des Einkommens wird im Einkommensteuergesetz 

nicht definiert. Es existieren jedoch unterschiedliche Ansätze, die 

in der jetzigen Fassung des Einkommensteuergesetzes zum 

                                                 
Einkommensbegriff als Maß der Bedürfnis-befriedigung. Dennoch billigt er 

aus erfassungstechnischen Gründen die Anknüpfung am Einkommen. Streng, 

Zuschüsse und Subventionen im Umsatzsteuerrecht, (1999), S. 92. Im 17. 

Jahrhundert galten Grund und Boden als die geeignetsten Steuergüter. Nach 

dem Ausbruch der industriellen Revolution wurde das Kapital an die erste 

Stelle gesetzt. 
659 So Meyer, Die Prinzipien der Besteuerung, (1884), S. 341. Dabei bleibe die 

abstrakte Befähigung der Wirtschaft, Güter zu produzieren außer Betracht (S. 

342). Die Entscheidung über die Nutzung der produktiven Kraft liege bei der 

Volkswirtschaft. Die Leistungsfähigkeit beziehe sich auf die Steuer; diese sei 

nicht davon abhängig, dass der Steuerpflichtige die Kräfte besitze, sondern 

auch die Möglichkeit habe, sie lohnend einzusetzen.  
660  Aus verschiedenen Gründen ist auch die Freizeit nicht als Einkommens-

bestandteil zu erfassen. Sie ist zwar notwendige Voraussetzung dafür, dass Leben 

zu „genießen“, dennoch ist sie kein ökonomisches Gut, das in Konkurrenz zum 

Konsum steht. Auch lässt sich der Nutzen der Arbeitszeit durch das erzielte Geld 

bewerten; der Freizeitnutzen hat jedoch keinen Wert im Einkommensbeitrag. 

Zumal mit Arbeitszeit auch unterstellt wird, dass der Betroffene unter dieser 

Arbeit leidet. Zu den Argumenten: Schneider, Steuerlast und Steuerwirkung, 

(2002), S. 253 f. 
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Ausdruck kommen und sich in vielen Bereichen überschneiden661. 

Die Rede ist von der sogenannten „Quellentheorie“ 662 , der 

„Reinvermögenszugangstheorie“663 und der „Markteinkommens-

theorie“664.  

Die Reinvermögenszugangstheorie ist als Grundlage des 

Leistungsfähigkeitsprinzips zu bevorzugen. Sie unterscheidet im 

Gegensatz zur Markteinkommenstheorie nicht danach, woher die 

Einkünfte kommen, sondern berücksichtigt nur die Zahlungsfähig-

                                                 
661 So z.B. bei der Veräußerung von Grundstücken (innerhalb der Haltedauer 

von 10 Jahren), Kapitalvermögen (§ 20 Abs. 2 EStG) oder Veräußerung von 

Gesellschaftsanteilen von mehr als 1% (§ 17 EStG); in diesen Fällen findet die 

Quellentheorie keine Anwendung mehr. 
662 Fuisting, Grundzüge der Steuerlehre, (1902), S. 107 ff. Diese Lehre lag dem 

preußischen EStG zugrunde. Danach werden nur die Einkünfte als Bestandteil 

des Einkommens angesehen, die einer „Quelle“ entspringen, wobei diese 

Einkünfte wiederkehrend erfolgen müssen. Nicht davon erfasst sind demnach 

Einkünfte vorübergehender oder zufälliger Natur. Diese Auffassung weist 

jedoch mehrere Schwächen auf. Unter anderem wird nicht deutlich, was 

„Quelle“ bedeutet und warum der Bestand der Quelle und die Periodizität der 

Einkünfte essentielle Begriffsmerkmale sind. 
663 Zur Kritik: v. Schanz, FinArch, Bd. 1, (1896), S. 12 f, S. 23. Danach beruht 

gerade der Gedanke des Wiederkehrens auf einer „äußerst flüchtigen 

Betrachtungsweise“ (S. 14 f). Kitterer, FinArch, N.F. Bd. 39, (1981), S. 331: 

Das Einkommen lässt sich auch als Unterschied zwischen dem Ertrag und dem 

zur Erwirtschaftung notwendigen Aufwand einer Periode verstehen oder als 

Addition des Konsums mit dem Ersparnis (Reinvermögensbildung) der 

laufenden Periode. Einkommen ist danach der bloße Vermögenszugang in 

einer bestimmten Zeiteinheit inklusive der Nutzungen und geldwerten 

Leistungen Dritter unabhängig davon, ob es aus einer Quelle fließt oder nicht. 

„Rein“ ist die Vermögenszugangstheorie deshalb, weil davon die Werbungs-

kosten oder Betriebsausgaben abgezogen werden können. Darunter fallen auch 

Geschenke, Erbschaften und Lotteriegewinne. Für die Erfassung der 

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in einem bestimmten Zeitabschnitt (Jahr) 

ist die Wiederkehr unbeachtlich. 
664 Kirchhof, StuW 1996, S. 3 (7 f.). Er sieht hierin auch den Schlüssel für die 

Erklärung des progressiven Steuersatzes (S. 8); kritisch hierzu Tipke, Die 

Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 628. 



 

193 

 

keit des Steuerpflichtigen. Auch verzichtet sie auf das Merkmal der 

„ständig fließenden Quelle“665. Dennoch müssen auch bei dieser 

Theorie Einschränkungen vorgenommen werden; die „pure“ Um-

setzung würde in bestimmten Bereichen (Hartz IV) zu Verzer-

rungen führen. Denn der Bezieher staatlicher Unterstützungen als 

Bedürftiger kann nicht gleichzeitig auch als Leistungsfähiger zur 

Besteuerung herangezogen werden666. 

 

(2) Bestandteile des Einkommens 

Stellt man als maßgebenden Indikator auf das Einkommen ab, so 

ist aus mehreren Gründen auf das Ist-Einkommen abzustellen. Das 

Einkommen als Bedürfnisbefriedigungspotential667 zu bezeichnen, 

geht schon deshalb fehl, weil es sich beim Potential um eine 

Bestandsgröße zu Beginn oder am Ende einer Periode handelt, 

beim Einkommen jedoch um eine Stromgröße668. 

                                                 
665 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 629 ff. Auch die 

Vertreter der Markteinkommenstheorie müssen eingestehen, dass die Theorie 

„an den Rändern“ schwer zu fassen sei. Die Qualität des Rechts lasse sich auch 

an der Durchsetzbarkeit messen (Erfassung von Trinkgeldern). Das Beharren 

auf Prinzipien führe zu einer „unrealistischen Prinzipienreiterei“. Des Weiteren 

beziehen selbst die Vertreter der Markteinkommenstheorie das Transfer-

einkommen (private Unterhaltsbezüge) mit ein, was zu einer Annäherung zur 

Reinvermögenszugangstheorie führt. 
666 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 631. 
667  So Haller, FinArch, N.F. Bd. 36, (1977), S. 222 (228, 241 f.) Der 

Entscheidungsspielraum bezieht sich auf Art und Umfang der Erwerbsarbeit 

sowie auf das „Ob“ der Tätigkeit. Die zusätzliche Entscheidungsfreiheit ergebe 

sich jedoch auch bei hohen Einkommen (S. 241 f.). Das Bedürfnis-

befriedigungspotential des Vermögensbesitzers äußert sich laut Haller darin, 

dass dieser im Gegensatz zum Vermögenslosen über eine größere 

Entscheidungsfreiheit sowie über ein höheres „Freizeitpotential“ verfüge. 
668 Schneider, FinArch, N.F. Bd. 37, (1979), S. 26 (39); das Einkommen stelle 

kein Potential für psychische oder physische Bedürfnisbefriedigung dar, 

solange das Einkommen in der Periode nicht verwendet wurde. Das Reinver-

mögen ist eine Bestandsgröße; die Stromgröße Einkommen kann nicht als 
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Die Orientierung an das erreichbare Einkommen (Soll-Einkom-

men) führt zur Besteuerung des Potentials669. Sie liefe jedoch auf 

eine Kopfsteuer für gleich Fähige hinaus670. Eine Fähigkeitssteuer 

ist zudem praktisch nicht durchführbar und selbst wenn sie es wäre, 

beseitigt sie die persönliche Freiheit des Einzelnen, zu entscheiden 

wie er die Freiheit einsetzt und verstößt deshalb gegen die freiheit-

liche Grundordnung671. Hinzu kommt, dass es an einem praktikab-

len Maßstab fehlt. Auch ließe sich das individuelle Soll-Einkom-

men nicht ohne Willkür festlegen672. Aufgrund dessen ist nicht auf 

das erwerbbare, sondern auf das tatsächliche Einkommen abzu-

stellen.  

Zum Geld, das dem Einkommensbezieher in einer Periode zufließt, 

gehören auch Sachgüter, Dienstleistungen sowie Nutzungen, 

soweit sie einen geldwerten Vorteil haben. So werden nach 

Haller673 alle in der Periode zufließenden Elemente erfasst, die für 

die Bedürfnisbefriedigung relevant sind. Darunter fallen nicht nur 

(Netto-)Geldeinkommen, sondern auch reale Werte jeder Art.  

                                                 
Potential für die Konsumausgaben gedeutet werden. 
669  Schneider, FinArch, N.F. Bd. 37, (1979), S. 26 (44). Eine Potential-

besteuerung hat zudem negative Auswirkungen, wenn das angestrebte 

Einkommen nicht sicher erwartet werden kann (Naturereignisse). Auch kann die 

Potentialbesteuerung zu riskanterem Verhalten des Steuerpflichtigen führen. 
670 Schneider, FinArch, N.F. Bd. 37, (1979), S. 26 (45). Dass das Abstellen auf 

die bloße Fähigkeit des Steuerpflichtigen zu willkürlichen Ergebnissen führen 

kann, führt Schneider eindrucksvoll mit dem Beispiel an, wie die Fähigkeit 

Sprachen zu erlernen zu ungerechten Ergebnissen führen kann. Denn, wenn 

einer sich auf „tote Sprachen“ spezialisiert, der andere auf lebende und deshalb 

mehr Geld verdient und beide gleich besteuert würden, so führt dies im 

Hinblick auf die Leistungsfähigkeit zu einer ungerechten Besteuerung. 
671 Schneider, FinArch, N.F. Bd. 37, (1979), S. 26 (45 f.). 
672 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 633 f.; Tipke, 

Die Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 498. Außerdem gäbe es 

Vollzugsschwierigkeiten. 
673 Haller, Die Steuern, 3. Aufl. (1981), S. 43 ff.  
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bb) Das Einkommen 

Maßgebender tragfähiger Indikator der Leistungsfähigkeit ist das 

Einkommen674. Dieses Kriterium ist grundsätzlich als geeignetes 

Instrument für eine gleichmäßig belastende Verteilung des 

öffentlichen Finanzbedarfs anzusehen 675 . Der Eingriff in die 

Freiheitsrechte ist deshalb als relativ gering zu erachten, weil durch 

die Besteuerung nur die zufließende Bereicherung erfasst wird676. 

Das Einkommen, das eine Person erzielt, erwirbt dieser am Markt 

unter Inanspruchnahme der staatlichen Infrastruktur. Daher werden 

private Veräußerungsgeschäfte grundsätzlich nicht erfasst, obwohl 

sie zu einem Vermögenszuwachs führen677. Dieses Einkommen 

wird bereinigt um die Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben 

(objektives Nettoprinzip). Vom Einkommen werden auch die 

existenzsichernden Aufwendungen des Steuerpflichtigen abge-

zogen (subjektives Nettoprinzip)678.  

Unklar ist, ob auch juristische Personen als Einkommensträger in 

Betracht kommen. Gegen die Einbe-ziehung spricht zunächst, dass 

es sich zwar rechtlich um zwei verschiedene Personen handelt; 

wirtschaftlich jedoch die dahinter stehenden natürlichen Personen 

belastet werden679. Die Einbeziehung von Kapitalgesellschaften im 

Rahmen des Leistungsfähigkeitsprinzips ist daher problematisch. 

Auch der persönliche Charakter der Einkommensteuer spricht 

                                                 
674 Tipke, Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 511. Hinzurechnungen  

und Kürzungen seien vor dem Hintergrund des Ist-Leistungsfähigkeitsprinzips 

nicht zu rechtfertigen. 
675 Burmester, StuW 1993, S. 221 (223). 
676 Burmester, StuW 1993, S. 221 (223). 
677 Kirchhof, StuW 1985, S. 321 (328). 
678 Kirchhof, StuW 1985, S. 321 (328). 
679  Neumark, Theorie und Praxis der modernen Einkommensbesteuerung, 

(1947), S. 49. 
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gegen die Einbeziehung juristischer Personen. Die Besteuerung der 

Kapitalgesellschaften wird aus verschiedenen Gründen bejaht: Sie 

lässt sich mit der selbständigen Leistungsfähigkeit, dem geringeren 

sozialen Nutzen der Erträge oder der Eigenart als juristische Person 

rechtfertigen680.  

Ökonomisch lässt sich die Belastung der Körperschaftsteuer mit 

der Erwägung rechtfertigten, dass die Körpeschaftsteuer eine 

Quellensteuer bzw. eine Vorauszahlung der Einkommensteuer dar-

stellt. Denn die Erhebung an der Quelle verbessert die Gleich-

mäßigkeit der Besteuerung, stellt Wettbewerbsgleichheit zu 

anderen (Personen-)Gesellschaften her und sichert die Nachprüf-

barkeit681. 

Doch das Einkommen wird nicht als einziger Indikator angesehen. 

Denn eine Besteuerung, die nur auf das Einkommen abstellt, kann 

leicht umgangen werden und lädt zu Steuervermeidung ein. Das 

Leistungsfähigkeitsprinzip gilt daher als Fundamentalprinzip für 

das gesamte Steuersystem 682 . Neben den Einkommenserwerb 

könnte daher auch die Einkommensverwendung von Bedeutung 

sein, auf die im Folgenden eingegangen wird. 

 

cc) Die Einkommensverwendung 

Als zweite steuerliche Zugriffsstelle des Staates und damit 

möglicher Indikator kommt die Einkommensverwendung in 

Betracht683. Anknüpfungspunkt ist auch hier der dynamische Ver-

                                                 
680 Schneider, Steuerlast und Steuerwirkung, (2002), S. 57 ff. 
681 Bach, StuW 1991, S. 127 f.; Schneider, Steuerlast und Steuerwirkung, 

(2002), S. 58 f. Dazu müsste man die Körperschaftsteuer in die 

Einkommensteuer integrieren.  
682 Lang, Die Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer, (1988), S. 108 f. 
683  Kirchhof, Die Steuern, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. 

(2007), § 118 Rn. 238. 
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mögensfluss. Im Gegensatz zur Einkommenserwirtschaftung 

orientiert man sich in diesem Fall am Vermögensabfluss684. Als 

bedeutendste Steuer bei der Einkommensverwendung gilt die 

Umsatzsteuer. Es handelt sich hierbei um eine indirekte Steuer. 

Denn nach § 1 UStG ist Gegenstand der Umsatzsteuer der Umsatz 

eines Unternehmers im Rahmen seines Unternehmens685. Ist der 

Leistungsempfänger selbst Unternehmer, so kann er nach § 15 

UStG grundsätzlich den Vorsteueranspruch geltend machen. Der 

Verbraucher hat diese Möglichkeit nicht. Die Belastung der Ein-

kommensverwendung erfolgt daher durch Inpflichtnahme des 

Unternehmers, der diese Belastung auf den Verbraucher überwälzt 

(indirekte Steuer). Der Verbraucher wird deshalb mit der Umsatz-

steuer belastet, weil er den Markt nutzt, den der Staat über seine 

Infrastrukturleistungen zur Verfügung stellt686. 

Grundlage der Anknüpfung an die Einkommensverwendung ist die 

Überlegung, dass die tatsächliche Bedürfnisbefriedigung der rele-

vante Maßstab sei. Denn nur in diesem Fall bringe er zum 

Ausdruck, dass er sich etwas „leisten“ könne687. Aufgrund seiner 

stärkeren Integration in die Gesamtvermögenssphäre und der 

Nachrangigkeit gegenüber der erwirtschafteten Vermögensphase 

                                                 
684 Burmester, StuW 1993, S. 221 (223); Streng, Zuschüsse und Subventionen 

im Umsatzsteuerrecht, (1999), S. 92. 
685 Crezelius, Steuerrecht II, 2. Aufl. (1994), S. 377. 
686 Ebenfalls Kirchhof, Die Steuern, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR V, 

3. Aufl. (2007), § 118 Rn. 242. 
687  Peffekoven, Persönliche allgemeine Ausgabensteuer, in: Andel/Haller, 

(Hrsg.), Hdb. der Finanzwissenschaften, Bd. II, 3. Aufl. (1980), S. 417 (428). 

Nach seiner Auffassung vermeidet die allgemeine Ausgabensteuer die 

Probleme bei der Besteuerung von Wertzuwächsen. Diese würden nur dann 

besteuert, wenn sie für den Konsum ausgegeben würden. Gegen die 

allgemeine Ausgabensteuer wenden sich die Autoren, die im Sparen selbst 

eine Bedürfnisbefriedigung sehen.  
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weist diese Phase eine geringere Tauglichkeit als Indikator der 

Leistungsfähigkeit auf. Zudem existieren neben der allgemeinen 

Verwendungssteuer auch noch spezielle Verwendungssteuern688, 

welche zu einer mehrfachen und relativ ungleichmäßigen Steuer-

belastung führen689.  

 

Gegen den Konsum als Indikator der steuerlichen Leistungs-

fähigkeit könnte auch sprechen, dass die persönliche Situation des 

Steuerträgers kaum berücksichtigt werden kann. Diese Pro-

blematik ist der indirekten Besteuerung geschuldet690. Da die Be-

steuerung des Konsums Arme und Reiche in ihren Grundbe-

dürfnissen gleich belastet, wirkt sie relativ gesehen stärker 

gegenüber den Armen (sog. regressiver Effekt). Gegen den Ver-

brauch als Indikator könnte zudem sprechen, dass dieser vorrangig 

an den Verbrauch der Ware anknüpft. Die Leistungsfähigkeit kann 

dann nicht mehr das Wesen der Verbrauchsteuern prägen691.  

Für die Begründung gibt es mehrere Ansätze:  

                                                 
688  Zur Verbrauchsteuer als Indikator steuerlicher Leistungsfähigkeit: Voß, 

Strukturelemente der Verbrauchsteuern, in: Kruse, (Hrsg.), Zölle, Verbrauch-

steuern, europäisches Marktordnungsrecht, DStJG 11 (1988), S. 261 (266). 

Zwar komme bei der Einkommensverwendung die steuerliche Leistungsfähig-

keit zum Ausdruck, dies verdecke jedoch den wahren Kern. Die Ver-

brauchsteuern seien Instrumente zur Erzielung staatlicher Einnahmen ohne 

Rücksicht auf den Gesichtspunkt gleichmäßiger Belastung der Steuerbürger (S. 

281). 
689 Burmester, StuW 1993, S. 221 (224). 
690 Neumark, Grundsätze gerechter und ökonomisch rationaler Steuerpolitik, 

(1970), S. 144 f.; Streng, Zuschüsse und Subventionen im Umsatzsteuerrecht, 

(1999), S. 92 ff. 
691 So Beermann, Zur Charakterisierung von Verbrauchsteuern und zur be-

dingten Steuerschuld, in: Kruse, (Hrsg.), Zölle, Verbrauchsteuern, euro-

päisches Marktordnungsrecht, DStJG 11 (1988), S. 283 (284 f.). Für ihn genügt 

diese mittelbare Leistungsfähigkeit nicht. Er folgert daraus, dass Einkom-

mensverwendung und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit losgelöst seien. 
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Die Besteuerung des Konsums sei deshalb angebracht, weil er 

(wenn er den Umfang des Lebensnotwendigen übersteige) ein 

selbstsüchtiger Akt sei, der dem Interesse einer sozialen Gemein-

schaft diametral entgegenstehe und somit steuerwürdig sei. Da 

durch den Konsum das Sozialprodukt in Anspruch genommen 

werde, müsse sich das Steueropfer hieran orientieren692.  

Andere693 führen den Gedanken der Unmerklichkeit der Umsatz-

besteuerung als Legitimationsgrund an. Für die Besteuerung der 

Einkommensverwendung neben dem Einkommenserwerb 

sprechen zudem folgende Erwägungen. Erstens wird die regressive 

Belastung der Umsatzsteuer als nicht mehr von vornherein 

unvereinbar mit dem Prinzip der Leistungsfähigkeit gesehen694, da 

ihr durch Befreiungen und Erleichterungen wirksam entgegen 

getreten werden könne. Auch aus dem „Vielsteuersystem“ heraus 

wird für die Belastung des Konsums gestimmt. Erstens habe sie 

eine ausgleichende Wirkung, da die Defizite einer Steuer durch 

andere Steuern mit anderen Anknüpfungspunkten ausgeglichen 

werden könnten. Da sich niemand einer Vielzahl von Steuern 

entziehen könne, biete die Vielzahl der vorhandenen Steuern die 

beste Gewähr für eine gleichmäßige Austeilung der Steuer-

                                                 
692  Schneider, ZfBF 1971, S. 352 (360 f.). Bedürfnisbefriedigung durch 

Konsum entstehe durch Bedarfsdeckung im Zeitpunkt des „Markt-

wirksamwerdens“ der Nachfrage. Rawls, Eine Theorie der Gerechtigkeit: A 

Theory of Justice, aus dem Amerikanischen von Vetter (Übers.), 1. Aufl. 

(1975), S. 312 f. Sie ist jeder Einkommensteuer vorzuziehen, denn sie belaste 

die in Anspruch genommenen Güter, nicht die Leistungen. 
693 Neumark, Grundsätze gerechter und ökonomisch rationaler Steuerpolitik, 

(1970), S. 37 ff; kritisch: Lang, Die Bemessungsgrundlage der Einkommen-

steuer, (1988), S. 109 f.  
694 Streng, Zuschüsse und Subventionen im Umsatzsteuerrecht, (1999), S. 102 

ff. 
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lasten 695 . Dieses Mehrsteuersystem wird als „fiskalische Not-

wendigkeit“ gesehen. Allein aus diesem Grunde soll die Einkom-

mensverwendung ein weiterer Hauptindikator steuerlicher 

Leistungsfähigkeit sein696. 

 

dd) Erbschaft und Schenkung 

Als besonderer Indikator der steuerlichen Leistungsfähigkeit 

kommen auch die Erbschaft oder Schenkung in Betracht. Un-

klar ist, worin der Belastungsgrund der Erbschaftsteuer zu sehen 

ist und an welchen Vorgang hier angeknüpft werden soll. Dass 

nicht an den Vermögensbestand angeknüpft wird, ergibt sich 

daraus, dass die Besteuerung erst beim Vermögensübergang 

erfolgt697. Möglicherweise kann man die Erbschaftsteuer als Er-

gänzungs- bzw. Nachholsteuer zur Einkommensteuer ein-

stufen698. Hiergegen spricht, dass die Erbschaftsteuer vom vor-

herigen Entstehen einer Einkommensteuerschuld und ihrer 

Erfüllung unabhängig ist. Nach vielfach vertretener Auf-

                                                 
695 Dieses Konzept kann vielleicht hinterzogenes Einkommen erfassen, da die 

Umsatzsteuer keinen Unterschied macht, ob das Einkommen vorher 

hinterzogen wurde. Keine Antwort liefert es jedoch auf die Frage, was 

passiert, wenn ein Steuerpflichtiger durch eine Steuer bereits 

unverhältnismäßig belastet wird. Diese unverhältnismäßige Belastung 

vergrößert sich durch hinzutretende Steuern noch mehr. Es kommt in diesem 

Fall zu einer Zementierung einer verfassungsrechtlich problematischen 

Frage. Insofern taugt dieses Argument nicht dafür, die 

Einkommensverwendung zu rechtfertigen. 
696 Lang, Die Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer, (1988), S. 109. 
697  Kirchhof, Die Steuern, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. 

(2007), § 118 Rn. 257 ff. 
698  Leisner, Erbrecht, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR VIII, 3. Aufl. 

(2010), § 174 Rn. 27 ff.; kritisch Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. 

Aufl. (2003), S. 870. Lücken im Einkommensteuergesetz müssen dort 

geschlossen werden. 
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fassung699 ist daher Belastungsgrund der Erbschaftsteuer allein 

der Tatbestand des leistungslosen Vermögenszuwachses 

(Bereicherungsteuer).  

Umstritten ist aber nicht nur der Belastungsgrund der Erbschaft-

steuer, sondern auch deren Rechtfertigung. Gegen die Erb-

schaftsteuer wird unter anderem eingewendet, dass die Steuer 

die „Tüchtigen“, ihre Risikobereitschaft und das Sparen 

bestrafe, Kapitalflucht bewirke 700 , Familienunternehmen 

schädige und sich als „Neidsteuer“ in die Familienan-

gelegenheiten einmische701. 

Auf der anderen Seite wird gerade diese Steuer als Mittel zum 

Ausgleich zwischen Arm und Reich und als Sicherung der Start- 

und Chancengleichheit gesehen 702. Auch wird hervorgehoben, 

dass deren Abschaffung ein „Geschenk an die Reichen“ sei und 

Vermögensakkumulationen begünstige. Neben den Umver-

teilungsargumenten wird noch angeführt, dass ohne Besteu-

erung die wirtschaftlichen Kräfte erlahmen und der „mühelose 

Erwerb“ träge und initiativlos mache 703 . Die Rechtfertigung 

                                                 
699  BVerfGE 93, 165 (173); Kirchhof, Die Steuern, in: Kirchhof/Isensee, 

(Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. (2007), § 118 Rn. 258. 
700 Oberhauser, Erbschaft- und Schenkungsteuern, in: Andel/Haller, (Hrsg.), 

Hdb. der Finanzwissenschaften, Bd. 2, 3. Aufl. (1980), S. 487 (503). 
701 Zu den Argumenten: Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. 

(2003), S. 870 f. 
702  Leisner, Erbrecht, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR VIII, 3. Aufl. 

(2010), § 174 Rn. 27. 
703 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 870 f. Die 

Rechtfertigung ergibt sich nicht nur aus der wachsenden Ergiebigkeit der 

Steuer. Ebenso wenig daraus, dass sie in Art. 106 Abs. 2 GG aufgeführt ist; 

a.A. Frank, Erbschaftsteuer und Unternehmung, (1969), S. 116 ff. Die 

gewerblichen Vermögen unterliegen daneben dem Einfluss der konjunk-

turellen Entwicklung und der Konkurrenzsituation. Die vorhandenen Ver-

mögen stammten häufig aus der eigenen Tätigkeit des Eigentümers. Auf-
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ergebe sich auch nicht aus dem individuellen Vorteil aus einer 

Teilhabe am allgemeinen Markt. Eine Sozialpflichtigkeit kom-

me daher nicht in Betracht704.  

Gegen die Umverteilungsargumente lässt sich anführen, dass 

hierdurch die Garantie des Privateigentums und des Erbrechts in 

Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG verletzt wären. Vielmehr basiert die 

Rechtfertigung auf der Überlegung, dass der Zuwendungs-

empfänger bereichert ist oder mit anderen Worten an Leistungs-

fähigkeit gewinnt705. Korrespondierend kann man auch davon 

ausgehen, dass das Vererbte oder Geschenkte „Einkommen“ ist, 

das (unentgeltlich) zugewendet wurde706.  

Es wurde zwar nicht durch Teilhabe am Markt erworben (kein 

Markteinkommen, sondern Transfereinkommen), dies ist jedoch 

                                                 
grund der Wachstumsraten der Wirtschaft und der Verdoppelung des Volks-

vermögens im Laufe der Zeit, werde immer nur ein Teil vererbt. 
704 Kirchhof, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. (2007), § 118 

Rn. 259. 
705 Crezelius, Steuerrecht II, 2. Aufl. (1994), S. 320; Kirchhof, Die Steuern, 

in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. (2007), § 118 Rn. 259; 

Oberhauser, Erbschaft- und Schenkungsteuern, in: Andel/Haller, (Hrsg.), Hdb. 

der Finanzwissenschaften, Bd. 2, 3. Aufl. (1980), S. 487 (492).  
706 V. Schanz, FinArch, A.F. Bd. 13, (1893), S. 1 (16, 23 f.); Oberhauser, 

Erbschaft- und Schenkungsteuern, in: Andel/Haller, (Hrsg.), Hdb. der 

Finanzwissenschaften, Bd. 2, 3. Aufl. (1980), S. 487 (492); Tipke, Die 

Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 872; Schneider, DStR 1998, 

S. 1287 (1288); Walz, Steuergerechtigkeit und Rechtsanwendung, (1980), S. 

163 f. Er begründet die Ausgliederung der Erbschaftsteuer damit, dass sie 

unregelmäßig anfallen; Bach, StuW 1991, S. 116 (127); a.A. Wassermeyer, 

Grundfragen der Unternehmensbesteuerung, Resümee, in: Lang, (Hrsg.), 

Unternehmensbesteuerung in EU-Staaten, DStJG 16 (1994), S. 329 (335); 

Albers, Die Besteuerung von Vermögen und fundierten Einkünften, in: 

Koch/Petersen, (Hrsg.), Staat, Steuern und Finanzausgleich, FS Kolms 

(1984), S. 235 (238); differenzierend: Meincke, Rechtfertigung der 

Erbschaft- und Schenkungsteuer, in: Birk, (Hrsg.), Steuern auf Erbschaft und 

Vermögen, DStJG 22 (1999), S. 39 (58). 
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vor dem Hintergrund der Vermögenszugangstheorie und des 

Leistungsfähigkeitsprinzips auch unbeachtlich, da die Teilhabe 

am Markt nicht Voraussetzung des Einkommens ist. Auch die 

Erbschaft ist daher als tauglicher Indikator des Leistungs-

fähigkeitsprinzips anzusehen.  

 

ee) Das Vermögen 

Als dritter Indikator steuerlicher Leistungsfähigkeit kommt der 

statische Vermögensbestand in Betracht. Es handelt sich hierbei 

um „statisch verfestigtes und dem laufenden Wirtschaftsverkehr 

entzogenes Einkommen“, das als Bindeglied zwischen dem 

Vermögenszufluss und Vermögensabfluss fungiert707. Das Steuer-

recht erfasste früher den Vermögensbestand durch die Vermögen-

steuer708. Aktuell wird das Innehaben des Vermögens durch die 

Grundsteuer belastet.  

Bei der Belastung des Vermögens ist zu beachten, dass der Staat 

das Vermögen einschließlich der Dispositionsfreiheit besonders 

schützen soll. Die staatliche Teilhabe hat deshalb auf möglichst 

mildeste Weise zu erfolgen709. Während die ersten beiden Indika-

toren (Einkommen und Konsum) durch eine aktive Beteiligung des 

Bürgers am Wirtschaftsverkehr erfolgen, greift der Zugriff auf die 

Substanz des Vermögens in die Dispositionsfreiheit des Steuer-

pflichtigen ein. Aufgrund dessen ist es strittig, ob die Besteuerung 

des Vermögensbestandes zulässig ist und ob das Vermögen ein 

                                                 
707 Burmester, StuW 1993, S. 221 (224); Schneider, ZfBF 1971, S. 253 (369 

f.). Die Einkommensteuer erfasse nur den „realisierten“ Vermögenszuwachs; 

die Vermögensteuer das „realisierbare“ Vermögen. 
708 Kirchhof, Die Steuern, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. 

(2007), § 118 Rn. 237 ff. 
709 Burmester, StuW 1993, S. 221 (224). 
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Indikator der steuerlichen Leistungsfähigkeit sein kann710.  

Teilweise 711  wird dies mit folgenden Argumenten begründet. 

Bereits die Existenz des Vermögens stelle eine Erweiterung des 

Bedürfnisbefriedigungspotentials dar. Denn für den Sparer be-

deute der Verzicht auf kurzfristigen Konsum mehr Bedürfnisbe-

friedigung als die volle konsumtive Verwendung des Nettoein-

kommens in der Periode712 . Diese Überlegung ist jedoch nicht 

zwingend: Stellt man bei der Leistungsfähigkeit auf die Verwirk-

lichung des Mittelerwerbs ab und misst man diese am Einkom-

men, so kann eine gesonderte Vermögensbesteuerung nicht be-

gründet werden. Stellt man auf die verwirklichte Bedürfnisbe-

friedigung (Konsum) ab, dann ist ebenfalls die Besteuerung des 

Vermögens abzulehnen713.  

Auch aus verfassungsrechtlichen Gründen lässt sich das Vermögen 

als Indiz für steuerliche Leistungsfähigkeit verneinen. Zunächst ist 

der Gebrauch des Eigentums stärker sozialpflichtig als das bloße 

Innehaben von Eigentum (Art. 14 Abs. 2 GG). Konsequenterweise 

soll der Gesetzgeber den Steuerzugriff im Wesentlichen auf den 

                                                 
710 So auch Burmester, StuW 1993, S. 221 (225). Zudem weist sie auf die 

Bewertungsschwierigkeiten bei den verschiedenen Vermögensgegenständen 

hin. Zum Überblick: Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstab der 

Steuernormen, (1983), S. 34 ff.; Haller, FinArch, N.F. Bd. 36, (1977), S. 222 

ff.; a.A. Schneider, FinArch, N.F. Bd. 37, (1979), S. 26 ff. 
711 Haller, FinArch, N.F. Bd. 36, (1977), S. 222  (226 ff.). Die Sicherheit im 

wirtschaftlichen Sinne und Unabhängigkeit wachse und könne im 

Wirtschaftsleben vielfältig eingesetzt werden. Außerdem erwachse 

zusätzliches „Freizeitpotential“ aus der Verfügbarkeit des Vermögens, das 

jede beliebige Verwertungsmöglichkeit biete. Ders., Die Steuern. 3. Aufl. 

(1981), S. 54 f.  
712 Haller, FinArch, N.F. Bd. 36, (1977), S. 222 (230). 
713 Zu den Argumenten, Schneider, FinArch, N.F. Bd. 37, (1979), S. 26 (28 

ff; 30 ff.; 39 ff.). Gleiches gelte auch, wenn man bei der steuerlichen 

Leistungsfähigkeit auf die Möglichkeit der Bedürfnisbefriedigung abstelle. 
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Erwerb des Eigentums und auf den Vermögensverbrauch (Umsatz) 

ausrichten714. Zudem führe die Vermögensteuer neben der Ein-

kommensteuer zu einer Doppelbesteuerung derselben Steuer-

quelle. Denn der Vermögensertrag werde bereits von der Einkom-

mensteuer erfasst. Eine zusätzliche Belastung des Vermögens 

bedürfe einer besonderen Rechtfertigung. Jedoch gebe es keinen 

Grund, die Vermögensansammlung gegenüber dem Sofortkonsum 

zu benachteiligen715. Überdies werden durch die Abschaffung der 

Vermögensteuer alle Steuerquellen gleich behandelt716.  

 

Man könnte die Besteuerung des Vermögens dann aufrecht 

erhalten, wenn man nur auf den ertragsfähigen Teil des Vermögens 

abstellt und den „Sollertrag“ erfasst717. Dafür könnte sprechen, 

dass der Vermögensteuer eine „Kontrollfunktion“ für die 

Veranlagung der Einkommensteuer zusteht718. Zudem wirken sich 

zu hohe Spitzensteuersätze negativ auf das unternehmerische 

Verhalten der Steuerpflichtigen aus. Die Vermögensteuer wirkt auf 

der einen Seite dem „verschwenderisch hohen Ausgabegebahren“ 

entgegen719. Auf der anderen Seite hat sie, sofern sie auf Erträgen 

aus Vermögen beruht, den Charakter einer zusätzlichen Ertrag-

steuer. Insoweit lässt sich das Vermögen als Hilfsindikator zum 

Einkommen bezeichnen720.  

                                                 
714 Zu den Argumenten: Kirchhof, Bundessteuergesetzbuch, (2011), § 1 Rn. 63. 
715 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 506. 
716 Kirchhof, Bundessteuergesetzbuch, (2011), § 1 Rn. 64. 
717  Als Sollertragsteuer, BVerfGE 93, 121 (136); krit. u.a. Tipke, Die 

Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 916 ff. 
718 Albers, Die Besteuerung von Vermögen und fundierten Einkünften, in: 

Koch/Petersen, (Hrsg.), Staat, Steuern und Finanzausgleich, FS Kolms 

(1984), S. 235 (252 ff.). 
719 Walz, Steuergerechtigkeit und Rechtsanwendung, (1980), S. 164. 
720  Fecher, Persönliche allgemeine Vermögensteuer, in: Andel/Haller, 
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Gegen die Einführung der Sollertragsteuer könnte jedoch sprechen, 

dass hierdurch die Freiheit der Gestaltung des eigenen Lebens nicht 

mehr gewährleistet werden könnte. Die Ausgestaltung als Fähig-

keitssteuer ist mit den Grundrechten daher nicht zu vereinbaren721. 

Die Besteuerung des Vermögens lässt sich indes mit der Über-

legung rechtfertigen, dass dem fundierten Einkommen eine höhere 

Steuerkraft innewohnt als dem „unfundierten Arbeits-

einkommen“ 722 . Nach Auffassung des Bundesverfassungs-

gerichts723 kann auch der ruhende Bestand des Vermögens An-

knüpfungspunkt einer Steuerbelastung sein. Es begründete dies 

damit, dass diese Steuer vom Grundgesetz bei der Regelung der 

Ertragshoheit aufgezählt wird (Art. 106 Abs. 2 Nr. 2 GG). Das 

Gericht beruft sich zudem auf die historisch gewachsene 

Bedeutung und ihre Anerkennung als zulässige Form des 

Steuerzugriffs. Die Grenze des Steuerzugriffs bestehe jedoch darin, 

geschaffene vermögenswerte Rechtspositionen im Kern zu 

erhalten. 

                                                 
(Hrsg.), Hdb der Finanzwissenschaften, Bd. II, 3. Aufl. (1980), S. 453 (474). 

Konsequenz dieser Betrachtungsweise ist, dass eine Besteuerung ertragslosen 

Vermögens unzulässig ist.  
721 Schneider, Steuerlast und Steuerwirkung, (2002), S. 250 f. 
722 BVerfGE 13, 331 (348); 43, 1 (7); siehe auch: Schäffle, Die Steuern, (1895), 

S. 281. Die Begünstigung des unfundierten Einkommens liegt auch darin 

begründet, dass Steuersubjekte sich zunächst um eine Altersversorgung 

kümmern müssen. Walz, Steuergerechtigkeit und Rechtsanwendung, (1980), S. 

164; Kirchhof, Bundessteuergesetzbuch, (2011), § 1 Rn. 60 f.; Kirchhof, Die 

Steuern, in: Kirchhof/Isensee, (Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. (2007), § 118 Rn. 238; 

Fecher, Persönliche allgemeine Vermögensteuer, in: Andel/Haller, (Hrsg.), 

Hdb der Finanzwissenschaften, Bd. II, 3. Aufl. (1980), S. 453 (474). 
723 BVerfGE 93, 121 (137). Die Vermögensteuer dürfe jedoch nur so bemessen 

werden, dass sie den Vermögensstamm unberührt lasse und aus den 

üblicherweise zu erwartenden, möglichen Erträgen bezahlt werden könne 

(Sollerträge). Ob die Vermögensteuer auch als Instrument der Umverteilung 

genutzt werden konnte, ließ das Gericht jedoch offen. 
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Die Argumente des Bundesverfassungsgerichts greifen nicht 

durch. Denn diese Normen orientieren sich lediglich am über-

kommenen Bestand der Steuern und nicht am Konzept gleich-

mäßiger Besteuerung. Das Argument der Tradition genügt indes 

nicht, denn die Vorschriften treffen keine Aussage über den 

materiellen Gerechtigkeitsgehalt724.  

Auch der zusätzliche Freizeitnutzen, der teilweise725  als Recht-

fertigungsgrund einer Vermögensbesteuerung angeführt wird, 

greift deshalb nicht durch, weil man von der Höhe des Vermögens 

nicht auf das Ausmaß der Freizeit schließen kann. Außerdem hängt 

die Freizeit auch von den Präferenzen des Betroffenen ab. 

Für das Vermögen als Indikator der Leistungsfähigkeit spricht 

entscheidend, dass die Vermögenseinkünfte nicht den persönlichen 

Einsatz und die sich daraus ergebende Gebundenheit und 

Einschränkung der individuellen Lebensgestaltungsmöglichkeiten 

voraussetzen 726 . Hinzu kommt, dass Wirtschaftssubjekte im 

Bestreben nach Sozialprestige, Sicherheit oder gesellschaftlicher 

Macht Vermögen anhäufen 727 . Zudem verfügen sie über eine 

                                                 
724  Vieten, Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Wiedereinführung 

einer Vermögensteuer, (2005), S. 200. 
725 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 930 f.; Haller, 

Die Steuern, 3. Aufl. (1981), S. 358; a.A. Fecher, Persönliche allgemeine 

Vermögensteuer, in: Andel/Haller, (Hrsg.), Hdb der Finanzwissenschaften, 

Bd. II, 3. Aufl. (1980), S. 453 (475 ff.). 
726  Fecher, Persönliche allgemeine Vermögensteuer, in: Andel/Haller, 

(Hrsg.), Hdb der Finanzwissenschaften, Bd. II, 3. Aufl. (1980), S. 453 (472); 

Kirchhof, Die Steuern, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. (2007), 

§ 118 Rn. 238. Kritisch ließe sich hiergegen einwenden, dass die Vertreter 

dieser Auffassung implizit davon ausgehen, dass der Einkommenserwerb mit 

Arbeitsleid verbunden ist. Diese Erwägung ist im Hinblick auf die 

Zinserträge im Rahmen des § 20 Abs. 1 und 2 EStG zu relativieren. 
727 Bach, StuW 1991, S. 116 (121 f.), m.w.N.; Schneider, ZfBF 1971, S. 253 

(369 ff.); a.A. Albers, Die Besteuerung von Vermögen und fundierten 
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relativ große Kreditbasis728. Möglich wäre auch eine Rechtferti-

gung als Umverteilungsteuer, um auseinanderdriftende Ver-

mögensverhältnisse zu verhindern729. Überdies kann man auch die 

größere Verfügungsmacht über Geld und Sachgüter730, aber auch 

über zusätzliche Unabhängigkeit, Entscheidungsfreiheit und 

                                                 
Einkünften, in: Koch/Petersen, (Hrsg.), Staat, Steuern und Finanzausgleich, 

FS Kolms (1984), S. 235 (243 f.). Er erwägt auch eine Belastung aufgrund 

des erworbenen Humankapitals. Da die Kosten der Qualifizierung der Staat 

übernommen habe. Nach seiner Auffassung sei es kaum möglich, zu 

erkennen, in welchem Umfang Arbeitseinkommen auf unterschiedliche 

Qualifikation oder Anstrengung zurückgehen. 
728  Fecher, Persönliche allgemeine Vermögensteuer, in: Andel/Haller, 

(Hrsg.), Hdb der Finanzwissenschaften, Bd. II, 3. Aufl. (1980), S. 453 (475 

ff.). 
729 BVerfGE 93, 121 (135) offen in Bezug auf Umverteilungsinstrumente in 

der Verfassung; Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 

932 ff. Davon sollen jedoch mittlere Vermögen ausgeschlossen sein. Denn es 

störe das Gerechtigkeitsempfinden, wenn nicht gefragt werde, wie das 

Vermögen zustande komme. Das Gerechtigkeitsempfinden werde zudem 

empfindlich dadurch gestört, weil Vermögen nicht nur dadurch zustande 

komme, was man einnehme, sondern auch durch das, was man nicht ausgebe. 

Sparen dürfte nicht gegenüber dem Lebensgenuss privilegiert werden. 

Böckenförde BVerfGE 93, 149 (162). Staatliches Potential sozialer 

Korrekturmöglichkeiten werde durch die Beschränkung auf den 

Vermögensertrag beschnitten; a.A. Birk, Rechtfertigung der Besteuerung des 

Vermögens aus verfassungsrechtlicher Sicht, in: Birk, (Hrsg.) Steuern auf 

Erbschaft und Vermögen, DStJG 22 (1999), S. 7 (13 f.). In der 

Gesetzesgeschichte habe die Vermögensteuer zu keiner Zeit eine als 

ungerecht empfundene Güter- und Wohlstandsverteilung zu korrigieren. 

Auch das geringe Umverteilungsvolumen spreche gegen die Tauglichkeit als 

Mittel steuerlicher Umverteilung. Als außerökonomische Korrektur der 

Einkommensverteilung: Röpke, Die Lehre von der Wirtschaft, 13. Aufl. 

(1994), S. 262 ff. (266). 
730 Gerloff, Steuerwirtschaftslehre, in: Gerloff/Neumark, (Hrsg.), Hdb. der 

Finanzwissenschaften, Bd. 2, 2. Aufl. (1956), S. 238 (281); Birk, 

Rechtfertigung der Besteuerung des Vermögens aus verfassungsrechtlicher 

Sicht, in: Birk, (Hrsg.) Steuern auf Erbschaft und Vermögen, DStJG 22 

(1999), S. 7 (16). 
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Sicherheit731 als Belastungsgrund anführen. Eine Vermögensbe-

steuerung ist daher gerechtfertigt. 

 

ff) Zwischenergebnis und Ausblick 

Das Leistungsfähigkeitsprinzip enthält bestimmte Indikatoren, 

welche für die Steueraufteilung entscheidend sind. Die Indikatoren 

lassen sich sowohl aus der Einkommenserwirtschaftung, -

verwendung und aus dem Vermögensbestand herleiten.  

Ausgehend von den Indikatoren, lässt sich auch auf die Steuergüter 

schließen. Denn das Prinzip der Leistungsfähigkeit knüpft an 

bestimmte Lebenssachverhalte des Rechts- und Wirtschaftslebens 

an, aus dem wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erwächst. Es basiert 

auf dem Gedanken der sachlichen Anknüpfung an das Steuergut732. 

Im Folgenden werden die einzelnen Steuergüter, die für eine 

spätere Steuerzerlegung und -verteilung von Relevanz sein 

könnten, dargestellt. Dabei werden die Hauptindikatoren der 

Einkommenserwirtschaftung, -verwendung und des Vermögens-

bestandes herangezogen und näher konkretisiert. 

 

b) Steuergüter der Einkommenserwirtschaftung 

Die Einkommenserwirtschaftung erfolgt durch einen Zufluss von 

Geld. Die deutsche Einkommensteuer erfasst im Grundsatz das 

synthetische Einkommen, da sie alle Einkünfte unabhängig von der 

                                                 
731 Haller, Die Steuern, 3. Aufl. (1981), S. 359. 
732  Haaser, Die wirtschaftliche und juristische Bedeutung der Lehre vom 

Steuertatbestand, (1937), S. 13 f.; Burmester, StuW 1993, S. 221; Lang, 

Systematisierung von Steuervergünstigungen, (1974), S. 32 ff.; Schaumburg, 

Internationales Steuerrecht, 3. Aufl. (2011), Rn. 13.1; Lang, in: Tipke/Lang, 

Steuerrecht, 20. Aufl. (2010), § 7 Rn. 25. 
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Art der Quelle erfasst 733 . Dabei hat der Wohnsitz des Steuer-

pflichtigen eine gewisse Bedeutung. Dieser Anknüpfungspunkt ist 

jedoch nicht ausschlaggebend, weil dieser willkürlich gewechselt 

werden kann und meist in keinem Zusammenhang zur 

wirtschaftlichen Betätigung steht. Für die Berücksichtigung spricht 

jedoch, dass der Wohnsitz des Steuerpflichtigen auch der 

„Ursprung“ der Leistungsfähigkeit ist734. 

Der Einkünfteerzielung oder -erwirtschaftung liegen vier Faktoren 

zugrunde735: Boden, Arbeit, Kapital und Fachwissen736. Diese Fak-

toren kann man als Unterarten des Steuergutes der Einkommens-

erzielung bezeichnen. Sie enthalten unterschiedliche Schwer-

punkte und könnten hierdurch eine Teilwirtschaftskraft indizieren. 

Die Anknüpfung an den Ort der wirtschaftlichen Betätigung 

rechtfertigt sich aus der Annahme, dass der Steuerpflichtige auf 

Grund seiner wirtschaftlichen Tätigkeit zur Einkommensteuer 

herangezogen wird737. Daher sollte sich der Ort der Besteuerung 

nach diesen wirtschaftlichen Tatbeständen (Steuergut bzw. Steuer-

gegenstand) richten.  

 

aa) Die Bodennutzung 

Als erster Anknüpfungspunkt, der den Schwerpunkt der be-

steuerungswürdigen Wirtschaftskraft festlegt, kommt die Boden-

                                                 
733 Eine Ausnahme kann man bei der Kapitalertragsteuer machen, da hier ein 

Sondertarif eingeführt wurde (§ 43a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG). 
734 Endriss, Wohnsitz oder Ursprungsprinzip, (1967), S. 71 f. Er will jedoch 

im internationalen Steuerrecht vollständig auf die Wohnsitzanknüpfung 

verzichten. 
735 Burmester, StuW 1993, S. 221 (225).  
736  Vogel, Die Besteuerung von Auslandseinkünften, in: Vogel, (Hrsg.), 

Grundfragen des internationalen Steuerrechts, DStJG 8, (1984) S. 3 (29). 
737 Endriss, Wohnsitz oder Ursprungsprinzip, (1967), S. 71. 
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nutzung in Betracht. Im Zentrum der Einkommenserwirtschaftung 

steht der „nutzbringend arbeitende Boden“. Aufgrund der örtlichen 

Eingliederung steht dieser Aspekt auch im innerstaatlichen Bereich 

im Vordergrund. Eine geringere Bedeutung hat in diesem Zusam-

menhang die persönliche Tätigkeit oder die sächliche Nutzungs-

art738.  

Auch historische Erwägungen sprechen für den Lage- bzw. Be-

legenheitsort als Aufteilungsmaßstab. Die Aufteilung der Einkom-

mensteuer nach der Bodennutzung erfolgte in Sachsen-Weimar, 

Königreich Sachsen739, Sachsen-Meiningen und Preußen740. Der 

Ertrag aus Grund und Boden sollte dem Ort der Lage zugeschnitten 

werden. Gleiches galt bereits in Bayern, das jedoch durch ein 

Zuschlagssystem modifiziert wurde741. Der Örtlichkeitsgrundsatz 

ist auch verfassungsrechtlich nach Art. 106 Abs. 1 S. 1 GG durch 

die Zuweisung der Grundsteuer an die Gemeinden fundiert. 

International wird der Belegenheitsort mehrfach zumindest mittel-

bar herangezogen742. Dies ergibt sich zunächst im Rahmen der 

beschränkten Steuerpflicht aus §§ 49 Abs. 1 Nr. 1 EStG. Zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung wird unilateral nach §§ 34d 

Nr. 1, 34c Abs. 1-5 EStG ebenfalls auf den Lageort abgestellt. Art. 

6 Abs. 1 OECD-MA 743  enthält die Möglichkeit, die Besteuerung 

nach dem Belegenheitsort auszurichten744. Gleiches gilt nach Art. 

                                                 
738 Burmester, StuW 1993, S. 221 (225 f.). 
739 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (18). 
740 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (22). 
741 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (20).  
742 Burmester, StuW 1993, S. 221 (226); V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 

1 (18). 
743 DBA-MA (2010) =Doppelbesteuerungsabkommen-Musterabkommen aus 

dem Jahre 2010. 
744 Nach Art. 6 Abs. 2 OECD-MA bestimmt der Belegenheits-Staat, was unter 

unbeweglichem Vermögen zu verstehen ist. 
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13 Abs. 1 OECD-MA für die Gewinne aus der Veräußerung von 

unbeweglichem Vermögen. Der Belegenheitsort ist mithin als 

taugliches Indiz der Teilwirtschaftskraft anzusehen. 

 

bb) Die Arbeitskraft 

Die Arbeitskraft als zweiter Anknüpfungspunkt der Einkom-

menserwirtschaftung basiert eher auf persönlichem Einsatz. Der 

Schwerpunkt des Ertrags liegt daher auf der Person. Arbeits-

material und -verwertung hingegen dienen nur der Tätigkeit der 

Person. Burmester745 sieht die örtliche Belegenheit der personalen 

Arbeitsdurchführung und deren Einbindung in die staatliche Teil-

habe als wesentliche Kriterien für die Zugehörigkeit an. Als 

geeignetes Indiz komme auch die Belegenheit des arbeitenden 

Betriebs in Betracht. Sie unterscheidet hierbei nicht zwischen 

selbständiger und unselbständiger Arbeit.  

Der Gesetzgeber stellt bei der nichtselbständigen Tätigkeit im 

Rahmen des § 49 Abs. 1 Nr. 4 lit. a) EStG auf den Ort der 

Ausübung oder Verwertung der Tätigkeit ab. Für die Einkünfte aus 

Gewerbebetrieb ist die Betriebsstätte oder ein ständiger Vertreter 

nach § 49 Abs. 1 Nr. 2 lit. a) EStG erforderlich. Die selbständige 

Tätigkeit ist in § 49 Abs. 1 Nr. 3 EStG geregelt; diese Norm stellt 

ebenfalls auf den Ausübungs- bzw. Verwertungsort und alternativ 

auf die Betriebsstätte ab. 

Bei der unilateralen Vermeidung von Doppelbesteuerungen 

werden die gleichen Anknüpfungspunkte im Rahmen des § 34d Nr. 

2 EStG (Gewerbebetrieb), Nr. 3 (nichtselbständige Tätigkeit) und 

Nr. 5 (selbständige Tätigkeit) verwendet.  

Auch Art. 7 OECD-MA stellt bei den Unternehmensgewinnen auf 

                                                 
745 Burmester, StuW 1993, S. 221 (226). 
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den Sitz des Unternehmens ab, es sei denn, es befinden sich im 

anderen Staat Betriebsstätten des Unternehmens746. Art. 15 OECD-

MA regelt die unselbständige Tätigkeit. Zwar wird dort auf den 

Wohnsitzort abgestellt. Übt der Steuerpflichtige seine Tätigkeit in 

einem anderen Land aus, so können die bezogenen Vergütungen 

aber am Ausübungsort (Quellensteuer) besteuert werden747.  

 

cc) Das Kapital 

Eine problematische Fallgruppe der Steuergüter stellt das Kapital 

dar. Hier ist fraglich, worauf man hierbei abstellt. Zum Kapital 

gehören die Einkünfte aus Zinsen. Eine Steueraufteilung ist hier 

sehr schwierig. Denn der Zins kann in einem anderen „Gemein-

wesen“ produziert werden als am Sitz des Gläubigers. Abzustellen 

wäre nach Auffassung von Burmester 748  auf das „arbeitende 

Kapital in seiner örtlich-wirtschaftlichen Belegenheit und der 

Zusammenhang zwischen einer potentiellen Ertragserwirt-

schaftung (Teilhabe an den rechtlichen wie tatsächlichen Rahmen-

bedingungen) einerseits und der finanziellen Zusatzbelastung 

durch Teilhabe an der Erhaltung der staatlichen Leistungsvorgaben 

andererseits. Ihre Auffassung bezieht sich jedoch auf das Ver-

hältnis der Staaten zueinander. Die gleichen Erwägungen lassen 

sich jedoch auch auf das Verhältnis der Bundesländer zueinander 

übertragen. 

Man könnte auf Basis der Opfertheorie davon ausgehen, dass auch 

                                                 
746 Die Regelung der selbständigen Tätigkeit war früher in Art. 14 OECD-MA 

enthalten. Sie wurde jedoch im Jahre 2000 aufgehoben. Die selbständige 

Tätigkeit wird daher auch von Art. 7 OECD-MA erfasst und den 

Unternehmensgewinnen gleichgestellt. 
747 Art. 16, 18 und 19 OECD-MA können als Spezialregelungen angesehen 

werden. 
748 Burmester, StuW 1993, S. 221 (226). 
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ausländische Einkünfte Leistungsfähigkeit generieren. Im Hinblick 

darauf wird ins Feld geführt, dass das Leistungsfähigkeitsprinzip 

das Welteinkommen erfasse und die Bezieher ausländischer 

Einkünfte nicht bessergestellt werden sollten als Bezieher 

inländischer Einkünfte749.  

Für die Berücksichtigung „ausländischer“ Leistungsfähigkeit 

sprechen deren Rahmenbedingungen und Risikostruktur. Das 

Opferprinzip gibt daher keine eindeutige Antwort, welcher Staat 

zugriffsberechtigt ist. Stellt man jedoch auf das Nutzenprinzip als 

Ausformung des Äquivalenzprinzips ab, so kommt man zu dem 

Ergebnis, dass der Investor im Ausland die natürlichen 

Gegebenheiten, Infrastrukturleistungen, usw. nutzt. Nur ein 

geringer Teil der Wohnsitz-Infrastruktur werde genutzt750.  

Zunächst erwägt v. Schanz751 eine andere Behandlung von Schuld-

zinsen, die durch eine Hypothek oder Grundschuld gesichert 

werden (Belegenheitsort des Grundstücks). Er erkennt jedoch, dass 

dann die Privatschulden unterschiedlich behandelt würden. V. 

Schanz752  erwägt auch eine Aufteilung zugunsten des Quellen-

staates in Höhe von ¾. Auch will er753 das Prinzip der wirtschaft-

lichen Zugehörigkeit nur bei den international bedeutenden 

Wertpapieren anwenden. Letztlich schlägt er vor, im Gemeinde-

steuerrecht den Kapitalisten am Wohnort zu fassen. 

Vogel754 kommt zu gegenläufigen Ergebnissen. Da die Abgeltung 

                                                 
749 Debatin, FR 1969, S. 277 (278 f.). 
750  Vogel, Die Besteuerung von Auslandseinkünften, in: Vogel, (Hrsg.), 

Grundfragen des internationalen Steuerrechts, DStJG 8, (1984) S. 3 (27). 
751 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (14 f.). 
752 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (14). 
753 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (16). Dort befinde sich auch ein Teil 

der wirtschaftlichen Zugehörigkeit. 
754  Vogel, Die Besteuerung von Auslandseinkünften, in: Vogel, (Hrsg.), 
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der Wohnsitz-Infrastrukturleistungen über die indirekten Steuern 

erfolge, könne das Wohnsitzland die Besteuerung ausländischer 

Kapitaleinkünfte nicht rechtfertigen. 

Eine eindeutige Festlegung der Kapitaleinkünfte auf einen be-

stimmten Ort ist nicht möglich. Beide Anknüpfungspunkte sind 

daher grundsätzlich denkbar. 

Die beschränkte Steuerpflicht bei Einkünften aus Kapitalvermögen 

ergibt sich aus § 49 Abs. 1 Nr. 5 EStG. Nach lit. a) wird auf den 

Wohnsitz des Schuldners abgestellt; lit c) führt zu einem 

inländischen Besteuerungsrecht, wenn das Kapitalvermögen durch 

inländische Grundstücke etc. gesichert wird. Auch § 34d Nr. 6 

EStG stellt auf den Ansässigkeitsort des Schuldners bzw. des zu 

sichernden Grundstücks ab. Dies gilt auch für Art. 11 OECD-MA, 

der primär auf den Ansässigkeitsstaat verweist755. Art. 10 Abs. 1 

OECD-MA verweist ebenfalls bezüglich der Dividendenaus-

zahlung auf den Ansässigkeitsstaat des Gläubigers. 

Die Dividenden- und Zinszahlungen werden international primär 

dem Wohnsitzort zugeordnet. Mehrere Gründe sprechen jedoch 

entscheidend für die (Mit-)Berücksichtigung des Quellenortes. 

Denn die Infrastrukturleistungen des Quellenortes sorgen letztlich 

für die Leistungsfähigkeit, denn im Ausland werden die Zinsen 

oder Dividenden durch die Schuldner „erwirtschaftet“. Daher 

kommt es auch auf die ausländischen Begebenheiten an. Dies wird 

auch im OECD-MA so gesehen, denn Art. 10 Abs. 2 OECD-MA 

weist das Aufkommen dem Staat zu, in dem die Dividenden 

                                                 
Grundfragen des internationalen Steuerrechts, DStJG 8, (1984) S. 3 (27). 
755  Die Möglichkeit der Quellenbesteuerung besteht nach Art. 11 Abs. 2 

OECD-MA. Sie ist jedoch der Höhe nach beschränkt (nicht höher als 10% des 

Bruttobetrags der Zinsen). 
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zahlende Gesellschaft ihren Sitz hat756. Eine ähnliche Vorschrift 

enthält Art. 11 Abs. 2 OECD-MA757. Von großer Bedeutung sind 

in diesem Zusammenhang Art. 10 Abs. 4 und Art. 11 Abs. 4 

OECD-MA. Befinden sich Betriebsstätten im Nichtansässig-

keitsort, so ergibt sich die Steuerberechtigung nach Art. 7 Abs. 1 

OECD-MA. Das heißt, in diesem Fall gilt das Betriebsstätten-

prinzip758. 

 

dd) Die Wissensüberlassung 

Auch die Wissensüberlassung zwischen der personalen Arbeits-

ausübung des Gebenden und der sachlichen Arbeitsverwertung des 

Nehmenden steht in einem Spannungsverhältnis759. Burmester760 

                                                 
756 Diese Zuweisung ist jedoch der Höhe nach auf 5% des Bruttobetrages der 

Dividende beschränkt, wenn der Nutzungsberechtigte eine Kapitalgesellschaft 

ist. In allen anderen Fällen gilt eine Beschränkung in Höhe von 15%. 
757 Auch hier wird eine Beschränkung i.H.v. 10% vorgenommen. Im DBA mit 

den USA wird das Wohnsitzprinzip sowohl bei den Dividenden als auch bei 

den Zinsen durchgesetzt. Bei den Dividenden besteht gleichwohl die im 

OECD-MA enthaltene Möglichkeit der Quellen-Besteuerung. Siehe hierzu: 

BGBl. II 1991, S. 354 (360 ff.). 
758 Dieses Prinzip wird auch in Art. 10 Abs. 2, 4 Abs. 1 DBA-Frankreich 

verwirklicht. BGBl. II 1961, S. 397 (402 ff.). 
759 Burmester, StuW 1993, S. 221 (226). 
760 Burmester, StuW 1993, S. 221 (226); a.A. Vogel, Die Besteuerung von 

Auslandseinkünften, in: Vogel, (Hrsg.), Grundfragen des internationalen 

Steuerrechts, DStJG 8, (1985) S. 3 (30). Die Höhe sei abhängig von den 

Umständen. Handle es sich um gewerblich geschütztes Fachwissen, so beruhen 

die Erträge, die der Inhaber erzielt, ausschließlich auf den Beiträgen aus dem 

Quellenstaat. Bei freiem Fachwissen hingegen würde man die Beiträge beider 

Staaten annähernd gleich zu bewerten haben. Diese Auffassung beruht jedoch 

nicht nur auf den Indizien der Leistungsfähigkeit. Er bezieht auch 

nutzentheoretische Annahmen mit ein: Das Fachwissen sei ein geistiges 

Kapital, dessen Erwerb am Wohnsitzstaat nicht steuerpflichtig ist. Der 

Wohnsitzstaat soll daher beteiligt werden. Dies gelte selbst dann, wenn 

Lizenzeinkünfte im Wohnsitzland bereits abgeschrieben seien. 
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geht vom Vorrang der Belegenheit des arbeitenden Wissensgutes 

und seiner sachlichen Integration in einer leistenden und 

fordernden Wirtschafts- und Staatengemeinschaft aus. Maß-

gebend sei daher die Belegenheit des arbeitenden Substrates. Die 

personale Wissensvermittlung habe lediglich vorbereitenden Cha-

rakter. Sowohl im Rahmen von § 49 Abs. 1 Nr. 9 als auch im 

Rahmen des § 34d Nr. 8c EStG wird dabei auf den Quellenort 

verwiesen.  

Art. 12 Abs. 1 OECD-MA scheint zunächst in eine andere Rich-

tung zu weisen. Denn danach wird zunächst an den Ansässig-

keitsstaat des Lizenzgebers angeknüpft. Diese Regelung wird 

jedoch durch Abs. 3 relativiert. Denn übt der Nutzungsberechtigte 

seine Tätigkeit in dem Staat aus, aus dem die Lizenzgebühren 

stammen und gehören diese Rechte zu dieser Betriebsstätte, so ist 

der Ort der Betriebsstätte entscheidend (Betriebsstättenvorbehalt). 

Für die Bevorzugung des Wohnsitzstaates des Lizenzgebers könnte 

sprechen, dass  der Wohnsitzstaat das Fachwissen durch Aus-

bildungseinrichtungen, Informationsmöglichkeiten und seiner 

Kommunikationseinrichtungen vermittelt habe. Eine Gegen-

leistung habe der Wohnsitzstaat jedoch noch nicht erhalten. Seine 

Mitwirkung zahle sich nur durch Beteiligung an den Erträgen aus. 

Dieser Auffassung ist jedoch nicht zu folgen, da sie bei der 

Ermittlung der besteuerungswürdigen Wirtschaftskraft äquivalenz-

theoretische Betrachtungen enthält.  

Es wird erkennbar, dass die Einkommenserwirtschaftung zum Teil 

ihre Anknüpfung am Belegenheitsort hat. Von Bedeutung ist daher 

auch der Ort der Erwirtschaftung. Das Erwirtschaftungssubstrat 

wird als Indikator der Einkünfteerwirtschaftung angesehen761. 

                                                 
761 Burmester, StuW 1993, S. 221 (226). 
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c) Steuergüter der Einkommensverwendung 

Das Steuergut der Einkommensverwendung äußert sich als 

konsumtiver Vorgang durch den entgeltlichen Erwerb. Es kommt 

hier nicht auf den Belegenheitsort des Erwirtschaftungssubstrats 

an, sondern auf das „Aufwand verursachende Verwendungs-

substrat“. Der steuerliche Schwerpunkt des allgemeinen und 

besonderen Verbrauchsteuercharakters liegt auf dem im Entgelt 

verkörperten Käuferkonsum762. 

Verwirklicht werden diese Verwendungsarten am Belegenheitsort 

der Waren oder der Belegenheit der beanspruchten Nutzungsgüter 

bzw. Ausübungsmöglichkeiten763. 

 

d) Steuergüter der Vermögensbestandes 

Unabhängig von der Verfassungsmäßigkeit einer Vermögensbe-

steuerung aufgrund der Sollertragskraft ergeben sich auch hier 

zuständigkeitsindizierende Anknüpfungsmomente. Denn die Be-

zugnahme auf die potentielle Substanzertragskraft begründet eine 

parallele Anknüpfung-764. Das bedeutet, dass auch in diesem Fall 

die vier Steuergüter Boden, Arbeit, Kapital und Wissen als 

potentiell ertragbringende Wirtschaftskraft von Bedeutung sind 

und eine Abgrenzung im innerstaatlichen Bereich erlauben765. 

 

 

  

                                                 
762 Burmester, StuW 1993, S. 221 (227). 
763 Burmester, StuW 1993, S. 221 (227). 
764 Burmester, StuW 1993, S. 221 (226 f.). 
765 Burmester, StuW 1993, S. 221 (226 f.). 
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3. Räumliche Funktion des Leistungsfähigkeitsprinzips 

 

a) Räumlicher Anwendungsbereich 

Der räumliche Anwendungsbereich des Leistungsfähigkeits-

prinzips lässt sich aus der allgemeinen Grundrechtsdogmatik 

entnehmen766. Er bezieht sich grundsätzlich nicht nur auf Gegeben-

heiten im innerstaatlichen Bereich, sondern findet – wenn auch 

beschränkt – im grenzüberschreitenden Kontext Anwendung767. 

Der räumliche Bezug des Leistungsfähigkeitsprinzips könnte seine 

Wirkung daher nicht nur zwischen zwei Staaten, sondern auch 

innerhalb der Bundesländer entfalten. Grundannahme ist dabei, 

dass die Einzelsteuergüter zu einem Gesamtsteuergut in der 

zurechnungspflichtigen Person zusammengefasst werden sollen. 

Dadurch kann die Gesamtwirtschaftskraft einer Person festgestellt 

werden768.  

Das bedeutet jedoch nicht, dass nur ein Staat (Wohnsitzstaat) die 

objektive Gesamtwirtschaftskraft abschöpfen darf. Vielmehr soll 

das Gesamtsteuergut sinnvoll zwischen den Staaten aufgeteilt 

werden (Beteiligung auch des Quellenstaates)769. Grundgedanke 

                                                 
766 BVerfGE 6, 290 (295); 31, 58 (74 f.); 57, 9 (23); 92, 26 (41 f.); 100, 313 

(362 ff.). 
767  Waldhoff, Grundzüge des Finanzrechts des Grundgesetzes, in: 

Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. (2007), § 116 Rn. 160. Das 

Leistungsfähigkeitsprinzip verpflichtet den Gesetzgeber zum Abschluss von 

Doppelbesteuerungsabkommen. Die deutsche Staatsgewalt unterliegt damit 

gemäß Art. 3 Abs. 1 GG einer Einwirkungspflicht. Die Grundrechte sind in 

ihrer Wirkkraft im grenzüberschreitenden Kontext verringert. Auf das 

Internationale Steuerrecht wird in § 2 IV 2 a) näher eingegangen. 
768 Burmester, StuW 1993, S. 221 (225). 
769 Diese Erwägungen werden auch im internationalen Steuerrecht angestellt. 

Vogel, Die Besteuerung von Auslandseinkünften, in: Vogel, (Hrsg.), 

Grundfragen des internationalen Steuerrechts, DStJG 8, (1985) S. 3 (26); 
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ist hierbei, die Gewährleistung der Lenkungs- und Gestaltungs-

neutralität, die zwischen belastungs- und räumlich erfassungs-

würdigen Quellensachverhalten sachlich trennt 770 . Diese Auf-

teilung erfolgt anhand der Einzelsteuergüter. Wesen und Inhalt der 

Einzelsteuergüter bestimmen dabei die Zuordnungsqualität und 

den Zuordnungsschwerpunkt771.  

Das steuerliche Finanzierungs- und Gestaltungspotential wird hier-

durch innerstaatlich abgegrenzt. Auf diese Weise werden die 

Beeinträchtigungen durch die Besteuerung ungeachtet persönlicher 

Anknüpfungspunkte gleichheits- und freiheitsgerecht zwischen 

den verschiedenen Körperschaften aufgeteilt. Aufteilung und Ab-

grenzung sind hierbei untrennbar miteinander verbunden. Vertikal 

enthalten die Steuergüter leistungsfähigkeits- und zugehörigkeits-

indizierende Grundfunktion und horizontal ergänzen sie sich 

gegenseitig772. 

  

                                                 
Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen Steuerrecht, 

FS Tipke (1985), S. 125 (131). 
770 Burmester, StuW 1993, S. 221 (228). 
771 Burmester, StuW 1993, S. 221 (225). Subjektive Belange in der Person des 

Steuerpflichtigen modifizieren diese objektive Gesamtwirtschaftskraft im Staat 

der sozialen Zugehörigkeit der Einzelperson. Auf diese kommt es jedoch bei 

der räumlichen Verteilung der Steuerlast nicht an. 
772 Burmester, StuW 1993, S. 221 (227 f.). 
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b) Schlussfolgerung 

Die Zugehörigkeits- und Leistungsfähigkeitsfunktion der Steuer-

güter zeigt auf, wie sich eine Verteilung des Steueraufkommens 

über mehrere Gebietskörperschaften hinweg gestalten lässt. Sie 

sind jedoch nicht immer eindeutig oder zwingend – was sich auch 

in den Doppelbesteuerungsabkommen zeigt. Sie weisen jedoch auf 

mögliche Zerlegungsprinzipien hin und können damit Gegenstand 

weiterer Überlegungen sein. Im Folgenden wird untersucht, welche 

Bedeutung das Leistungsfähigkeitsprinzip für die Länder hat. 

Ausgangspunkt der anschließenden Untersuchung wird hierbei die 

Frage sein, ob dieses Prinzip eine Grundlage für das örtlichen 

Aufkommen darstellt. 

 

4. Bedeutung des Leistungsfähigkeitsprinzips im Verhältnis 

der Länder zueinander 

 

a) Grundannahme des örtlichen Aufkommens 

In diesem Abschnitt wird untersucht, welche Bedeutung das 

Leistungsfähigkeitsprinzip im Verhältnis der Länder zueinander 

hat. Dabei wird angenommen, dass dieses Prinzip die Grundlage 

für das Verhältnis der Länder zueinander bildet. Ausdrücklich wird 

darauf weder in der Rechtsprechung noch in der Literatur Stellung 

bezogen. Möglicherweise können sich aber aus der Diskussion um 

die „eigene“ Finanzausstattung der Länder Anhaltspunkte finden 

lassen. Tragend für diese Überlegung könnten zunächst einmal die 

Wertungen sein, die Hidien 773  im Rahmen des örtlichen 

                                                 
773 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG 

(1997), S. 21 ff. 
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Aufkommens herausgearbeitet und auch auf die Zerlegungsvor-

schriften übertragen hat. Diesbezüglich ist auf das bereits Erwähnte 

im Rahmen des örtlichen Aufkommens zu verweisen. Hier sei nur 

kurz wiederholt, dass die Verteilungsratio des Art. 107 Abs. 1 S. 1 

GG vier miteinander verbundene Hauptelemente des örtlichen 

Aufkommens erfasst: Es ist zunächst als entscheidende Grundlage 

für die Bundesstaatlichkeit der Länder anzusehen. Daraus folgt, 

dass die Länder von den Früchten ihrer Wirtschaftspolitik profi-

tieren und partizipieren und das Risiko der eigenen Wirtschafts-

entscheidungen tragen. Es dient zudem der interföderalen 

Abgrenzung. und stellt zugleich die regionale Leistungsfähigkeit 

der Länder heraus, was die Finanzautonomie gegenüber den 

anderen Ländern und dem Bund stärkt. 

 

b) Das „eigene“ Steueraufkommen 

 

aa) Herleitung aus Art. 107 Abs. 1 S. 1-4 HS. 1 GG 

Grundlage des Verhältnisses zwischen den Ländern im Rahmen 

des Art. 107 Abs. 1 GG ist die Vorstellung, dass sie aufgrund ihrer 

Eigenstaatlichkeit Aufkommen erzielen. Dieses Aufkommen soll 

auch den Ländern zurechenbar sein und wird zuweilen auch als 

„eigenes“ Aufkommen bezeichnet. Denn für den Staat macht es 

einen Unterschied, ob er seine verfassungsmäßigen Aufgaben aus 

eigener Finanzkraft erfüllen kann oder ob er auf die Hilfe der 

anderen Länder angewiesen ist774. Umstritten ist jedoch, wann von 

einem „eigenen“ Aufkommen die Rede sein kann. Die erste 

Möglichkeit besteht darin, das „eigene“ Steueraufkommen aus der 

                                                 
774 Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 214 f. 
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örtlichen Vereinnahmung zu entnehmen. Diese Überlegung hat 

zwar den Wortlaut für sich. Sie weist jedoch einige Schwächen auf. 

Denn sie berücksichtigt nicht, dass die Vereinnahmungsvor-

schriften durch den einfachen Gesetzgeber erlassen werden, der 

über einen umfangreichen Ermessensspielraum verfügt 775 . Da-

durch wird nicht zwingend die Steuerkraft des Landes deutlich. 

Friktionen entstehen auch durch das Verhalten der Lohnsteuer- und 

Abführungsverpflichteten. Die „eigene“ Steuerkraft der Länder als 

Grundlage des „interföderalen“ Leistungsfähigkeitsprinzips kann 

daher nicht allein auf S. 1 basieren. Das „Eigene“ ergibt sich 

möglicherweise durch die anschließende obligatorische bzw. 

fakultative Zerlegung nach S. 2 und S. 3. Dafür spricht die 

Überlegung, dass erst dann, wenn die vereinnahmungsbedingten 

und verhaltensbedingten Verzerrungen weitestgehend ausge-

schaltet werden, von der Leistungsfähigkeit eines Landes die Rede 

sein kann. Diese Überlegung ist in ihren Ansätzen richtig. Sie wirft 

im Detail jedoch Fragen auf. Inwieweit der Gesetzgeber tätig 

werden muss, ob und welche Anknüpfungspunkte er im Rahmen 

der Zerlegung berücksichtigen will, überlässt das Gericht weit-

gehend dem Gesetzgeber776: Er hat insoweit ein Entschließungs-

ermessen. Denn auf der einen Seite ist der Gesetzgeber nicht ge-

zwungen, alle Steuern zu zerlegen777 . Das Bundesverfassungs-

                                                 
775  BVerfGE 72, 330 (391); Henneke, Öffentliches Finanzwesen, 

Finanzverfassung, (1990), S. 156 f.; Korioth, Der Finanzausgleich zwischen 

Bund und Ländern, (1997), S. 519; Hidien, Die horizontale Steuerverteilung 

gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG (1997), S. 55; a.A. Peffekoven, FinArch, N.F. 

Bd. 45, (1987), S. 181 (187); Kitterer, Finanzausgleich im vereinten 

Deutschland, (1994), S. 8. 
776 Bezüglich der Einkommensteuer: Wendt, Die „eigene“ Finanzausstattung 

der Länder im System der Steuerverteilung und des Finanzausgleichs, GS 

Burmeister, (2005), S. 457 (462 ff.). 
777 Die obligatorische Zerlegung der Lohn- und Körperschaftsteuer bleibt 
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gericht räumt ihm diesbezüglich ein Auswahlermessen ein. Aber 

auch inhaltlich hat der Gesetzgeber einen großen Spielraum. Dies 

wird unter anderem bei der Lohnsteuerzerlegung deutlich. Denn 

nach Auffassung des Gerichts könne er Wertschöpfungs-

gesichtspunkte vollständig außer Acht lassen 778 . Ein weiterer 

Einwand ergibt sich aus der Überlegung, dass der Gesetzgeber bei 

der Schaffung von Zerlegungsvorschriften die Verzerrungen nicht 

vollständig beseitigen muss779. Gegen die Wertung der „eigenen“ 

Finanzkraft der Länder spricht zudem, dass sie zur Disposition des 

einfachen (Bundes-)Gesetzgebers steht. Denn der Bund hat erstens 

die Gesetzgebungskompetenz über die wichtigsten Steuern und 

zweitens hat er große Spielräume bei der Einnahmenverteilung 

(Zerlegungskriterien und Einführung der Umsatzsteuerer-

gänzungsanteile stehen weitgehend im Belieben des Bundes). 

Damit fehlt der Eigenstaatlichkeit der Länder ein wichtiger 

Bestandteil780. 

 

bb) Herleitung aus Art. 107 Abs. 1 GG 

Teilweise781 wird unter anderem aufgrund der Friktionen argumen-

tiert, dass es nur eine Finanzkraft der Länder gebe. Aus welchem 

Steueraufkommen sie sich speise, sei gleichgültig. Die nach dem 

örtlichen Aufkommen verteilten Steuern weisen demzufolge keine 

                                                 
außer Acht. 
778 Wendt, Die „eigene“ Finanzausstattung der Länder im System der Steuer-

verteilung und des Finanzausgleichs, GS Burmeister, (2005), S. 457 (461). Er 

führt in diesem Fall die Zerlegung der Lohnsteuer als Beispiel an. 
779 BVerfGE 72, 330 (407); krit. Wendt, Die „eigene“ Finanzausstattung der 

Länder im System der Steuerverteilung und des Finanzausgleichs, GS 

Burmeister, (2005), S. 457 (463). 
780 Ebenfalls Meyer, KritV 2008, S. 132 (150). 
781 Wendt, Die „eigene“ Finanzausstattung der Länder im System der Steuer-

verteilung und des Finanzausgleichs, GS Burmeister, (2005), S. 457 (473). 
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besondere Qualität auf. Eine ähnliche Haltung nimmt das 

Bundesverfassungsgericht782 ein. Ungeachtet der ausgleichenden 

Wirkungen der Umsatzsteuer und der Umsatzsteuerergänzungs-

anteile geht es davon aus, dass Art. 107 Abs. 1 GG insgesamt 

bestimme, was den Ländern als „eigene“ Finanzausstattung 

zustehe. Damit ist zugleich die vielfach kritisierte Umsatzsteuer-

verteilung unter den Ländern angesprochen, auf die im weiteren 

Verlauf noch vertieft eingegangen wird. Hier sei nur erwähnt, dass 

ungeachtet der ausgleichenden Wirkungen der Einwohnerzahl 

(Art. 107 Abs. 1 S. 4 HS. 1 GG) die „eigene“ Finanzausstattung 

nicht zwingend ausgeschlossen wird. Denn die einwohnerbe-

zogene Verteilung von mind. 75 % des Länderanteils an der 

Umsatzsteuer dient ausschließlich dem Zweck, die Steuer den 

einzelnen Ländern nach der regionalen Steuerkraft 

zuzuweisen 783 . Eine andere Frage stellt sich bezüglich der 

Ergänzungsanteile (Art. 107 Abs. 1 S. 4 HS. 2 GG). Da sie 

ausdrücklich Bedarfselemente in die primärhorizontale Ertrags-

verteilung einführt, wird sie von der herrschenden Auffassung 

in der finanzwissenschaftlichen 784  und rechtswissenschaft-

                                                 
782 BVerfGE 72, 330 (385). 
783 Carl, Bund-Länder-Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1995), S. 40. Der 

Einwohnermaßstab ist dabei lediglich ein Hilfsmaßstab, da die örtliche 

Verteilung des privaten Endverbrauchs mit dem vorhandenen statistischen 

Material nicht trennscharf möglich war und ist. Korioth, Der Finanzausgleich 

zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 527; Kirchhof, Der Verfassungsauftrag 

zum Länderfinanzausgleich als Ergänzung fehlender und als Garant 

vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 7. Er sieht hingegen beide Zwecke 

als von der Vorschrift erfasst an; a.A. Henke/Schuppert, Rechtliche und 

finanzwissenschaftliche Probleme der Neuordnung der Finanzbeziehungen 

von Bund und Ländern im vereinten Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 103.  
784 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (191); Franke, StuW 1991, 

S. 311 (319); Kitterer, Zukunft der Steuerzerlegung bei Einkommensteuer bzw. 

Umsatzsteuer, in: Schmidt-Trenz/Fonger, (Hrsg.), Bürgerföderalismus, 1. Aufl. 
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lichen785 Literatur als systemwidrig und intransparent bezeich-

net. Konsequenz dieser Betrachtung ist, dass dieser Teil des Art. 

107 Abs. 1 GG nicht vom „eigenen“ Aufkommen erfasst ist786.  

 

cc) Herleitung aus Art. 107 Abs. 2 GG 

Ein anderer Teil der Literatur787  geht davon aus, dass sich das 

„Eigene“ oder die „eigene Finanzausstattung“ der Länder erst nach 

der Durchführung des Finanzausgleiches (Art. 107 Abs. 2 GG) 

ergebe. Dafür spricht die Erwägung, dass es sich in Deutschland 

um einen einheitlichen Wirtschaftsraum handelt, bei dem die 

Gliedstaaten am Ertrag der Volkswirtschaft angemessen beteiligt 

werden sollen. Auch im Hinblick auf die Unschärfen der originären 

Aufteilung lasse sich nur bedingt vom Ausdruck vorhandener 

Wirtschaftskraft sprechen788. Der Finanzausgleich soll zudem für 

                                                 
(2000), S. 130; Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des 

bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 4, 22. 
785 Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 215. Es sei nicht recht einzusehen, 

warum eine Regelung, die schon horizontal ausgleichende Elemente enthalte, 

dazu führen soll, dass es sich um „eigenes“ Aufkommen der Länder handelt; 

a.A. BVerfGE 72, 330 (385 f.); Hidien, Die Verteilung der Umsatzsteuer 

zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 385 f.; Wendt, Finanzhoheit und 

Finanzausgleich, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR VI, 3. Aufl. (2008), § 139 

Rn. 91 f. Darin komme der von der Verfassung gefundene Kompromiss 

zwischen der Eigenstaatlichkeit der Länder und der bundesstaatlichen 

Gemeinschaft zum Ausdruck. Kritisch lässt sich einwenden, dass dieser 

Kompromiss nicht zwingend auf einer Stufe erfolgen muss. Es besteht auch die 

Möglichkeit den Ausgleich vollständig auf die dritte Stufe zu verlagern ohne 

gegen das Prinzip der Bundestreue zu verstoßen. 
786 Auf etwaige Reformüberlegungen wird später noch Bezug genommen. 

Siehe hierzu: § 2 D I 6. 
787 Wendt, Finanzhoheit und Finanzausgleich, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), 

HStR VI, 3. Aufl. (2008), § 139 Rn. 91 f.; Hidien, Die Verteilung der 

Umsatzsteuer zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 385 f.; Korioth, Der 

Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 421 f.  
788 Kesper, NdsVbl. 2002, S. 1 (5). 
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eine aufgabengerechte Finanzausstattung sorgen. Für die finanz-

schwachen Länder bedeutet die Herausstellung der „eigenen 

Finanzausstattung“ eine Diskriminierung und könnte auch implizit 

den Vorwurf enthalten, dass sie Kostgänger der finanzstarken 

Länder sind. Denn für die finanzschwachen Länder sind die nach 

Art. 107 Abs. 2 GG notwendigen Ausgleichsleistungen ebenfalls 

Bestandteil ihrer Finanzausstattung. Die Finanzverfassung 

differenziere daher nicht nach der Herkunft der Mittel. Zudem wird 

argumentiert, dass das Gericht den Zusammenhang zwischen 

Ertragsverteilung und Umverteilung zerreiße und damit impliziere, 

dass Abs. 2 eine solidarische Spende enthalte. Es wird zwar 

erkannt, dass Art. 107 Abs. 2 GG fremde Mittel zuführt, da sie 

bereits beim Geber in seinem Haushalt etatisiert seien und eine 

Abgabe aus Eigenem darstelle. Aber der Zuweisungsempfänger, 

der die Voraussetzungen des Abs. 2 erfülle, habe einen Anspruch 

auf die Zuweisung und die zugewiesenen Mittel stünden ihm zur 

freien Verfügung789.  

 

c) Bewertung 

Der Ansatz der Rechtsprechung und von Teilen der Literatur ist 

nicht zwingend. Es lassen sich durchaus auch restriktivere Ansätze 

aus der Verfassung entnehmen. Überlässt man dem Gesetzgeber 

einen derart weiten Gestaltungsspielraum im Hinblick auf das 

„Ob“ und „Wie“ des Tätigwerdens sowohl bei der Schaffung von 

Zuständigkeitsvorschriften als auch bei der Zerlegung, so wird 

deutlich, dass auch nach Anwendung der S. 2 und 3 das „eigene“ 

Steueraufkommen und damit das Selbstverständnis der Länder im 

                                                 
789 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 421 

f. 
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Verhältnis zueinander auf keiner soliden Basis beruht. Damit die 

Länder tatsächlich auch von der eigenen Wirtschaftsleistung profi-

tieren können, muss das Aufkommen den Ländern möglichst ohne 

Verzerrungen zugeteilt werden. Dabei kann der Gestaltungs-

spielraum bei der Schaffung von Zuständigkeitsvorschriften weit 

gefasst werden. Kommt es jedoch aufgrund dieser Regeln zu 

Verzerrungen, so sind diese Friktionen weitestgehend zu 

beseitigen. Dies lässt sich dadurch erreichen, dass bei den Steuern 

die räumliche Zugehörigkeit der Steuer ermittelt wird.  

Der Gestaltungsspielraum reduziert sich daher zunächst in der 

Hinsicht, dass der Gesetzgeber nicht irgendwelche Kriterien 

wählen kann. Er muss bei der Zerlegung daher sowohl territoriale 

als auch steuerbelastungstechnische Anknüpfungspunkte wäh-

len790. Diese Erwägungen werden auch durch die Tatsache ge-

stützt, dass diese Betrachtungsweise das Selbstbewusstsein der 

Länder im anschließenden Finanzausgleich stärkt. Dieser Gesichts-

punkt ist auch tragend für das „interföderale Leistungsfähigkeits-

prinzip“.  

Gegen diese Auffassung kann auch nicht ins Feld geführt werden, 

dass es sich hierbei um eine spezielle Garantie der Bewahrung des 

„Eigenen“ handelt, denn die Ausgleichspflichten aus dem 

Länderfinanzausgleich ergeben sich schon aus dem bündischen 

Prinzip791. Für die Länder ist es jedoch wichtig, zu zeigen, dass sie 

sich um die Stärkung ihrer Steuerquellen bemühen. Für sie macht 

es daher einen erheblichen Unterschied, ob die Mittel aus der 

Erwirtschaftung eigener Steuerquellen resultieren oder ob sie die 

                                                 
790 Siehe bereits: § 1 B I 1 c). 
791  Wendt, Die „eigene“ Finanzausstattung der Länder im System der 

Steuerverteilung und des Finanzausgleichs, GS Burmeister, (2005), S. 457 

(473). 
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Mittel durch Umverteilung erhalten haben792. Der Umstand, dass 

die Finanzverfassung nícht nach der Herkunft der Mittel 

unterscheidet, trifft zwar insoweit zu, als keine nachteiligen 

Konsequenzen an das Bestehen eines Finanzbedarfs geknüpft sind. 

Dennoch unterscheidet auch die Finanzverfassung in Art. 107 Abs. 

1 und 2 GG zwischen der originären Verteilung und der derivaten 

Umverteilung793. Dies ergibt sich zudem aus den unterschiedlichen 

Verteilungsmodi. Der Gesetzgeber unterscheidet daher ausdrück-

lich zwischen Primär- und Sekundärverteilung. 

Die vorgebrachten Einwände schlagen letztlich auch deshalb nicht 

durch, weil die „eigene“ Finanzaus-stattung das 

Leistungsfähigkeitsprinzip (das im Vertikalverhältnis zwischen 

Staat und Bürger gilt) auf das zwischenstaatliche Verhältnis 

zwischen den Ländern überführt. Zwar ergeben sich hieraus keine 

unmittelbaren finanziellen Konsequenzen oder Nachteile für die 

finanzschwachen Länder. Diese Sichtweise stärkt jedoch das 

Selbstverständnis der Länder und widerspricht auf der anderen 

Seite nicht dem zwischenstaatlichen Solidarprinzip. Es entspricht 

auch der individualschützenden Funktion der Finanzverfassung794. 

Gegen die Beschränkung auf die originären Einnahmen kann man 

auch nicht anführen, dass Art. 107 Abs. 2 GG nur eine solidarische 

Spende sei, denn letztlich spielt es für die solidarische Ver-

pflichtung der Länder keine Rolle, ob man das „Eigene“ in Abs. 1 

hineinliest oder erst in Abs. 2. Aber schon der Wortlaut der 

                                                 
792 Ebenso Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 215. 
793 Meyer, KritV 2008, S. 132 (150 f.). 
794  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), 

S. 22 f.; Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 

4. 
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„eigenen“ Finanzausstattung weist eher in die Richtung der 

Abschöpfung eigener Steuerquellen und schließt damit implizit 

umverteilende Elemente aus. Auch das Argument, dass die Zu-

wendungsempfänger frei über die Mittel des Abs. 2 verfügen 

könnten, spricht nicht gegen die Betonung des „Eigenen“795. 

Für die „eigene“ Finanzausstattung der Länder ohne Berück-

sichtigung der Umsatzsteuerergänzungsanteile und des an-

schließenden Länderfinanzausgleichs spricht letztlich der von 

Kirchhof796 angedeutete Korrespondenzgedanke: Aus diesem er-

gibt sich, dass jede staatliche Finanzkraft letztlich von seinen Ein-

wohnern herrührt und umgekehrt jede finanzstaatliche Leistung 

seinen Einwohnern zugutekommen soll.  

 

d) Verknüpfung des Leistungsfähigkeitsprinzips mit der 

Steuerkraft der Länder 

Nachdem Herkunft, Begründung und grundsätzliche Anwendbar-

keit des Leistungsfähigkeitsprinzips der einzelnen Länder geklärt 

wurde, stellt sich die Frage, welche Bedeutung dem Prinzip der 

Leistungsfähigkeit bei der Zerlegung zukommt. Hier wird vor 

allem das Verhältnis zwischen der Leistungsfähigkeit der Steuer-

pflichtigen und der darauf beruhenden Steuerkraft der Länder 

dargestellt. Beide Größen werden häufig gemeinsam erwähnt. 

Dennoch wird die Leistungsfähigkeit der Länder nicht im Zu-

sammenhang gesehen. Dies erscheint deshalb verwunderlich, weil 

gerade der Finanzausgleich den Individualzusammenhang zu den 

                                                 
795  So aber Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 

(1997), S. 421 f. 
796  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), 

S. 21. 
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Bürgern darstellen soll797. Im ersten Schritt wird auf Äußerungen 

des Bundesverfassungsgerichts näher eingegangen. Daran schließt 

sich die Befassung mit der Literatur an.  

 

aa) Auffassung des Bundesverfassungsgerichts798 

Dass das Gericht auf das Leistungsfähigkeitsprinzip abstellt, drückt 

es nicht deutlich aus, dennoch lassen sich aus den Erwägungen 

eindeutige Folgerungen entnehmen. Im Folgenden werden diese 

kurz dargelegt. Sie beziehen sich zunächst auf die Prinzipien, die 

dem Art. 107 Abs. 1 GG zugrunde liegen. Daher wird zunächst auf 

diese eingegangen. 

 

„Von Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG her, … gewinnen die 

nachfolgenden Sätze 2 und 3 ihren Sinn: Sie enthalten 

Vorgaben an den Gesetzgeber, damit dieser die… 

vereinnahmten Steuern auf die Länder in einer Weise 

verteilt, die nach Möglichkeit der wirklichen 

Steuerkraft, d.h. der Steuerleistung der Wirtschaft und 

der Bürger des einzelnen Landes entspricht. 

…persönliche Steuerleistung und regionales 

Steueraufkommen werden … durch vielfältige 

Verflechtungen und Konzentrationsprozesse in der 

arbeitsteiligen Wirtschaft…gestört. …Nach  welchen 

Kriterien die Erträge der einzelnen Steuern zur 

                                                 
797 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 4. Er 

legt gerade die Autonomie der Länder nicht nur verbandsbezogen aus, sondern 

sieht hierin die Verwirklichung demokratischer Selbstbestimmung seiner 

Bürger. Das solidarische Element korrespondiert nach seiner Auffassung mit 

dem Individualstatus des Bürgers und damit im Kern mit den tatsächlichen 

Voraussetzungen individueller Freiheit. 
798 BVerfGE 72, 330 (391 ff.). 
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wirklichen Steuerkraft eines Landes gehören, sagt die 

Verfassung nicht“799. 

 

Aus dieser Aussage lässt sich die Korrelation zwischen der Steuer-

leistung der Wirtschaft, Bürger und der des Landes entnehmen. Sie 

hängen nach dieser Auffassung voneinander ab. Die wirkliche 

Steuerleistung der Bürger ergibt sich aus der Steuererhebung, die 

nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip erhoben wird. Folglich lässt 

sich allein schon aus dieser Aussage die Bedeutung des Leistungs-

fähigkeitsprinzips entnehmen 800 . Das Bundesverfassungsgericht 

führt seine Betrachtungen weiter aus und wird in diesem Kontext 

noch deutlicher: 

 

„Die Steuerverteilung nach der wirklichen Steuerkraft 

liegt der horizontalen Steuerverteilung zwar als 

gerechtigkeitsbezogene Leitidee zugrunde, sie ist vom 

Grundgesetz nicht näher bestimmt oder definiert. 

…[Sie] kann in diesem Sinne verstanden werden, daß 

die Steuerkraft dort entsteht, wo die steuerzahlenden 

Bürger wohnen; sie kann aber auch dahin verstanden 

werden, daß für sie der Ort der wirtschaftlichen 

Wertschöpfung maßgebend ist. 

Die landeseigene wirkliche Steuerkraft läßt sich nicht 

allein entweder nach dem Erarbeitungsort oder nach 

                                                 
799 BVerfGE 72, 330 (391f. ). 
800  Eine a.A. vertritt Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und 

Ländern, (1997), S. 514 ff. Er geht davon aus, dass hier das Prinzip fiskalischer 

Äquivalenz seinen Niederschlag hat. Dass diese Überlegung ihre Berechtigung 

hat, wird im weiteren Verlauf noch dargestellt. Jedoch ist darauf hinzuweisen, 

dass sich Leistungsfähigkeits- und Äquivalenzprinzip als Leitprinzipien bei der 

Steuerverteilung nicht widersprechen müssen. 
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dem Wohnsitzprinzip bestimmen; …beide 

Anknüpfungspunkte haben ihren sachlichen Bezug; in 

einer…Gesellschaft bedingen sich wirtschaftliche 

Wertschöpfung an der Betriebsstätte und die 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der dort tätigen 

Lohnsteuerpflichtigen gegenseitig“801. 

 

Aus diesen Sätzen wird daher deutlich, dass die Leistungsfähigkeit 

des Landes von der seiner Bürger abhängig ist. Auch die 

Bezugnahme des Gerichts auf den Doppelcharakter als Personen-

verband oder Gebietskörperschaft lässt sich dahingehend inter-

pretieren802. Aus dieser Aussage lassen sich auch Überlegungen 

bezüglich der Leistungsfähigkeit entnehmen. Denn die Sichtweise 

als Personenverband zeigt einen Zusammenhang zwischen den 

Bürgern und dem Staat. Gleichwohl ist die Schlussfolgerung des 

Gerichts803 nicht zwingend.  Einen anderen Blickwinkel nimmt es 

dann an, wenn es auf den Doppelcharakter des Landes als 

Gebietskörperschaft weist. Hier könnte man annehmen, dass die 

Beziehung Land-Bürger gelockert wird. Diese Aussage kann man 

auch als eine Bezugnahme auf das Äquivalenzprinzip ansehen, auf 

das später noch eingegangen wird.  

Auch im Hinblick auf die Zerlegung lassen sich Aussagen des 

Bundesverfassungsgerichts entnehmen, die auf das Leistungs-

fähigkeitsprinzip abzielen. Hier wird jedoch deutlich das 

                                                 
801 BVerfGE 72, 330 (392). 
802BVerfGE 72, 330 (392). Kritisch Hidien, Die horizontale Steuerverteilung 

gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 103. Staatstheoretische oder 

personalhoheitsrechtliche Erklärungsmuster vermögen die Zerlegungsregeln 

nicht sinnvoll anzureichern. 
803 BVerfGE 72, 330 (392). 
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Leistungsfähigkeitsprinzip erwähnt, da hier der Schwerpunkt der 

Betrachtung eher auf der Steuererhebung liegt. 

 

„Die Lohn- und Einkommensteuer ist eine personenbezogene 

Steuer, die an die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit natürlicher 

Personen anknüpft und diese – unter Berücksichtigung aller 

persönlichen und familiären Verhältnisse des Steuerpflichtigen – 

abschöpft. Aus der Gesamtheit der vom Gesetzgeber getroffenen 

Zerlegungsregelungen,…ergibt sich ferner, daß der Gesichtspunkt 

der örtlichen Wertschöpfung…keineswegs vernachlässigt worden 

ist804. …“  

 

Auch hier wird der Zusammenhang zum Leistungsfähigkeits-

prinzip augenscheinlich. Diesen Zusammenhang stellt es jedoch 

dem Wortsinn nach nur in Bezug auf die Zerlegung her. Art. 107 

Abs. 1 S. 2 und S. 3 GG hängen jedoch – wie bereits vorher 

erwähnt805 – unmittelbar mit dem Zweck des Art. 107 Abs. 1 S. 1 

GG zusammen. Daraus ergibt sich konsequenterweise nicht nur, 

dass sich die Sätze 2 und 3 aus dem S. 1 ergeben, sondern dass sich 

der Sinn des S. 1 aus dem niedergelegten Prinzip des örtlichen 

Aufkommens und der örtlichen Steuerkraft ergibt. Diese Prinzipien 

werden durch S. 2 und S. 3 verdeutlicht. Das Bundesver-

fassungsgericht verknüpft die verfassungsrechtliche Ebene und die 

Anforderung an den einfachen Gesetzgeber durch folgende Aus-

sage: 

„Der Gehalt des Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG lässt sich damit folgender-

maßen beschreiben: Der Gesetzgeber muß die Lohnsteuer und die 

                                                 
804 BVerfGE 72, 330 (406 f.). 
805 BVerfGE 72, 330 (391). 
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Körperschaftsteuer so zerlegen, daß vereinnahmungsbedingte 

Verzerrungen abgebaut werden, die einer Verteilung des Steuer-

aufkommens nach der wirklichen Steuerkraft entgegenwirken. 

…“806. 

 

bb) Auffassung der Literatur 

Gerade bei Hidien807 wird das Prinzip der örtlichen Steuerleistung 

mehrfach vertieft behandelt. Hierbei tritt der Zusammenhang 

zwischen der Steuererhebung beim Bürger und der anschließenden 

Steuerverteilung zwischen den Ländern noch deutlicher zu Tage: 

Das vereinnahmte örtliche Aufkommen diene als „quantitative 

Chiffre und qualitative Expression“ der regionalen Steuerleistung 

der steuerpflichtigen (natürlichen und juristischen) Personen der 

jeweiligen Region und solle im Wesentlichen der Steuerkraft 

entsprechen. Damit sei das örtliche Aufkommen Indikator der 

regionalen Steuerkraft.  

In diesem Zusammenhang wird er noch deutlicher, denn er nimmt 

auch im Rahmen der nicht definierten „vagen“ Größen (Steuer-

quelle, Wirtschaftskraft) Bezug auf das „Sicherungsziel der 

finanziellen bundesstaatlichen Leistungsfähigkeit“808.  

Zudem sollen die wirtschaftsbezogenen Ausdrücke nur verdeut-

lichen, dass die abgabenrechtliche Geldleistung zuvor von den 

Steuerpflichtigen erwirtschaftet worden ist809. 

Aber auch im Zusammenhang mit der Zerlegung gibt es 

                                                 
806 BVerfGE 72, 330 (395). 
807 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 39 ff. 
808 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 41 Fn. 142 m.w.N. 
809 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 41. 
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Andeutungen zum Leistungsfähigkeitsprinzip. Dies lässt sich aus 

der Erwägung schließen, dass die Zerlegung die gleichen 

Prinzipien enthält wie die Verteilung nach dem örtlichen 

Aufkommen. „…[Die Ergänzungsregeln] bilden aufgrund ihrer 

gemeinsamen Ausrichtung auf das Verteilungsregulativ einer 

Abschöpfung der regionalen Steuerleistung keine eigenständige 

Verteilungsstufe gegenüber dem örtlichen Aufkommens-

grundsatz…“810 sowie … Das Steuersubjekt ist der zahlungsfähige 

Steuerinländer…“811. 

Auch die Auffassung von Korioth812 enthält, soweit sie sich auf 

Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG bezieht, Elemente des Leistungsfähig-

keitsprinzips, weil er auf die Sicherung der Steuerkraft und der 

Ertragshoheit Bezug nimmt. 

Schon der Bundestag813 wies 1954 auf die Höhe des Aufkommens 

an der Einkommen- und Körperschaftsteuer als Symptom der 

                                                 
810 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 84. 
811 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 103. 
812  Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 

511ff.; Heinemann, WD 7/2012, S. 471 (474). Er geht davon aus, dass mit dem 

örtlichen Aufkommen, die steuerliche Leistungsstärke einer Region abgebildet 

werden soll. Peffekoven, Der Finanzausgleich im Spannungsfeld zwischen 

allokativen und distributiven Zielsetzungen, in: Beihefte der Konjunkturpolitik, 

Probleme des Finanzausgleichs in nationaler und internationaler Sicht, Bd. 41, 

(1993), S.11 (22): Er bezeichnet dies als Indikator der „Leistungskraft“ einer 

Region; Scherf, Der Länderfinanzausgleich in Deutschland, Finanzwissen-

schaftliche Schriften, Bd. 101, (2000), S. 32. Das örtliche Aufkommen bilde 

einen „natürlichen“ Beteiligungsmaßstab, weil darin die steuerliche Leistungs-

kraft der Bevölkerung zum Ausdruck komme. Wieland, Neuordnung der 

Finanzverfassung nach Auslaufen des Solidarpakts II und Wirksamwerden der 

Schuldenbremse, Gutachten, (2013), S. 42: Ausgehend von der Abschöpfung 

der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit biete es  sich schon an, an den Ort der 

Wertschöpfung anzuknüpfen. 
813 BT Drs. 02/480 Rn. 125 g), S. 82. 
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wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit eines Landes hin, welches 

weitgehend dem Industrialisierungsgrad entspreche. Beide Größen 

werden in Beziehung zueinander gesetzt. 

Auch die Literatur folgt diesem Gedanken weitgehend. Rudlof814 

drückt dieses Verhältnis folgendermaßen aus:  

„…Die Steuerkraft einer regionalen Einheit…bedeutet nichts 

anderes als die steuerliche Leistungsfähigkeit, die in der Wirt-

schaftskraft, in der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, des be-

treffenden Gebietes begründet liegt. Da nun die steuerliche 

Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen, welche ja die Steuerkraft 

eines Gebietes bestimmt, ihrerseits… auf  subjektiven Wertungen 

beruht…“.  

 

Rudlof815  bezieht sich zwar auf das örtliche Aufkom-men von 

Gemeindesteuern. Diese Überlegungen können jedoch auch auf 

Landes- bzw. Gemeinschaftsteuern übertragen werden. Er816 geht 

beim Steuerkraftvergleich zwischen den Ge-meinden auf diesen 

Zusammenhang zur Bevölkerung noch vertieft ein: 

„...denn tatsächlich ist die Bevölkerung der logische Ausgangs-

punkt jedes Steuerkraftvergleichs, weil die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit eines Gebietes von seiner Bevölkerung ge-

tragen und gehandhabt wird…“. 

Schick817 spricht in diesem Kontext von der Leistungsfähigkeit der 

Gebietskörperschaften, welche an der regionalen Wirtschaftskraft 

gemessen werden könne.  

                                                 
814 Rudlof, Das örtliche Aufkommen von Steuern, (1961), S. 22. 
815 Rudlof, Das örtliche Aufkommen von Steuern, (1961), S. 8 ff. 
816 Rudlof, Das örtliche Aufkommen von Steuern, (1961), S. 31. 
817 Schick, WD 4/2004, S. 230. 
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Auch Schuppert und Dahrendorf818 machen die enge Verbindung 

zwischen der Steuerkraft und der Leistungsfähigkeit seiner Bürger 

deutlich, „…weil die Besteuerung eine Methode der Beteiligung 

am wirtschaftlichen Erfolg Dritter darstelle. Steuerkraft und 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit einander also als notwendig 

entsprechen.“ 

 

Kube819 geht davon aus, dass der Finanzausgleich auch auf den 

Einwohner Bezug nehme. Das Prinzip der Leistungsfähigkeit 

werde im Rahmen der Zerlegung noch offener ausgedrückt. Denn 

die Zer-legung solle sicherstellen, dass die Länder an der in ihrem 

Gebiet erwirtschafteten Leistungsfähigkeit partizipieren. Er 

distanziert sich jedoch an anderer Stelle von dieser Verbindung 

zwischen der Leistungsfähigkeit des Einzelnen und des Staates820. 

 

In der Literatur wird daher häufig auf dieses Prinzip Bezug 

genommen. Unklar ist jedoch, wie sich diese Leistungsfähigkeit 

ausdrückt. Während in der rechtswissenschaftlichen Literatur 

hierfür die Steuerkraft (also das Erwirtschaften der Steuern im 

eigenen Bereich) herangezogen wird, gehen Vertreter der Finanz-

                                                 
818 Schuppert/Dahrendorf, Verfassungsrechtliche und finanzrechtliche Aspek-

te des Länderfinanzausgleichs, 1. Aufl. (1985), S. 23 f. 
819  Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 4. 

Ebenso Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 

514 ff.; Wendt, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), Finanzhoheit und Finanzaus-

gleich, HStR VI, 3. Aufl. (2008), § 139, Rn. 86 f.; Friauf, JA 1984, S. 618 

(621); Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundes-

deutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 32; Kitterer, 54. Jg. ifo, 

(2/2001), S. 8: Dann würden die Stadtstaaten, die aus der Einkommens-

entstehung stammende Steuerkraft auch tatsächlich vereinnahmen. 
820 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 53 Fn. 

205. 



 

239 

 

wissenschaft von der Wirtschaftskraft als Leitmaxime aus.  

Eine andere Schlussfolgerung ziehen auch Kitterer und Plachta821 

in ihren Untersuchungen. Sie weisen auf die regionale Zuteilung 

der Steuern hin, die nach der wirklichen Steuerkraft zu erfolgen 

habe. Auch nehmen sie Bezug auf die Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts. Sie bleiben hier jedoch nicht stehen. 

Vielmehr sehen sie diese Wertungen nur als Ausgangspunkt an und 

nicht als Leitmaxime der horizontalen Steuerverteilung 822 . Sie 

begründen ihre Auffassung damit, dass sich das Steueraufkommen 

eines Landes letztlich aus seiner Wirtschaftskraft ableite, die in der 

Regel durch regionale Wertschöpfung823 bzw. durch das regionale 

Bruttoinlandsprodukt gemessen werde. Auf die Wirtschaftskraft 

als Leitbild der Zerlegung wird nur insoweit Bezug genommen als 

es Einfluss auf die Leistungsfähigkeit der Bürger hat. Später wird 

im Rahmen der Reformansätze noch vertieft eingegangen824.  

Durch die Bezugnahme auf die Wirtschaftskraft wird das Ver-

hältnis des Landes zu seinen Bürgern nicht voll umfänglich 

berücksichtigt. Denn es wird nur auf die Wertschöpfung abgestellt. 

Der Fokus liegt damit vielmehr nur auf der Wirtschaftsleistung des 

Landes. Hiergegen spricht die Wertung, dass das Land von der 

Tätigkeit der Steuerpflichtigen partizipiert. Diese gehen ihrer 

verfassungsrechtlich gewährleisteten Tätigkeit (Art. 2 Abs. 1 und 

Art. 12 GG) nach. Der Staat als Steuerstaat finanziert sich als 

(stiller) Teilhaber aus der wirtschaftlichen Tätigkeit seiner Bürger. 

                                                 
821  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kern-

element einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 

14. 
822 BVerfGE 72, 330 (392). 
823 Ebenfalls Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des 

Solidarpakts II und Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 42. 
824 Siehe hierzu: § 2 D I 2. 
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Aus dem Blickwinkel gerät auch der Gedanke des Personenver-

bandes, welchen das Bundesverfassungsgericht825 in seiner Ent-

scheidung prägte. Ohne Not wird das Staat-Bürger-Verhältnis zu 

weit gedehnt, wenn nicht vollständig außer Acht gelassen. Denn 

auch Kitterer und Plachta826  erkennen, dass eine Änderung der 

Zerlegungsvorschriften nicht alle Probleme lösen würde. 

Eine rein wirtschaftskraftorientierte Fokussierung lässt zudem die 

(privaten) existenzsichernden Belange der Bürger 

unberücksichtigt. Der persönliche Bezug geriete auf diese Weise 

vollständig außer Acht. Kube827 betonte daher zu Recht, dass die 

bundesstaatlichen Elemente nicht nur verbandsbezogene Wirkung 

entfalten, sondern auch den Individualstatus des Bürgers schützen.  

Wird daher in Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG die Landesautonomie 

hervorgehoben, so beruht diese nicht nur auf der demokratischen 

Legitimation seiner Bürger828, sondern zuvörderst auch auf der 

individuellen Leistungsfähigkeit. Das örtliche Aufkommen hat 

daher nicht nur Wirkungen im Verbandsverhältnis gegenüber den 

anderen Ländern. Es basiert auch auf dem Steuerverhältnis zu 

seinen Bürgern. 

 

So spricht das Gericht vom Prinzip der wirklichen Steuerkraft, die 

als „gerechtigkeitsbezogene Leitidee dem Grundgesetz zugrunde 

                                                 
825 BVerfGE 72, 330 (391 ff.). 
826  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 47. 
827 Kube, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 4. 
828 Ebenso Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 20 

ff.; Waldhoff, Grundzüge des Finanzrechts des Grundgesetzes, in: HStR V, 

Isensee/Kirchhoff, (Hrsg.), 3. Aufl. (2007), § 116 Rn. 80, 108. 
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liege“, die von diesem jedoch weder bestimmt oder definiert werde. 

S. 2 und S. 3, welche ihren Sinn aus S.1 bezögen, müssen die 

Zuteilungen der Steuern der wirklichen Steuerkraft lediglich 

annähern.  

Die Aussagen beziehen sich indes nicht direkt auf den Steuer-

pflichtigen, sondern auf die landeseigene Steuerkraft. Dass die 

landeseigene Steuerkraft aber auf der individuellen Steuerkraft 

beruht, erkennt es auch, wenn es das Land wahlweise als 

Gebietskörperschaft und als Personenverband betrachtet. Hier wird 

deutlich, dass es letztlich auf die Steuerkraft des Steuerpflichtigen 

ankommt, die sich unmittelbar auf die Steuerkraft des Landes 

auswirkt. Wenn man diese Beziehung zwischen Steuerpflichtigen 

und Land berücksichtigt, dann wird auch deutlich, dass es beim 

örtlichen Aufkommen um nichts anderes geht als um die 

Feststellung der Leistungsfähigkeit des Landes829. Das Prinzip der 

Leistungsfähigkeit dient daher nicht mehr nur im Staat-

Bürgerverhältnis als Grundlage der gerechten Steuererhebung, 

sondern auch im Verhältnis zwischen den Ländern als Grundlage 

der gerechten Steuerverteilung.  

Da der Staat als Steuerstaat830 von der wirtschaftlichen Betätigung 

seiner Bürger profitiert, lassen sich zwei entscheidende Schluss-

folgerungen entnehmen: Erstens, jede staatliche Steuerkraft basiert 

auf der wirtschaftlichen Tätigkeit seiner Einwohner. Zweitens, jede 

                                                 
829  A.A. Isensee, Idee und Gestalt des Föderalismus im Grundgesetz, in: 

Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR VI, 3. Aufl. (2008), § 126 Rn. 55. Denn das 

Steuerrecht stelle nicht auf die Mitgliedschaft im Landesvolk ab. Ebenso: 

Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 23, 103. 
830  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 21; 

Vogel/Waldhoff, Grundlagen des Finanzverfassungsrechts, (1999), S. 327 ff. 
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finanzstaatliche Leistung soll letztlich den Bürgern des 

betreffenden Landes zugutekommen831. Bezugsgröße des Art. 107 

Abs. 1 S. 1 und S. 2 GG ist damit zunächst das Prinzip der 

Leistungsfähigkeit. 

Die Anwendung des Leistungsfähigkeitsprinzips erfolgt in der 

Weise, dass die Indikatoren der Leistungsfähigkeit der Bürger bei 

den jeweiligen Steuern ermittelt werden. Auf diese Weise lassen 

sich bestimmte Anknüpfungspunkte finden, die auch wieder im 

Rahmen des örtlichen Aufkommens sowie bei der 

belastungsgerechten Zerlegung von Bedeutung sein können. 

 

e) Zwischenergebnis  

Die „eigene“ Finanzausstattung der Länder spiegelt die 

Leistungsfähigkeit im gesamtstaatlichen Gefüge wider. Sie 

resultiert auf der einen Seite aus der Steuererhebung zwischen dem 

Staat und Bürger und gibt auf der anderen Seite den Anteil der 

Leistung des Landes am Gesamtertrag wieder. Die Wertigkeit der 

Mittelherkunft ist daher nicht von untergeordneter Bedeutung, wie 

es teilweise in der Literatur vertreten wird. Vielmehr realisiert sich 

hierdurch die landeseigene Leistungsfähigkeit. Hieraus ergibt sich, 

dass die Leistungsfähigkeit der Länder auf der Leistungsfähigkeit 

seiner Einwohner beruht. Das Prinzip der Leistungsfähigkeit ist 

daher nicht nur ein Steuererhebungsprinzip, das aus Art. 3 Abs. 1 

GG entnommen wird, sondern Basis des „Eigenen“ und damit der 

interföderalen Leistungsfähigkeit832. 

                                                 
831  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 21 

f. Er nimmt jedoch Bezug auf den Einwohner als Grundrechtsträger. Richtiger 

wäre der Maßstab der individuellen Leistungsfähigkeit. 
832  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 
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5. Ergebnis 

In diesem Abschnitt wurde dargestellt, dass das Leistungsfähig-

keitsprinzip eine große Bedeutung als Prinzip der Steuererhebung 

hat. Das Bundesverfassungsgericht bedient sich dieses Prinzips in 

einer sehr vorsichtigen Form und wendet es nur in den Rand-

bereichen an. Die Steuerarten als solche überprüft es jedoch nicht 

anhand des Leistungsfähigkeitsprinzips. Die Literatur sieht in 

diesem Prinzip eine angemessene Beteiligung des Staates an der 

Wirtschaftstätigkeit der Länder. Das Leistungsfähigkeitsprinzip 

bedarf einer Konkretisierung, weil es an sich sehr abstrakt ist. Die 

Abstraktheit ist jedoch auf das Wesen des Prinzips selbst zurück zu 

führen. Der Gesetzgeber muss daher Indikatoren verwenden, die 

die Leistungsfähigkeit ausdrücken und ausgestalten. Diese Indi-

katoren lassen sich aus Einkommen in den verschiedenen Phasen 

des Zuflusses, des Stammes (Vermögen) und des Abflusses fest-

machen. Zugleich erlauben die Indikatoren auch eine räumliche 

Zuordnung (Radizierung). Diese Zuordnung spaltet den Steuer-

gegenstand (Steuergut) auf. Hieraus ergibt sich die Teil-

Leistungsfähigkeit des Bürgers und des Landes. Die räumliche 

Zuordnung wirkt daher abgrenzend zwischen den Ländern.  

Aus der räumlichen Zuordnung folgt auch die Herleitung der 

finanziellen Leistungsfähigkeit der Länder, die sich in ihrer 

Steuerkraft ausdrückt. Diese Steuerkraft kommt jedoch aufgrund 

des Gestaltungsspielraums des Bundes bei der Schaffung von 

Zuständigkeitsvorschriften nicht voll zum Tragen. Daher sind die 

                                                 
Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), 

S. 22. Bezugsgröße für einen Belastungs- und Leistungsvergleich ist damit 

der Einwohner (Grundrechtsträger). 
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Verzerrungen durch Zerlegungsvorschriften zu beseitigen. Der 

Gestaltungsspielraum ist somit enger. 

Die durch Zerlegung bereinigte Steuerkraft ist wiederum Grund-

lage der „eigenen Finanzausstattung“ der Länder, welche 

wiederum im zwischenstaatlichen Verhältnis von Bedeutung ist. 

Das bedeutet jedoch nicht, dass die Ausgleichsleistungen hierdurch 

ausgeschlossen werden. Denn der Finanzausgleich bedeutet 

Abgabe aus eigenem.  

Nachdem das Leistungsfähigkeitsprinzip als systemtragendes 

Prinzip dargestellt wurde, das auch gleichzeitig Kriterien für die 

Zerlegungsvorschriften bietet, wird im folgenden Abschnitt 

untersucht, welche Bedeutung das Äquivalenzprinzip hat. Dieses 

Prinzip ist nicht nur deshalb von Bedeutung, weil es von der 

Finanzwissenschaft herangezogen wird, sondern auch deshalb, 

weil es ursprünglich den Steuerzugriff des Hoheitsträgers 

rechtfertigte. Insoweit hatte es damals die gleiche Bedeutung wie 

das später entwickelte Leistungs-fähigkeitsprinzip. 
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II. Das Äquivalenzprinzip 

Als zweites Maßkriterium für die Steuerzerlegung kommt das 

Äquivalenzprinzip in Betracht833. Im ersten Schritt wird zunächst 

darauf Bezug genommen, inwieweit dieses Prinzip bei der 

Steuererhebung Bedeutung hat. Gegenstand der anschließenden 

Untersuchung wird auch sein, welchen Stellenwert dieses Prinzip 

in der Rechts- und Finanzwissenschaft einnimmt.  

 

1. Überblick über die historische Entwicklung 

Ursprünglich834 wurde das Äquivalenzprinzip sowohl als Steuer-

begründungs- als auch als Steuerverteilungsnorm herangezogen 

und galt bis zum 19. Jahrhundert als das dominierende Prinzip zur 

Heranziehung des Steuerpflichtigen. Die Steuer war zu dieser Zeit 

ein gelegentlicher Notbehelf. Vor diesem Hintergrund entwickelte 

sich auch die Assekuranztheorie, die die Steuer als „Bezahlung“ für 

staatlichen Schutz ansah. Sie beruht vor allem auf der lehns-

rechtlichen Beziehung zwischen dem Fürsten und Ständen und 

                                                 
833 Ausdrücklich Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 

(1997), S. 516 ff.; aber implizit auch Hidien, Die horizontale Steuerverteilung 

gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG (1997), S. 101. Zwar lehnt er die 

Berücksichtigung von Bedarfsgesichtspunkten im Rahmen der Zerlegung ab, 

dennoch stellt er auf territoriale Anknüpfungspunkte ab, die ihrerseits auf 

wirtschaftlichen Beziehungen des Steuerpflichtigen gegenüber dem Staat 

beruhen und damit einen Äquivalenzcharakter aufweisen. Auf der anderen 

Seite wendet er sich bei der Körperschaftsteuerzerlegung aus den bereits 

erwähnten Gründen gegen die Ausrichtung am Äquivalenzprinzip. Der 

Verweis auf die gewerbesteuerlichen Zerlegungskriterien (die sich am 

Äquivalenzprinzip orientieren) sei für die körperschaftsteuerliche Zerlegung 

ungeeignet (S. 139). 
834 Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, (2001), S. 45. Der 

Grund ergibt aus dem Grundverständnis der Herrschenden. Die Ausgaben des 

Hofes wurden als Privatausgaben angesehen.  
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wurde später auf das Verhältnis zwischen Staat und Bürger 

übertragen. Aufgrund dessen wurde die Steuer in Analogie zu 

privatwirtschaftlichen Vorstellungen gedacht. Der staatliche 

Schutz wurde als Leistung dargestellt, die mit den Steuern der 

Bürger „bezahlt“ wurde (Korrespondenzbeziehung)835.  

Unklar blieb indes, wie die spezifischen Vorteile des einzelnen 

Bürgers oder die Kosten der Staatsleistung zu berechnen waren 836. 

Das Leistungsfähigkeitsprinzip hat sich erst am Ende des 19. 

Jahrhundert und im 20. Jahrhundert  vollständig durchgesetzt837. 

Viele bezeichneten A. Smith als Urheber des Gedankens der 

Steuergerechtigkeit. Dies wird von einigen jedoch angezweifelt. 

Teilweise 838  wird davon ausgegangen, dass A. Smith das 

Leistungsfähigkeits- und das Äquivalenzprinzip mit der ersten 

Maxime „Die Bürger eines jeden Landes sollten... zur 

Finanzierung der öffentlichen Aufgaben soweit als möglich im 

Verhältnis zu ihren Fähigkeiten beisteuern, was bedeute, daß sich 

ihr Beitrag nach dem Einkommen richten sollte, das sie jeweils 

unter dem Schutz des Staates erzielen“, vermischt habe. Andere839 

bestreiten, dass er überhaupt Aussagen über die Steuerge-

rechtigkeit machte, sondern eher über die Gleichmäßigkeit 

(„equality“ statt „equity“). Auch hier werden nicht alle hierzu 

vertretenen Auffassungen dargestellt, da dies den Rahmen dieser 

Arbeit sprengen würde. 

 

                                                 
835 So auch Hey, in: Tipke/Lang, 21. Aufl. (2013), § 3 Rn. 44 f. 
836 Mann, Steuerpolitische Ideale, (1978), S. 105 f. 
837 Ebenso: Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, (2001), S. 

44. 
838 Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, (2001), S. 47. 
839 Mann, Steuerpolitische Ideale, (1978), S. 147. 
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Wagner840 begründete den Wechsel der beiden Steuerprinzipien 

mit der geschichtlichen Entwicklung der Volkswirtschaft. Danach 

entspreche „die Besteuerung nach Leistung und Gegenleistung der 

schwachen gemeinwirthschaftlichen Organisation, des in seinen 

Zwecken und Leistungen noch unentwickelten Staats“. Das Prinzip 

der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit sei der richtige 

Maßstab der Steuervertheilung im „entwickelten“, in seinen 

Leistungen immer reicher werdenden Gemeinwirthschafts- und 

namentlich Staatslebens. Es sei der wachsend „communistische“ 

Charakter der Volkswirtschaft, welcher unter anderem die Besteu-

erung nach der Leistungsfähigkeit immer mehr in den Vordergrund 

schiebe. Denn nur dieses Prinzip lasse sich praktisch anwenden. 

 

a) Begründung und Herleitung 

De Viti de Marco841 entwickelte aufgrund mehrerer Vermutungen 

das Leistungs-Gegenleistungsverhältnis zwischen Bürger und 

Staat. Die erste Vermutung bezieht sich darauf, dass alle Bürger die 

allgemeinen öffentlichen Güter verbrauchen842. Auch nahm er als 

gegeben an, dass das Einkommen den Maßstab für den 

individuellen Verbrauch darstelle. Nach seiner Auffassung stehe 

der Verbrauch – als unbestreitbare Tatsache – proportional zum 

Einkommen. Tatsächliche Unterschiede im Verbrauch, die diese 

Vermutung widerlegen, würden sich im Zeitverlauf und im Durch-

                                                 
840Wagner, Finanzwissenschaft, 2. Aufl. (1890), S. 436 ff.; dem zustimmend: 

Haller, FinArch, N.F. Bd. 21, (1961), S. 248. 
841 De Viti de Marco, Grundlehren der Finanzwissenschaft, dt. Ausgabe von 

Morgenstern, (1932), S. 66 f. 
842 De Viti de Marco, Grundlehren der Finanzwissenschaft, dt. Ausgabe von 

Morgenstern, (1932), S. 67. Diese Vermutung entspreche der Wirklichkeit, 

denn niemand könne ohne den staatlichen Schutz leben; alle anderen Fälle 

seien pathologisch oder unbeachtlich.  
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schnitt nivellieren. Die öffentlichen Leistungen seien ihrem Wesen 

nach Produktionsmittel für die Erzeugung und dem Verbrauch 

privater Güter843. Die Inanspruchnahme der öffentlichen Leistung 

sei daher eine Funktion des Einkommens.  

 

Auch Wicksell 844  befürwortet das Äquivalenzprinzip. Er geht 

davon aus, dass der Vorzug des Äquivalenzprinzips darin liege, 

dass mit der Ausgabenseite eine gewisse Fühlung bestehe und für 

die Höhe der Steuer einigermaßen eine obere Grenze festlege. Die 

Forderung nach Gerechtigkeit würde dann erfüllt, wenn jedermann 

für sein Geld eine entsprechende Entschädigung erhalte. Die 

Opfertheorie hingegen könne nur über die Verteilung der Steuern 

entscheiden: Über den absoluten Betrag gebe sie keine Auskunft. 

Kritisch gegen das Äquivalenzprinzip wendet sich unter anderem 

Schmidt 845 . Er verneint aus mehreren Gründen den Entgelt-

charakter der Steuer. Grundlage dieser Auffassung ist die Über-

legung, dass der Bürger mit dem öffentlichen Verband in einer 

sogenannten Tauschbeziehung steht, es wird eine „Preisanalogie“ 

vorgenommen846. Grundbedingung der „Preisanalogie“ sie jedoch 

die Quantifizierbarkeit der Kollektivgüter, welche bestimmten oder 

allen Wirtschaftseinheiten zugutekommen und damit nicht 

                                                 
843 De Viti de Marco, Grundlehren der Finanzwissenschaft, dt. Ausgabe von 

Morgenstern, (1932), S. 68. Der Nutzen komme den Betreffenden mittelbar 

oder unmittelbar zugute. Dennoch werde durch die Finanzwissenschaft das 

Ergebnis durch die Anzahl der Kinder oder das Alter der Steuerzahler 

modifiziert (S. 69). 
844 Wicksell, Finanztheoretische Untersuchungen, Neudruck (1969), S. 79 f.; 

a.A. Tipke, Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl., (2000), S. 294. 
845 Schmidt, Die Steuerprogression, (1960), S. 5 ff. 
846  Mann, Steuerpolitische Ideale, (1978), S. 105; De Viti de Marco, 

Grundlehren der Finanzwissenschaft, dt. Ausgabe von Morgenstern, (1932), S. 

68. 
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individuell zurechenbar seien 847 . Auch die Bezeichnung als 

„generelles Entgelt“ sei lediglich formaler Natur und lasse das 

Problem der individuellen Zurechenbarkeit ungelöst848. 

Aus einem anderen Grund sei der Entgeltcharakter der Steuer 

unhaltbar, nämlich aus dem Interessenprinzip, welches die frei-

willige Nachfrage nach einem bestimmten Gut voraussetze. Dieses 

Interessenprinzip finde keine Anwendung auf diejenigen, die keine 

Steuer zahlen können und nur beschränkt bei der Erhebung 

indirekter Steuern. 

Schmidt stellt auch in Frage, ob zwischen dem öffentlichen Ver-

band und den privaten Wirtschaftseinheiten überhaupt „Tauschbe-

ziehungen“ bestehen. Denn im Gegensatz zur Nachfrage von 

Gütern sei eine Nachfrage bei gegebenen Entgelten nicht aus den 

Mengenreaktionen erkennbar, eine Anpassungsreaktion lasse sich 

nicht erkennen. Das Angebot an öffentlichen Gütern sei völlig starr 

und falle ebenso wie die starre Nachfrage in sich zusammen. 

Auch könne von der Freiwilligkeit der „Entgelte“ nicht gesprochen 

werden, da sie durch Beschluss der Verbandsmitglieder oder deren 

Organe festgelegt würden. Es werde zudem nicht deutlich, worin 

die Gegenleistung bei stillgelegten Steuergeldern zur Stabilisierung 

der Konjunktur bestehe. Gerade bei Lenkungsteuern sei es 

ersichtlich, dass von einem Tauschvorgang nicht die Rede sein 

könne. 

In diesem Abschnitt wurde verdeutlicht, dass auch dieses Prinzip 

in der Finanzwissenschaft umstritten ist und kritisiert wird. Der 

Streit bezieht sich jedoch nicht nur auf die Herleitung bzw. 

                                                 
847 Zumal die Partizipation an den Kollektivgütern passiv und zwangsläufig 

erfolge. 
848 Wagner, Finanzwissenschaft, 2. Aufl. (1890), zweiter Teil, S. 210 ff. 
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Existenz des Prinzips, sondern auch auf die unterschiedlichen 

Ausprägungen. Auf diese Ausprägungen wird kurz eingegangen. 

 

b) Ausprägungen 

Der Zweck des Prinzips wird maßgebend auch durch bestimmte 

Vorstellungen geleitet. Es dient daher zum Teil als Basis zur 

Erreichung bestimmter wirtschaftlicher Ziele849. Aufgrund dessen 

findet dieses Prinzip in der Theorie der öffentlichen Güter und der 

Konstitutionellen Ökonomik Anwendung. Keine Beachtung findet 

es hingegen in der wohlfahrtsökonomischen Besteuerungs-, der 

Optimalsteuertheorie sowie in der Steuerinzidenzlehre850. In der 

Finannzwissenschaft existieren unterschiedliche Vorstellungen 

und Interpretationen des Äquivalenzprinzips, die im Folgenden 

näher untersucht werden. 

 

aa) Inhaltliche Ausprägungen des Äquivalenzprinzips 

Die „marktmäßige Äquivalenz“ überträgt den privaten Preis-

bildungsprozess für privat angebotene Güter auf die Versorgung 

der Bürger mit öffentlichen Leistungen851. Hintergrund der Bezug-

nahme auf das Marktgeschehen ist die Überlegung, dass sich 

Leistung und Gegenleistung auf einem marktgebildeten Preis in 

ihrem Wert entsprechen 852 . Die Entrichtung des Marktpreises 

                                                 
849 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), 

S. 7. 
850 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), 

S. 8, m.w.N. 
851 Zimmermann/Henke/Broer, Finanzwissenschaft, 11. Aufl. (2012), S. 115 ff. 

Die öffentliche Hand sollte in einem marktwirtschaftlichen System ohnehin nur 

insoweit tätig werden, wie die Marktergebnisse als korrektur- oder 

ergänzungsbedürftig angesehen werden. 
852 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), 
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entspricht dabei der Zahlungsbereitschaft und dem Nutzen der 

Marktteilnehmer853. Der Vorteil dieser Ausprägung besteht darin, 

dass die Beanspruchung staatlicher Leistungen dem Nutzer 

deutlich wird; die Beanspruchung natürlicher Ressourcen wird auf 

diese Weise internalisiert854. 

Dieser Gedanke ist jedoch in der Praxis nicht umsetzbar, da kaum 

Bedingungen für die Herausbildung eines Marktpreises bestehen – 

zumal der Nutzen eines öffentlichen Gutes – vielfach schwer zu 

messen ist 855 . Denn das öffentliche Gut ist durch Nichtaus-

schließbarkeit und Nichtrivalität im Konsum geprägt, was zur 

Folge hat, das ein solches vielen oder allen zugutekommt. Dies 

schließt jedoch eine unmittelbare Zurechnung auf den Einzelnen 

aus856. Die Ausgestaltung marktmäßiger Äquivalenz hätte auch zur 

Folge, dass der Bürger seine eigene Sozialleistung selbst finanziert. 

Soweit die marktmäßige Äquivalenz bei der Produktion öffent-

licher Güter sinnvoll ist, kann dies ebenso durch private Produktion 

erfolgen, so dass Anwendungsbereich und Bedeutung der 

marktmäßigen Äquivalenz eher gering sind857. 

Ein anderer Ansatz858 geht von der kostenmäßigen Äquivalenz aus. 

                                                 
S. 14. Staat und Private stehen sich wie unter Wettbewerbsbedingungen am 

Markt und erhalten die öffentliche Leistung entsprechend ihrer marginalen 

Zahlungsbereitschaft des Privaten zum Grenzkostenpreis. 
853  Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, N.F. Bd. 72, 

(2001), S. 34. 
854 Brümmerhoff/Büttner, Finanzwissenschaft, 11 Aufl. (2015), S. 234. 
855 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), 

S. 14. 
856 Brümmerhoff/Büttner, Finanzwissenschaft, 11 Aufl. (2015), S. 233.  
857 Zimmermann/Henke/Broer, Finanzwissenschaft, 11. Aufl. (2012), S. 115 ff; 

a.A. Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, N.F. Bd. 72, 

(2001), S. 33. Er sieht die marktwirtschaftlichen Austauschprozesse als 

Ausgangspunkt für die Abgrenzung des Äquivalenzprinzips an.  
858 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), 
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Grundannahme ist hier, dass Sondervorteile, die Individuen oder 

bestimmten Gruppen zufließen, diesen auch angelastet werden 

sollen. Es besteht also ein bestimmtes Verhältnis zwischen Kosten 

der öffentlichen Leistungen und den zu erhebenden Abgaben. 

Grundannahme ist hier, dass ein anderes Steuerungsverfahren 

anstelle des Marktes tritt, wenn der Markt in bestimmten 

Verteilungsfällen kein ideales System darstellt. 

Die kostenmäßige Äquivalenz lässt sich wiederum in eine Indivi-

dual- und Gruppenäquivalenz unterscheiden859 . Die Individual-

(kosten-)äquivalenz erfordert eine individuelle Zuordnung der 

Kosten für die vom Einzelnen in Anspruch genommenen 

staatlichen Leistungen. Anwenden lässt sich diese Ausprägung bei 

den Gebühren und Beiträgen. Sie hat den Nachteil, dass sie mit 

erheblichem Erhebungsaufwand einhergeht und die staatlichen 

Leistungen auch solchen Nutzern zugutekommen sollen, die nicht 

in der Lage sind, einen marktmäßigen Preis zu bezahlen860. 

Die Gruppenäquivalenz lässt sich bei allen anderen Abgabeformen 

(Steuern, Sonderabgaben) heranziehen. Sie weist bestimmte 

Kosten einer Gruppe zu, die sich von der Allgemeinheit unter-

scheidet. Belastet werden daher alle Gruppenmitglieder, die die 

Kosten verursacht haben861.  

Als dritter Ansatz 862  kommt die nutzenmäßige Äquivalenz in 

                                                 
S. 16. Zur Unterscheidung zwischen marktmäßiger und kostenmäßiger 

Äquivalenz: Haller, Die Steuern, 3. Aufl. (1981), S. 13 ff. 
859 Haller, Die Steuern, 3. Aufl. (1981), S. 14. 
860  Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, in: Tipke/[et al.], (Hrsg.), Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, FS Lang, (2010), S. 133 (137); Haller, Die Steuern, 3. 

Aufl. (1981), S. 22 f. 
861  Haller, Die Steuern, 3. Aufl. (1981), S. 26; Schmehl, Das 

Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), S. 37. 
862 So auch: Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, 
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Betracht. Maßgebend ist hier die Verteilung des Nutzens staatlicher 

Leistungen. Diese Äquivalenz unterscheidet sich von der 

marktmäßigen Äquivalenz in der Hinsicht, dass auch sie ein 

anderes Steuerungsverfahren als den Markt verwendet. Hier tritt 

der politische Willensbildungsprozess an die Stelle der privaten 

Steuerungsmechanismen.  

Gegen die kostenmäßige Äquivalenz wird aus dieser Sicht unter 

anderem angeführt, dass Steuern ungeeignet seien, Kosten 

staatlicher Leistungen abzubilden, sondern allenfalls den hieraus 

gezogenen Nutzen reflektieren können 863. Nur in dieser Hinsicht 

sei das Äquivalenzprinzip anwendbar, als es das Nutzenprinzip 

widerspiegle. Gerade im Rahmen der Staatsfinanzierung stehe der 

Staat nicht in der Position eines individuellen Marktteilnehmers. 

Auch sei der Markt durch dezentrale individuelle Entscheidungen 

der Marktteilnehmer geprägt, was beim Staat nicht zutreffe. Die 

Ressourcenallokation werde durch Wahlen und Abstimmungen 

bestimmt864.  

Auch die Ausrichtung auf den individuellen Nutzen (Vorteil) weist 

einige Probleme auf. So variiert der Nutzen zwischen den 

Individuen und ist deshalb auch von der Finanzverwaltung nicht 

feststellbar. Zumal die Nutzer ihren Nutzen nicht offenlegen 

wollen865. Gegen die Bedenken wird eingewendet, dass sich der 

                                                 
(2004), S. 15 f.; Brümmerhoff/Büttner, Finanzwissenschaft, 11 Aufl. (2015), S. 

233. 
863 Hey, in: Tipke/Lang, 21. Aufl. (2013), § 3 Rn. 44. 
864 So auch Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, 

(2004), S. 16. 
865  Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, in: Tipke/[et al.], (Hrsg.), Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, FS Lang, (2010), S. 133 (138); Brümmerhoff/Büttner, 

Finanzwissenschaft, 11 Aufl. (2015), S. 233. 
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Nutzen zumindest indirekt am wirtschaftlichen Erfolg messen 

lasse. Zudem könnten indiviudelle Nutzenpräferenzen außer Acht 

bleiben866. 

 

bb) Verfahrensrechtliche Ausprägung 

Neben den inhaltlichen Ausprägungen des Äquivalenzprinzips 

besteht auch eine verfahrensrechtliche Dimension, die sich nicht 

mit dem Inhalt der beiden Leistungen, sondern mit dem Weg der 

Entscheidungsfindung befasst. So soll unter diesem Aspekt die 

Entscheidung über Leistung und Gegenleistung in einem 

verbundenen Willensbildungsprozess getroffen werden. Auf diese 

Weise wird die Korrespondenzbeziehung institutionalisiert 867 . 

Konsequenz dieser Überlegung ist, dass der gleiche Hoheitsträger 

über Einnahmen und Ausgaben die Entscheidung und damit die 

Verantwortung trägt868. 

 

cc) Zuständigkeitsbezogene Ausprägung 

Die zuständigkeitsbezogene Ausprägung des Äquivalenzprinzips 

beruht auf der Annahme, dass Zahler und Nutzerkreise gleichzeitig 

die Kompetenz zur Entscheidung über das staatliche Angebot 

haben sollten (sogenannte institutionelle Kongruenz) 869 . Diese 

Ausprägung geht über den Gesichtspunkt fiskalischer Äquivalenz 

                                                 
866 Zu den Problemen: Brümmerhoff/Büttner, Finanzwissenschaft, 11. Aufl. 

(2015), S. 233. 
867 So auch Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, 

(2004), S. 17.  
868 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), 

S. 17 f. Dieser Gedanke findet gerade im Haushaltsrecht seine Ausprägung.  
869 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), 

S. 18; Blankart, Öffentliche Finanzen in der Demokratie, 8. Aufl. (2011), S. 

187. 
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insoweit hinaus, als sie nicht nur den Nutznießer und Abgaben-

schuldner berücksichtigt, sondern auch eine Teilnahme an der 

Entscheidung über Struktur oder am Umfang staatlicher 

Leistungen ermöglicht870. Damit wird eine Verbindung zwischen 

Zahler und Entscheidungsträger hergestellt. Der Kostenträger bzw. 

Nutznießer einer Leistung entscheidet über das staatliche 

Angebot871. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

                                                 
870 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), 

S. 18; Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, N.F. Bd. 72, 

(2001), S. 34. Er geht von der sogenannten „politischen“ Äquivalenz aus.  
871  Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, N.F. Bd. 72, 

(2001), S. 34. 
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c) Gebrauch in der Rechtswissenschaft 

 

aa) Das Äquivalenzprinzip in der Rechtsprechung 

Im juristischen Sprachgebrauch wird eher ein enges Verständnis 

des Äquivalenzprinzips zugrunde gelegt. So versteht man hierunter 

nur ein konkret individuelles Gegenleistungsverhältnis zwischen 

Staat und Bürger872.  

Das Bundesverfassungsgericht 873  stand dem Äquivalenzprinzip 

anfangs kritisch gegenüber. Später bejahte es die Anwendbarkeit 

des Äquivalenzprinzips 874 , jedoch ohne nähere Begründung. 

Vielmehr ging es davon aus, dass das Äquivalenzprinzip für 

Gebühren gelte und dem Begriff der Gebühr immanent sei. Im 

Gebührenrecht bedeutet danach „Äquivalenzprinzip“ das 

„Nichtvorliegen eines Missverhältnisses zwischen Leistung und 

Gegenleistung“ 875 . Das Gericht geht zudem von den Aus-

prägungen als Kostenabgeltung 876  und als Vorteilsabschöpfung 

aus 877 . Die überwiegende Zahl verfassungsrechtlicher Urteile 

befasst sich mit nichtsteuerlichen Abgaben; nur im Rahmen der 

Gewerbesteuer nahm es Bezug auf dieses Prinzip878. Es räumt dem 

Gesetzgeber einen weiten Entscheidungs- und Gestaltungs-

spielraum in Bezug auf die individuell zurechenbaren Leistungen, 

                                                 
872 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), 

S. 6 f. 
873 BVerfGE 18, 288 (304). 
874 BVerfGE 20. 257 (269, 270). 
875 BVerfGE 20, 257 (270); Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der 

Staatsfinanzierung, (2004), S. 6. 
876 BVerfGE 18, 392 (396 f.); 20, 257 (270); 50, 217 (226). 
877 BVerfGE 55, 274 (302 ff.); 93, 319 (343); 97, 332 (346 f.). 
878 BVerfGE 13, 331 (348); 19, 101 (112); 21, 54 (65); 26, 1 (11); 46, 224 

(236); 120, 1. (37 ff.). 
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Gebührenmaßstäbe und Gebührensätze ein 879 . Nicht nur die 

Kostendeckung gilt als legitimer Bemessungsgrund für die 

Gebührenerhebung. Auch die begrenzte Verhaltenssteuerung 880  

oder der Sozialbezug881 werden als tauglicher Sachgrund für die 

Gebührenerhebung anerkannt.  

Die Ausprägung als Kosten- oder Nutzenprinzip hängt weitgehend 

vom Abgabentypus ab. Bei der Gebühr tritt das Prinzip der 

Kostendeckung in den Vordergrund, während bei den Sonder-

abgaben mangels Kostenäquivalenz882 der (Gruppen-)Nutzen von 

Bedeutung ist883. 

Auch das Bundesverwaltungsgericht884 befasste sich in mehreren 

Entscheidungen mit der Angemessenheit von Gebühren. Hier 

wurde das Äquivalenzprinzip zur Bemessung der Gebührenhöhe 

herangezogen. Danach soll ein angemessenes Verhältnis zwischen 

der Gebühr und dem Wert der besonderen Leistung für den 

Empfänger bestehen. Es sei der auf die Gebühr bezogene Ausdruck 

des allgemeinen, im Verfassungsrecht beruhenden bundes-

                                                 
879 BVerfGE 108, 1 (18 f.). Bei der Ordnung der Gebührenerhebung und -

bemessung sei der Gesetzgeber berechtigt, die Vielzahl der Einzelfälle in ein 

Gesamtbild zu erfassen. Er darf generalisierende, typisierende und 

pauschalierende Regelungen treffen. 
880  BVerfGE 50, 217 (226 f.). Die verfassungsrechtlichen Grenzen der 

Gebührenhöhe ergeben sich aus dem Gleichheitssatz sowie aus dem 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 
881 BVerfGE 97, 332 (346). Einkommensbezogene Gebührenstaffeln seien 

unbedenklich, solange selbst die Höchstgebühr die tatsächlichen Kosten nicht 

decke. 
882 Ebenfalls Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, in: Tipke/[et al.], (Hrsg.), Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, FS Lang, (2010), S. 133 (140). 
883 BVerfGE 93, 319 (345 f.); 122, 316 (337 f.); 123, 132 (143). Aussagen 

zur Bemessung des individuellen Nutzens bestehen hingegen nicht. 
884 BVerwGE 12, 162 (166); 26, 305 (308 f). 
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rechtlichen Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, der besage, dass 

die durch eine Maßnahme der Verwaltung zu erwartenden 

negativen Auswirkungen für den einzelnen nicht erkennbar außer 

Verhältnis zu dem beabsichtigten Erfolg stehen dürfen885.  

Dabei stellte das Gericht in einer Entscheidung eher auf die Kosten 

ab, die der Verwaltung durch die staatliche Leistung entstehen. 

Hier gelte das – nicht verfassungsrechtlich verbürgte – Kosten-

deckungsprinzip, wonach die Gebühr die Kosten ganz oder 

teilweise abdecken solle886. Aber das Bundesverwaltungsgericht 

stellte nicht nur auf die Kosten der Verwaltung, sondern auch auf 

den Nutzen, den eine verwaltungsrechtliche Entscheidung für den 

Bürger haben könne, ab.  

Verfolge der Erlaubnisnehmer mit der Sondernutzung (auch) 

wirtschaftliche Interessen, so könne dies dazu führen, dass der 

Wert der Sondernutzung allein mit dem Grad der Beeinträchtigung 

des Gemeingebrauchs allein nicht voll erfasst werde. In einem 

solchen Falle sei auf das durch die Sondernutzung vermittelte 

wirtschaftliche Interesse abzustellen887. Dieser Wert muss jedoch 

noch nicht einmal für den Gebührenschuldner erkenn- bzw. 

bezifferbar sein. Dies hat die Klägerin geltend gemacht, die gegen 

                                                 
885 Kritisch hierzu, Wilke, in: Gebührenrecht und Grundgesetz, (1973), S. 245 

f. Danach habe das Bundesverwaltungsgericht die Rechtsprechung der 

Leistungsproportionalität herangezogen. Leistungsproportionalität unter-

scheide sich jedoch von der Wert- oder Nutzenproportionalität, welche zu 

abweichenden Gebührenbelastungen führen.  
886  BVerwGE 109, 272 (276). Aus Sicht des Bundesrechts sei allein 

Voraussetzung, dass zwischen der Leistung der Verwaltung und dem 

Gebührenschuldner eine besondere Beziehung bestehe, die die Amtshandlung 

individuell zuzurechnen gestatte. Darin liege die Rechtfertigung, dass die 

Leistung nicht aus allgemeinen Steuermitteln, sondern zu Lasten des 

Gebührenpflichtigen über Sonderlasten finanziert werde.  
887 BVerwGE 80, 36 (39).  
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eine Gebühr vorging, die sich aus der abschlägigen Ver-

waltungsentscheidung ergab.  Das Gericht stellte dann nicht auf die 

Leistung ab, die die Klägerin nicht erhielt, sondern darauf, dass die 

Behörde aufgrund individuell zurechenbarer Veranlassung der 

Klägerin eine Leistung erbracht hat. Dass diese Leistung keinen 

objektiven Nutzen im Sinne eines bezifferbaren Wertes aufweise, 

sei unter dem Aspekt des Äquivalenzprinzips unbeachtlich888. 

 

bb) Das Äquivalenzprinzip in der rechtswissenschaftlichen 

Literatur 

Auch in der Literatur wird das Prinzip teilweise als Ausprägung der 

Kostenäquivalenz angesehen889. Das Kostendeckungsprinzip sei 

ein verfassungsrechtlich geforderter Grundsatz des materiellen 

Rechts. Die Verfassungsgrundsätze der Gebührengleichheit und -

gerechtigkeit sowie der Verhältnismäßigkeit seien nur dann ge-

währleistet, wenn das tatsächliche Gebührenaufkommen im tat-

sächlichen Verwaltungsaufwand seine objektive Grenze finde890. 

Auch die Verantwortlichkeit Einzelner für die Entstehung von 

Kosten auf Seiten des Staates kann als tauglicher Grund angesehen 

werden891. 

 

                                                 
888  BVerwGE 109, 272 (274) mit Verweis auf Wilke, Gebührenrecht und 

Grundgesetz, (1973), S. 74 f. 
889 Ehle, DöV 1962, S. 45 ff; Wienbracke, DöV 2005, S. 201 ff.; kritisch: 

Wilke Gebührenrecht und Grundgesetz, (1973), S. 271 ff. Dieses Postulat sei 

ebenso plausibel wie nichtssagend, denn ohne Präzisierung dessen, was unter 

Kosten zu verstehen sein soll, handle es sich um eine beliebig ausfüllbare 

„Leerformel“. 
890 Ehle, DöV 1962, S. 45 (48); a.A. Oberläuter, DöV 1962, S. 48. 
891 BVerfGE 50, 217 (226); 93, 332 (345); 108, 1 (18); BVerwGE 109, 272 

(276); dem folgend: Wienbracke, DöV 2005, S. 201. 
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(1) Inhaltliche Einwände gegen das Äquivalenzprinzip 

Die Literatur 892  ist sich im Hinblick auf die Geltung und den 

Anwendungsbereich des Äquivalenzprinzips nicht einig. So wird 

teilweise vertreten, dass die Negativformulierung wenig 

Aussagekraft habe und der Verwaltung einen „uferlosen“ 

Ermessensspielraum überlasse893. Des Weiteren wird dem Begriff 

„völlige Konturlosigkeit“ vorgehalten. Folge dieser 

Negativformulierung sei der geringe Anwendungs-bereich als 

Maßstab „grober Unverhältnismäßigkeit“ im Bereich der 

Gebührenerhebung 894 . Schließlich würden aus dem Äqui-

valenzprinzip Einzelfolgerungen entnommen, die auf keinen 

einheitlichen Grundgedanken zurückzuführen seien, da sich aus 

diesem Prinzip kein sicheres oder einsehbares Verfahren ergeben 

könne895.  

Überdies – so wird eingewandt – habe der Normgeber keine 

Anhaltspunkte, denn die „Angemessenheit“ einer Gebühr beruhe 

auf subjektiv willkürlichen Erwägungen. Für den Richter würden 

sich insoweit „Vorteile“ ergeben, indem er aus der „sachlichen 

Leere“ des Äquivalenzprinzips Leitlinien für die Gebührenfest-

setzung vorzeichnen könne, von denen er sich beliebig wieder 

distanzieren könne896. 

Bedenklich sei zudem die Anwendung des Äquivalenzprinzips 

dann, wenn die konkrete Belastungswirkung und die individuellen 

                                                 
892 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), 

S. 6 mit Verweis auf Wilke, Gebührenrecht und Grundgesetz, (1973), S. 271. 
893 Schmehl, Das Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), 

S. 6 mit Verweis auf Wilke, Gebührenrecht und Grundgesetz, (1973), S. 271. 
894  Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, N.F. Bd. 72, 

(2001), S. 22. 
895 Wilke, Gebührenrecht und Grundgesetz, (1973), S. 258. 
896 Wilke, Gebührenrecht und Grundgesetz, (1973), S. 262. 
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Umstände eines bestimmten Gebührenschuldners Grundlage für 

das Angemessenheitsurteil darstellen 897 . Selbst wenn die 

Rechtsprechung das Äquivalenzprinzip im Rahmen der Verhältnis-

mäßigkeit – was ein kompliziertes Abwägungsschema zur Folge 

hätte – berücksichtigt, so führe sie keine umfassende Abwägung 

durch, sondern stelle auch hier die finanzielle Einbuße der Leistung 

gegenüber, was zu Fehlbewertungen führe, da Folgeschäden oder 

Nebenwirkungen keine Beachtung fänden898.  

Im juristischen Sprachgebrauch finde der Begriff der Äquivalenz 

zwar Anwendung, dennoch zeige sich, dass sich aus diesem 

Verständnis heraus keine logisch nachvollziehbaren oder 

vorhersehbaren Argumente entwickeln lassen. Vielmehr sei das 

gebührenrechtliche Äquivalenzprinzip als solches schädlich, da 

Gerichte sich vom Grundsatz der Verhältnismäßigkeit i.e.S. 

lösen899. 

Überdies wird das Äquivalenzprinzip als veraltete Steuerrecht-

fertigungskonzeption angesehen900. Als Steuerbegründungsnorm 

wird das Äquivalenzprinzip von vornherein nicht herangezogen, 

sondern nur das Leistungsfähigkeitsprinzip 901 . Der Begriff der 

Steuer in § 3 AO enthalte schon in der Definition eine Abwendung 

von Äquivalenzgesichtspunkten. Denn sie werde als Abgabe „ohne 

staatliche Gegenleistung“ angesehen902.  

                                                 
897 Wilke, Gebührenrecht und Grundgesetz, (1973), S. 262. 
898 Wilke, Gebührenrecht und Grundgesetz, (1973), S. 268 f. mit Verweis auf 

BVerwG, DStZ 1959, S. 90 (91). 
899 So Wilke, Gebührenrecht und Grundgesetz, (1973), S. 271. 
900 Hansjürgens, FinArch, N.F. Bd. 72, (2001), S. 22; anders jedoch Hey, in: 

Tipke/Lang, 21. Aufl. (2013), § 3 Rn. 44; so auch Haller, FinArch, N.F. Bd. 21, 

(1961), S. 248. 
901 So auch Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, N.F. Bd. 

72, (2001), S. 22. 
902 Hey, in: Tipke/Lang, 21. Aufl. (2013), § 3 Rn. 44. 
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Dieses Argument schließt jedoch nicht die Rechtfertigung der 

Sonderbelastungen einzelner Gruppen aus. Der Einwand des 

fehlenden Gegenleistungsbezugs bezieht sich zudem nur auf die 

Kostenäquivalenz. Mit der Ausprägung als Vorteilsabschöpfung 

bzw. Nutzenziehung hingegen vermeidet man diese Schwierig-

keit903. 

 

 

(2) Verfassungsrechtliche Einwände  

Andere904 erheben verfassungsrechtliche Einwände gegen dieses 

Prinzip. Der Staat habe seine Verpflichtungen unabhängig von 

einem Entgelt des Bürgers zu erbringen. Die Leistungen seien 

Pflichtaufgaben, die, selbst wenn sie individualisierbar wären, 

nicht unter Finanzierungsvorbehalt stünden. Auch würde die 

Aussicht auf Entgeltabgaben die Motive staatlichen Ent-

scheidungen verfremden, die Staatsverwaltung kommerzialisieren 

und eine institutionelle Befangenheit in die Staatsorgane hinein-

tragen. Der Staat erziele seine Einnahmen deswegen grundsätzlich 

nach der individuellen Belastungsfähigkeit, nicht nach den 

Prinzipien der Tauschgerechtigkeit. Der angemessene – aber nicht 

der gerechte – Preis würden auf dem Markt gefunden. Maßstab für 

die staatlichen Leistungen sei daher nicht das Entgelt, sondern das 

Recht. Diese Unabhängigkeit komme sowohl Zahlern als auch 

Nichtzahlern zugute. Denn „der Steuerpflichtige zahle nicht für 

                                                 
903  Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, in: Tipke/[et al.], (Hrsg.), Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, FS Lang, (2010), S. 133 (144). 
904  Zu den Einwänden: Kirchhof, StuW 1985, S. 319 (320); Tipke, Die 

Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 476 f.; Schmehl, Das 

Äquivalenzprinzip im Recht der Staatsfinanzierung, (2004), S. 6; Wilke, 

Gebührenrecht und Grundgesetz, (1973), S. 271. 
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individuell empfangene Leistungen. Das Leistungsfähigkeits-

prinzip indes schaffe bewusst Distanz zwischen dem Steuer-

pflichtigen und dem finanziellen Leistungspotential des Staates, 

welches denselben gegenüber jedem Bürger unbefangen sein 

lasse“. Konsequent werde daher zwischen Besteuerung und den 

staatlichen Ausgaben getrennt. Ein Gegenseitigkeitsverhältnis – 

wie er in der Privatwirtschaft im Wettbewerb zu finden ist – sei 

danach weder ersichtlich noch erstrebenswert905.  

Auch wird das Äquivalenzprinzip aus grundrechtlichen Er-

wägungen heraus kritisiert. So lasse das Äquivalenzprinzip als 

Prinzip der Steuerrechtfertigung unter anderem den Schutz von 

Ehe und Familie (Art. 6 GG) und den aus dem Sozialstaatsprinzip 

hergeleiteten Schutz des Existenzminimums außer Acht906. Aber 

auch bei der Unternehmensbesteuerung sei die Anwendung des 

Äquivalenzprinzips als Maßstab nicht geeignet, da sich der 

individuelle Nutzen aus der Staatsleistung nicht erfassen lasse. Bei 

Verlusten würde das Äquivalenzprinzip zu einer Besteuerung der 

Substanz führen, was unabsehbare wirtschaftliche Folgen hätte. 

Bei Bedürftigen lasse sich dieses Prinzip deshalb nicht praktizieren, 

weil unter anderem der Nutzen aus öffentlichen Gütern nicht 

erfassbar sei und die individuelle Zurechnung des Nutzens zum 

Einzelnen auf unüberwindliche Schwierigkeiten stoße907.  

 

 

                                                 
905 Kirchhof, StuW 1985, S. 319 (320); Kirchhof, Nichtsteuerliche Abgaben, 

in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. (2007), § 119 Rn. 5 ff. 
906 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 476 f. 
907 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 479. 
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2. Anwendbarkeit des Äquivalenzprinzips 

Trotz der vielen Einwände und Bedenken seitens der finanz-

wissenschaftlichen und rechtswissenschaftlichen Literatur könnte 

dieses Prinzip unter Umständen vorliegend dennoch Anwendung 

finden. 

 

a) Äquivalenzprinzip im Sinne einer Generaläquivalenz 

Tipke908  unterscheidet zwischen zwei Arten oder Betrachtungs-

weisen des Äquivalenzprinzips, nämlich zwischen dem indivi-

duellen Äquivalenzprinzip als Steuermaßstab und dem allge-

meinen Äquivalenzprinzip als Steuerrechtfertigungsgrund. Er sieht 

die Steuer dann als gerechtfertigt an, wenn sie Äquivalent für die 

dem Gemeinwohl dienenden öffentlichen Leistungen des Staates 

oder der Gemeinde ist (Generaläquivalenz).  

Da die Steuern der Finanzierung des Staates dienen, kann man im 

gewissen Sinne von einer Rechtfertigungs-Äquivalenz sprechen. 

Mit der Rechtfertigung der Steuern hängt der Schutzzweck zusam-

men. Der Zweck der Fiskalzwecksteuern besteht darin, dem 

Gemeinwesen die öffentlichen Mittel zu verschaffen, die es zur 

Erfüllung seiner Aufgaben benötigt. Für Sozialzwecksteuern 

genügt es, dass die Mittelverschaffung Nebenzweck ist. Dies treffe 

auch auf die sogenannten Unternehmenssteuern zu, weil Staat und 

Gemeinden den Unternehmen das Wirtschaften ermöglichen und 

fördern. Hieraus ergibt sich jedoch kein Steuermaßstab für Unter-

nehmenssteuern. 

 

Auch Hidien 909  zieht das Äquivalenzprinzip lediglich zur 

                                                 
908 Tipke, Steuerrechtsordnung Bd. I, 2. Aufl. 2000), S. 232, 476. 
909 Hidien, in: Hidien/Pohl/Schnitter, (Hrsg.), Lehrbuch zur Gewerbesteuer, 15. 
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allgemeinen Rechtfertigung ohne praktischen Begründungswert 

heran. Denn konkrete Folgen ließen sich nach seiner Auffassung 

aus diesem Prinzip nicht herleiten, zumal eine konkrete Lasten-

verursachung und -zurechnung  nicht möglich und gefordert sei. 

Diese weite Auffassung des Äquivalenzprinzips wird von 

Güroff910 mit dem Interesse der Besteuerten insbesondere an der 

gemeindlichen Infrastruktur begründet, welche die Steuer be-

gründe. Die Gemeinde wird als Partner der örtlichen Produktions-

prozesse angesehen. Die fehlende individuelle Zurechenbarkeit 

lasse sich auch nicht über das rein „generelle Entgelt“ der Steuer 

halten.  

 

Ein anderer Ansatz911 beruht auf der Überlegung, dass der Staat 

prinzipiell Steuerstaat sei. Die Steuer beruhe auf dem 

Belastungsgrund des steuerstaatlichen Synallagmas. Der all-

gemeine Bedarf des Staates resultiere weder aus den Kausal-

abgaben (Gebühren und Beiträge), da die bereitgestellten 

öffentlichen Güter (äußere und innere Sicherheit) sich nicht auf den 

Einzelnen zuordnen lassen. Vielmehr seien die öffentlichen Güter 

nicht teilbar. Aus verfassungsrechtlichen Gründen scheide die 

staatseigene Zwangs- und Erwerbswirtschaft aus. Die verfas-

sungsrechtlich vorgesehene Staatsfinanzierung basiere auf der 

Vorstellung, dass der Staat den Bürgern die Freiheit der 

wirtschaftlichen Betätigung sichere. Die Privatnützigkeit der 

                                                 
Aufl. (2014). S. 47 f. Er sieht es als finanzpolitisches und finanztheoretisches 

Rechtfertigungsaxiom an. 
910 Güroff, in: Glanegger/Güroff, (Hrsg.), GewStG, 8. Aufl. (2014), § 1 Rn. 11 

f. 
911 Beil, Der Belastungsgrund des steuerstaatlichen Synallagmas, (2000), S. 

116 ff. 
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Erwerbsgrundlagen und die Steuerpflicht seien gleichsam wie 

siamesische Zwillinge912. 

 

b) Anwendbarkeit des Äquivalenzprinzips  

 

aa) Lokale Steuern und Lenkungssteuern 

Meist wird das Äquivalenzprinzip nicht nur als Generaläquivalenz 

ohne weiteren Begründungswert verstanden. In bestimmten Fällen 

blieb das Äquivalenzprinzip oder der Äquivalenzgedanke noch 

erhalten. Die residuale Anwendbarkeit des Äquivalenzprinzips 

lässt sich damit begründen, dass sowohl Beiträge und Gebühren als 

auch Steuern der „Realisation eines politischen Ordnungswillen“ 

dienen. Aus diesem Befund ergeben sich nicht nur theoretische 

Überschneidungen, sondern auch praktische Übergänge zwischen 

den Entgeltabgaben und den Steuern913. Dies wird im Bereich von 

sogenannten Zwecksteuern (i.e.S.), die in ihren Wirkungen nicht 

eindeutig von Gebühren oder Beiträgen abzugrenzen sind, 

vertreten914.  

Zu den sogenannten Zweck- oder Lenkungssteuern gehört auch die 

Mineralölsteuer. Aber auch örtliche Gemeindesteuern wurden 

durch den Äquivalenzgedanken begründet. So wurde das 

Äquivalenzprinzip zunächst als Rechtfertigung der Gewerbesteuer 

herangezogen915. Das Bundesverfassungsgericht hat es in seiner 

ersten Entscheidung offen gelassen, ob diese Argumente über-

                                                 
912  Friauf, Aussprache, in: Müller/Schlaich, (Hrsg.), Die 

Verfassungsgerichtsbarkeit im Gefüge der Staatsfunktionen, VVDStRL 39 

(1981), S. 368 f. 
913 So Zimmermann, VerwArch, Bd. 62 (1971), S. 20; m.w.N. 
914 Siehe hierzu: Kloepfer, AöR 97, S. 241. 
915 RStBl. 1937, S. 699. 
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zeugend waren, jedoch anerkannt, dass diese Gedanken bei der 

Schaffung der Gewerbesteuer tragend waren916. 

Unklar ist, ob die Gewerbesteuer noch heute auf dem Äqui-

valenzprinzip beruht. Die überwiegende Auffassung in der 

Literatur verneint dies917. Als unmittelbare Grundlegung für die 

Gewerbebesteuerung nach dem Kapital sei es sicher ungeeignet, 

weil diese Faktoren wenig über die vom Betrieb ausgehende 

Belastung aussagen. Da die durch den Betrieb verursachten Lasten 

nicht feststellbar seien, könne von einem individuellen 

Lastenausgleich nicht die Rede sein. Das Äquivalenzprinzip tauge 

nur als pauschale Rechtfertigung für die Gewerbesteuer. 

Außerdem sei eine Unterscheidung zwischen Gewerbebetrieben, 

Freiberuflern und sonstigen Selbstständigen nicht mehr gerecht-

fertigt. Gleiches gelte für die Wirkung freiberuflicher Betriebe auf 

die Einwohner, die sich nicht von der Wirkung kleiner 

Gewerbebetriebe unterscheide. Daher wird dafür plädiert, dass die 

Gemeindesteuer auch Freiberufler, Land- und Forstwirte und 

sonstige Selbständige erfassen sollte918. 

Auch das Bundesverfassungsgericht 919  sah dieses Prinzip in 

späteren Urteilen nur noch als „pauschale Rechtfertigung der 

Gewerbesteuer insgesamt“ an. 

 

Flämig920  hingegen geht davon aus, dass sich das Äquivalenz-

                                                 
916 BVerfGE 13, 331 (348); RStBl. 1937, S. 696. 
917 Güroff, in: Glanegger/Güroff, (Hrsg.), GewStG, 8. Aufl. (2014), § 1 Rn. 11 

f. 
918 Güroff, in: Glanegger/Güroff, (Hrsg.), GewStG, 8. Aufl. (2014), § 1 Rn. 12; 

mit Verweis auf Gosch, DStZ 1998, 327. 
919 BVerfGE 46, 224 (236). 
920  Flämig, Ausgestaltung der Gewerbesteuer als verfassungsrechtliches 

Problem, in: Friauf, (Hrsg.) Steuerrecht und Verfassungsrecht, DStJG 12 (1989), 
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prinzip bei der Steuer von dem bei Gebühren und Beiträgen 

unterscheide. Der Nutzen, den der Gewerbebetrieb aus den 

Leistungen einer Gemeinde ziehe, sei schon im Hinblick auf die 

verfassungsrechtlichen Alternativen der Gebühr und Steuer kein 

Zuordnungsobjekt für das Äquivalenzprinzip der Gewerbesteuer 

(sog. Nutzenäquivalenz). Flämig erkennt die daraus folgende Kon-

sequenz, nämlich, dass die Distanzierung von einer indi-

vidualisierten markt- und kostenorientierten Gegenleistung zu 

einem Konturenverlust derselben führt. Diese Konturlosigkeit 

nimmt er jedoch mit Blick auf die gleiche Problematik bei der 

Leistungsfähigkeit hin. Inkonsequenz ist Flämig jedoch deshalb 

vorzuwerfen, weil er im Anschluss hieran konkrete Belastungen 

aufzählt, die „zweifelsohne“ durch die Gewerbebetriebe mit-

verursacht werden. Es bestehe eine lokalisierbare Nachfrage-

Angebots-Korrelation. Dafür spricht auch, dass einige selbständige 

Berufe eine gewisse Nähe zum Gewerbebetrieb aufweisen. 

Dennoch bestehen nach seiner Auffassung qualitativ und 

quantitativ erhebliche Unterschiede, die es gerade noch 

verfassungsrechtlich rechtfertigen, die Gewerbesteuer nicht auf die 

freiberufliche Praxis zu erstrecken. Als Gründe für die ent-

stehenden Gemeindelasten werden unter anderem die besondere 

Ausweisung von Gewerbebetrieben sowie die entstehenden Kosten 

für die Übernahme der Entsorgung durch die Gemeinde genannt, 

wofür die bestehenden Gebühren nicht ausreichend seien. 

 

                                                 
S. 40. 
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Haller921 geht davon aus, dass das Äquivalenzprinzip auch dort 

Anwendung finden könnte, wo der Bürger vom Staat Sondervor-

teile erhalte, während allgemeine Dienste durch Abgaben finan-

ziert werden sollten, die nach dem Prinzip der Leistungsfähigkeit 

bemessen werden.  Dabei könnten lokal bzw. regional gebundene 

Vorteile einer bestimmten Gruppe nach dem Äquivalenzprinzip 

mit stärkeren Abgaben belastet werden als eine weniger gut ver-

sorgte. Bei der Inanspruchnahme spezieller Dienste und Nutzungen 

könne das Äquivalenzprinzip auch in zeitlicher Hinsicht Anwen-

dung finden (sog. äquivalente Periodenbelastung)922. Haller räumt 

dem Äquivalenzprinzip zudem noch eine politische Dimension ein. 

So würden durch die Belastung mit „Vorzugslasten“ bestimmte 

Gruppen und Kreise daran gehindert, zusätzliche öffentliche Aus-

gaben zu verlangen, die von Steuereinnahmen finanziert wer-

den923. 

 

bb) Eigene Überlegungen 

Gegen die Auffassung von Flämig spricht, dass er wieder in das 

kostenorientierte Denken zurückfällt, das zudem auch 

nutzenorientierte Wertungen enthält, von dem er sich vorher 

distanziert hat. Durch die Hintertür führt er damit wieder die 

                                                 
921 Haller, FinArch, N.F. Bd. 21, (1961), S. 248 (251, 260). Dies werde auch in 

Bezug auf die Gewerbesteuer vertreten. Dem folgend: Neumark, Grundsätze 

gerechter und ökonomisch rationaler Steuerpolitik, (1970), S. 122. 
922 Haller, FinArch, N.F. Bd. 21, (1961), S. 248 (252 f.). Dabei erwähnt er die 

Ausstattung einer Gemeinde mit einem guten Theater und vielen Parkanlagen. 

Er geht davon aus, dass die gut versorgte Gemeinde kostendeckenden Eintritt 

verlangen könne. Dieser Überlegung lässt sich jedoch entgegenhalten, dass 

auch bei einer weniger gut versorgten Gemeinde ähnlich hohe Kosten 

entstehen, diese jedoch kein kostendeckendes Entgelt verlangen kann. 
923 Haller, FinArch, N.F. Bd. 21, (1961), S. 248 (253). 
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Kosten-Nutzen-Betrachtung ein, ohne diese freilich als solche zu 

benennen. Dass es zu diesen Folgen kommt, ist gleichsam 

zwangsläufig dem Begriff des Äquivalenzprinzips geschuldet. Sich 

von diesem Gleichgewichtsgedanken zu lösen und ein gebühren-

unabhängiges Äquivalenzprinzip zu schaffen, ist von Anfang an 

zum Scheitern verurteilt. Es genügt nicht, von einer „überindi-

viduellen oder gruppenbezogenen Äquivalenz auszugehen“, aber 

konkrete Kosten- und Nutzenpunkte darzulegen und damit zu 

individualisieren. Wenn man die überindividuelle Äquivalenz 

heranzieht, so stellt sich dennoch gerade bei der Gewerbesteuer die 

Frage, warum nur Gewerbebetriebe zu besonderen Lasten, die 

Selbständige nicht verursachen, führen.  

Daher handelt es sich jedoch nur um Gründe, die zwar einige, aber 

nicht alle Betriebe erfassen. Von der Gewerbesteuer werden auch 

Betriebe erfasst, die nicht zu solchen Zusatzbelastungen führen924. 

Umgekehrt werden Betriebe von der Gewerbesteuer nicht erfasst, 

die aber regelmäßig zu Zusatzbelastungen für die Gemeinde 

führen. Freilich kann man wieder mit der Typisierungsbefugnis des 

Gesetzgebers argumentieren. Gleichwohl ist ein schwerwiegender 

Grund für die Ungleichbehandlung nicht ersichtlich. Auf die Spitze 

getrieben wird das Problem, wenn eine (Rechtsanwalts-)Kanzlei in 

der Rechtsform einer AG oder GmbH betrieben wird. In diesen 

Fällen führt § 8 Abs. 2 KStG zur Umqualifizierung der Einkünfte 

in gewerbliche, was die Gewerbesteuerpflicht (ohne Anrechnungs-

möglichkeit im Rahmen von § 35 Abs. 1 Nr. 2 EStG) zur Folge hat. 

Eine Beschränkung bloß auf eine Gruppe ist daher eine gegen das 

Äquivalenzprinzip verstoßende Grundentscheidung des Gesetz-

                                                 
924  Man denke hierbei z.B. an die Prostitution, die „ethische“, aber nicht 

quantifizierbare Zusatzbelastungen zur Folge haben. 
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gebers und nicht mit der Typisierungs- oder Pauschalierungs-

befugnis zu rechtfertigen. Folglich wird das Äquivalenzprinzip bei 

der Gewerbesteuer nicht mehr konsequent durchgeführt. Das 

Äquivalenzprinzip hat trotz der unterschiedlichen Ansätze und 

Ausprägungen keinen großen Anwendungsbereich. Vielmehr ist 

das Leistungsfähigkeitsprinzip Maßstab für die Bemessung 

öffentlicher Abgaben geworden. Folglich wird das 

Äquivalenzprinzip – zu Unrecht – nur kurz behandelt und findet 

nur in Teilbereichen der öffentlichen Finanzierung Anwendung. 

Das Äquivalenzprinzip ist insbesondere im Bereich der Gebühren 

und Beiträge, Kommunalsteuern oder bei der Anleihefinanzierung 

öffentlicher Aufgaben denkbar925. 

 

cc) Die Anwendbarkeit des Äquivalenzprinzip bei der Heran-

ziehung von Steuerpflichtigen 

Über die Lenkungssteuern und über die lokalen Steuern hinaus 

stellt sich die Frage, ob das Äquivalenzprinzip auch bei den 

allgemeinen Ertragsteuern Anwendung finden könnte. Dies wird – 

wie bereits oben ausgeführt – mehrheitlich verneint. Denn nur das 

Leistungsfähigkeitsprinzip, das sich entweder im „gespeicherten 

Einkommen“, im Konsum  oder im Erbfall manifestiere, sei 

tauglicher Maßstab für die Steuerpflicht926.  

 

  

                                                 
925 Haller, FinArch, N.F. Bd. 21, (1961), S. 248. 
926 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 481, 505 ff. 
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(1) Grundsätze 

Möglicherweise könnte man das Äquivalenzprinzip ebenfalls für 

die allgemeine Steuerrechtfertigung heranziehen. Hierbei ist von 

Bedeutung, dass sich auch hier Indikatoren finden lassen. Diese 

Indikatoren beziehen sich auf den Nutzen, den der Steuerpflichtige 

aus der Bereitstellung öffentlicher Güter entnimmt. Auch hier 

kommen die gleichen Indikatoren in Betracht, die bereits an 

anderer Stelle als Konkretisierungen des Leistungsfähigkeits-

prinzips herangezogen wurden: Einkommen, Vermögen und 

Konsum927. Hierbei muss jedoch beachtet werden, dass eine äqui-

valenztheoretische Abgabenbemessung sich nur dann durch-

führen lässst, wenn der Nutzungsakt selbst individuell erfassbar 

ist928. Beim Einkommen ist dies deshalb denkbar, da sich beim 

Gewinn bzw. Einkommen die wirtschaftlichen Vorteile 

widerspiegeln lassen, die sich aus der Bereitstellung staatlicher 

Leistung ergeben929. Auch das Vermögen lässt sich äquivalenz-

theoretisch begründen, wenn man darauf abstellt, dass der 

Vermögende ein höheres Interesse an den staatlichen Schutz auf-

weise930. Beim Konsum könnte man auf die Bereitstellung des 

Verbrauchermarktes abstellen. Dagegen spricht jedoch, dass dieser 

Ansatz in die Nähe der allgemeinen Steuerrechtfertigung rückt. 

Beim Konsum ist der Ansatz daher schwieriger931. Auf die inhalt-

                                                 
927 Lang, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, 20. Aufl. (2010), § 4 Rn. 92 ff. 
928 Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, (2000), S. 217. 
929  Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der Steuer-

rechtsordnung, in: Tipke/[et al.], (Hrsg.), FS Lang, (2010), S. 132 (147). 
930  Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der Steuer-

rechtsordnung, in: Tipke/[et al.], (Hrsg.), FS Lang, (2010), S. 132 (147). 
931  Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der Steuer-

rechtsordnung, in: Tipke/[et al.], (Hrsg.), FS Lang, (2010), S. 132 (147). Eine 

Ausnahme gelte bei den Gütern, deren Konsum externe Kosten verursache; 

a.A. Lang, Steuergerechtigkeit und Globalisierung, in: Spindler/Tipke/ 
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lichen Probleme wird im Rahmen der Umsatzsteuer noch näher 

eingegangen. 

 

(2) Einkommen- und Körperschaftsteuer 

Denkbar wäre überdies die Anwendung des Äquivalenzprinzips 

bei der Einkommensteuerprogression. Nach teilweise vertretener 

Auffassung932 lasse sich mit dem Äquivalenzprinzip die Progres-

sion dieser Steuer rechtfertigen. Dieser Ansatz beruht auf der 

Überlegung, dass derjenige, der den Markt mehr nutzt, auch 

proportional mehr Steuern bezahlen soll.  

Da selbst bei vermehrter Inanspruchnahme staatlicher Leistungen 

durch die Bezieher höherer Einkommen, die Kosten nicht 

automatisch höher seien und die Inanspruchnahme gleich bleibe, 

lasse sich diese Theorie indes nicht mit der Kostenäquivalenz 

begründen. Allenfalls mit der Nutzenäquivalenz ließe sich die 

Progression erklären933.  

Auch die Körperschaftsteuer lässt sich mit dem Äquivalenzprinzip 

nicht begründen, denn die Rechtsform sage nichts über den Grad 

der Nutzung staatlicher Infrastruktur aus. Auch der Ausdruck der 

Körperschaftsteuer als Entgelt für die Rechtsfähigkeit und die 

beschränkte Haftung (Verleihungsthese) wird deshalb abgelehnt, 

                                                 
Rödder, (Hrsg.), Steuerzentrierte Rechtsberatung, FS Schaumburg, (2009), S. 

45 (52). 
932 Haller, Die Steuern, 3. Aufl. (1981), S. 13. Er bezeichnet diese Äquivalenz 

als (partielle) marktwirtschaftliche Äquivalenz. Hansjürgens, Äquivalenz-

prinzip und Staatsfinanzierung, N.F. Bd. 72, (2001), S. 218.; a.A. Hey, Vom 

Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der Steuerrechtsordnung, in: 

Tipke, [u.a.], (Hrsg.), Gestaltung der Steuerrechtsordnung, FS Lang, (2010), 

S. 133 (150). 
933  Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, in: Tipke/[et al.] (Hrsg.), Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, FS Lang, (2010), S. 133 (150). 
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weil auch bei typisierender Betrachtung ein Zusammenhang 

zwischen Gewinnhöhe und Rechtsform nicht erkennbar ist934. 

 

(3) Umsatzsteuer 

Unklar ist, ob sich die Umsatzsteuer vor dem Hintergrund des 

Äquivalenzprinzips rechtfertigen lässt. Bei der Umsatzsteuer wird 

teilweise argumentiert, dass sie eine indirekte Steuer sei. Bei diesen 

gelte das „herkömmliche Nutzenprinzip“. Damit seien Steuern der 

Preis für staatliche Sicherheit und Ordnung935. Denn die indirekte 

Besteuerung sei blind für die persönlichen Verhältnisse des 

Steuerträgers: Ob der indirekt belastete Konsum aus dem 

Einkommen bestritten werde oder durch Kredit, sei nicht 

erkennbar. Es diene daher dem gerechten Verständnis des 

Leistungsfähigkeitsprinzips, wenn seine Herrschaft im Bereich 

indirekter Steuern nicht künstlich aufrechterhalten werde936. Gegen 

diese Überlegung wird eingewendet, dass sich aus diesem kaum 

etwas ergebe. Allenfalls die Befreihungen und Ermäßigungen seien 

vor diesem Hintergrund verzichtbar. Daher wird teilweise ge-

folgert, dass das Äquivalenzprinzip bei der Umsatzsteuer als 

Rechtfertigungsgrund nicht angewendet werden sollte937.  

                                                 
934  Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der Steuer-

rechtsordnung, in: Tipke/[et al.], (Hrsg.), Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, FS Lang, (2010), S. 133 (150). 
935 Lang, Steuergerechtigkeit und Globalisierung, in: Spindler/Tipke/Rödder, 

(Hrsg.), Steuerzentrierte Rechtsberatung, FS Schaumburg, (2009), S. 45 (52). 
935 Lang, Steuergerechtigkeit und Globalisierung, in: Spindler/Tipke/Rödder, 

(Hrsg.), Steuerzentrierte Rechtsberatung, FS Schaumburg, (2009), S. 45 (52). 
936 Lang, Steuergerechtigkeit und Globalisierung, in: Spindler/Tipke/Rödder, 

(Hrsg.), Steuerzentrierte Rechtsberatung, FS Schaumburg, (2009), S. 45 (52). 
936  Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, N.F. Bd. 72, 

(2001), S. 218 ff. 
937  Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der 
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(4) Begründung der Anwendung bei sonstigen Steuern 

Dennoch könnten bei der Frage, ob und wann die Steuerpflicht 

einer Person besteht, Äquivalenzgesichtspunkte durchaus eine 

Rolle spielen. So leitet v. Schanz 938  die Steuerpflicht aus der 

wirtschaftlichen Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft ab. Der 

Gesetzgeber müsse sich klar darüber werden, welchen Personen-

kreis er seiner Steuergewalt unterwerfen wolle. Dabei gebe es vier 

Möglichkeiten. Er könne sich an die ortsanwesende Bevölkerung, 

an alle, die das Gebiet betreten, in diesem Gebiet wohnen 

(Domizilzugehörigkeit) oder an die rechtliche Bevölkerung als 

Steuerträger halten. Statt der rechtlichen Zugehörigkeit könne er 

aber auch an die wirtschaftliche Zugehörigkeit anknüpfen, welche 

mehrere Intensitätsstufen durchlaufe.  

Entscheidend hierfür sei, ob sich die Beziehung in reinen 

Konsumakten und damit in dem jeweils verzehrten Einkommen 

erschöpfe939 oder lediglich Erwerbsakte oder beide zugleich vor-

liegen. In den beiden letzten Fällen werde die wirtschaftliche 

Beziehung „inniger“, wenn sie sich im Anteil am Erwerbsleben 

äußere und besonders intensiv, wenn Produktion und Konsumtion 

vereinigt auftreten.  

Er940 erkennt dabei, dass hierdurch wieder das Äquivalenzprinzip 

(in der Form des Vorteilsprinzips) wieder an Bedeutung gewinnt; 

trotzdem geht er davon aus, dass jeder Steuer eine Vorteils-

beziehung innewohne, selbst, wenn man naturrechtliche oder 

                                                 
Steuerrechtsordnung, in: Tipke/[et al.], (Hrsg.), Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, FS Lang, (2010), S. 133 (156). 
938 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (3 ff.). 
939  V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (4). In diesen Fällen habe die 

wirtschaftliche Zugehörigkeit eher einen passiven Charakter, wenn sie sich 

lediglich in Konsumakten erschöpfe.  
940 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (9 ff.). 
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zwangsweise Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft konstruieren 

könne, was jedoch unmöglich sei, denn aus jeder Staatsge-

meinschaft könne man ausscheiden. Auch wendet er sich gegen die 

Auffassung, dass hierdurch das Gebührenprinzip im Steuerwesen 

festgelegt werde, denn Steuergrund und Steuermaß seien zwei 

getrennte Dinge. Die Anknüpfung an die Staatsangehörigkeit habe 

nichts mit dem Maß der Pflichten zu tun.  

Von Schanz beschreibt die Steuer als zwei Seiten eines Janus-

kopfes: Die eine Seite bestimmt, welche Person in einem be-

stimmten Zeitraum steuerpflichtig ist (Bestimmung nach dem 

Vorteilsprinzip) und die andere, nach welchem Maß die Be-

steuerung vorzunehmen ist (Leistungsfähigkeitsprinzip). 

Die Vorteile, die sich aus der Anknüpfung an das Vorteilsprinzip 

(oder Äquivalenzprinzip) ergeben, sind mannigfaltig. Sie erspart 

dem Gesetzgeber, Art und Umfang der Vorteile rechnerisch genau 

festzulegen. Auch wird hierdurch nicht das Ausmaß der Be-

steuerung festgelegt, das sich noch immer nach dem Leistungs-

fähigkeitsprinzip richten kann. Es wird nur eine „grobe“ Kor-

relation zwischen Aufwand und Vorteil vorgenommen, welche die 

Gemeinschaft aus der wirtschaftlichen Zugehörigkeit des Steuer-

pflichtigen, die sich in verschiedenen Momenten ausdrücken kann,  

entnimmt. Ob und inwieweit sich diese Überlegungen von v. 

Schanz auf die Zerlegung im Einzelnen übertragen lassen, wird 

Gegenstand der folgenden Untersuchungen sein. Es wird jedoch 

ersichtlich, dass das Äquivalenzkriterium bei der Zerlegung nicht 

zwingend außer Acht gelassen werden muss, sondern vielmehr 

tragend sein kann für die Ermittlung von Zerlegungsvorschriften. 

Zunächst ist jedoch auf die Frage einzugehen, in welchem 

Verhältnis Leistungsfähigkeits- und Äquivalenzprinzip stehen. 
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3. Schlussfolgerung und Grundannahmen für die weitere 

Bearbeitung 

Gegenstand dieser Arbeit bildet nicht die politische oder 

zuständigkeitsbezogene Ausprägung des Äquivalenzprinzips, 

sondern die fiskalische Äquivalenz, die sich nur mit Kosten- und 

Nutzerkreisen befasst. Dies liegt darin begründet, dass Gegenstand 

der Untersuchung eine ökonomisch sinnvolle und mit dem 

derzeitigen Stand der Verfassung vereinbare Zerlegung bildet. Die 

zuständigkeitsbezogene Äquivalenz hingegen berücksichtigt noch 

zusätzlich die an den Verfahren beteiligten Entscheidungsträger. 

Insofern müssten zusätzlich noch die Kompetenzen gerade von 

Landes- oder Kommunalsteuern eine grundsätzliche Revision 

erfahren. Dies ist jedoch nicht Gegenstand dieser Arbeit. Von 

Bedeutung ist auch, dass es hier nicht auf das Äquivalenzprinzip 

als Steuerrechtfertigungsprinzip ankommt. Maßgebend ist auch 

nicht die Feststellung einer genau bezifferbaren Belastung. Es 

kommt vielmehr darauf an, bestimmte Vorteilsbeziehungen 

zwischen den Bürger und dem Staat festzustellen. Insofern spricht 

auch nichts dagegen, die Generaläquivalenz heranzuziehen. 

Welche Bedeutung das Äquivalenzprinzip im Rahmen der 

Zerlegung hat, wird im Folgenden untersucht. Gegenstand der 

Untersuchung bildet zunächst die Frage, in welchem Verhältnis 

beide Prinzipien (Leistungsfähigkeits- und Äquivalenzprinzip) 

zueinander stehen. 
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III. Bedeutung der Prinzipien für die Zerlegung und 

Verteilung 

 

Im Folgenden wird untersucht, in welchem Verhältnis das 

Leistungsfähigkeitsprinzip zum Äquivalenzprinzip steht. In der 

Literatur gibt es unterschiedliche Vorstellungen und Ansätze 

hierüber, die kurz dargestellt werden. 

 

1. Verhältnis des Leistungsfähigkeitsprinzips zum 

Äquivalenzprinzip 

Um beide Prinzipien für die Zerlegung anwenden zu können, muss 

auch das Verhältnis dieser Prinzipien geklärt werden. Teilweise941 

werden beide Prinzipien als einander gegensätzlich und unverein-

bar bezeichnet. Dennoch ist zu prüfen, ob die Prinzipien – zwar 

nicht als Steuerrechtfertigung, sondern als Verteilungsmaßstab – in 

einem sich gegenseitig ergänzendem (komplementären) Verhältnis 

zueinander stehen können. 

 

Tipke942 unterscheidet zwischen dem Äquivalenzprinzip als Steu-

ermaßstab und dem allgemeinen Äquivalenzprinzip bei der 

Steuerrechtfertigung. Sofern es als Steuerrechtfertigung bei 

Personensteuern herangezogen werde, könne man es als nicht sach-

gerecht ansehen. Der Grund bestehe darin, dass gerade Einkom-

mensschwache, vor allem solche mit Kindern, stärker auf staatliche 

Unterstützung angewiesen seien. In diesen Fällen fiele die Steuer-

                                                 
941 Haller, Die Steuern, 3. Aufl. (1981), S. 14 f.; Tipke, Die Steuerrechts-

ordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 476 mit Hinweis auf Mill, Principles of 

Political Economy, (1871), Book V, Chap II. 
942 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. I, 2. Aufl. (2000), S. 476. 
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last umgekehrt zu den Einkommensverhältnissen aus, was zu einer 

Besteuerung entgegen der Leistungsfähigkeit führe. Aus diesen 

Aussagen wird deutlich, dass Tipke das Äquivalenzprinzip als dem 

Leistungsfähigkeitsprinzip entgegenstehend ansieht. Aber nicht 

jede Leistung–Gegenleistung-Beziehung sei gekappt. Nur wer im 

Inland seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder inlän-

disches Einkommen erziele oder inländisches Vermögen besitze, 

könne zum Steuerschuldner werden.  

Gleichwohl ist die Auffassung, dass sich Leistungsfähigkeits- und 

Äquivalenzprinzip diametral gegenüber stehen, nicht zwingend. So 

kann man die Aussagen von A. Smith auch als eine Kombination 

aus Äquivalenz- und Leistungsfähigkeitsprinzip werten. 

Die Aussage, dass die Bürger des Landes zur Finanzierung der 

öffentlichen Aufgaben soweit als möglich „im Verhältnis zu ihren 

Fähigkeiten“ beisteuern sollten, kann als Bekenntnis zum 

Leistungsfähigkeitsprinzip gesehen werden. Dieses soll sich nach 

dem Einkommen richten, das sie jeweils unter dem Schutze des 

Staates erzielen. In diesem Satz lässt sich aber auch das 

Gegenseitigkeitsverhältnis, das dem Äquivalenzprinzip 

innewohnt, herauslesen943.  

 

Auch Viti de Marco944 kombiniert beide Prinzipien, wenn er die 

                                                 
943  Zitzelberger, Grundlagen der Gewerbesteuer, (1990), S. 159 ff.; 

Hansjürgens, Äquivalenzprinzip und Staatsfinanzierung, (2001), S. 218. 
944 De Viti di Marco, Grundlehren der Finanzwissenschaft, (1932), S. 68 ff. 

Dies sei dem Umstand geschuldet, dass fast alle öffentlichen Leistungen für die 

Erzeugung und zugleich Voraussetzungen für den Verbrauch privater Güter 

seien. Die Inanspruchnahme der öffentlichen Leistung sei eine Funktion des 

Einkommens, welche ebenso wie das Einkommen wachse (S. 68 f.). Kritisch 

hierzu: Vleugels, FinArch, N.F. Bd. 1, (1932), S. 369 (391 f.). Es sei eine unge-

rechtfertigt optimistische Annahme, alle Mitglieder der Gesamtheit ver-

brauchten „die“ allgemeinen öffentlichen Leistungen, weil man nicht 
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These aufstellt, dass der Verbrauch an allgemeinen öffentlichen 

Leistungen in einem proportionalen Verhältnis zum Einkommen 

stehe.  

 

Anders sieht dies Vocke945. Er sieht eine sittliche Verpflichtung des 

Steuerpflichtigen, für das Gemeinwesen da zu sein und sich nicht 

selbstsüchtig abzuschließen. Diese Verpflichtung bestehe 

unabhängig davon, was der Staat dem Steuerpflichtigen leiste.  

 

Lang 946  geht von einem Korrespondenzverhältnis zwischen 

Leistungsfähigkeits- und Äquivalenzprinzip aus. Nach seiner Auf-

fassung teilen sich beide Prinzipien die Rechtfertigung von 

Steuern. Der Schwerpunkt des Leistungsfähigkeitsprinzips liege 

bei den direkten, der Schwerpunkt des Nutzenprinzips liege bei den 

indirekten Steuern. Denn die indirekten Steuern würden sich nur 

mittels „vermuteter“ oder typisierter Leistungsfähigkeit recht-

fertigen lassen. Zudem förderten die „Naturgesetze der Ökonomie“ 

das Nutzenprinzip im Wettbewerb der Steuersysteme, weshalb 

dieses Prinzip an Bedeutung zunehme. 

 

Für Wagner947 hat das Äquivalenzprinzip zwei Bedeutungen. Zu-

nächst sieht er es als das ursprüngliche Besteuerungsprinzip an, 

                                                 
annehmen könne, daß es jemand gäbe, der auf die Unabhängigkeit seines 

Landes oder auf den Schutz seines Eigentums oder auf die Unversehrtheit 

seiner Person keinen Wert lege. 
945 Vocke, Grundzüge der Finanzwissenschaft, (1894), S. 180. 
946 Lang, Steuergerechtigkeit und Globalisierung, in: Spindler/Tipke/Rödder, 

(Hrsg.), Steuerzentrierte Rechtsberatung, FS Schaumburg, (2009), S. 45 (52); 

kritisch: Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, in: Tipke/[et al.], (Hrsg.), FS Lang, (2010), S. 132 (163). 
947 Wagner, Finanzwissenschaft, 2. Aufl. (1890), S. 435 ff. 
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welches durch den „wachsend communistischen Charakter der 

Volkswirtschaft seine zentrale Bedeutung“ verliere. Dennoch 

behalte dieses Prinzip in bestimmten Fällen Bedeutung. Im 

modernen Staatswesen sei die Besteuerung nach dem Interesse dort 

anzuwenden, „wo öffentliche Leistungen wirklich für gewisse 

Personen oder für gewissen Besitz Sondervortheile bewirken und 

wo sich die Größe dieser Vortheile ungefähr messen lässt…“948.  

 

V. Schanz949 geht von einem Nebeneinander beider Prinzipien aus. 

Dieses Nebeneinander basiert auf dem Gedanken, dass Steuer-

grund und Steuermaß zwei getrennte Dinge seien. Die Steuer-

pflicht werde von einer wirtschaftlichen Beziehung abhängig 

gemacht; für die Bemessung des Grades der Steuerpflicht könnten 

verschiedene Normen gewählt werden. „Die zwei Seiten des 

Januskopfes „Steuer“, von denen die eine dem Vorteils-, die andere 

dem Leistungsfähigkeitsprinzip zugewendet erscheint, fließen zu 

einer Einheit zusammen. Die eine überschaue den Kreis der 

pflichtigen Personen, die andere blickt in die Höhe und Tiefe des 

Steuermasses.“ 

 

Hier wird der Unterschied in den Betrachtungsweisen zwischen v. 

Schanz und Wagner erkennbar. Das Äquivalenzprinzip hat für v. 

Schanz bei der Besteuerung eine ungleich höhere Bedeutung und 

Relevanz, während bei Wagner das Äquivalenzprinzip eher in den 

Hintergrund rückt. Fasst man das Äquivalenzprinzip wie v. Schanz 

auf, so findet es nicht nur am Rande bei Gebühren, einzelnen 

                                                 
948 Wagner, Finanzwissenschaft, 2. Aufl. (1890), S. 438 f. Das Äquivalenz-

prinzip finde beim Grundbesitz (Verkehrsanlagen, Landesmelioraten, Wasser-

bauten) sowie bei Kommunalsteuern Anwendung. 
949 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (10). 
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kommunalen Steuern oder bestimmten Zwecksteuern (Kfz-

Steuern) Anwendung, sondern bei allen Steuern. 

 

Gegen die korrespondierende Anwendung des Leistungsfähig-

keits- und des Nutzenprinzips lässt sich einwenden, dass eine be-

liebige Wahl zwischen den Prinzipien das Steuerrecht weitgehend 

einer fiskalpolitischen Willkür ausliefere. Aus diesem Grund wird 

von Teilen der Literatur950 vorgeschlagen, dass das Äquivalenz-

prinzip dem Leistungsfähigkeitsprinzip vorgelagert sei.  

Für eine parallele bzw. komplementäre Anwendung beider 

Prinzipien sprechen jedoch die besseren Gründe951. Die hiergegen 

angeführten Argumente beziehen sich zumeist auf die Steuer-

rechtfertigung und nicht auf die Verteilung des Steueraufkommens. 

Dieses sich eränzende Verhältnis beider Prinzipien ist jedoch 

weiter zu verstehen als der Grundansatz, den v. Schanz vertritt. 

Denn das Leistungsfähigkeitsprinzip soll nicht nur als Steuermaß 

herangezogen werden können, sondern soll klären, an welchem Ort 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit generiert wird. Diese Ergebnis-

se werden mit dem Vorteils- bzw. mit dem Äquivalenzprinzip 

verknüpft, um hieraus Zerlegungsvorschriften ermitteln zu können. 

 

 

  

                                                 
950 Vogel, Der Staat, Bd. 25 (1986), S. 481 (482); Hey, Vom Nutzen des 

Nutzenprinzips für die Gestaltung der Steuerrechtsordnung, in: Tipke/[et al.], 

(Hrsg.), Gestaltung der Steuerrechtsordnung, FS Lang, (2010), S. 133 (163). 
951 Haller, Die Steuern, 3. Aufl. (1981), S. 16. Er will beide Prinzipien nur in 

dem Bereich anwenden, in dem die Anwendung sinnvoll erscheint. Hier 

sollen beiden Prinzipien mögliche Anknüpfungspunkte liefern, also in einem 

Bereich anwendbar sein. 
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2. Zwischenergebnis und Herleitung der Prinzipien 

 

a) Grundsätzliche Erwägungen 

Für den weiteren Fortgang der Arbeit ist entscheidend, inwieweit 

das Äquivalenz- und das Leistungsfähigkeitsprinzip bei der 

Zerlegung relevant sein können. Die Kombination beider 

Prinzipien kann bei der konkreten Ausgestaltung von 

Zerlegungskriterien taugliche Maßkriterien liefern. Wie bereits 

dargelegt werden für die Zerlegung steuerspezifische Kriterien 

angewendet. Die persönliche Steuerpflicht des Betroffenen in 

Verbindung mit der Abschöpfung der steuerlichen Leistungs-

fähigkeit kann daher zunächst als konkrete Zielvorgabe bei der 

Schaffung von Zerlegungsvorschriften dienen. Die zwei Seiten des 

Januskopfes „Steuer“, von denen eine dem Leistungsfähigkeits- 

und die andere dem Vorteilsprinzip zugewendet erscheine, fließen 

auf diese Weise beim Steuerpflichtigen in einer Person 

zusammen952. 

Ausgangspunkt der Überlegung ist dabei der Gedanke, dass die 

persönliche Steuerpflicht nicht nur durch die Einrichtung eines 

Steuerwesens bedingt ist, sondern auch durch die Kenntnis über 

den „Personenkreis der Steuerpflichtigen“953. Dabei existieren die 

bereits erwähnten vier Anknüpfungspunkte: Die Steuer kann alle 

erfassen, die ortsanwesend sind, die das betreffende Gebiet 

betreten, die in dem Ort wohnen oder rechtlich zu dem Ort gehören 

(wobei der Gesetzgeber auch die wirtschaftliche Zugehörigkeit 

entscheiden lassen kann). Bei der wirtschaftlichen Zugehörigkeit 

können mehrere „Intensitätsstufen“ bestehen, abhängig davon, ob 

                                                 
952 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (10). 
953 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (3 f.) 
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der Steuerpflichtige lediglich durch Konsumakte oder lediglich 

Erwerbsakte oder durch beides in eine wirtschaftliche Beziehung 

tritt954.  

Die rechtlich Zugehörigen (Staatsangehörigen, Gemeindebürger) 

bestimmen die Geschicke des Gemeinwesens, für deren Schutz der 

Staat eintritt und die die Pflichten aus der Gemeinschaft tragen 

(Wehrpflicht, Steuerpflicht). Die Anknüpfung allein an die 

rechtliche Zugehörigkeit scheitert deshalb, weil die rechtliche 

Bevölkerung sich mit der tatsächlichen nicht deckt. Aber auch die 

Anknüpfung an die ortsanwesende Bevölkerung scheitert, da die 

Personen durch ihre schlichte Anwesenheit nur flüchtig in Be-

rührung kommen955. Eine festere Verbindung besteht jedoch im 

Hinblick auf die Wohnbevölkerung. Dort hat der Steuerpflichtige 

„festen Fuß“ gefasst und deshalb ist die Abschöpfung der gesamten 

Leistungsfähigkeit an diesem Ort auch möglich.  

Problematisch wird die Abschöpfung deshalb, weil die Vorteile der 

Gemeinschaft nicht nur den Einwohnern allein zugutekommen, 

sondern auch Nicht-Einwohnern. Zwar hängt der Aufgabenkreis 

einer „Gemeinschaft“ von der Einwohnerzahl ab, aber nicht nur, 

denn Auswärtige können „Pachtgelder“ und Aktiendividenden in 

der Gemeinde erzielen, obwohl sie dort nicht wohnen. Diese 

Schwäche beseitigt die Anknüpfung an die „wirtschaftszugehörige 

Bevölkerung“. In diesem Fall werden sowohl die Bewohner einer 

Gemeinschaft erfasst als auch jene, die außerhalb dieser stehen, 

                                                 
954 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (4). Dabei habe die wirtschaftliche 

Zugehörigkeit, die sich im Konsumakt erschöpft, einen eher passiven 

Charakter, werde durch den Erwerbsakt „inniger“ und erfahre die höchste 

Intensität, wenn beides aufeinander treffe. 
955 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (7). Die schlichte Anwesenheit 

genüge bei den Verbrauchs- und Verkehrssteuern.  
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aber die Vorteile der Gemeinschaft abschöpfen. Folglich könne 

jede Gemeinschaft, diejenigen nach progressivem Tarif besteuern, 

die ihr wirtschaftlich angehören. 

Dabei muss klar sein, dass eine exakte Quantifizierung oder 

Bemessung schwierig oder unmöglich ist. Das hat auch das 

Bundesverfassungsgericht956 in seinem „Zerlegungsurteil“ durch-

aus zutreffend erkannt. Das Gericht nahm an, dass die Anknüpfung 

an die rechtliche Zugehörigkeit durch Verzerrungen aufgrund von 

Konzentrationsprozessen und vielfältige Verflechtungen gestört 

würde und dass sich aus der Verfassung nicht ergebe, welche 

Kriterien die „wirkliche Steuerkraft“ eines Landes widergeben. 

V. Schanz957  erkennt, dass man dieser Betrachtungsweise zwei 

Einwände entgegenhalten kann. Erstens wäre man wieder beim 

Vorteilsprinzip und dessen Grenzen und zweitens werde hierdurch 

die Steuerpersönlichkeit künstlich geteilt, was in Bezug auf 

Schuldzinsen, Progression und bezüglich des Existenzminimums 

zu einer Aufteilung führe. Dem ersten Einwand hält er jedoch 

entgegen, dass jede Steuer eine Vorteilsbeziehung enthalte. 

Tatsächlich – so wird konzediert – müssten auch die individuellen 

Verhältnisse des Steuerpflichtigen bei der Besteuerung je nach 

wirtschaftlicher Zugehörigkeit des Steuerpflichtigen zu einer 

Gemeinschaft aufgeteilt werden.  

Die Zerlegung unterscheidet sich jedoch von der Steuererhebung. 

Während es sich bei der Zerlegung um ein länderinternes 

Ausgleichs- oder Clearingverfahren handelt, behandelt v. Schanz 

die Steuerpflicht – also eine der Zerlegung vorgelagerten Stufe. 

Gleichwohl sind die Erwägungen zur wirtschaftlichen Zuge-

                                                 
956 BVerfGE 72, 330 (391 f.). 
957 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (9 ff.). 
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hörigkeit der Person zu einer Gemeinde oder zu einem öffentlichen 

Gemeinwesen nicht nur bei der Steuererhebung von Relevanz. Der 

Gesetzgeber kann sich im Fall der Zerlegung (als nachgelagerten 

Schritt gegenüber der Steuererhebung) von den gleichen 

Erwägungen leiten lassen. Aus diesem Grund schlägt der zweite 

Einwand bei der Zerlegung nicht durch, denn die persönlichen 

Verhältnisse des Steuerpflichtigen werden schon bei der 

Steuererhebung berücksichtigt. Bei der Zerlegung genügt es daher, 

wenn die gesammelte wirtschaftliche Leistungsfähigkeit (die durch 

die Steuer ermittelt wird) der in einem Gemeindewesen Zuge-

hörigen ermittelt wird und eine Zuteilung an die Länder erfolgt, zu 

denen der Steuerpflichtige – durch den Konsum- oder Erwerbsakt 

oder durch beides – eine wirtschaftliche Beziehung aufbaut. 

Im weiteren Verlauf wird auch zugegeben, dass sich die wirkliche 

Steuerkraft daher nicht allein nach dem Erarbeitungs- oder 

Wohnsitzprinzip bestimmen lässt. In beiden Kriterien wird der 

sachliche, sprich wirtschaftliche Bezug des Steuerpflichtigen zu 

einem Gemeinwesen klar erkannt. Das Gericht lässt es zu, dass der 

Gesetzgeber beide Anknüpfungspunkte unterschiedlich gewichten 

kann958. Dieser Vorgabe ist unter der Einschränkung zuzustimmen, 

dass der Gesetzgeber die möglichen Anknüpfungspunkte 

berücksichtigt. Wie er sie gewichtet, steht ihm jedoch frei. 

 

 

 

  

                                                 
958 BVerfGE 72, 330 (392). 
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b) Anwendbarkeit des Äquivalenzprinzips bei der Zerlegung 

Die allgemeine Auffassung in der Literatur wendet sich gegen das 

Äquivalenzprinzip als Rechtfertigung für die Besteuerung. Dieses 

Prinzip habe „ausgedient“ und könne allenfalls bei den 

Kommunalsteuern wie die Gewerbe- oder Grundsteuer noch 

herangezogen werden959. Wiewohl man diese Steuerkonzeption als 

veraltet von sich weisen kann, so sollte bei der Anwendung des 

Äquivalenzprinzips gerade im Rahmen der Zerlegung beachtet 

werden, dass es in diesem Fall nicht darum geht, die Besteuerung 

des Steuerpflichtigen zu rechtfertigen, sondern darum, wie die 

staatlichen Einnahmen verteilt werden. Insofern kann man von 

einer horizontalen Anwendung der Steuerprinzipien ausgehen: Das 

Äquivalenzprinzip wird nicht mehr auf das Staat-Bürger-

Verhältnis, sondern auf das innerstaatliche Verhältnis zwischen 

den Ländern bezogen. Wie viel einem Land zusteht und wie das 

vorhandene Steueraufkommen effizient verteilt werden kann, 

ergibt sich daher aus den Belastungen, die ein Land dadurch hat, 

dass Steuerpflichtige dort wohnen oder arbeiten. Davon müssten 

jedoch die Konsumausgaben in dem betreffenden Land abgezogen 

werden. Denn Maßstab der Zerlegung muss die Nettobelastung 

sein.  

Danach sollen die Nutznießer einer Leistung die Kosten dieser 

Leistung tragen (Kongruenz). Diese Äquivalenz komme jedoch 

nur eingeschränkt zum Tragen, da die Steuerrechtsetzung beim 

Bund liege. Folglich bliebe bei der horizontalen Verteilung noch 

die Übereinstimmung des Kreises der von den öffentlichen 

Leistungen Begünstigten und der durch die Steuer Belasteten960.  

                                                 
959 Zur Kritik hieran: Haller, FinArch, N.F. Bd. 21, (1961), S. 248. 
960 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 515. 
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Bei der Steuerverteilung nach dem Gesichtspunkt der 

ökonomischen Äquivalenz wären im Hinblick auf die Einkommen-

steuer zwei Ansatzpunkte denkbar: Der erste Ansatz stellt der 

Einkommensteuer ein Angebot an wohnsitznaher und 

haushaltsorientierter öffentlicher Infrastruktur gegenüber, sofern 

sie nicht durch andere Einnahmequellen finanziert würde 

(sogenanntes haushalts- oder konsumorientiertes Abgaben-

konzept)961. 

Ein weiterer Ansatz stellt eher das Vorhandensein öffentlicher 

Infrastrukturleistungen für die Produktion in den Mittelpunkt der 

Betrachtung (sog. produktionsorientiertes Abgabenkonzept). 

Folglich sei immer dann das Äquivalenzprinzip verletzt, wenn 

Kosten- und Nutzerkreise auseinanderfallen. Das Steuerauf-

kommen gehöre dorthin, wo die mit der Produktion verbundenen 

Lasten bestehen962. Eine Zerlegung, die von vornherein zu große 

Unterschiede in der Finanzkraft beseitigen will, gehe über die 

allokative Aufgabe der Übereinstimmung von primären Steuerauf-

kommen und primärer Steuerkraft hinaus. Die Abhängigkeit der 

Länder untereinander wäre institutionell reduziert 963 . Ob das 

Äquivalenzprinzip in diesem Verhältnis Anwendung finden kann, 

ist gleichwohl umstritten. Im Folgenden werden die theoretischen 

Ansätze und die vorgebrachten Einwände dargelegt. 

                                                 
961  Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 100. 
962  Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 100. In der Zusammenlegung von Berlin und 

Brandenburg wird eine Internalisierung externer Effekte gesehen. 
963  Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 100. 
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aa) Stand der Argumentation 

 

(1) Die These der Übereinstimmung von Kosten und Nutzern bei 

der Zerlegung 

Das Äquivalenzprinzip964 wird vielfach als Argumentationsfigur 

bei der Frage verwendet, auf welche Weise öffentliche Güter in 

einer Region effizient bereitgestellt werden können965. Zentrales 

Ziel der Herstellung (regionaler) Äquivalenz ist die regionale 

Radizierung der Steuern 966 . Die Grundthese lautet in diesem 

                                                 
964 Bösinger, Die Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 1995, 

(1999), S. 47 f.; Loeffelholz, Finanzreform 1969: Anspruch und Wirklichkeit, 

in: Probleme des Finanzausgleichs in nationaler und internationaler Sicht, 

Beihefte der Konjunkturpolitik, Bd. 41, (1993), S. 38 f. Er bezeichnet das 

Prinzip fiskalischer Äquivalenz als wenig präzise. Kitterer, Zukunft der 

Steuerzerlegung bei Einkommensteuer bzw. Umsatzsteuer, in: Schmidt-

Trenz/Fonger, (Hrsg.), Bürgerföderalismus, 1. Aufl. (2000), S. 126. 
965 Hofmann, ZRP 11 (1999), S. 465 (467); Färber/Pohle, Räumliche Aspekte 

des föderativen Systems, in: Färber, (Hrsg.), Das föderative System in 

Deutschland, (2005), S. 1 (8); Feld, Fiskalischer Föderalismus in der Schweiz, 

(2004), S. 44 ff.; Kitterer/Burckardt/Löwer, Die Einbeziehung der Stadtstaaten 

in das bundesdeutsche Finanzsystem, in: Haller/Schönert (Hrsg.), Stadtstaaten 

und Finanzausgleich, (2004), S. 39; Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für 

eine Reform des bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 21, 

57; Weiß/Münzenmaier, WD 10/2014, S. 732 (739); Truger/Vesper, Zur 

Reform des Länderfinanzausgleichs – eine Notwendigkeit?, IMK-Gutachten, 

(2014), S. 34. Angedeutet: Scherf, 54. Jg. Ifo-SD (2/2001), S. 4: „allokatives 

Ziel der Verbesserung der Leistungsanreize“. Wieland, Neuordnung der 

Finanzverfassung nach Auslaufen des Solidarpakts II und Wirksamwerden der 

Schuldenbremse, (2013), S. 10; kritisch: Kilper, Föderalismus als Institution 

der „Marktsicherung“, in: Färber, (Hrsg.), Das föderative System in 

Deutschland, (2005), S. 41 (49). 
966 Färber, Die regionale Inzidenz des deutschen Steuersystems, in: Färber, 

(Hrsg.), Das föderative System in Deutschland, Forschungs- und 

Sitzungsberichte der ARL, Nr. 224, (2005), S. 146 (152). 
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Zusammenhang, dass „… eine Region … eine effiziente und auf 

die Präferenzen seiner Bürger abgestimmte Versorgung mit be-

stimmten Gütern… am besten erreichen [wird],…, wenn … der 

Kreis der Nutzer der öffentlichen Leistungen auch zu deren Finan-

zierung herangezogen wird“967. Denn nur auf diese Weise sei der 

Finanzausgleich „anreizkompatibel“ zu gestalten 968 . In be-

stimmten Fällen kann der Zusammenhang von Kosten und Nutzen 

auseinanderfallen. Im Folgenden wird auf das Auftreten räumlicher 

Externalitäten eingegangen, welche den Äquivalenzzusammen-

hang stören969.  

Der Zusammenhang zwischen den angefallenen Kosten und den 

Nutzern kann in bestimmten Fällen durch räumliche Externalitäten 

auseinanderfallen970. Von Externalitäten ist auszugehen, wenn die 

bereitgestellten Güter nicht nur von denen genutzt werden können, 

die dort wohnen und die Kosten hierfür (durch Abgaben) tragen 

                                                 
967 Kitterer/Burckardt/Löwer, Die Einbeziehung der Stadtstaaten in das 

bundesdeutsche Finanzsystem, in: Haller/Schönert, (Hrsg.), Stadtstaaten und 

Finanzausgleich, (2004), S. 39. 
968 Peffekoven, Der Finanzausgleich im Spannungsfeld zwischen allokativen 

und distributiven Zielsetzungen, in: Beihefte der Konjunkturpolitik, Bd. 41, 

(1993), S. 14; Liebig, in: Elsner, (Hrsg.), Neue Alternativen des Länderfinanz-

ausgleiches, (2002), S. 69 (75); Fuest/Lichtblau, Finanzausgleich im vereinten 

Deutschland, (1991), S. 50; Fuest/Thöne, Der Finanzföderalismus in 

Deutschland und seine Reform, in: Härtel, (Hrsg.), Hdb. Föderalismus, 

Föderalismus als demokratische Rechtsordnung und Rechtskultur in 

Deutschland, Europa und der Welt, Bd. II, (2012), § 37 Rn. 22, 42 f.; 

Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 4 ff., 20 ff. 
969  Feld, Steuerwettbewerb und seine Auswirkungen auf Allokation und 

Distribution, (2000), S. 44, m.w.N. Hierzu zählen insbesondere die 

Ressourcenkosten öffentlicher Leistungen anderer Gebietskörperschaften, die 

sich ändern, sowie die Überfüllungskosten, die sich ändern. 
970  Feld, Steuerwettbewerb und seine Auswirkungen auf Allokation und 

Distribution, 2000, S. 48. 
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(sog. positiver Nutzen-spillover) 971 . Entscheidend ist in diesen 

Fällen, dass die Nutzung der bereitgestellten Infrastruktur-

leistungen 972  durch die Länder nicht auf die Kostenträger be-

schränkt werden kann, sondern über das Land hinaus (positive oder 

negative) Wirkungen auf andere Länder zeitigt. Die Bewohner der 

Umlandgemeinden profitieren daher von dem Nutzen nicht ent-

sprechend ihrer marginalen Zahlungsbereitschaft973. Mit anderen 

Worten ausgedrückt bedeutet dies, dass kein Kosten-Nutzen-

Zusammenhang mehr besteht, wenn Wohnort und Arbeitsplatz 

durch Ein- bzw. Auspendler auseinanderfallen. Die Gebiets-

ansässigen finanzieren beispielsweise die Infrastruktur, während 

die gebietsexternen Einpendler das Angebot nutzen, ohne einen 

entsprechenden Beitrag dazu zu leisten. Auf dieser Basis wird von 

großen Teilen der finanzwissenschaftlichen974 und rechtswissen-

                                                 
971 Peffekoven, Der Finanzausgleich im Spannungsfeld zwischen allokativen 

und distributiven Zielsetzungen, in: Beihefte der Konjunkturpolitik, Bd. 41, 

(1993), S. 16. Öffentliche Güter weisen jedoch nicht immer nur einen positiven 

Nutzen auf (sog. negative Nutzenspillover). 
972  Zu den Infrastrukturleistungen werden unter anderem die Kosten für 

Infrastrukturmaßnahmen, Verwaltung und Gerichte, Wirtschaftsförderungs-

maßnahmen sowie Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen sowie von 

Krankenhäusern und Schulen gezählt. Siehe auch: Kube, Der bundesstaatliche 

Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 53. 
973  Feld, Steuerwettbewerb und seine Auswirkungen auf Allokation und 

Distribution, (2000), S. 48. 
974  Kitterer/Burckardt/Löwer, Die Einbeziehung der Stadtstaaten in das 

bundesdeutsche Finanzsystem, in: Haller/Schönert, (Hrsg.), Stadtstaaten und 

Finanzausgleich, (2004), S. 39; Fuest/Thöne, Der Finanzföderalismus in 

Deutschland und seine Reform, in: Härtel, (Hrsg.), Hdb. Föderalismus, 

Föderalismus als demokratische Rechtsordnung und Rechtskultur in 

Deutschland, Europa und der Welt, Bd. II, (2012), § 37 Rn. 41 ff. Diese 

Disparitäten treten dabei zwischen den Stadtstaaten und den Anrainerländern 

im besonderen Maße auf. Gleiches gilt auch für die ostdeutschen Länder, die 

eher ein interessantes Wohnumfeld schaffen wollen, als ein interessantes 

Arbeitsumfeld zu gewährleisten. 
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schaftlichen975 Literatur ein Ausgleich dieser „Spillover-Effekte“ 

gefordert. Dieser Ausgleich wird auch als Internalisierung 

bezeichnet 976 . Diese Annahmen beruhen auf dem fiskalischen 

Föderalismus, der von Oates977 geprägt wurde. 

Er978 geht davon aus, dass die Körperschaft, die die bereitgestellte 

Menge des Gutes bestimmt, genau die Individuen umfasst, die das 

Gut konsumieren (Korrespondenzprinzip). Dieser Gedanke führt 

dann auch zur Dezentralisierung staatlicher Leistungen. Aufgrund 

der Mobilität und der unterschiedlichen Präferenzen der Individuen 

können die öffentlichen Leistungen jedoch nicht effizient bereit-

gestellt werden. Die Effizienz ist durch bestimmte Ausgleichs-

leistungen wieder herzustellen.  

In der Finanzwissenschaft gibt es unterschiedliche Ansätze zur 

Internalisierung dieser Effekte. Der erste zielt darauf ab, Auf-

gabenkompetenzen in der Weise zu verteilen, dass diese Effekte 

vermieden werden 979 . Die Internalisierung hängt maßgebend 

davon ab, ob es sich um Steuern auf die Einkommensentstehung 

                                                 
975 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 514 

ff. mit Verweis auf BVerfGE 72, 330 (396). Nach seiner Auffassung deute das 

Bundesverfassungsgericht das Äquivalenzprinzip an. Die Spillover-Effekte 

werden in diesem Fall als „regionale Streuungen“ bezeichnet, welche bei den 

Landessteuern jedoch nicht eintreten. 
976  Kitterer/Burckardt/Löwer, Die Einbeziehung der Stadtstaaten in das 

bundesdeutsche Finanzsystem, in: Haller/Schönert, (Hrsg.), Stadtstaaten und 

Finanzausgleich, (2004), S. 74; Liebig, in: Elsner, (Hrsg.), Neue Alternativen 

des Länderfinanzausgleiches, (2002), S. 69 (76 ff.), m.w.N.; 

Weiß/Münzenmaier, WD 10/2014, S. 732 (739); Feld/Kube/Schnellenbach, 

Optionen für eine Reform des bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, 

(2013), S. 21, 57. 
977 Oates, Fiscal Federalism, (1972). 
978 Oates, Fiscal Federalism, (1972), S. 33 ff., 46 ff., 49ff. 
979 Olson, American Economic Review, Vol. 59 (1969), S. 479 (485). 
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oder auf die Einkommensverwendung handelt980. Sie kann auch 

durch Ausgleichsleistungen zwischen verschiedenen Gebietskör-

perschaften erfolgen981. 

Bei Steuern auf die unternehmerische Einkommensentstehung 

müssen die verschiedenen Jurisdiktionen für die Wertschöpfung 

durch Aufteilung der Bemessungsgrundlagen oder Steuererträgen 

angemessen berücksichtigt werden. Bei persönlichen Einkommen-

steuern erfolgt der Großteil des Konsums am Wohnort des 

Zensiten, aber auch am Arbeitsort 982 . Ausgehend von dieser 

Modellannahme soll die Zerlegung der Lohnsteuer daher 

(zumindest teilweise) nach dem Betriebsstättenprinzip erfolgen. 

Denn eine Zerlegung der Lohnsteuer und die Verteilung der 

Einkommensteuer nach dem Wohnsitzland des Steuerpflichtigen 

können bei Einpendlern dazu führen, dass das Umland von den 

Infrastrukturleistungen des Arbeitsstättenorts profitiert.  

Länder mit relativer Arbeitsstätten-Intensität und entsprechenden 

Aufwendungen in die Infrastruktur würden durch das jetzige 

System nicht hinreichend Berücksichtigung finden. Denn sie 

tragen besondere Zusatzbelastungen. Bei den Stadtstaaten ver-

schärft sich die Problematik. Denn sie können nicht wie andere 

Städte „wachsen“ und die umliegenden Gemeinden „einge-

                                                 
980 Färber, Die regionale Inzidenz des deutschen Steuersystems, in: Färber, 

(Hrsg.), Das föderative System in Deutschland, Forschungs- und 

Sitzungsberichte der ARL, Nr. 224, (2005), S. 146 (153). 
981 Färber, Die regionale Inzidenz des deutschen Steuersystems, in: Färber, 

(Hrsg.), Das föderative System in Deutschland, Forschungs- und 

Sitzungsberichte der ARL, Nr. 224, (2005), S. 146 (153). Sachgerecht erfolge 

diese Internalisierung durch Einführung von Zerlegungs- und 

Verrechnungsschlüsseln sowie Quellensteuerzahlungen.  
982 Färber, Die regionale Inzidenz des deutschen Steuersystems, in: Färber, 

(Hrsg.), Das föderative System in Deutschland, Forschungs- und 

Sitzungsberichte der ARL, Nr. 224, (2005), S. 146 (153). 
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meinden“, wenn sie zu einem anderen Land gehören. Ein 

landesinterner Ausgleich ist – im Vergleich zu den Großstädten der 

Flächenländer – mangels landeszugehörigen Hinterlandes nicht 

möglich. Dies zeige sich vor allem an den wachsenden „existenz-

bedrohenden Finanzproblemen“, die nicht auf einer unsoliden 

Haushaltspolitik beruhen sollen983.  

 

(2) Einwände aus der finanzwissenschaftlichen Literatur 

Dagegen werden in der finanzwissenschaftlichen Literatur 984 

folgende Einwände erhoben: Die Kosten für Gesundheit, Bildung 

und Verkehr, der Ver- und Entsorgung würden primär am Wohnort 

anfallen. Aber selbst, wenn man die Kosten am Arbeitsort 

akzeptiere, so folgen – dieser Auffassung nach – nur dann 

Ausgleichspflichten, wenn die „Spill-outs“ nicht durch gegen-

läufige „Spill-ins“, Gebühren oder gebührenähnliche Abgaben 

finanziert würden. Einpendler geben zudem auch einen Teil des 

Einkommens am Arbeitsort aus, weswegen sie zum Steuer-

aufkommen des betreffenden Landes beitragen. Ein Verstoß der 

Zerlegungsvorschriften gegen die Verfassung liege deshalb nicht 

vor985. Auch sei zu prüfen, ob den negativen „Spillouts“ positive 

„Spillins“ gegenüberstehen. Diese Überprüfung scheitert jedoch 

meist daran, dass keine konkreten Zahlen vorhanden sind986. Eine 

                                                 
983 Sichtweise Hamburgs BVerfGE 72, 330 (344 f). Man spricht in diesem Falle 

von „Spillover“-Effekten:  Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 

(187). 
984 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (187 f.); dem folgend auch: 

Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 107. 
985 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (187 f.). 
986  Weiß/Münzenmaier, WD 10/2014, S. 732 (739). Sie sprechen von der 

„Unzulänglichkeit der Datenbasis“. 
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exakte Quantifizierung scheitert daher. 

Gegen die Berücksichtigung von Lastenmaßstäben wird auch 

eingewandt, dass sie unzulässig und ungeeignet seien, das 

Zerlegungsziel zu erreichen. Denn damit wäre ein Bedarfsmaßstab 

eingeführt, der sich nicht mit dem Verteilungsregulativ vereinbaren 

ließe. Abgesehen hiervon würde der Grundsatz des örtlichen 

Aufkommens in Grenzbereichen nicht bestätigt, sondern 

aufgehoben 987 . Aus diesen Gründen seien lastenspezifische 

Kriterien nicht tauglich.  

 

(3) Einwände aus der rechtswissenschaftlichen Literatur 

Die Berücksichtigung der Spill-over-Effekte ruft auch in der 

rechtswissenschaftlichen Literatur erhebliche Zweifel hervor988 . 

So wird den scheinbar plausiblen Verteilungs- und Ausgleichs-

wirkungen sowie der Gegenrechnung konnexer Ertragsvorteile die 

fehlende Quantifizierbarkeit entgegen gehalten. Dies gelte auch für 

die Pendlerbilanz989. 

Überdies müsse man Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG in Abhängigkeit zu 

S. 1 lesen. Danach seien  Lasten- und Kostenelemente auf dieser 

Stufe nicht zu berücksichtigen und zu integrieren990. Die verfas-

sungsrechtliche Zulässigkeit des Wohnsitzprinzips lasse sich 

hingegen aus Art. 106 Abs. 5 S. 1 GG entnehmen991. Des Weiteren 

                                                 
987 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 107. Ertragsverzerrungen seien im ersten Schritt hinzunehmen. 
988 Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, 21. Aufl. (2013), § 3 Rn. 44; Hidien, DStZ 

1997, S. 801 (809). 
989  So Hidien auch im Hinblick auf die Einwohnerwertung, Handbuch 

Länderfinanzausgleich, S. 406 f. 
990 Hidien, DStZ 1997, S. 801 (809). 
991  BVerfGE 72, 330 (407); dem folgend: Hidien, Die horizontale 

Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 110 (Fn. 447). 



 

296 

 

ergebe sich schon aus dem Steuerbegriff des § 3 AO, dass ein 

Gegenleistungsbezug gerade bei der Steuer fehle992. Die Berück-

sichtigung zusätzlicher staatlicher oder kommunaler (Zusatz-

)kosten am Wohnsitzort oder Arbeitsstättenort – zur Bestimmung 

des „richtigen“ Orts seien deshalb unbrauchbar, da sie auf einer 

Korrespondenzbeziehung von staatlicher Leistung und steuerlicher 

Gegenleistung beruhen. Dieser Gedanke beruhe auf einer 

überholten Steuerkonzeption und sei deshalb auf das bundes-

staatliche Verteilungsrecht nicht übertragbar993. 

 

bb) Gründe für die Anwendbarkeit des Äquivalenzprinzips bei 

der Zerlegung 

Aus mehreren Gründen ist dieses Prinzip jedoch bei der Wahl der 

Anknüpfungspunkte sinnvoll: Das Äquivalenzprinzip sorgt für 

eine Vergleichbarkeit, denn die Stadtstaaten verfügen über kein 

Umland 994 . Erst, wenn die spezifische Belastung ausreichend 

Berücksichtigung findet, kann darauf aufbauend der Länderfinanz-

ausgleich durchgeführt werden. Der Einwand, der davon ausgeht, 

dass die Ausrichtung nach dem Belastungskonzept auf der 

veralteten Korrespondenzbeziehung zwischen Staat und Bürger 

beruhe 995 , hat seinen Bestand, wenn man nur das Verhältnis 

zwischen Staat und Bürger betrachtet. 

Die Berücksichtigung der Kosten- und Nutzenkreise bezieht sich 

jedoch darüber hinaus nicht nur auf das Staats-Bürger-Verhältnis, 

                                                 
992 Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, 21. Aufl. (2013), § 3 Rn. 44. 
993 Hidien, DStZ 1997, S. 801 (810). 
994 Kitterer, in: Wieland, (Hrsg.), Neuordnung des Finanzausgleichs zwischen 

Bund und Ländern und ihre Auswirkungen auf das Land Bremen, Gutachten, 

(1993), S. 272 (282). 
995 Hidien, DStZ 1997, S. 801 (810). 
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sondern auch auf die effiziente Verteilung der Steuern zwischen 

den Ländern. Insoweit lässt sich zwar von einem veralteten Steuer-

konzept ausgehen996, weil es auf dem Äquivalenzgedanken beruht. 

Dennoch lässt sich dieses Prinzip für die finanzwissenschaftliche 

Diskussion fruchtbar machen, denn es geht um die effiziente 

Zerlegung vereinnahmter Steuern zwischen den Ländern. Dieser 

Gedanke löst sich von einer strikt aufkom-mensorientierten 

Sichtweise und trägt ökonomischen Tatsachen Rechnung. 

Zwar treten durch die Zerlegung aufgrund der Äquivalenz-

betrachtung bereits Wirkungen ein, die das Gefälle zwischen 

reichen und armen Ländern verschärfen können, da hierdurch 

gerade die Länder bevorzugt werden, die Arbeitsplätze zur Ver-

fügung stellen. Gleichwohl ist aber zu bedenken, dass der Zweck 

der zweiten Stufe nicht im Ausgleich von Finanzkraft-

unterschieden liegt, obwohl de lege lata ein solcher „Reflex“ zu 

beobachten ist997. Darin könnte auch der Vorteil des Äquivalenz-

prinzips liegen. Die ausgleichende Wirkung, die durch die alleinige 

Berücksichtigung des Örtlichkeitsmaßstabes verursacht wird, lässt 

sich durch die Äquivalenzbetrachtung vermeiden.  

 

Als zusätzliches Argument könnten auch die bereits erwähnten 

Anreizwirkungen herangezogen werden, die sich auch aus der An-

wendung des Äquivalenzprinzips ergeben 998 . Dieses Kriterium 

                                                 
996 So Hidien, DStZ 1997, S. 801 (8109. 
997 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 150. 
998 Liebig, in: Elsner, (Hrsg.), Neue Alternativen des Länderfinanzausgleiches, 

(2002), S. 69 (75); Scherf, WD 4/2001, S. 227 f. Steigendes 

Lohnsteueraufkommen habe bei den Empfängerländern Verluste der 

Landeskasse zur Folge. Fuest/Thöne, Der Finanzföderalismus in Deutschland 

und seine Reform, in: Härtel, (Hrsg.), Hdb. Föderalismus, Föderalismus als 
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ergibt sich zwar nicht direkt aus Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG. Jedoch 

könnte man dies auch als Ausprägung des in Art. 107 Abs. 1 GG 

statuierten Trennungsmodells ansehen. Vielfach wird argu-

mentiert, dass eine anreizmotivierte Zerlegung dazu führen kann, 

dass sich auch Wohnsitzländer stärker um die Ansiedlung von 

Wirtschaftsbetrieben kümmern als bisher 999 . In dieser Argu-

mentation klingt auch das Bundesstaatsprinzip an, welches gerade 

im finanziellen Bereich die Eigenstaatlichkeit und damit die 

wettbewerbsorientierten Aspekte betonen will. Eine Zerlegung, die 

eine adäquate Wirtschafts- und Verkehrsinfrastruktur prämiert, 

privilegiert nicht nur die Stadtstaaten, sondern hebt auch die 

Bedeutung der wirtschaftsstarken Regionen hervor1000. Die An-

reizthese wird später bei den Reformansätzen bei der Frage, ob die 

Steuern sich an der Wirtschaftskraft orientieren sollten, behandelt. 

Hier sei nur darauf hingewiesen, dass die Anreizthese zwar immer 

gerade in der finanzwissenschaftlichen Literatur wiederholt wird, 

selten jedoch werden vertiefte Untersuchungen vorgenommen, 

inwieweit die Länder tatsächlich Einfluss auf die Steuerquellen 

haben1001. 

Unklar ist jedoch, welche Folgen man aus dem Äqui-valenzprinzip 

zieht. Denkbar wären zwei Ansätze. Beide müssen sich jedoch an 

der Wertung des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG messen lassen, wenn man 

                                                 
demokratische Rechtsordnung und Rechtskultur in Deutschland, Europa und 

der Welt, Bd. II, (2012), § 37 Rn. 83 f. 
999 So auch Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), 

S. 522. Er bezieht sich jedoch nur auf die Wirkungen der Doppelanknüpfung, 

nicht auf das Maßkriterium. 
1000 Scherf, WD 4/2001, S. 227 (233). 
1001 Färber, Probleme der regionalen Steuerverteilung im bundesstaatlichen 

Finanzausgleich, 1. Aufl. (2000), S. 79; Döring/Blume/Türck, Ursachen der 

unterschiedlichen Wirtschaftskraft der deutschen Länder, 1. Aufl. (2008). 
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in der Zerlegung die Verwirklichung des örtlichen Aufkommens 

sieht1002. 

Die erste Möglichkeit besteht darin, dass man die Zerlegungs-

kriterien vollständig nach dem Wertschöpfungsprinzip1003 ausge-

staltet; die zweite führt zu einer Aufteilung der Zerlegungs-

kriterien1004 . Ob und inwieweit eine Aufteilung vorgenommen 

werden sollte, ist Gegenstand weiterer Untersuchungen bei den 

speziellen Steuern. 

Gegen den Einwand aus der rechtswissenschaftlichen Literatur, der 

davon ausgeht, dass Art. 107 Abs. 1 S. 1 und S. 2 GG im Zu-

sammenhang gelesen werden müssen, spricht, dass dieses 

Argument nicht zwingend das Äquivalenzprinzip ausschließt. 

Weder aus dem Wortlaut noch aus dem Sinn und Zweck des S. 2 

oder S. 1 lassen sich zwingende Argumente herleiten. 

Der Hinweis, der auf § 3 AO Bezug nimmt und vom fehlenden 

Gegenleistungscharakter der Steuer ausgeht, hat zwar den Wortlaut 

auf seiner Seite. Außerdem gehört es zum Wesen der Steuer, dass 

es sich bei dieser um eine Abgabe ohne Gegenleistung zur 

Finanzierung öffentlicher Güter handelt 1005 . Für die Berück-

sichtigung des Äquivalenzprinzips auch im Rahmen der Steuer als 

besondere Abgabenform sprechen jedoch folgende Erwägungen. 

                                                 
1002 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 79.  
1003 Liebig, in: Elsner, (Hrsg.), Neue Alternativen des Länderfinanzausgleiches, 

(2002), S. 69 (76). 
1004 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 521. 

Die Aufteilung der Einkommensteuer basiert jedoch auf dem Äquivalenz-

charakter der Steuer. Er verwendet den Anreizcharakter lediglich als Argument 

für die Aufteilung, nicht jedoch als Maßstab der Aufteilung. 
1005 Färber, Die regionale Inzidenz des deutschen Steuersystems, in: Färber, 

(Hrsg.), Das föderative System in Deutschland, Forschungs- und 

Sitzungsberichte der ARL, Nr. 224, (2005), S. 146 (152). 
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Zunächst lässt sich zwar eine enge Verbindung zum 

Leistungsfähigkeitsprinzip nicht abstreiten. Jedoch sollte man – 

gerade weil es nicht nur um die Erhebung der Steuer als solche 

geht, sondern auch um deren Verteilung – das Äquivalenzprinzip 

bei der Verteilung stärker berücksichtigen. 

 

Auch aus verfassungsrechtlicher Sicht spricht nichts gegen die 

Einbeziehung des Äquivalenzprinzips bei der Zerlegung. So kann 

man aus den Aussagen des Bundesverfassungsgerichts1006 durch-

aus Ansätze einer äquivalenztheoretischen Betrachtung ent-

nehmen, wenn es davon ausgeht, dass die „wirkliche Steuerkraft“, 

der „Steuerleistung der Wirtschaft eines Landes entspricht“1007. 

Folglich wiegen die Argumente, die für eine Berücksichtigung von 

Lastengesichtspunkten sprechen, schwerer, zumal sie Kosten- und 

Nutzerkreise aufeinander abstimmen sowie eine Vergleichbarkeit 

der Länder erst herstellen1008.  

Die Äquivalenzbetrachtung bzw. die Lastenberücksichtigung lässt 

sich nicht pauschal für jede Steuer bestimmen. Vielmehr muss nach 

der Steuerart differenziert werden1009. Aus dieser Übersicht ergibt 

sich, dass dieses Prinzip, das in der Finanzwissenschaft seine 

nähere Ausgestaltung erhält, sowohl als Zielvorgabe als auch in der 

konkreten Anwendung auf erhebliche Zweifel und Widerstände 

stößt. Im Folgenden wird daher untersucht, inwieweit der Grund-

                                                 
1006 BVerfGE 72, 330 (391 f.). 
1007  So auch Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 

(1997), S. 514 f. 
1008 Kitterer, Neuordnung des Finanzausgleichs zwischen Bund und Ländern 

und ihre Auswirkungen auf das Land Bremen, Gutachten, in: Wieland, (Hrsg.), 

(1993), S. 271 (282). 
1009 Ebenso Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), 

S. 515. 
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gedanke des Äquivalenzprinzips in der Ausgestaltung von Zer-

legungsvorschriften seine Ausprägung erhalten kann. 

 Dass Äquivalenzbeziehungen des Steuerpflichtigen zum be-

treffenden Land in irgendeiner Weise bestehen könnten, wurde 

bereits bejaht. Inwieweit der Gesetzgeber vom Äqui-

valenzgedanken abweichen darf, hängt jedoch davon ab, welchen 

Gestaltungsspielraum man dem Gesetzgeber bei der Schaffung von 

Zuständigkeitsvorschriften lässt. Darf der Gesetzgeber aus 

erhebungstechnischen Gründen, die Zuständigkeiten der Finanz-

behörden festlegen, so muss er diese durch Zerlegung wieder 

korrigieren. Der These Korioths jedoch, dass die Landessteuern 

weniger stark streuen, ist folgende Erwägung entgegen zu 

halten1010: 

Auch die Landessteuern nach Art. 106 Abs. 2 GG können in der 

Weise streuen, dass aufgrund von praktischen Erwägungen des 

Gesetzgebers oder durch das Verhalten des Steuerpflichtigen 

unerwünschte Spillovers entstehen, die den Zusammenhang von 

Nutzen und Kosten zerreißen und eine spätere Zerlegung 

notwendig machen. Derartige Streuungen können sowohl durch 

länderübergreifendes Verhalten des Steuerpflichtigen entstehen als 

auch durch Erhebungsregeln des Gesetzgebers bedingt sein. Als 

Beispiel sei die Erbschaft- und Schenkungsteuer als reine Landes-

steuer nach Art. 106 Abs. 2 GG angeführt. Die Zuständigkeit des 

Finanzamts hängt vom Wohnsitz des Schenkers/Erblassers ab, § 35 

Abs. 1 ErbStG. Unberücksichtigt bleiben jedoch die Beziehungen 

des Beschenkten/Erben und damit das Land, in dem der Be-

                                                 
1010 Siehe: Kapitel D I 5 b). 

schenkte/Erbe seinen Wohnsitz hat1011.  
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3. Schlussfolgerung und Ausblick  

In diesem Abschnitt wurde deutlich, dass auch das 

Äquivalenzprinzip taugliches Leitprinzip der Zerlegung sein 

kann. Die gegen dieses Prinzip angeführten Argumente beziehen 

sich überwiegend auf die Steuerrechtfertigung. Es wurde auch 

erkennbar, dass gerade die großen Gemeinschaftsteuern nicht 

auf diesem Prinzip beruhen. Allenfalls bei den örtlichen 

Aufwands-, der Gewerbe- und der Kfz-Steuer ließen sich 

Äquivalenzbeziehungen herstellen. Dieses Prinzip muss daher 

im weiteren Sinne der „Generaläquivalenz“ verstanden werden. 

Es geht daher nicht um die Rechtfertigung bestimmter Steuern, 

sondern um die Feststellung, ob der Steuerpflichtige außerhalb 

seines Wohnsitzes, also in anderen Ländern, Nutzen aus der 

bereitgestellten Infrastruktur zieht.  

Wendet man dieses Prinzip in diesem Verständnis an, so können 

sich Leistungsfähigkeits- und Äquivalenzprinzip nicht wider-

sprechen. Vielmehr können sich aus der Kombination beider 

Prinzipien bzw. ihrer Konkretisierungen Anknüpfungspunkte 

der Zerlegung finden lassen, die der Gesetzgeber zu berück-

sichtigen hat. Dass beide Prinzipien komplementär Anwendung 

finden, zeigt sich nicht nur im innerstaatlichen, sondern auch im 

internationalen Kontext. Darauf wird im Folgenden näher einge-

gangen. Gegenstand der weiteren Bearbeitung wird auch der 

                                                 
1011 Zu den Effekten: Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und 

Ländern, (1997), S. 515. Zur Zerlegung der Erbschaft- und Schenkungsteuer, 

siehe: Kapitel § 2 D II 3. 

Vergleich zwischen dem internationalen Steuerrecht und dem 

Zerlegungsrecht sein. Auf die Besteuerung international tätiger 

Unternehmen in den USA und der EU wird dabei ein besonderes 

Augenmerk gerichtet.
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IV. Verhältnis zum internationalen Steuerrecht 

Bei der Schaffung von Zerlegungsvorschriften könnten auch 

Maßstäbe herangezogen werden, die im internationalen 

Steuerrecht Anwendung finden.  

Von Bedeutung sind daher die Fragen, welche Bedeutung das 

Leistungsfähigkeits- und das Äquivalenzprinzip im 

internationalen Steuerrecht haben. Um diese Bedeutung jedoch 

herausstellen zu können, sind die Grundsätze des internationalen 

Steuerrechts darzulegen. Im zweiten Schritt werden dann die 

tragenden Prinzipien näher beleuchtet. 

 

1. Grundlagen des internationalen Steuerrechts 

Das internationale Steuerrecht beruht maßgebend auf dem Prinzip 

der Souveränität der Staaten. Danach bestimmt der nationale 

Gesetzgeber, welche Bedingungen in der Person und im 

Tatbestand erfüllt sein müssen, damit eine Person steuerpflichtig 

ist1012 . Die Souveränität bezieht sich zunächst auf den besteu-

erungswürdigen Sachverhalt 1013  (Welteinkommens- oder Terri-

                                                 
1012 Rose, Internationales Steuerrecht, 6. Aufl. (2004), S. 27 f.; Schönfeld/Häck, 

in: Schönfeld/Ditz, (Hrsg.), DBA-Komm., 1. Aufl. (2013), A. Rn. 4. 
1013 Dieser wirtschaftliche oder rechtliche Sachverhalt wird auch als Steuergut 

bezeichnet. 

torialprinzip)1014, auf die Person des Steuerpflichtigen (Wohnsitz-

staats- oder Nationalitätsprinzip) oder auf den Steueranspruch bei 

Transaktionen (Ursprungsland- bzw. Bestimmungslandprin-

zip)1015.  

Das Welteinkommensprinzip besagt, dass eine (natürliche) Person 

mit all ihren Einkünften steuerpflichtig ist, unabhängig davon, ob 

diese im Inland oder Ausland erworben wurden. Dieses Prinzip 

setzt voraus, dass der Steuerpflichtige bestimmte persönliche 



 

304 

 

Beziehungen zu dem besteuernden Staat aufweist. In Deutschland 

ergeben sich die Voraussetzungen aus § 1 Abs. 1 und 2 EStG1016. 

Das Welteinkommensprinzip bezieht sich jedoch nicht nur auf 

natürliche Personen. Es gilt auch für juristische Personen. Dies 

ergibt sich aus § 1 KStG i.V.m. §§ 10, 11 AO. 

Das Wohnsitzstaatsprinzip stellt darauf ab, dass die zu besteuernde 

Person ihren Wohnsitz (§ 8 AO) oder ihren gewöhnlichen Aufent-

halt (§ 9 AO) im Inland hat. Bei juristischen Personen soll der Sitz 

der Geschäftsleitung bzw. der Betriebsstätte maßgebend sein (§§ 

10, 11 AO i.V.m. § 1 KStG). Die Staaten können jedoch die 

unbeschränkte Steuerpflicht auch von der Staatsangehörigkeit der 

Person abhängig machen.  

Territorialprinzip bedeutet, dass Personen, die ihren Sitz im Aus-

land haben, mit den inländischen Einkünften beschränkt steuer-

pflichtig sind. Diese beschränkte Steuerpflicht ist von sachlichen 

Bezugspunkten abhängig, § 1 Abs. 4 i.V.m. § 49 EStG, da 

                                                 
1014 Siehe hierzu: Schaumburg, Internationales Steuerrecht 3. Aufl. (2011), Rn. 

5.52; Bühler, Prinzipien des Internationalen Steuerrechts, (1964), S. 165 f. 

(Universalprinzip). 
1015 Rose, Internationales Steuerrecht, 6. Aufl. (2004), S. 28. 
1016  § 8 AO stellt auf den Wohnsitz und § 9 AO auf den gewöhnlichen 

Aufenthalt einer natürlichen Person ab. 

persönliche Bezugspunkte zu dem Staat nicht existieren (genuine 

link)1017 . Rechtfertigen lässt sich das Besteuerungsrecht damit, 

dass der Betreffende die inländische Infrastruktur nutzt, dort jedoch 

nicht wohnt. Die beschränkte Steuerpflicht unterscheidet sich nicht 

nur dadurch, dass sie nur auf sachliche Einkünfte Bezug nimmt. 

Die persönlichen Verhältnisse des Steuerpflichtigen werden nicht 

berücksichtigt. So sind nach § 50 Abs. 1 S. 3 EStG unter anderem 

die Aufwendungen nach §§ 10, 10a EStG, 16 Abs. 4, 32, 32a, 33-

33b und 35a EStG  nicht abziehbar. 
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Bei einem grenzüberschreitenden Leistungsaustausch haben die 

Staaten die Möglichkeit die Besteuerung davon abhängig zu 

machen, woher die Leistung oder das Gut stammt (Ursprungsland-

prinzip) oder wo die Leistung bzw. das Gut verwendet wird 

(Bestimmungslandprinzip).  

Neben diesen Prinzipien werden auch die bereits angesprochenen 

Grundprinzipien (Äquivalenz- und Leistungsfähigkeitsprinzip) als 

Grund bzw. Rechtfertigung herangezogen. Das Welteinkommens-

prinzip soll auf dem Grundgedanken des Leistungsfähigkeits-

prinzips beruhen. Das Quellensteuerprinzip basiert eher auf dem 

Grundgedanken des Äquivalenzprinzips. Beide Prinzipien werden 

auch hier deutlich. Diese Wertungen sind jedoch nicht unum-

stritten. Auf beide Prinzipien wird im Folgenden Bezug genom-

men.  

 

 

  

                                                 
1017 Ebenso Kluge, Das internationale Steuerrecht, 4. Aufl. (2000), S. 178 ff. 

Die beschränkte Steuerpflicht habe Objektsteuercharakter, da es auf die 

individuellen Merkmale des Steuerpflichtigen nicht ankomme. 
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2. Zugrunde liegende Prinzipien 

Auch das internationale Steuerrecht unterliegt bestimmten 

Prinzipien. Die in einem Land wohnenden Bürger, die im Ausland 

arbeiten, sollen nicht schlechter gestellt werden. Die 

Anforderungen an ein gerechtes Steuersystem bestehen daher nicht 

nur in rein innerstaatlichen Sachverhalten. Die Steuergerechtigkeit, 

welche eine Belastungsgleichheit in der Besteuerung zwischen den 

Bürgern anstrebt, erhält in internationalen Sachverhalten eine 

zusätzliche Facette. Denn die Steuergerechtigkeit bezieht sich auch 

auf eine gerechte Verteilung der Besteuerungszuständigkeiten 

zwischen den Staaten. Beide Aspekte sind miteinander eng 

verzahnt und stehen in einem Spannungsverhältnis1018. Ein Staat 

hat die (Steuer-)Souveränität des anderen Staates zu berück-

sichtigen und gleichzeitig den Steuerpflichtigen nicht zu 

benachteiligen. Das internationale Steuerrecht basiert daher 

ebenfalls auf bestimmten Prinzipien. Ob und inwieweit Äqui-

valenz- und Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstäbe taugen, wird 

im Folgenden nur bei der Behandlung der unbeschränkten und 

beschränkten Steuerpflicht untersucht1019.  

 

 

  

                                                 
1018  Waldhoff, Grundzüge des Finanzrechts des Grundgesetzes, in: 

Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR V, 3. Aufl. (2007), § 116 Rn. 160; Schön, 

Internationales Steuerrecht, in: Kube/Mellinghoff/Morgenthaler/[et al.], 

(Hrsg.), FS Kirchhof, Leitgedanken des Rechts, Bd. II, (2013), § 150 Rn. 5. 
1019  Die erweiterte beschränkte Steuerpflicht und die fiktiv-unbeschränkte 

Steuerpflicht sind nicht Gegenstand der anschließenden Untersuchungen. Auch 

der EuGH nimmt in der Auslegung der MwSystRL Bezug auf das 

Äquivalenzprinzip (allerdings bennennt er dieses Prinzip nicht ausdrücklich). 

EuGH v. 6.10.2011, C 421/10 Rn. 27 ff. 
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a) Das Leistungsfähigkeitsprinzip 

 

aa) Die unbeschränkte Steuerpflicht 

Die unbeschränkte Steuerpflicht basiert auf dem 

Welteinkommensprinzip und wird überwiegend 1020  mit dem 

Leistungsfähigkeitsprinzip verbunden. Dies wird mit der 

Begründung bejaht, dass die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 

Steuerpflichtigen nicht davon abhängen kann, ob sich die 

Steuerquelle im Inland oder Ausland befindet 1021 . So gesehen 

erfasst die Leistungsfähigkeit auch die internationale Leistungs-

fähigkeit. Im internationalen Steuerrecht geht es nicht nur um die 

individuelle Verteilungsgerechtigkeit, sondern um Verteilungs-

gerechtigkeit zwischen den Staaten 1022 . Sie wird jedoch durch 

ausländische Steuern verringert (Doppelbesteuerung), weswegen 

die ausländischen Steuern im deutschen Steuerrecht berücksichtigt 

werden sollen. Diese Berücksichtigung ergibt sich nicht aus 

Zweckmäßigkeitserwägungen, sondern lässt sich aus Art. 3 GG 

entnehmen1023.  

Auch der BFH1024 ging 1993 davon aus, dass die Heranziehung des 

                                                 
1020  Schönfeld/Häck, in: Schönfeld/Ditz, (Hrsg.), DBA-Komm., 1. Aufl. 

(2013), A Rn. 12; Winner, StuW 2010, S. 101 (105); Schön, StuW 2012, S. 213 

(214); Debatin, BB 1960, S. 1015; a.A. Dietrich, Dividenden im 

Internationalen Steuerrecht, (2013), S. 46 f.; Elicker, in: Blümich, (Hrsg.), 

EStG/KStG/GewStG, 126. Aufl. (2015), Vor. § 1 AStG Rn. 11 ff. 
1021 Debatin, BB 1960, S. 1015; ders. FR 1969, S. 277 (278); Gandenberger, 

Diskussionsbeitrag, in: Vogel, (Hrsg.), Grundfragen des Internationalen 

Steuerrechts, DStJG 8, (1985), S. 133;  
1022  Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen 

Steuerrecht, FS Tipke (1985), S. 125 (127 f.). 
1023  Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen 

Steuerrecht, FS Tipke (1985), S. 125 (143); Frotscher, Internationales 

Steuerrecht, 4. Aufl. (2015), Rn. 36 ff. 
1024  BFH, BStBl. II 1994, S. 27 (29)=BFHE 170, 454 (457 f.); siehe: 
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Steuerpflichtigen nach dem Welteinkommen dem Grundsatz der 

finanziellen Leistungsfähigkeit entspreche. Dieser Grundsatz stelle 

nicht auf die räumliche Herkunft der Einkünfte, sondern nur auf 

das individuell verfügbare Einkommen der natürlichen Person ab. 

Sie sei steuerpflichtig, weil sie im Inland „lebe“, dort seine 

Geschäftstätigkeit ausübe oder der Schwerpunkt der Lebens-

führung liege 1025 . Diese Erwägung basiert auf einer nutzen-

theoretischen Vermutung, dass die in einem Land Ansässigen auch 

die staatlichen Leistungen in Anspruch nehmen1026 . Das Welt-

einkommensprinzip wird auch opfertheoretisch begründet. Danach 

könne nur der Wohnsitzstaat die Besteuerung des Weltein-

kommens beanspruchen1027. 

Die Begründungen dieser Auffassungen überzeugen jedoch nicht. 

Denn die persönliche und räumliche Anknüpfung verdeutlichen 

nicht, warum sich die Steuerpflicht nur bei den Gebietsansässigen 

am Leistungsfähigkeitsprinzip auszurichten hat. Auch lässt sich 

nicht schlüssig begründen, warum dieses Prinzip nur die 

                                                 
Vorlagebeschluss, BFHE 236, 304 (312 f.). Die inländische (Gesamt-

)Leistungsfähigkeit sei von der ausländischen (Teil-)Leistungsfähigkeit zu 

trennen und beide Leistungsfähigkeiten einerseits mit dem 

Welteinkommensprinzip und andererseits mit dem Territorialprinzip und als 

deren Konkretisierung und Ausformung zu erkennen. BFHE 244, 1 (16) bzgl. 

§ 50d Abs. 10 S. 1 EStG. 
1025 Ebenso Debatin, BB 1960, 1015; ders., FR 1969, S. 277 (278). 
1026  Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen 

Steuerrecht, FS Tipke (1985), S. 125 (129); BFH, BStBl. II 1994, S. 27 

(29)=BFHE 170, 454 (457 f.). 
1027 Vogel, Über „Besteuerungsrechte“ und über das Leistungsfähigkeitsprinzip 

im Internationalen Steuerrecht, in: Kirchhof, (Hrsg.), Steuerrecht, 

Verfassungsrecht, Finanzpolitik: FS Klein, (1994), S. 361 (366). Das Verhältnis 

zwischen Staat und Bürger wurde nach dieser Auffassung nicht mehr als 

gleichrangig angesehen (das Äquivalenzprinzip kam nicht mehr zur Geltung). 

Der Staat wurde vielmehr als ein über dem Individuum stehender Organismus 

angesehen. Zum Opfergedanken, siehe bereits: § 2 C I 1 a). 
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Besteuerung nach dem Welteinkommen vorsieht. Die 

Einkommensteuer rechtfertigt sich nicht durch bestimmte 

Anknüpfungsmerkmale, sondern durch die Zuordnung bestimmter 

besteuerungswürdiger Einkünfte zu einer natürlichen Person1028.  

Das Leistungsfähigkeitsprinzip setzt daher nicht zwingend voraus, 

dass eine Besteuerung nach dem Welteinkommen zu erfolgen hat. 

Dieser Gedanke lässt sich aufgrund folgender Erwägungen 

begründen. Das Leistungsfähigkeitsprinzip ist konkretisierungs-

bedürftig. Eine Unterscheidung in inländische und ausländische 

Leistungsfähigkeit ist daher grundsätzlich denkbar. Territorial- und 

Welteinkommensprinzip sind nebeneinander bestehende Kon-

kretisierungsmöglichkeiten des Leistungsfähigkeitsprinzips1029. So 

ließe sich aus dem gleichen Prinzip die Unterscheidung in 

inländische und ausländische Leistungsfähigkeit rechtfertigen1030. 

Aus dem Leistungsfähigkeitsprinzip lässt sich folgern, dass Per-

sonen mit gleich hohem disponiblem Einkommen gleich besteuert 

werden. Die Orientierung am Einkommen verlangt jedoch nicht die 

unterschiedslose Erfassung des weltweiten Einkommens1031. Der 

Gesetzgeber muss demzufolge entscheiden, ob er die Leistungs-

                                                 
1028  Zu den Einwänden, Beil, Der Belastungsgrund des steuerstaatlichen 

Synallagmas, (2000), S. 25. Die h.M. verhalte sich zudem widersprüchlich, 

wenn sie die beiden Steuerpflichten auf unterschiedlichen Belastungsgründen 

zurückführt, sie aber andererseits als zwei Formen einer letztlich einheitlichen 

Personensteuer qualifiziert. 
1029  Vogel, Die Besteuerung von Auslandseinkünften, in: Vogel, (Hrsg.), 

Grundfragen des internationalen Steuerrechts, DStJG 8, (1985) S. 3 (26); 

Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen Steuerrecht, 

FS Tipke (1985), S. 125 (131). 
1030  Vogel, Die Besteuerung von Auslandseinkünften, in: Vogel, (Hrsg.), 

Grundfragen des internationalen Steuerrechts, DStJG 8, (1985), S. 3 (26). 
1031  Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen 

Steuerrecht, FS Tipke (1985), S. 125 (132); Beil, Der Belastungsgrund des 

steuerstaatlichen Synallagmas, (2000), S. 75 ff. 
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fähigkeit auf das Inland beschränkt oder auch die ausländische 

erfassen will. Berücksichtigt er auch die ausländische 

Leistungsfähigkeit, so lässt er außer Acht, dass die ausländischen 

Einkünfte unter anderen Bedingungen (anderer Faktoreinsatz, 

höheres Risiko) 1032  erzielt wurden. Eine Gleichbehandlung 

zwischen den Beziehern von Auslandseinkünften und denen, die 

nur im Inland Einkünfte beziehen, verstößt zudem gegen die 

Wettbewerbsneutralität1033. 

Folglich schreibt das Leistungsfähigkeitsprinzip nicht zwingend 

vor, welche Steuerkonzeption der Gesetzgeber verfolgt. Geht er im 

Grundsatz vom Welteinkommensprinzip aus, so muss er jedoch 

dafür sorgen, dass im Quellenstaat eine Doppel- oder Minder-

besteuerung vermieden wird1034. 

 

bb) Die beschränkte Steuerpflicht 

Die beschränkte Steuerpflicht basiert auf dem Quellenprinzip und 

wird neben der unbeschränkten Steuerpflicht akzeptiert. Wie 

bereits oben kurz dargestellt werden die Steuerausländer im 

deutschen Recht der beschränkten Steuerpflicht unterworfen, 

sofern sie weder Wohnsitz noch gewöhnlichen Aufenthalt im 

Inland haben und auch sonst nicht privilegiert werden (§ 1 Abs. 2 

und 3 EStG). Bei der beschränkten Steuerpflicht kommt es daher 

mangels persönlicher Anknüpfungspunkte auf das Bestehen 

territorialer Beziehungen des Steuergutes zum Inland an1035.  

                                                 
1032 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. III, 1. Aufl. (1993), S. 1285. 
1033  Vogel, Die Besteuerung von Auslandseinkünften, in: Vogel, (Hrsg.), 

Grundfragen des internationalen Steuerrechts, DStJG 8, (1985), S. 3 (26). 

Selbst durch die Anrechnung ausländischer Steuen werden individuelle 

Steuervergünstigungen im Wohnsitzstaat aufgezehrt. 
1034 Dazu sogleich: § 2 C IV 2 d). 
1035 Burmester, StuW 1993, S. 221 (225); Rose, Internationales Steuerrecht, 6. 
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Unklar und umstritten ist, ob auch die beschränkte Steuerpflicht auf 

dem Leistungsfähigkeitsprinzip beruht. Das Bundesverfassungs-

gericht und der BFH1036 verneinten dies zunächst und begründeten 

die unterschiedliche Behandlung im Wesentlichen mit dem 

Objektsteuercharakter und damit, dass die persönlichen Ver-

hältnisse ausschließlich und hinreichend im Wohnsitzstaat be-

rücksichtigt würden 1037 . In einem späteren Urteil bezog das 

Bundesverfassungsgericht1038 erneut zu dieser Frage Stellung und 

bejahte dort die Anwendbarkeit der (Teil-)Leistungsfähigkeit bei 

beschränkt Steuerpflichtigen.  

Aus mehreren Gründen gilt auch in diesem Fall das Leistungs-

fähigkeitsprinzip. Denn die beschränkte Steuerpflicht stellt auch 

eine Form der Steuerpflicht dar1039. Die Ungleichbehandlung von 

beschränkter und unbeschränkter Steuerpflicht beruht auf der 

Überlegung, dass nur ein Staat Familienlasten, außergewöhnliche 

Belastungen oder Sonderausgaben abziehen können soll. An-

sonsten käme es zu einer nicht gerechtfertigten Besserstellung1040. 

                                                 
Aufl. (2004), S. 46. 
1036 BVerfGE 19, 119 (124); RFHE 20, 164 (169); 42, 18 (21); BFHE 68, 340 

(342). Krit. Vogel, Über „Besteuerungsrechte“ und über das Leistungs-

fähigkeitsprinzip im Internationalen Steuerrecht, in: Kirchhof, (Hrsg.), 

Steuerrecht, Verfassungsrecht, Finanzpolitik: FS Klein, (1994), S. 361 (370). 
1037 Zum Objektsteuercharakter: Debatin, BB 1960, S. 1015 f.; Schaumburg, 

Internationales Steuerrecht, 3. Aufl. (2011), Rn. 5.107. 
1038 BVerfGE 43, 1 (8 ff.). 
1039  Wassermeyer, Die beschränkte Steuerpflicht, in: Vogel, (Hrsg.), 

Grundfragen des internationalen Steuerrechts, DStJG 8, (1985) S. 49 (55, 76). 
1040 Wassermeyer, Die beschränkte Steuerpflicht, in: Vogel, (Hrsg.), Grund-

fragen des internationalen Steuerrechts, DStJG 8, (1985) S. 49 (63 f.); Mössner, 

Unternehmen im internationalen Steuerrecht, in: Mössner/Baumhoff/ 

Kubicki/[et al.], (Hrsg.), Steuerrecht international tätiger Unternehmen, Kapitel 

1 Rn. 1.162. EuGH C 279/83=EuGHE 1995, I 225 Rn. 35 f. Der EuGH geht 

ebenfalls im europäischen Kontext davon aus, dass „es grundsätzlich Sache des 

Wohnsitzstaats ist, den Steuerpflichtigen unter Berücksichtigung der seine 
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Auch aus systematischen Erwägungen ist die Einordnung als 

Objektsteuer unzulässig, denn in bestimmten Fällen ist eine 

Veranlagung zulässig (§§ 1 Abs. 3, 1a EStG)1041.  

Vogel1042 wendet zudem ein, dass die bisherigen Rechtfertigungs-

gründe für die unbeschränkte Steuerpflicht „Leben in einem Land“ 

und „inländische Erwerbsgrundlage“ für die beschränkte Steuer-

pflicht nicht ausreichend seien. Denn ansonsten könnte man die im 

Inland lebenden Steuerpflichtigen auch zusätzlich der be-

schränkten Steuerpflicht unterwerfen, da sie nicht nur im Wohn-

sitzland lebten, sondern dort auch Einkünfte erzielten. Hieraus 

zeige sich, dass die Besteuerung der Nichtansässigen nicht auf 

anderen Rechtfertigungsgründen basieren könne als die der 

Ansässigen. 

Das Leistungsfähigkeitsprinzip wird indes bei den beschränkt 

Steuerpflichtigen mehrfach durchbrochen1043. § 50a Abs. 2 S. 2 

und 3 EStG verhindern den Abzug von Werbungskosten bei den 

Steuerpflichtigen, die nicht Staatsangehörige eines EU-Mitglied-

staates sind. § 50 Abs. 2 EStG legt die abgeltende Wirkung 

                                                 
persönliche Lage und Familienstand kennzeichnenden Umstände umfassend zu 

besteuern.“ Allerdings vergleicht er im Anschluss den beschränkt 

Steuerpflichtigen mit dem unbeschränkt Steuerpflichtigen (wesentliche Teile 

des Einkommens wurden im Rahmen der beschränkten Steuerpflicht erwor-

ben). Der EuGH verpflichtete den Staat dazu, auch die persönlichen und 

familiären Belange zu berücksichtigen (Rn. 48 ff.). 
1041  Kluge, Das Internationale Steuerrecht, 4. Aufl. (2000), S. 181. Der 

Charakter der Personensteuer gehe nicht verloren. er nehme aber objektartigen 

Charakter an. 
1042 Vogel, Über „Besteuerungsrechte“ und über das Leistungsfähigkeitsprinzip 

im Internationalen Steuerrecht, in: Kirchhof, (Hrsg.), Steuerrecht, Verfassungs-

recht, Finanzpolitik: FS Klein, (1994), S. 361 (371). 
1043  Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen Steuer-

recht, FS Tipke (1985), S. 125 (134 ff.). Er bezeichnet diese Vorgehensweise 

als Bruttobesteuerung. 
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bestimmter Einkünfte fest. Gleiches gilt für die isolierende 

Betrachtungsweise nach § 49 Abs. 2 EStG1044. Insoweit ist die 

Bruttobesteuerung Konsequenz der beschränkten Steuerpflicht. 

Auf das Nettoprinzip, das eine Konkretisierung des Leistungs-

fähigkeitsprinzips darstellt, wird keine Rücksicht genommen. 

Gleiches gilt beim Abzug persönlicher Belastungen (subjektives 

Nettoprinzip). Auf die persönlichen Belange wird nach § 50 Abs. 

1 S. 3 EStG ebenfalls keine Rücksicht genommen1045. Das Bundes-

verfassungsgericht 1046  hat die Durchbrechungen des Leistungs-

fähigkeitsprinzips nicht als Verstöße angesehen. Begründet wurde 

dies mit der ausreichenden Gewähr der wirksamen Steuer-

erhebung, dem objektsteuerlichen Charakter und der geringen 

Höhe des Steuertarifs. Im Übrigen werde dem Leistungsfähig-

keitsprinzip entsprochen, da nicht alle Einkünfte der beschränkt 

Steuerpflichtigen herangezogen würden. Außerdem sei es nicht 

Aufgabe des Quellenstaates die Besteuerung an der individuellen 

Leistungsfähigkeit auszurichten. 

Dagegen spricht jedoch, dass Art. 3 Abs. 1 GG auch für beschränkt 

Steuerpflichtige gilt. Zudem ist fraglich, ob die Binnen-

Differenzierung innerhalb der Gruppe der beschränkt Steuer-

pflichtigen vor dem Hintergrund des Leistungsfähigkeitsprinzips 

gerechtfertigt ist. Denn teilweise gilt das Netto- und teilweise das 

                                                 
1044 Debatin, BB 1960, S. 1015 (1017). Ausländische Verhältnisse dürfen nur 

insoweit berücksichtigt werden als dies für das Bestehen bestimmter 

Besteuerungsmerkmale notwendig ist. 
1045 Schaumburg, Internationales Steuerrecht, 3. Aufl. (2011), Rn. 5.112 f. 
1046 BVerfGE 19, 119 (124); 43, 1 (10 ff.). Dass die gesetzliche Typisierung in 

einzelnen Fällen zu Härten führen kann, sieht das Gericht. Nach seiner 

Auffassung begründet dies jedoch noch nicht die Verfassungswidrigkeit der 

Bestimmung.  
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Bruttoprinzip 1047 . Die Durchbrechung des objektiven Netto-

prinzips ist daher verfassungswidrig. Bei den Durchbrechungen 

des subjektiven Nettoprinzips ist jedoch danach zu differenzieren, 

ob im Wohnsitzland die persönlichen Belange des Steuer-

pflichtigen berücksichtigt werden. Eine Nichtberücksichtigung im 

Wohnsitz- und Quellenland führt ebenfalls zum nicht gerecht-

fertigten Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG1048. 

Dennoch gilt das Leistungsfähigkeitsprinzip sowohl bei der be-

schränkten als auch bei der unbeschränkten Steuerpflicht.  

 

 

b) Das Äquivalenzprinzip 

Im Folgenden wird untersucht, welche Bedeutung das 

Äquivalenzprinzip bei der beschränkten bzw. unbeschränkten 

Steuerpflicht hat.  

 

aa) Die unbeschränkte Steuerpflicht 

Eng mit der unbeschränkten Steuerpflicht und dem Schwerpunkt 

der Lebensführung verknüpft ist der Gedanke, dass die in einem 

Land Ansässigen auch die Leistungen dieses Staates in Anspruch 

nehmen1049. Damit wird ein Vorteils- bzw. Nutzenzusammenhang 

zwischen dem Steuerpflichtigen und dem Staat hergestellt, wobei 

die Steuer als Preis für empfangene Leistungen des Staates gegen-

                                                 
1047 Schaumburg, Internationales Steuerrecht, 3. Aufl. (2011), Rn. 5.120. 
1048 Schaumburg, Internationales Steuerrecht, 3. Aufl. (2011), Rn. 5.122 f. 
1049 BFH, BStBl. II 1994, S. 27 (29) )=BFHE 170, 454 (457 f.); Schaumburg, 

Internationales Steuerrecht 3. Aufl. (2011), Rn. 5.56; Vogel, Über „Be-

steuerungsrechte“ und über das Leistungsfähigkeitsprinzip im Internationalen 

Steuerrecht, in: Kirchhof, (Hrsg.), Steuerrecht, Verfassungsrecht, 

Finanzpolitik: FS Klein, (1994), S. 361 (371). 
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über dem Bürger gesehen werden kann. § 3 AO geht zwar davon 

aus, dass die Steuer gerade keine Gegenleistung darstellt. Aus 

mehreren Gründen verhindert § 3 AO jedoch nicht das Vor-

handensein einer Äquivalenzorientierung. Denn das Äquivalenz-

prinzip kann nicht nur in einem individuellen Zusammenhang 

gesehen werden. Vielmehr verwirklicht es sich durch die sog. 

Gruppenäquivalenz, die unabhängig von der individuellen Kosten-

verursachung und der konkreten Nutzung allen Gruppen-

mitgliedern auferlegt werden1050. Diesen Gedanken greift auch die 

von Kirchhof1051 vertretene Markteinkommenstheorie auf, die die 

Einkommensteuer als eine Steuer ansieht, die auf der Inan-

spruchnahme staatlicher Leistungen beruht.  

 

bb) Die beschränkte Steuerpflicht 

Nach herrschender Auffassung1052 rechtfertigt sich die beschränkte 

Steuerpflicht aus der inländischen Erwerbsgrundlage und aus der 

Inanspruchnahme inländischer Infrastrukturleistungen. Der Staat 

stellt den Markt, das Rechts- und Wirtschaftssystem, Infrastruktur 

dem Einzelnen zur Verfügung. Er sorgt überdies für den Frieden 

im Innen- und Außenverhältnis. Der Äquivalenzzusammenhang 

zielt hierbei erkennbar nicht auf die Kosten-, sondern die 

Nutzenabschöpfung ab1053. Der beschränkt Steuerpflichtige soll 

                                                 
1050  Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der 

Steuerrechtsordnung, in: Tipke/[et al.], (Hrsg.), FS Lang, (2010), S. 132 (136 

f.); Tipke, Steuerrechtsordnung, Bd. 1, 2. Aufl. (2000), S. 476. Er bezeichnet 

diese Äquivalenz als Generaläquivalenz. 
1051 Kirchhof, StuW 1985, S. 319 (327 f.). 
1052  Debatin, BB. 1960, S. 1015 ff.; ders, FR 1969, S. 277 (278); Rose, 

Internationales Steuerrecht, 6. Aufl. (2004), S. 46 f.; Jankowiak, Doppelte 

Nichtbesteuerung im Internationalen Steuerrecht, 1. Aufl. (2009), S. 87 ff.; 

BFH, BStBl. II 1994, S. 27 (29)=BFHE 170, 454 (457 f.). 
1053  Hey, Vom Nutzen des Nutzenprinzips für die Gestaltung der 
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nur insoweit Einkommensteuer im Inland zahlen, als er dieses 

Einkommen im inländischen Markt erzielt hat1054.  

Der Bezug zur Steuerquelle weist mehrere Vorteile auf. Zunächst 

kann hiermit eine gerechte Verteilung der Steuerlast auf die 

Gesamtheit der Steuerpflichtigen erzielt werden. Gleichzeitig 

werden hierdurch die Steuergüter zwischen den Staaten gerecht 

aufgeteilt1055 . Aus verteilungspolitischen Gründen heraus bietet 

sich der Bezug zum Nutzen an. Dennoch ergeben sich hieraus 

keine genauen Verteilungsmaßstäbe. Denn die Quellenlokali-

sierung wird durch unterschiedliche Begriffsdefinitionen 

erschwert1056. 

 

c) Zwischenergebnis und Probleme 

Sowohl die unbeschränkte als auch die beschränkte Steuerpflicht 

lassen sich durch das Leistungsfähigkeits- und das Äquivalenz-

prinzip begründen. Die unbeschränkte Steuerpflicht basiert jedoch 

maßgeblich auf dem Leistungsfähigkeitsprinzip und die be-

schränkte Steuerpflicht eher auf dem Äquivalenzprinzip. In be-

stimmten Fällen gibt es jedoch zwingende Ausnahmen bzw. 

Durchbrechungen der unbeschränkten Steuerpflicht. Denn die un-

beschränkte Steuerpflicht führt in den Fällen zu Doppelbe-

                                                 
Steuerrechtsordnung, in: Tipke/[et al.], (Hrsg.), FS Lang, (2010), S. 132 (159). 
1054 BFH, BStBl. II 1994, S. 27 (29) )=BFHE 170, 454 (457 f.). 
1055  Vogel, Die Besteuerung von Auslandseinkünften, in: Vogel, (Hrsg.), 

Grundfragen des internationalen Steuerrechts, DStJG 8, (1984) S. 3 (22); 

Jankowiak, Doppelte Nichtbesteuerung im Internationalen Steuerrecht, 1. Aufl. 

(2009), S. 88 f.  
1056  Engelschalk, Was bedeutet Territorialität im konkreten Fall?, in: 

Engelschalk/Flick/[et al.], (Hrsg.), (1985), S. 74 ff.; Burmester, StuW 1993, S. 

221; Vogel, Die Besteuerung von Auslandseinkünften, in: Vogel, (Hrsg.), 

Grundfragen des internationalen Steuerrechts, DStJG 8, (1985) S. 3 (20 ff.). 
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steuerungen, in denen der Steuerpflichtige grenzüberschreitend 

tätig wird. Auf die Ursachen der Doppelbesteuerung sowie auf die 

Beseitigung wird im Folgenden eingegangen.  

 

d) Durchbrechungen der unbeschränkten Steuerpflicht 

 

aa) Ursachen von Doppel- oder Minderbesteuerungen 

Die grundsätzlich bestehende Souveränität der Staaten erstreckt 

sich auch auf die Steuersouveränität. Wenn alle Staaten von dieser 

Souveränität umfassend Gebrauch machen, so kann es zu Doppel- 

bzw. Minderbesteuerungen kommen. Einzelpersonen sowie Unter-

nehmen (unabhängig von ihrer Rechtsform) werden häufig nicht 

(nur) im Inland tätig. Sie können ihre (unternehmerische) Tätigkeit 

auch auf das Ausland ausdehnen. In einem solchen Fall kann 

dieselbe Tätigkeit mehrfach oder überhaupt nicht besteuert 

werden1057 . Eine Doppelbesteuerung tritt dann auf, wenn min-

destens zwei selbständige Steuerhoheitsträger dasselbe Steuer-

objekt (Einkünfte aus Gewerbebetrieb) beim gleichen Steuer-

subjekt zu einer gleichartigen Steuer heranziehen1058. 

Zu einer Doppelbesteuerung kann es beispielsweise kommen, 

wenn ein Staat A für die unbeschränkte Steuerpflicht an die Staats-

angehörigkeit anknüpft und der andere Staat B an den Wohnsitz. 

Hat der Steuerpflichtige die Staatsangehörigkeit des Landes A, 

                                                 
1057 Rose, Internationales Steuerrecht, 6. Aufl. (2004), S. 53. 
1058  Rose, Internationales Steuerrecht, 6. Aufl. (2004), S. 55. Von dieser 

juristischen Doppelbesteuerung ist die wirtschaftliche zu unterscheiden, die bei 

rein inländischen Sachverhalten auftreten kann. Ein Beispiel hierfür ist die 

Besteuerung der Kapitalgesellschaft und die der Anteilseigner. Der juristische 

Doppelbesteuerungsbegriff ist deshalb enger, weil er zwischen der juristischen 

und natürlichen Person unterscheidet. Der wirtschaftliche Ansatz sieht beide 

als Einheit an. 
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wohnt er jedoch in Land B und übt dort eine steuerpflichtige 

Tätigkeit aus, so ist er in beiden Ländern unbeschränkt 

steuerpflichtig. 

Üblicherweise tritt eine Doppelbesteuerung dann auf, wenn das 

Wohnsitzland ausländische Einkünfte nach dem Welteinkom-

mensprinzip (unbeschränkte Steuerpflicht) und der Quellenstaat 

die gleichen Einkünfte auch besteuert (beschränkte Steuerpflicht). 

Es besteht daher eine Kollision zwischen der unbeschränkten und 

beschränkten Steuerpflicht. 

Neben diesen offenen Konflikten zwischen den unterschiedlichen 

Steuerrechtsordnungen können auch verdeckte Kollisionen 

auftreten. Diese sind erstens denkbar, wenn sich die Steuer-

bemessungsgrundlagen bei der Ermittlung überschneiden. Relativ 

häufig treten jedoch sogenannte positive Qualifikationskonflikte 

auf1059, wenn ein Steuertatbestand zu Lasten des Steuerpflichtigen 

in den beteiligten Ländern unterschiedlich ausgelegt wird. 

Eine Minderbesteuerung kann auftreten, wenn nach dem Woh-

nsitzland bestimmte Einkünfte steuerfrei sind und der Quellenstaat 

diese ebenso wenig besteuert (sog. weiße Einkünfte). Hier ist eine 

Korrektur nicht erforderlich, da beide Staaten einen bestimmten 

Sachverhalt als nicht besteuerungswürdig erachten 1060 . Eine 

doppelte Nichtbesteuerung kann auch durch unterschiedliche Ein-

ordnung des Sachverhalts unter das DBA (negativer Quali-

fikationskonflikt) oder durch unterschiedliche Auslegung des Ab-

kommens erfolgen. Die Staaten können bewusst auf eine Be-

steuerung verzichten unabhängig davon, ob im anderen Staat die 

                                                 
1059 Rose, Internationales Steuerrecht, 6. Aufl. (2004), S. 56. 
1060  Schönfeld/Häck, in: Schönfeld/Ditz, (Hrsg.), DBA-Komm., 1. Aufl. 

(2013), A Rn. 12. 
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fraglichen Einkünfte besteuert werden (Verbot der virtuellen Dop-

pelbesteuerung). Auch in diesem Fall kann es zu einer doppelten 

Nichtbesteuerung kommen1061.  

 

bb) Beseitigung von Doppelbesteuerungen 

Die Steuer-Souveränität kann durch völkerrechtliche Verträge oder 

durch Unionsrecht beschränkt werden1062 . Die Beschränkungen 

dienen dazu, Doppel- oder Minderbesteuerungen zu vermeiden. 

Die Vermeidung von Steuerkollisionen basiert auf dem Leistungs-

fähigkeitsprinzip und ist zwingende Konsequenz des Weltein-

kommensgedankens1063. Denn das Welteinkommensprinzip lässt 

eine Unterscheidung in inländische und ausländische Leistungs-

fähigkeit nicht zu. Ziel ist es, ausländisches Einkommen in gleicher 

Höhe zu belasten wie inländisches. Wird der Steuerpflichtige im 

Ausland tätig und aufgrund des Welteinkom-mensprinzips im 

Inland unbeschränkt steuerpflichtig, so belastet ihn die 

ausländische Quellensteuer in seiner subjektiven 

Leistungsfähigkeit1064.  

 

(1) Unilaterale Maßnahmen 

Der Gesetzgeber hat mehrere Möglichkeiten zur Auflösung von 

Steuerkollisionen. Welche Maßnahmen er zur Vermeidung von 

                                                 
1061  Schönfeld/Häck, in: Schönfeld/Ditz, (Hrsg.), DBA-Komm., 1. Aufl. 

(2013), A Rn. 12. 
1062 Auf die Beschränkung der Souveränität wird noch eingegangen. 
1063  Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen 

Steuerrecht, FS Tipke (1985), S. 125 (145 ff.). Auf unilateraler Ebene wird 

üblicherweise das Anrechnungsverfahren (§ 34c EStG) angewendet. Im 

bilateralen Verhältnis hat jedoch die Freistellungsmethode eine höhere 

Bedeutung. 
1064  Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen 

Steuerrecht, FS Tipke (1985), S. 125 (145). 
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Doppelbesteuerung ergreift, bleibt ihm überlassen. So kann er 

durch nationales Gesetz die ausländische Steuern anrechnen oder 

diese freistellen1065. 

Während das Anrechnungsverfahren dem Welteinkommens-

prinzip entspricht, hat die Freistellungsmethode einen engen Bezug 

zum Quellenstaat. Rechtfertigen lässt sich das Besteuerungsrecht 

dieses Staates vor dem Hintergrund der vielfach erwähnten 

Nutzung von Infrastrukturleistungen 1066 . Hat ein Unternehmen 

Betriebsstätten oder Tochtergesellschaften in einer anderen 

Volkswirtschaft, so werden die ausländischen Infrastruktur-

leistungen vermehrt genutzt. Dies rechtfertigt auch die Freistellung 

von inländischer Steuer. Etwas anderes gilt im Hinblick auf Zins- 

bzw. Lizenzerträge1067. 

Die Anrechnungsmethode bezieht die ausländischen Einkünfte in 

die Bemessungsgrundlage der deutschen Einkommensteuer mit 

ein. Die deutsche Einkommensteuer wird unter Einbeziehung 

dieser Einkünfte berechnet. Hiervon wird die ausländische Steuer 

abgezogen1068. Des Weiteren hat der Gesetzgeber die Möglichkeit 

des Steuerabzugs, der Steuerermäßigung sowie der Steuerpau-

schalierung. Diese Methoden entsprechen im Grundsatz dem 

Leistungsfähigkeitsprinzip, da inländische und ausländische Ver-

mögensteile gleichermaßen belastet werden1069. 

                                                 
1065 § 34c EStG und § 26 KStG. 
1066 Jankowiak, Doppelte Nichtbesteuerung im Internationalen Steuerrecht, 1. 

Aufl. (2009), S. 89 ff. 
1067  Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen 

Steuerrecht, FS Tipke (1985), S. 125 (146 f.). 
1068  Jacobs, in: Jacobs/Endres/Spengel, (Hrsg.), Internationale 

Unternehmensbesteuerung, 7. Aufl. (2011), 4. Kapitel, B I 1 a); Rose, 

Internationales Steuerrecht, 6. Aufl. (2004), S. 65 ff. Hierbei sei zwischen der 

direkten und indirekten Anrechnung zu unterscheiden.  
1069  Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen 



 

321 

 

Die Freistellungsmethode stellt die ausländischen Einkünfte steu-

erfrei und differenziert zwischen auslän-discher und inländischer 

Leistungsfähigkeit1070. Sie wird dann als geboten angesehen, wenn 

der Steuerpflichtige mit der ausländischen Volkswirtschaft wirt-

schaftlich und wettbewerbsmäßig eng verbunden ist (aktive Be-

triebsstätten, Tochtergesellschaften). Diese Methode knüpft an die 

Verhältnisse im Quellenstaat an und ist aus Gründen der Wett-

bewerbsneutralität (Kapitalimportneutralität) zu rechtfertigen1071.  

Die unilateralen Maßnahmen haben jedoch ihre Grenzen. Denn 

zum einen besteht der Schutz des Steuer-bürgers darin, dass der 

Staat nur die Einkünfte erfassen kann, die nach eigener Rechts-

wertung ausländisches Steuergut sind. Zum anderen kann er auf die 

Besteuerung des Steuerbürgers im Ausland keinen Einfluss 

nehmen. Nicht verhindert werden kann auch auf unilateraler 

Ebene, dass der andere Staat einen Anreiz hat, seine Besteuerung 

auf Kosten anderer Staaten zu erweitern1072 . Der Schutz durch 

nationale einseitige Regelungen kann indes eine Doppelbelastung 

                                                 
Steuerrecht, FS Tipke (1985), S. 125 (146 f.). Etwas anderes gilt jedoch im 

Hinblick auf den Anrechnungshöchstbetrag, wonach die ausländische Steuer 

nur bis zur Höhe der auf die ausländischen Einkünfte entfallenden deutschen 

Einkommensteuer angerechnet werden darf. Eine solche Gestaltung entspricht 

zwar der internationalen Übung, sie ist jedoch nicht mit dem weltweiten 

Leistungsfähigkeitsprinzip vereinbar. 
1070  Rose, Internationales Steuerrecht, 6. Aufl. (2004), S. 65. Auch hier 

existieren unterschiedliche Ausgestaltungsvarianten: Die vollständige 

Freistellung und die Freistellung unter Progressionsvorbehalt. Die 

Freistellungsmethode wird meist auf bilateraler Ebene angewendet. 
1071  Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen 

Steuerrecht, FS Tipke (1985), S. 125 (146 f.); ders. Internationales Steuerrecht, 

3. Aufl. (2011), Rn. 1422 ff. Die Freistellungsmethode hat auch einen sehr 

engen Bezug zum Äqui-valenzprinzip. 
1072  Auf dieses Problem näher eingehend: Peffekoven, Zur Theorie des 

Steuerexports, (1975), S. 9 ff. 
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nur unzureichend verhindern. Eine Doppel- bzw. Minder-

besteuerung könnte aber durch bilaterale Maßnahmen 

ausgeschlossen oder zu-mindest erheblich reduziert werden1073. 

 

(2) Bilaterale Maßnahmen 

Die bereits aufgeführten Probleme führen dazu, dass sich Staaten 

über Verträge abstimmen, wer welches Besteuerungsrecht über ein 

bestimmtes Steuergut haben soll. Zu diesem Zweck schließen sie 

sog. Doppelbesteuerungsabkommen ab1074. Diese dienen haupt-

sächlich zwei Zwecken. Der erste besteht darin, die Steuerhoheiten 

und Besteuerungsgüter zwischen den Staaten aufzuteilen bzw. 

abzugrenzen. Neben dieser Abgrenzungs- und Aufteilungsfunktion 

haben diese Abkommen auch eine Ordnungsfunktion 1075 . Die 

Doppelbesteuerungsabkommen beruhen auf sog. OECD-Muster-

abkommen1076 (=OECD-MA). Diese teilen das Besteuerungsrecht 

zwischen Quellen- und Wohnsitzstaat für die einzelnen Steuergüter 

auf.  

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen werden in Art. 6 OECD-

MA geregelt und stellen auf den Belegenheitsort ab. Unter-

nehmensgewinne (aus gewerblichen Unternehmen und selbst-

ständiger Tätigkeit) werden in Art. 7 OECD-MA geregelt und 

                                                 
1073  Menck, Grundlagen, in: Mössner/Baumhoff/Greif/[et al.], (Hrsg.), 

Steuerrecht international tätiger Unternehmen, 2. Aufl. (1998), A. 26; Menck, 

Internationale Steuerkoordination, in: Mössner/Baumhoff/Kubicki/[et al.], 

(Hrsg.), Steuerrecht international tätiger Unternehmen, 4. Aufl. (2012), Kapitel 

1 Rn. 117. 
1074 Rose, Internationales Steuerrecht, 6. Aufl. (2004), S. 77 ff. 
1075  Menck, Grundlagen, in: Mössner/Baumhoff/Greif/[et al.], (Hrsg.), 

Steuerrecht international tätiger Unternehmen, 2. Aufl. (1998), A. 27 und A. 

29. 
1076  Menck, Grundlagen, in: Mössner/Baumhoff/Greif/[et al.], (Hrsg.), 

Steuerrecht international tätiger Unternehmen, 2. Aufl. (1998), A. 30. 
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werden grundsätzlich vom Wohnsitzland besteuert, es sei denn, es 

befinden sich Betriebsstätten im anderen Land. Das Be-

steuerungsrecht bezüglich der Dividenden ergibt sich aus Art. 10 

OECD-MA. Grundsätzlich werden diese im Wohnsitzstaat 

besteuert. Der Quellenstaat (am Sitz der Gesellschaft) kann die 

Dividenden auch besteuern. In diesem Falle wird diese Be-

steuerung jedoch ermäßigt (Art. 10 Abs. 2 OECD-MA). Ähnliches 

ergibt sich auch bei den Zinsen (Art. 11 OECD-MA1077 ). Die 

Lizenzgebühren werden vollständig dem Ansässigkeitsstaat 

zugewiesen (Art. 12 Abs. 1 OECD-MA). Die Veräußerungs-

gewinne richten sich danach, ob es sich um bewegliche oder 

unbewegliche Güter handelt. Unbewegliche Güter werden am Be-

legenheitsort und bewegliche am Betriebsstättenort bzw. Wohn-

sitzort besteuert (Art. 13 OECD-MA)1078. 

 

 

 

  

                                                 
1077  Nach Art. 11 Abs. 2 OECD-MA darf die Besteuerung 10% des 

Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. 
1078 Zum Überblick: Rose, Internationales Steuerrecht, 6. Aufl. (2004), S. 77 ff. 
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e) Zwischenergebnis und Zusammenfassung 

Aus den vorstehenden Äußerungen wird deutlich, dass nicht nur 

das nationale Steuerrecht die beiden grundlegenden Prinzipien 

(Leistungsfähigkeits- und Äquivalenzprinzip) fruchtbar macht. Sie 

finden auch im internationalen Steuerrecht Anwendung. Dies wird 

sowohl bei der Steuerkonzeption deutlich als auch bei der 

Vermeidung von Doppelbesteuerungen.  

Entscheidend ist hierbei, dass bei der unbeschränkten, der 

beschränkten Steuerpflicht sowie bei der Vermeidung von 

Doppelbesteuerungen die beiden Prinzipien unterschiedlich 

gewichtet werden. Bei der unbeschränkten Steuerpflicht hat das 

Leistungsfähigkeitsprinzip Vorrang. Umgekehrt liegt der Schwer-

punkt bei der beschränkten Steuerpflicht auf dem Äquivalenz- 

bzw. Nutzenzusammenhang.  

Dennoch darf auch hier das Leistungsfähigkeitsprinzip nicht ausge-

schlossen werden. Eine Ausblendung dieses Prinzips bei der 

beschränkten Steuerpflicht (wie sie de lege lata in den §§ 50 ff. 

EStG angelegt ist) führt  zu einer ungerechtfertigten Belastung des 

Steuerpflichtigen, die sich auch negativ auf die interstaatliche 

Verteilung des Steueraufkommens auswirkt.  

Die Anrechnungsmethode ist Ausfluss des (Gesamt-)Leistungs-

fähigkeitsprinzips, während die Freistellungsmethode auf dem 

Äquivalenzprinzip basiert 1079 . Doppelbesteuerungsabkommen 

zwischen den Staaten haben zwei Aufgaben. Sie teilen die Steuer-

hoheiten auf und wirken ordnend auf die Besteuerung ein. Im 

Ergebnis werden die Steuergüter zwischen Wohnsitz- und 

Belegenheitsort aufgeteilt. 

                                                 
1079  Schaumburg, Das Leistungsfähigkeitsprinzip im internationalen 

Steuerrecht, FS Tipke (1985), S. 125 (146 f.). 
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3. Exkurs: Internationale Konzernbesteuerung 

 

a) Grundlagen 

Die internationale Besteuerung von Konzernen beruht maßgebend 

auf zwei unterschiedlichen Prinzipien und Herangehensweisen. Sie 

hängt von der Betrachtungsweise des Konzerns ab. Ein Konzern 

besteht aus mehreren selbständigen Unternehmen, die eine 

wirtschaftliche Einheit bilden1080.  

Die Besteuerung kann in der Weise erfolgen, dass alle Unter-

nehmen als einzelne selbständige Unternehmen betrachtet werden. 

Die wirtschaftliche Einheit wird in diesen Fällen steuerlich 

ignoriert. Miteinander verbunden sind diese Unternehmen nur 

durch einen wirtschaftlichen Leistungsaustausch1081. Die Tochter-

gesellschaften werden zur Gewinnermittlung daher so behandelt, 

als wären sie nicht in einem Konzern eingegliedert. Der Gewinn 

der einzelnen Unternehmen wird dadurch ermittelt, dass bei ihnen 

Aufwendungen und Erträge gegenübergestellt werden. Geschäfts-

vorfälle innerhalb der Unternehmen werden so erfasst und 

abgerechnet, als stünden sich selbständige Unternehmen 

gegenüber1082.  

Konsequenz dieser Betrachtungsweise ist, dass die Einkünfte-

abgrenzung auf Grundlage des Fremdvergleichs („dealing at arm´s 

length“) durchgeführt wird. Daraus folgt, dass der Gewinn im 

Konzern durch eine Einzelabrechnung in den Sitzstaaten der 

Tochtergesellschaften ermittelt wird. Die Erfolgsallokation (Anteil 

des Staates am Gesamtgewinn) lässt sich nicht von der 

                                                 
1080 Sauerland, Besteuerung europäischer Konzerne, (2007), S. 5.  
1081 Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 31. 
1082 Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 31. 
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Erfolgsermittlung trennen1083. 

In den US-amerikanischen Staaten, in Kanada, in der Schweiz und 

neuerdings auch in der EU1084 existiert noch eine weitere Methode 

der Konzernbesteuerung. Sie sieht den Konzern als eine Gruppe an. 

Konsequenz dieser Betrachtungsweise ist, dass der Erfolg des 

Konzerns durch eine gemeinsame Bemessungsgrundlage (Kon-

solidierung) ermittelt wird. Im zweiten Schritt wird der Gewinn 

zwischen den beteiligten Staaten nach einem bestimmten Schlüssel 

aufgeteilt („Formulary Apportionment“). Der Schlüssel soll den 

Beitrag des einzelnen Unternehmens zum Konzernergebnis wider-

spiegeln1085. Zunächst werden der Fremdvergleichsgrundsatz und 

seine Ausprägungen kurz dargestellt. Danach werden die Gewinn-

vergleichs- bzw. Gewinnaufteilungsmethoden behandelt. 

 

b) Der Grundsatz des Fremdvergleichs 

Ausgangspunkt der Besteuerung ist die Überlegung, dass es sich 

bei den Konzern-Unternehmen um selbständige Wirtschaftsein-

heiten handelt. Folglich muss auch die Erfolgsermittlung in der 

Weise erfolgen, dass sie Verträge zwischen den Konzern-Gliedern 

nach Fremdvergleichsgrundsätzen beurteilt. Zu diesem Zweck 

werden in den meisten Fällen die Lieferungen und Leistungen 

zwischen Konzern-Unternehmen mit Lieferungen und Leistungen 

zwischen selbständigen Unternehmen verglichen. Danach stellt 

sich die Frage, ob im Rahmen konzerninterner Transaktionen die 

gleichen Bedingungen gelten wie zwischen fremden Dritten auf 

                                                 
1083 Sauerland, Besteuerung europäischer Konzerne, (2007), S. 16. 
1084  Dahlke, Harmonisierung der Konzernbesteuerung in der Europäischen 

Union, 1. Aufl. (2011), S. 309 ff. 
1085 Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 31. 
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einem freiem Markt 1086 . Hierzu bieten sich unterschiedliche 

Methoden an. Dazu gehören zunächst die Standardmethode, die 

geschäftsfallbezogenen Gewinnmethoden und die Gewinn-

vergleichsmethode. 

Zu den Standardmethoden gehören die Preisvergleichsmethode, 

die Wiederverkaufspreismethode und die Kostenaufschlags-

methode. Die Preisvergleichsmethode vergleicht entweder kon-

zerninterne Preise mit denen, die ein Konzernunternehmen mit 

Dritten vereinbart hat oder mit Preisen, die andere Unternehmen 

verlangen („Comparable uncontrolled price method“) 1087 . Die 

Wiederverkaufspreismethode hingegen zieht vom Verkaufspreis 

des Endprodukts die gewöhnliche Gewinnmarge ab, die in ver-

gleichbaren Geschäften erzielt würde („Resale price method“)1088. 

Die Kostenaufschlagsmethode („Cost Plus method“)1089 geht von 

den Herstellungskosten bei der Produktion eines bestimmten Guts 

in einem verbundenen Unternehmen aus. Zu diesen Kosten wird 

noch ein „angemessener Kostenaufschlag“ hinzugerechnet.  

                                                 
1086 Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 33 f. 
1087 OECD Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterprises and Tax 

Administrations, (2010), Rn. 2.13 (2.18). The CUP method is the most direct 

and reliable way to apply the arm´s length principle. Oestreicher, Konzern-

Gewinnabgrenzung, (2000), S. 36. Diese Methode entspricht der 

ökonomischen Logik. Sie versagt jedoch in den Fällen, in denen vergleichbare 

Fremdgeschäfte nicht zur Verfügung stehen. 
1088 OECD Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterprises and Tax 

Administrations, (2010), Rn. 2.21 ff. Beeinflussen Unterschiede zwischen den 

verglichenen Unternehmen die Handelsspanne auf dem freien Markt erheblich, 

so müssen Korrekturen durchgeführt werden (Rn. 2.35); Oestreicher, Konzern-

Gewinnabgrenzung, (2000), S. 38. Diese Methode findet dann Anwendung, 

wenn die Preisvergleichsmethode versagt. 
1089 OECD Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterprises and Tax 

Administrations, (2010), Rn. 2.39 ff. Ihren größten Nutzen hat diese Methode 

bei halbfertigen Produkten. Sie weist jedoch unter anderem auch Probleme in 

der Festlegung der Kosten auf (Rn. 2.43 ff.). 
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Verglichen wird der Kostenaufschlag zwischen verbundenen und 

selbständigen Unternehmen1090. 

 

Neben den Standardmethoden werden auch die Gewinnmethoden 

verwendet. Denn bei Gewinnen, die aus dem Transfer oder aus der 

Nutzung von immateriellen Wirtschaftsgütern entstehen, geraten 

die Transfermethoden an ihre Grenzen1091 . Zu den Gewinnme-

thoden gehören die geschäftsfallbezogene Nettomargenme-

thode 1092  und die geschäftsfallbezogene Gewinnteilungsmetho-

de1093 . Der Gewinn kann jedoch auch über globale Methoden 

errechnet werden.  

Hierzu gehören die globale Gewinnvergleichsmethode 

(„comparable profits method“) und die globale formelhafte 

Gewinnaufteilungsmethode („formulary apportionment“).  

                                                 
1090  Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 40 f. Auch hier 

müssen eventuell auftretende Unterschiede in den Geschäften bzw. 

Unternehmen berücksichtigt werden. 
1091 Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 116 ff. Verfügt ein 

Konzernverbund über eine integrierte Technologie, so ist zu erwarten, dass die 

Suche nach vergleichbaren Transaktionen erfolglos bleibt. Die (immateriellen) 

Güter seien zudem originell, so dass es schwierig ist, herauszufinden, welche 

Vergütungen am Markt zu erzielen wären. 
1092 OECD Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterprises and Tax 

Administrations, (2010), Rn. 2.58 ff. (sog. „Transactional net margin method“); 

Sauerland, Besteuerung europäischer Konzerne, (2007), S. 20. Der 

Transferpreis wird dadurch ermittelt, dass die Nettogewinnspanne des 

betreffenden Unternehmens mit dritten Unternehmen (innerer Vergleich) oder 

eines unabhängigen, im gleichen Marktsegment tätigen 

Vergleichsunternehmens (äußerer Vergleich) über eine Bezugsgröße (z.B. 

Kapital, Kosten oder Umsatz) auf eine einzelne, kontrollierte Transaktion 

bezogen wird. 
1093  Sauerland, Besteuerung europäischer Konzerne, (2007), S. 20. Der 

Verrechnungspreis wird ermittelt, indem der Nettoerfolg einer Transaktion 

über eine Bezugsgröße zwischen den beteiligten Konzerngesellschaften 

aufgeteilt wird. 
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Während erstere sog. Renditekennziffern im gleichen Markt-

segment tätigen Unternehmen in vergleichbaren Unternehmen 

ermittelt und die Transferpreise so lange korrigiert werden, bis sie 

in einem von der Finanzverwaltung erwünschtem Intervall liegen, 

wird in der letzteren Methode der konsolidierte Gewinn nach 

starren Faktoren aufgeteilt. Die globale formelhafte Gewinn-

aufteilung wird daher auch als indirekte Methode bezeichnet. Auf 

sie wird im Folgenden näher eingegangen. 

 

c) Die Unitary-Taxation in den USA 

 

aa) Herleitung, Begriff und Grenzen 

Die Idee des „Formulary Apportionment“ oder der formelhaften 

Gewinnaufteilung stammt ursprünglich aus den Vereinigten 

Staaten. Dort wird die formelhafte Gewinnaufteilung sowohl in der 

Form der „Unitary Business Taxation“ (kurz: Unitary Taxation) als 

auch in der Form des Formulary Apportionments durchgeführt. Die 

Unitary Taxation wird bei der Körperschaftsbesteuerung 

verbundener und grenzüberschreitend tätiger Unternehmen 

angewendet 1094 . Das Formulary Apportionment nimmt eine 

Gewinnaufteilung im Rahmen eines Betriebes, also zwischen 

Stammhaus und Betriebsstätte, vor.  

Die Unitary Taxation stellt eine Sonderform des Formulary 

Apportionments dar, da der Gewinn nicht nur innerhalb eines 

Betriebs zwischen Stammhaus und Betriebsstätte, sondern 

zwischen mehreren rechtlich selbständigen Unternehmen, also 

                                                 
1094 Fischer, Die Gewinnermittlung für die Körperschaftsteuer der US-Einzel-

staaten nach dem Konzept der „unitary business taxation“ , 1. Aufl. (1986), S. 

1 ff. 
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zwischen Mutter- und Tochterunternehmen in einem Konzern auf-

geteilt wird. Die Begriffe werden dennoch synonym verwendet1095. 

Diese Art der Besteuerung beruht auf der sogenannten „ad-

valorem“-Besteuerung, die ihrerseits bei der Vermögens-

besteuerung von Eisenbahngesellschaften Anwendung fand. Denn 

diese Gesellschaften waren mit den Gleisen und Bahnhöfen 

grenzüberschreitend tätig, weswegen der gesamte Wert des Unter-

nehmens erfasst und entsprechend der Meilenlänge der in den 

einzelnen Staaten verlegten Gleise aufgeteilt werden sollte. Die 

gleichen Grundsätze fanden später auch bei Telefon-, Telegrafen- 

und Transportgesellschaften Anwendung1096. Da in einigen Staaten 

der USA eine eigene Körperschaftsteuer erhoben wurde, begann 

die National Tax Association (NTA) bereits 1915 mit der 

Ausarbeitung eines eigenen Steuersystems, um eine Doppelbe-

steuerung zu vermeiden. Im Jahre 1933 empfahl die NTA die 

einheitliche Verwendung der Massachusetts-Formel1097. 

 

bb) Verfassungsrechtliche Verankerung 

Diese Art der Gewinnabgrenzung und -zuweisung beruht auf 

anderen historischen, verfassungsrechtlichen Grundlagen als das 

deutsche Steuersystem1098. Denn in den USA wird – im Gegensatz 

zu Deutschland – in Bezug auf die Steuern die Gesetzgebungs-, 

                                                 
1095 Riecker, Körperschaftsbesteuerung in der Europäischen Union und das US-

amerikanische Modell der Unitary Taxation, (1996), S. 180. 
1096  Zum historischen Überblick, siehe auch: Milbach, Die einheitliche 

Besteuerung von internationalen Unternehmen in den USA, (1985), S. 8, 

m.w.N.; ad valorem (=lat. dem Werte nach). 
1097  Oestreicher/Scheffler/Spengel/Wellisch, Modelle einer Konzernbe-

steuerung für Deutschland und Europa, 1. Aufl. (2008), S. 294 f. 
1098  Fischer, Die Gewinnermittlung für die Körperschaftsteuer der US-

Einzelstaaten nach dem Konzept der „unitary business taxation“, 1. Aufl. 

(1986), S 5 f. 
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Verwaltungs- und Erhebungskompetenz nicht zwischen Bund und 

Ländern aufgeteilt. Vielmehr steht das Steuererhebungsrecht 

jedem Einzelstaat zu 1099 . Es wird dort als Ausfluss ihrer 

Staatlichkeit angesehen 1100 . Verfassungsrechtlich verankert ist 

dieses unentziehbare Recht in Art. 1 Sec. 8 der US-Constitution1101. 

Zwar wurde im Jahre 1913 die Gesetzgebungshoheit über die 

direkten Steuern in den USA auch auf den Bund übertragen1102. Sie 

blieb dennoch den Einzelstaaten erhalten, damit sie ihre eigenen 

Aufgaben finanzieren konnten.  

Konsequenz der gleichrangigen Steuererhebungsbefugnisse ist das 

Entstehen von Doppelbesteuerungen zwischen Bund und Einzel-

staaten im Bereich der Einkommen-, Körperschaft-, Schenkung- 

und Erbschaftsteuern sowie einzelner Verbrauchsteuern1103.  

Gleichwohl bestehen die Besteuerungsrechte der Einzelstaaten 

nicht unbegrenzt. Auf der verfassungsrechtlichen Ebene werden 

diese ausdrücklich durch die „Import-Export-Clause“ 1104  und 

                                                 
1099 Luttermann, DStR 1994, S. 489. Die Landessteuern werden als state taxes 

und die Bundesteuern als federal taxes bezeichnet.  
1100 Stamm, in: Kamp, (Hrsg.), Die Bundesfinanzen der Vereinigten Staaten, 

(1969), S. 15 ff. 
1101 Art. 1 Sec. 8 US-Constitution: “The Congress shall have the power to lay 

and collect taxes, duties, imposts and excises, to pay the debts and provide for 

the common defense and general welfare of the United States…”. 
1102  Vorher wurde dem Bund die Erhebung direkter Steuern untersagt. Er 

konnte lediglich in einem Umlageverfahren beteiligt werden, das auf der 

Einwohnerzahl beruhte. Fischer, Die Gewinnermittlung für die 

Körperschaftsteuer der US-Einzelstaaten nach dem Konzept der „unitary 

business taxation“, 1. Aufl. (1986), S. 6, Fn. 3; ebenso v. Kessel, Die 

konsolidierte Konzern-besteuerung im Körperschaftsteuerrecht der USA, 

(1974), S. 16. 
1103 Riecker, Körperschaftsbesteuerung in der Europäischen Union und das US-

amerikanische Modell der Unitary Taxation, (1996), S. 131.  
1104 Nach Art. 1 Sec. 10 US-Constitution ist es den Einzelstaaten unter anderem 

verwehrt, ohne Zustimmung des  Kongresses, Zölle zu erheben. …“No state 
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implizit durch die sog. „Commerce-Clause“, „Foreign-Commerce 

Clause” 1105  und die „Due Process Clause” 1106  beschränkt. Die 

Vereinbarkeit mit der “Commerce Clause” hat das US Supreme 

Court von der Erfüllung von vier Voraussetzungen abhängig 

gemacht1107 . Danach muss zunächst der Steuergegenstand eine 

ausreichende Verknüpfung (substantial „nexus“) mit dem 

besteuernden Staat aufweisen, das Steuer-aufkommen muss in 

gerechter Weise verteilt, der zwischenstaatliche Wirtschafts-

verkehr darf nicht unangemessen beeinträchtigt werden und der 

einbehaltene Steuerbetrag muss in einem ausgewogenen Ver-

hältnis zu den Leistungen stehen, die der Steuerstaat dem Steuer-

zahler erbracht hat1108. 

                                                 
shall, without the consent of the Congress, lay any imposts or duties on imports 

or exports, except what may be absolutely necessary for executing its 

inspection laws.”. 
1105  Die „Commerce Clause ist ebenso in Art. 1 Sec. 8 US-Constitution 

enthalten. Danach erhält der Kongress das Recht, den Handel mit anderen 

Ländern zu regeln.  
1106 Riecker, Körperschaftsbesteuerung in der Europäischen Union und das US-

amerikanische Modell der Unitary Taxation, (1996), S. 142: Die „Due Process 

Clause“ dient dem Schutz des Bürgers in der Weise, dass sie den territorialen 

Zugriff des Einzelstaates auf den Steuerbürger begrenzt. Ihr liegt ein 

Äquivalenzcharakter zugrunde, denn es muss ein angemessenes Verhältnis 

zwischen der erhobenen Steuer und den Leistungen (Infrastruktur,…) bestehen. 

So führte der US-Supreme Court in seiner Entscheidung Wisconsin v. J.C. 

Penny Co 311 U.S. 435 folgendes aus: “The simple but controlling question is 

whether the state has given anything for which it can ask return...”. 
1107 Riecker, Körperschaftsbesteuerung in der Europäischen Union und das US-

amerikanische Modell der Unitary Taxation, (1996), S. 160. 
1108 Riecker, Körperschaftsbesteuerung in der Europäischen Union und das US-

amerikanische Modell der Unitary Taxation, (1996), S. 161. Sowohl die 

„Commerce Clause“ als auch die „Due Process Clause“ setzen einen „Nexus“ 

voraus, gleichwohl haben beide Vorschriften unterschiedliche 

Zwecksetzungen, denn die „Due Process Clause“ gewährleistet nur die 

Rechtstaatlichkeit hoheitlichen Handelns, während die „Commerce Clause“ 

den Wirtschaftsverkehr im Binnenmarkt schützen soll. Vor diesem 
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cc) Das Unitary Business-Prinzip 

Da in den USA auch den Einzelstaaten ein Besteuerungsrecht 

zukommt (state taxes), unterscheidet sich dieses jeweils in den 

Anknüpfungen sowie im Steuersatz. Im folgenden Abschnitt wird 

daher nur auf die Unitary Taxation in Kalifornien Bezug 

genommen, da dort das Unitary Business-Prinzip genauer 

präzisiert wurde. Die Besteuerung des Bundes indes richtet sich 

nach den §§ 1501-1505 sowie nach § 1552 IRC1109.  

 

(1) Inhalt des Unitary Business Prinzips 

Das Unitary-Business Prinzip wird von der Rechtsprechung des 

höchsten Verfassungsgerichts 1110  in den USA als Dreh- und 

Angelpunkt der Gewinnzurechnung angesehen. In einem solchen 

Fall werden rechtlich selbständige Unternehmen gemeinsam 

veranlagt1111. In einem Staat nicht ansässige Unternehmen dürfen 

nach der „Due Process Clause“ nur dann besteuert werden, wenn 

eine hinreichende Verbindung zwischen der steuerbaren Tätigkeit 

und dem steuererhebenden Staat besteht1112. Typischerweise lässt 

sich das Einkommen eines Unternehmens aus der Summe von 

rechtlichen oder tatsächlichen Handlungen in mehreren Staaten 

                                                 
Hintergrund hat auch der „Nexus“ eine andere Bedeutung, siehe hierzu: Quill 

v. North Dakota, 112 S.Ct. 1904, (1913). 
1109 Milbach, Die einheitliche Besteuerung von internationalen Unternehmen in 

den USA, (1985), S. 3. IRC=Internal Revenue Code. 
1110 Mobil Oil Corp. v. Commissioner of Taxes, 445 U.S. 425 (439). 
1111 Siehe hierzu: Exxon Corp. v. Wisconsin Department of Revenue, 447 U.S. 

207 (225). 
1112 Riecker, Körperschaftsbesteuerung in der Europäischen Union und das US-

amerikanische Modell der Unitary Taxation, (1996), S. 184, werden 

Vermögenswerte außerhalb des Hoheitsgebietes eines Einzelstaates erworben, 

so ist die Besteuerung dieser untersagt. 
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ermitteln, wobei Grundlage eine wechselseitige Abhängigkeit und 

Wechselbeziehung der Erwirtschaftung zwischen den verschieden-

en Stufen der Gewinnerwirtschaftung ist1113. 

 

(2) Definition des „unitary business“ 

Obwohl der Inhalt des unitary business einigermaßen klar ist, fällt 

es schwer, diesen genau zu definieren, obwohl auch der US 

Supreme Court die verfassungsrechtliche Bedeutung erkennt. Die 

Voraussetzungen für das Bestehen eines Unitary business1114 sind 

funktionelle Eingliederung 1115 , Economies of Scale 1116  und 

zentrale Unternehmensführung 1117 . Diesen Kriterien wird ent-

                                                 
1113 Siehe u.a.: Butler Brothers v. McColgan, Franchise Tax Commissioner, 11 

P.2d 334 (337), (Cal. 1941); Riecker, Körperschafts-besteuerung in der 

Europäischen Union und das US-amerikanische Modell der Unitary Taxation, 

(1996), S. 185. 
1114 Zu den Voraussetzungen, siehe auch: Riecker, Körperschaftsbesteuerung 

in der Europäischen Union und das US-amerikanische Modell der Unitary 

Taxation, (1996), S. 199 ff. 
1115 Mobil Oil Corp. v. Commissioner of Taxes, 445 U.S. 425. Funktionelle 

Eingliederung bedeutet, dass eine Unternehmens-verbindung auf vertikaler 

oder horizontaler Ebene besteht. Vertikal in diesem Zusammenhang meint den 

Zusammenschluss mehrerer Unternehmen der vor- und nachgelagerten Stufe; 

horizontal bedeutet, dass sich Unternehmen auf der gleichen Produktionsstufe 

verbinden. Riecker, Körperschaftsbesteuerung in der Europäischen Union und 

das US-amerikanische Modell der Unitary Taxation, (1996), S. 200 ff. 
1116Exxon Corp. v. Wisconsin Department of Revenue, 447 U.S. 207 (224). 

Economies of Scales=Größenvorteile oder Skaleneffekte; darunter werden die 

sinkenden Kosten bei wachsender Unternehmensgröße durch sinkende 

Beschaffungskosten und Verteilung der Kosten auf größere Stückzahlen 

verstanden; Riecker, Körperschaftsbesteuerung in der Europäischen Union und 

das US-amerikanische Modell der Unitary Taxation, (1996), S. 206. 
1117  Zentrale Unternehmensführung meint das Bestehen einer zentralen 

übergeordneten Unternehmensführung, die die notwen-dige 

Entscheidungsgewalt über wichtige Unternehmensentscheidungen hat. 

Riecker, Körperschaftsbesteuerung in der Europä-ischen Union und das US-

amerikanische Modell der Unitary Taxation, (1996), S. 209 ff. 
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gegengehalten, dass sie nicht handhabbar seien. In Kalifornien 

wurden zwei Definitionen des „unitary business“ entwickelt. Die 

erste wird auch als „three-unities“-Definition bezeichnet. Sie 

erfasst die „unity of ownership“, die „unity of use“ und die „unity 

of operation“1118. 

Die zweite ist die sog. „dependency“ oder „contribution“-

Definition. Danach liegt eine „unitary“ vor, wenn das Betreiben 

einer Unternehmung von einem Unternehmen außerhalb dieses 

Staates abhängig ist oder zu diesem beiträgt1119. 

 

                                                 
1118 Keesling, California´s Contribution to State and Local Taxation, Brigham 

Young University Law Review, (1979), S. 809 (838). „Unity of ownership“ 

bedeutet, dass ein Einheitsunternehmen vorliegt, das aus unselbständigen 

Betriebsstätten besteht, gleiches gilt auch bei verbundenen Unternehmen, in 

diesem Fall genügt eine Anteilsinhaberschaft von 50%. „Unity of operation“ 

meint das abgestimmte Verhalten von Angestellten auf der Verwaltungsebene 

z.B. durch ein zentral gesteuertes Management. Von der Unity of use ist 

auszugehen, wenn ein übereinstimmendes Verhalten der Unternehmen beim 

Absatz von Waren oder Dienstleistungen vorliegt. Aufgrund der fehlenden 

Abgrenzbarkeit zur „Unity of operation“ sowie aus dem Fehlen objektiver 

Kriterien und aufgrund der Schwächen, die Interdependenzen zwischen den 

Unternehmen zu quantifizieren, wird diese Defini-tion abgelehnt. Hierzu auch: 

Fischer, Die Gewinnermittlung für die Körperschaftsteuer der US-

Einzelstaaten nach dem Konzept der „unitary business taxation“ , 1. Aufl. 

(1986), S. 92 f. 
1119 Milbach, Die einheitliche Besteuerung von internationalen Unternehmen in 

den USA, (1985), S. 14; Keesling, California´s Contribution to State and Local 

Taxation, Brigham Young University Law Review, (1979), S. 809 (838). 

Davon ist insbesondere auszugehen, wenn die Unternehmen gemeinsam am 

Markt auftreten, gemeinsame Räumlichkeiten genutzt werden oder Unter-

nehmen sich gegenseitig unterstützen. Diese Definition enthält zwar nicht die 

Schwächen der „three unities“-Definition, gleichwohl ist sie sehr unbestimmt 

und führt deshalb zur Rechtsunsicherheit. Zum Inhalt und zur Kritik, siehe: 

Fischer, Die Gewinnermittlung für die Körperschaftsteuer der US-

Einzelstaaten nach dem Konzept der „unitary business taxation“, 1. Aufl. 

(1986), S. 95 f. 
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(3) Das „unitary income“ 

Im ersten Schritt wurde untersucht, welche Unternehmen bei der 

Ermittlung des Gesamtgewinns einbezogen werden können. Im 

zweiten Schritt muss nun festgestellt werden, welches Einkommen 

bzw. welche Einkommensarten hiervon erfasst werden. Auch 

hierzu werden innerhalb der Vereinigten Staaten unterschiedliche 

Methoden verwendet. Einige Staaten berücksichtigen das gesamte 

Einkommen unabhängig von der Einkunftsart, teilweise werden 

jedoch auch sog. Direktzuweisungen („Specific Allocation“) oder 

eine Gesamtgewinnzuweisung vorgenommen (Formulary 

Apportionment, Unitary Taxation)1120.  

Das „unitary income“ wird in § 25120 (a) CRTC1121 (California 

Revenue and Taxation Code) definiert. Es enthält das Einkommen, 

das von Transaktionen oder Aktivitäten im gewöhnlichen Bereich 

des Handels oder Geschäfte des Steuerpflichtigen entsteht1122.  

Ermittelt wird das „unitary income“ durch den „combined report“ 

als Kernstück des unitary taxation-concepts. Die Ermittlung der 

Nettoeinkünfte durch den „combined report“ war eine Reaktion auf 

das Verhalten verbundener Unternehmen, welche durch die Ver-

äußerung von Erzeugnissen an die Töchterunternehmen (die sich 

nicht in Kalifornien befanden) versuchten, die Franchise Tax zu 

umgehen1123. 

                                                 
1120 Riecker, Körperschaftsbesteuerung in der Europäischen Union und das US-

amerikanische Modell der Unitary Taxation, (1996), S. 222 ff. 
1121 Siehe: § 25120 (a) CRTC: „Business income“ means income arising from 

transactions and activity in the regular course of the taxpayer´s trade or 

business,…”. 
1122Milbach, Die einheitliche Besteuerung von internationalen Unternehmen in 

den USA, (1985), S. 17. 
1123Milbach, Die einheitliche Besteuerung von internationalen Unternehmen in 

den USA, (1985), S. 19. Das Recht zum „combined report“ lässt sich nicht aus 

Gesetzesvorschriften herleiten, sondern vielmehr aus dem Recht der 
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Die Ermittlung des „unitary income“ erfolgt in drei Schritten. 

Zunächst wird der Gesamtbruttogewinn des „unitary business“ 

unter Berücksichtigung etwaiger Freibeträge oder Abzüge sowie 

der Verlustverrechnung zwischen den Unternehmen ermittelt. 

Davon ist das sog. „non-business-income“ auszuscheiden. Der 

letzte Schritt erfasst die sog. Zwischengewinneliminierung1124. 

Diese „Zwischengewinne“ entstehen durch Geschäfte der 

Konzerngesellschaften untereinander und müssen herausgerechnet 

werden, wenn diese noch nicht realisiert wurden. Dieser Fall tritt 

insbesondere ein, wenn die Gewinne in unterschiedlichen Perioden 

der beteiligten Unternehmen realisiert werden1125.  

 

(4) Die Aufteilung des Gewinns 

Nachdem im vorigen Schritt der Gewinn des Gesamtunternehmens 

festgestellt wurde, bedarf dieser noch einer zuordnungsgemäßen 

                                                 
Steuerbehörden, festzustellen, welcher Einkommensteil zu den Quellen 

innerhalb eines Staates gehört. 
1124Milbach, Die einheitliche Besteuerung von internationalen Unternehmen in 

den USA, (1985), S. 20; siehe auch: Fischer, Die Gewinnermittlung für die 

Körperschaftsteuer der US-Einzelstaaten nach dem Konzept der „unitary 

business taxation“ , 1. Aufl. (1986), S. 148 ff. Dabei ist der „combined report“ 

vom „consolidated return“ zu unterscheiden. Während der „consolidated 

return“ mehrere Steuerpflichtige zu einer Einheit zusammenführt, dient der 

„combined report“ der Information. Auch wird beim diesem nur ein Teil 

besteuert, während beim „consolidated return“ die gesamte Bemessungs-

grundlage der Steuer unterworfen wird.  
1125  Fischer, Die Gewinnermittlung für die Körperschaftsteuer der US-

Einzelstaaten nach dem Konzept der „unitary business taxation“ , 1. Aufl. 

(1986), S. 152. In der Regel gleichen sich Güterverschiebungen im 

Konzernkreis aus, daher spielt es auch keine Rolle, ob die Verrechnungspreise 

dem „arm´s length“- Grundsatz (=Vornahme eines Drittvergleichs) standhalten 

können. Bei der Gewinnrealisierung wird teilweise auf das Mutterunternehmen 

und teilweise auf das betroffene Tochterunternehmen abgestellt. 
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Aufteilung. Das US Supreme Court1126 hat in der Entscheidung 

Underwood Typewriter Co v. Chamberlain die formelhafte 

Gewinnaufteilung ausdrücklich gebilligt. Bei der formelhaften 

Gewinnaufteilung wird in den meisten Staaten die sog. 

Massachusetts-Formel verwendet. 

Diese Formel besteht aus mehreren Faktoren: Sie enthält zunächst 

den Lohnsummenfaktor („payroll-factor“), den Vermögensfaktor 

(„property factor“) und schließlich den Umsatzfaktor („sales-

factor“) 1127 . Diese aufgezählten Faktoren stehen ihrerseits im 

Verhältnis zur jeweiligen Gesamtsumme. So bedeutet Lohn-

summenfaktor, das Verhältnis zwischen den Löhnen in einem 

Land zur Gesamtsumme der Löhne. Gleiches gilt auch bei den 

Vermögensgegenständen und den Umsätzen1128.  

Letztlich lässt sich die Formel auf folgende Weise darstellen. Dabei 

ist zu beachten, dass diese Formel nicht in allen US-Staaten 

verwendet wird1129: 

 

                                                 
1126 Underwood Typewriter Co v. Chamberlain 254 US 113 (1920). 
1127 Immaterielle Vermögensgegenstände werden nicht berücksichtigt. 
1128 Zur sogenannten Massachusetts-Formel und deren Bestandteilen: Milbach, 

Die einheitliche Besteuerung von internationalen Unternehmen in den USA, 

(1985), S. 21 ff. Um zu verhindern, dass ein Teil des Gewinns oder der gesamte 

Gewinn nicht besteuert wird, wurde die sog. „throw back rule“ eingeführt, die 

den steuerbaren Gewinn auf besteuernde Staaten verteilt (S. 23); zu den 

Faktoren: Müller-Dott, Californian Franchise Tax and Unitary Tax Concept, 

RIW 1980, S. 109 f. 
1129  Darstellung entnommen aus: Fischer, Die Gewinnermittlung für die 

Körperschaftsteuer der US-Einzelstaaten nach dem Konzept der „unitary 

business taxation“, 1. Aufl. (1986), S. 40. Auch die Gewichtung der Faktoren 

ist nicht obligatorisch; einige Staaten gewichten den Umsatzfaktor mit 50% 

bzw. mit 70%; Riecker, Körperschaftsbesteuerung in der Europäischen Union 

und das US-amerikanische Modell der Unitary Taxation, (1996), S. 256; in 

etwas abgewandelter Form siehe auch: Sørensen, ITPF Vol. 11, (2004), S. 91 

(95). 
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[1 3 (
𝐿𝑖
𝐿
)⁄ + 1 3 (

𝐾𝑖
𝐾
) + 1 3⁄⁄ (

𝑈𝑖
𝑈
)]𝜋 = 𝜋𝑖 

 

Die Buchstaben L, K und U stehen für Lohn, Kapital und Umsätze, 

die insgesamt erzielt wurden. Das i bezieht sich auf den Anteil in 

einem bestimmten (Bundes-)Staat (Kalifornien). Die Gewichtung 

mit 1/3 ist gleichwohl nicht zwingend 1130 . 𝜋  steht für den 

Gesamtgewinn bzw. 𝜋𝑖 für den anteiligen Gewinn in einem Staat. 

Die §§ 25129 ff. CRTC enthalten Regelungen über den 

Vermögensfaktor (property factor). Die Besonderheit besteht 

darin, dass § 25130 CRTC die ursprünglichen Kosten der Güter 

(einschließlich das Achtfache des gemieteten Vermögens) 

ansetzt1131.  

Der Lohnsummenfaktor wird in den §§ 25132 f. CRTC geregelt. 

Er erfasst die Löhne und gezahlten Ersatzleistungen (Compen-

sations).  

§ 25133 CRTC regelt den Anwendungsbereich der zu 

berücksichtigenden Löhne in einem Land. Das ist dann der Fall, 

wenn die Dienstleistung vollständig in einem Land oder sowohl in 

einem als auch in einem anderen Land, wenn sich die 

Ausgangsbasis in diesem Land befindet. Wenn sie sich nicht dort 

befindet, dann der Ort, an dem die Dienstleistung angeordnet oder 

dirigiert wird. Befindet sich der Ort der Dienst-leistung weder an 

dem Ort, an dem die Dienstleistung angeordnet oder überwacht 

                                                 
1130 Oestreicher, Konzern - Gewinnabgrenzung, (2000), S. 149. Häufig werde 

der Umsatzfaktor gegenüber den anderen Faktoren doppelt gewichtet.  
1131 „Property owned by the taxpayer is valued at its original cost. Property 

rented by the taxpayer is valued at eight times the net annual rental rate. …”. (§ 

25130 CRTC). In manchen Staaten wird auch der abgeschriebene Buchwert 

angesetzt („net book value“), Weiner, ET 2001, S. 380 (385). 
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wurde, so handelt es sich subsidiär um innerstaatlichen Lohn, wenn 

der Beschäftigte am Dienstleistungsort seinen Wohnsitz hat. Die 

Lohnsumme dient in diesem Fall als Indikator menschlicher 

Arbeitsleistung in einem Betrieb1132. 

Der Umsatzfaktor ist in den § 25134 bis § 25136 CRTC geregelt. 

Die Definition des Umsatzfaktors ergibt sich aus § 25134 CRTC, 

während  die §§ 25135 und 25136 CRTC die Vorgaben inhaltlich 

ausgestalten.  

Der Zweck dieser Größe besteht darin, dass sie einerseits die 

Vertriebstätigkeit des Unternehmens ausreichend berücksichtigt 

und auf andererseits gleichzeitig als Korrektiv der anderen Größen 

dient. § 25135 Sec. 1 CRTC weist die Verkäufe dem Land zu, in 

dem der Kunde seinen Sitz hat1133. Etwas anderes gilt nach Sec. 2, 

wenn der Kunde die Bundesregierung ist oder sich der Kunde nicht 

in den Vereinigten Staaten befindet. Damit gilt im Grundsatz das 

Bestimmungslandprinzip, welches in bestimmten Fällen dem 

Ursprungslandprinzip weichen muss1134. § 25136 CRTC enthält 

Sondervorschriften in Bezug auf Umsätze aus Dienstleistungen, 

immateriellen Vermögensgegenständen sowie aus Vermietungen. 

Bei Dienstleis-tungen ist der „Erfolgsort“ entscheidend. Bei 

immateriellen Vermögensgegenständen der Ort des Gebrauchs und 

bei Erträgen aus der Zurverfügungstellung materieller Vermögens-

gegenstände (rental, lease or licensing) der Belegenheitsort der 

Sache. 

                                                 
1132 Miller, Worldwide unitary combination: The California Practice, in Mc 

Lure (ed.), The State corporation income tax, (1984), S. 132 (134). 
1133  Sog. „destination-rule“, Oestreicher, Konzern - Gewinnabgrenzung, 

(2000), S. 153. 
1134 Dieses Prinzip wird auch als „destination rule“ bezeichnet, siehe auch: 

Riecker, Körperschaftsbesteuerung in der Europäischen Union und das US-

amerikanische Modell der Unitary Taxation, (1996), S. 260. 
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Diese Formel erscheint auf den ersten Blick einfach und eindeutig 

zu sein. Dennoch wird sie von den US-Einzelstaaten 

unterschiedlich angewendet, das heißt, es bleibt den Einzelstaaten 

unbenommen, welche Unternehmen herangezogen werden und 

wie das Einkommen ermittelt wird. Diese unterschiedlichen 

Ergebnisse bestehen trotz der Vereinheitlichungsbemühungen der 

US-Einzelstaaten, welche zuerst in den UDiTPA1135 ihren Anfang 

und dann in den MTC1136 ihren Fortgang hatte1137.  

Bei dem Unitary Tax Concept handelt es sich jedoch nicht um das 

einzig angewandte Verfahren. Teilweise werden auch andere 

Systeme zur Gewinnermittlung angewendet. Dazu gehört zunächst 

das System der Specific Allocation, welches die Gewinne bis zur 

Quelle zurückverfolgt und diesem Ort die Erträge zuordnet. Dieses 

System findet bei der Zuordnung von beweglichem und 

unbeweglichem Vermögen Anwendung1138. Bei einigen Staaten 

                                                 
1135 UDITPA=Uniform Division of Income for Tax Purpose. Es handelt sich 

dabei um einen im Jahre 1957 ausgearbeiteten Gesetzesvorschlag von 

Mitgliedern der National Conference of Commissioners on Uniform Tax Laws, 

welche für die Einzel-staaten jedoch nicht verbindlich ist. Sie können diesen 

ablehnen sowie ganz oder teilweise übernehmen. Fischer, Die 

Gewinnermittlung für die Körperschaftsteuer der US-Einzelstaaten nach dem 

Konzept der „unitary business taxation“ , 1. Aufl. (1986), S. 36 ff. 
1136  MTC=Multistate Tax Compact. Diese von einer Gruppe von 

Steuerbeamten 1967 ausgearbeiteten Vorschriften bezwecken unter anderem 

die Vereinfachung der Verwaltung, der Veranlagung, die Verhinderung der 

Doppelbesteuerung sowie richtige Steuerfestsetzung. Fischer, Die 

Gewinnermittlung für die Körperschaftsteuer der US-Einzelstaaten nach dem 

Konzept der „unitary business taxation“ , 1. Aufl. (1986), S. 37, m.w.N. 
1137 Ebenso Fischer, Die Gewinnermittlung für die Körperschaftsteuer der US-

Einzelstaaten nach dem Konzept der „unitary business taxation“ , 1. Aufl. 

(1986), S. 41. Er kommt zu dem Schluss, dass es daher nur zu approximativen 

Ergebnissen kommen könne. 
1138  Zur Specific Allocation: Bökelmann, Gewinnzurechnung im 

Körperschaftsteuerrecht, (1997), S. 74 f. Gleichwohl leidet diese 

Gewinnermittlungsmethode an einer Schwäche, denn sie vermag operative 



 

342 

 

findet sich auch die „Separate Accounting“-Methode wieder. Sie 

betrachtet jedes Unternehmen getrennt und versucht, die Gewinne 

anhand getrennter Buchführung und Verrechnungspreis-

korrekturen nach dem „Arm´s length“-Grundsatz zu ermitteln1139. 

In den letzten Jahren zeigte sich, dass die meisten US-Staaten die 

Massachussetts-Formel 1140 , welche sich aus den drei gleichge-

wichtigen Bestandteilen payroll, capital und sales zusammensetzt, 

nicht mehr verwenden. Vielmehr operieren einige Staaten nur noch 

mit zwei Faktoren, bestehend aus Kapital und Umsatz; manche 

nutzen nur noch den Faktor Umsatz. Teilweise werden auch 

branchenspezifische Formeln verwendet1141.  

 

[1 2 (
𝐾𝑖
𝐾
) + 1 2⁄⁄ (

𝑈𝑖
𝑈
)] 𝜋 = 𝜋𝑖 

 

 

  

                                                 
Gewinne grenzüberschreitender Tätigkeiten eines Geschäftsbetriebs nicht 

befriedigend zuzurechnen. 
1139 Bökelmann, Gewinnzurechnung im Körperschaftsteuerrecht, (1997), S. 77. 
1140 Zu den Entwicklungen: Jakimovski, Formelhafte Gewinnaufteilung und 

zwischenstaatliche Gerechtigkeit, 1.Aufl. (2012), S. 37, m.w.N. 
1141  Siehe hierzu: Oestreicher/Scheffler/Spengel/Wellisch, Modelle einer 

Konzernbesteuerung für Deutschland und Europa, 1. Aufl. (2008), S. 356. 

Die dreigliedrige Aufteilungsformel eigne sich für Produktions- und 

Handelsunternehmen. Andere Branchen wie z.B. der Flugverkehr und die 

Finanzbranche verwenden andere Größen.  
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(5) Schlussfolgerung 

Das amerikanische System der Unitary Taxation variiert trotz 

Vereinheitlichungsbemühungen zwischen den Ländern 1142 . 

Aufgrund der Steuergesetzgebungs- und Steuererhebungszu-

ständigkeiten der Einzelstaaten divergiert die Art der Erhebung von 

Land zu Land im Hinblick auf die Art der Gewinnermittlung bei 

verbundenen Unternehmen. Selbst wenn die meisten Staaten sich 

auf die Massachusetts-Regel geeinigt haben und die Drei-

Faktoren-Regel anwenden, unterscheidet sich die inhaltliche 

Ausgestaltung zum einen durch die unterschiedliche Gewichtung 

der Faktoren, zum anderen durch die inhaltliche Reichweite. So 

können die Einzelstaaten bestimmen, welche Löhne und Gehälter 

sowie Ersatzleistungen hierunter fallen. Auch können sie durch die 

unterschiedliche Ortsanknüpfung entscheiden, unter welchen 

Umständen der Lohn in ihrem Land erzielt wurde. In den vorigen 

Ausführungen wurde ersichtlich, dass sich die inländische Lohn-

summe primär nach dem Ort der Dienstleistungserbringung und 

nur subsidiär nach dem Wohnort des Beschäftigten richtet, wenn 

dieser am Ort der Dienstleistungserbringung seinen Wohnsitz 

hat1143. 

 

d) Formulary Apportionment in der EU 

Die Europäische Kommission übernahm den Gedanken der 

formelhaften Gewinnaufteilung aus den USA und verfasste 2011 

einen entsprechenden Entwurf zur gemeinsamen konsolidierten 

                                                 
1142  Schon die unterschiedliche Gewichtung der Faktoren kann zu einer 

Doppelbesteuerung führen. Oestreicher, Konzern - Gewinnabgrenzung, 

(2000), S. 150 f. 
1143 § 25133 (a) CRTC. 
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Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage (GKKB).  

Kennzeichnend für die formelhafte Gewinnaufteilung ist, dass sie 

bis dato nur auf innerstaatlicher Ebene angewendet wird. Wie 

bereits oben erwähnt differieren die Systeme der formelhaften 

Gewinnaufteilung innerhalb der USA. Diese Unterscheidung 

basiert zunächst auf unterschied-lichen Bemessungsgrundlagen, 

Steuersätzen aber auch auf der unterschiedlichen Definition und 

Gewichtung der Formeln1144. Im Gegensatz zu den Vereinigten 

Staaten wird jedoch auf europäischer Ebene ein Konsens zum 

einen im Hinblick auf die Bemessungsgrundlage, zum anderen im 

Hinblick auf die Verwendung und Gewichtung der Formeln 

angestrebt. 

 

 

aa) Die Gemeinsame Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage 

 

(1) Vorschläge der EU-Kommission  

Die Kommission1145 hat im Jahre 2001 vier Modelle zur Harmoni-

sierung der Besteuerung europäischer Gesellschaften vorge-

schlagen. Diesen Vorschlägen gingen zwei Richtlinien voraus, die 

Mutter-Tochter-Richtlinie 1146  und die Fusionsrichtlinie 1147 . Im 

                                                 
1144 Weiner, ET 2001, 380 (381 f.) 
1145 Kom(2001), 582 endg, S. 401 f. 
1146  RL 90/435/EWG des Rates v. 23.07.1990 über das gemeinsame 

Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften verschiedener 

Mitgliedstaaten, Abl. EG Nr. L 225/6, geändert durch Richtlinie des Rates v. 

22.12.2003 (2003/123/EG), Abl. EG Nr. L 7/41; geändert durch Richtlinie des 

Rates v. 30.11.2011 (2011/96/EU), Abl. EU Nr. L 345/8; geändert durch die 

RL des Rates v. 25.7.2014 (2014/86/EU), ABl. EU Nr. L 219/40; zuletzt 

geändert durch die RL des Rates v. 27.1.2015 (2015/121/EU) Abl. EU Nr. L 

21/1.  
1147  RL 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame 
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Anschluss daran wurde im Jahre 2003 die Zinsrichtlinie 1148 

erlassen. Diese Richtlinien werden ungeachtet der Harmo-

nisierungsbestrebungen im Hinblick auf die Bemessungsgrund-

lagen aktualisiert. 

Dabei werden vier Modelle der Steuervereinheitlichung vorge-

schlagen: Die Home State Taxation (HST), die Common 

Consolidated Corporate Tax Base (CCCTB)1149, die Harmonized 

Tax Base (HTB) sowie die European Union Company Income Tax 

(EUCIT), welche auf dem Quellenprinzip basieren und eine 

einheitliche steuerliche Gewinnermittlung voraussetzen. Die 

Modelle unterscheiden sich dadurch, dass sie auf unterschiedlichen 

Harmonisierungsstufen beruhen, die je nach Ausgestaltung von der 

bloßen Anerkennung bis zur verbindlichen Vereinheitlichung bzw. 

europäischen Steuererhebung reichen1150.  

 

Bei der Home State Taxation wird die Gewinnermittlung nicht 

harmonisiert; vielmehr werden die unter-schiedlichen Gewinn-

ermittlungsvorschriften anerkannt. Maßgebend sind die nationalen 

Gewinnermittlungsvorschriften am Sitz der Muttergesellschaft, 

                                                 
Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, die Einbringung von 

Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen, die Gesellschaften 

verschiedener Mitgliedstaaten betreffen, Abl. EG Nr. L 225 v. 20.08.1990, 

zuletzt geändert durch Richtlinie des Rates v. 25.11.2009 (2009/133/EG), ABl. 

EU Nr. L 310/34. 
1148 RL des Rates v. 03.06.2003 (2003/49/EG) über eine gemeinsame Steuer-

regelung für Zahlungen von Zinsen und Lizenzge-bühren zwischen verbun-

denen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten Abl. EG Nr. L 157/49, 

zuletzt geändert durch die RL v. 24.3.2014 (2014/48/EU), Abl. EU Nr. L 

111/50. 
1149 Im Folgenden wird sie auch als GKKB bezeichnet. 
1150  Dahlke, Harmonisierung der Konzernbesteuerung in der Europäischen 

Union, 1. Aufl. (2011), S. 118. 
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welche die der Tochtergesellschaften in anderen Ländern 

verdrängen1151. Auch ist dieses System für die Mitgliedsstaaten 

nicht bindend. Führen die Staaten dieses System jedoch ein, so 

reduzieren sich wohl die Befolgungskosten. Sie müssen sich für die 

Transferpreise nicht mehr an den unterschiedlichen und 

konfligierenden Rechtsordnungen orientieren1152. 

 

Die GKKB bezweckt die Vereinheitlichung der körperschaft-

steuerlichen Bemessungsgrundlage und geht deshalb über das 

Konzept der Home State Taxation (HST) hinaus. Dahlke1153 weist 

jedoch zu Recht darauf hin, dass hierdurch der Steuerwettbewerb 

um geringe Steuersätze nicht aufgehoben wird. Auch würden die 

nur im Inland tätigen Gesellschaften gegenüber den grenzüber-

schreitend tätigen benachteiligt. Dieser Entwurf beziehe sich 

zudem nur auf die Körperschaften. Auf weitere negative Kon-

sequenzen wird im nächsten Abschnitt näher eingegangen. 

 

Noch einen Schritt weiter geht das Konzept der „Harmonized Tax 

Base“, denn dieses Modell sieht die Vereinheitlichung für alle 

                                                 
1151 Zu den Vor- und Nachteilen, vor allem zu den ökonomischen Problemen: 

Dahlke, Harmonisierung der Konzernbesteuerung in der Europäischen Union, 

1. Aufl. (2011), S. 119 ff.; siehe auch: Sørensen, ITPF Vol. 11, (2004), S. 91 

(101). Er sieht die fehlende Harmonisierung als Hauptvorteil, aber auch als 

Hauptschwäche an, denn dadurch würden aufgrund der bestehenden 

unterschiedlichen Steuersysteme die Verzerrungen noch fortbestehen. Auch 

spricht er an, dass auch die Muttergesellschaften in mehreren Mitgliedsstaaten 

verteilt sein können. Hierdurch entstehe Steuerwettbewerb mit dem Ziel, die 

Sitze der Muttergesellschaften in ihre Länder mit niedrigen Steuersätzen zu 

locken. 
1152 Sørensen, ITPF Vol. 11, (2004), S. 91 (101). 
1153  Dahlke, Harmonisierung der Konzernbesteuerung in der Europäischen 

Union, 1. Aufl. (2011), S. 122 f.; a.A. Sørensen, ITPF Vol. 11, (2004), S. 91 

(102). 
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(auch inländischen) Gesellschaften verbindlich vor. Der Vorzug 

gegenüber dem vorigen Modell liegt in der fehlenden 

Ungleichbehandlung der Unternehmen. Auch wird man davon 

ausgehen, dass es den ökonomischen Anforderungen weitgehend 

entspricht. Das Kernproblem taucht jedoch nicht auf der Ebene der 

realen Umsetzbarkeit auf, sondern liegt in der Steuerautonomie der 

Mitgliedsstaaten begründet1154. 

 

Eine noch höhere Intensität erreicht schließlich das letzte Modell 

einer europäischen Körperschaftsteuer (EUCIT). Dieses geht 

sowohl von der einheitlichen Bemessungsgrundlage als auch von 

einem einheitlichen Steuersatz aus. Auch die Verwaltung und 

Erhebung obliegt europäischer Institutionen zu ihrer Finanzierung. 

Mit dem Vorteil des vollständigen Wegfalls des 

Steuerwettbewerbs geht jedoch der Verlust eigener Souveränität 

der Mitgliedsstaaten einher und der Gefahr der (zunehmenden) 

Zentralisierung der steuerlichen Kompetenzen1155. 

 

(2) Übersicht über den Inhalt der GKKB 

Voraussetzung für die Wahl des optionalen Modells der GKKB 

durch Unternehmensvereinigung ist eine Kapitalbeteiligung von 

75% und eine Stimmbeteiligung von 50% am Tochterunternehmen 

                                                 
1154  Dahlke, Harmonisierung der Konzernbesteuerung in der Europäischen 

Union, 1. Aufl. (2011), S. 123. Sørensen, ITPF Vol. 11, (2004), S. 91 (103). Er 

bezeichnet diesen Vorschlag auch als Compulsory Harmonized Tax Base 

(CHTB). Sørensen führt auch an, dass dieses System zu unterschiedlichen 

Steuersätzen führen kann. 
1155  Dahlke, Harmonisierung der Konzernbesteuerung in der Europäischen 

Union, 1. Aufl. (2011), S. 125. Aufgrund dessen erfuhr dieses Modell auch 

Ablehnung aus politischen und wissenschaftlichen Kreisen. Denn es ist mit 

dem föderalen Charakter der EU nicht vereinbar. 
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(sog. doppeltes Kriterium)1156. Des Weiteren soll die Formel1157 

aus drei gleich gewichteten Faktoren (Arbeit, Kapital und Umsatz) 

bestehen. Außer Ansatz bleiben hierbei immaterielle Wirtschafts-

güter und Finanzanlagevermögen, da sie durch ihre Mobilität zu 

Umgehungen führen könnten. In bestimmten Fällen soll eine 

Schutzklausel bestehen, wenn die allgemeine Formel nicht zu 

angemessenen Ergebnissen führt. Art. 86 RL-Entwurfs enthält die 

einheitlichen Faktoren: 

 

[1 3 (
𝑈𝐴

𝑈
)⁄ + 1 3((

1

2
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𝐿
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)) + 1 3⁄⁄ (

𝐾𝐴
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)] 𝜋 = 𝜋𝐴 

 

Diese Formel unterscheidet sich von der Massachusetts-Formel 

dadurch, dass sie den Lohnfaktor in einen Lohnsummen-  (
𝐿𝐴

𝐿
) und 

Beschäftigungsfaktor( 
𝐵𝐴

𝐵
 ) unterteilt. Der Inhalt des Faktors Arbeit 

wird in den Art. 90 f. RL-Entwurf geregelt. Art. 90 Abs. 3 RL-

Entwurf enthält keine europarechtliche Definition und verweist bei 

der Begriffsbestimmung des Beschäftigten auf die nationalen 

Vorschriften des Mitgliedsstaates, in dem der Beschäftigte tätig ist. 

Etwas anderes gilt beim Begriff der Lohnsumme. Dieser wird in 

Art. 91 Abs. 4 RL-Entwurf geregelt. Er beinhaltet die Kosten von 

Löhnen und Gehältern, Sondervergütungen uns sonstigen 

Vergütungen, einschließlich des Arbeitgeberanteils der sozialen 

Sicherheit und Altersversorgung. 

                                                 
1156 Kom (2011) 121/4, S. 14; Erwägungsgrund (16); alternative Formulierung 

in Art. 54 Abs. 1 RL-Entwurf. 
1157 Kom (2011) 121/4, S. 15; Erwägungsgrund (21); siehe auch: Art. 40 RL-

Entwurf. 
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Der Faktor Kapital oder Vermögenswerte (
𝐾𝐴

𝐾
) wird in den Art. 92 

ff. RL-Entwurf geregelt. Er beinhaltet nach Art. 92 Abs. 1 RL-

Entwurf den durchschnittlichen Vermögenswert aller Sachanlagen, 

die das Mitglied einer Gruppe besitzt oder mietet. Voraussetzung 

der Einbeziehung der Wirtschaftsgüter ist, dass die Gruppe 

wirtschaftlicher Eigentümer ist, Art. 93 RL-Entwurf.  

Art. 94 RL-Entwurf regelt die Bewertung der Wirtschaftsgüter. 

Gemietete Wirtschaftsgüter werden mit dem Achtfachen der 

Jahresmiete angesetzt. Hier wird die Nähe zur Massachusetts-

Formel ersichtlich, die denselben Wert ansetzt. 

 

Die Art. 95 und 96 des RL-Entwurfs enthalten die Vorschriften für 

den Faktor Umsatz (
𝑈𝐴

𝑈
).  

Art. 95 RL-Entwurf definiert dabei den Begriff des Umsatzes. 

Dieser umfasst den Nettoverkaufserlös (Bruttoerlös abzüglich 

Steuern, Abgaben, …). In Art. 96 RL-Entwurf wird der 

Bestimmungsort als der Ort definiert, an dem die Lieferung endet 

oder die Dienstleistung tatsächlich erbracht wird. 

 

bb) Kritische Überlegungen zur GKKB 

Im Jahre 2011 hat die Kommission1158  den letzten Richtlinien-

Entwurf veröffentlicht, der ein Gesamtkonzept zur gemeinsamen 

konsolidierten Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage darstellen 

soll. Dabei wurden die Vorteile dieses Entwurfs bereits am Anfang 

dargelegt, die zunächst eine Reduktion der Be-folgungskosten zur 

Folge haben soll. Ziel sei ebenso die Verringerung der steuerlichen 

                                                 
1158 Kom (2011) 121/4. 
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Hindernisse sowie des Verwaltungsaufwandes.  

Im Folgenden werden die Einwände gegen die GKKB kurz 

dargelegt. Auf alle Einwände kann jedoch nicht eingegangen 

werden, da sie den Umfang der Arbeit überschreiten würden. Die 

Einwände beziehen sich daher im Kern gegen den Entwurf selbst 

als auch gegen die Faktoren. 

 

Sørensen1159 führt dazu an, dass zugunsten der GKKB auch die 

höhere Kapitalimportneutralität im Vergleich zur HST spreche. 

Diesem Vorteil stehe der Verlust an staatlicher Souveränität 

gegenüber. Hinzu komme, dass diese Regelungen nur für 

multinationale Konzerne gelten. Kleinere Gesellschaften seien 

immer noch an nationale Vorschriften gebunden. Diese unter-

schiedliche Behandlung führe zu Verzerrungen zwischen großen 

und kleinen Firmen. Das Nebeneinander zweier Steuersysteme 

führe automatisch auch zu Steuerarbitrage und zu künstlichen 

Anreizen für Auslandsinvestitionen. So kann eine Gesellschaft sich 

überlegen, in einem anderen Mitgliedsstaat eine Betriebsstätte oder 

Niederlassung zu gründen, um die für sie günstigeren GKKB-

Regeln zu nutzen, welche zu Verzerrungen und einer Verringerung 

der öffentlichen Einnahmen führen. Auch müsse jede nationale 

Finanzverwaltung mit zwei Steuersystemen arbeiten. Deshalb 

verwundere es nicht, dass sich die Unternehmen für die wahlweise 

Einführung der GKKB einsetzten, denn auf diese Weise können sie 

das für sie günstige Steuersystem wählen, ohne den 

Steuerwettbewerb zu bändigen. Auch sei die entgegenstehende 

Haltung der Finanzverwaltungen der Mitgliedsstaaten nicht weiter 

                                                 
1159  Sørensen, ITPF Vol. 11, (2004), S. 91 (102). Die Laxheit der 

Steuerdurchsetzung habe zudem negative Spillovers zur Folge. 
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überraschend, die zu Recht Einnahmeverluste befürchten und die 

die zusätzliche Steueradministration als zusätzliche Belastung 

empfinden1160. Das Urteil der Steuerexperten falle gemischt aus, 

denn es wird kritisiert, dass die Kommission gleichzeitig Versuche 

zur Koordination von Steuersätzen energisch zurückweise. Auch 

könnten neue Verzerrungen auf der Ebene des Formulary 

Apportionment eintreten. Sørensen1161 kommt daher zum Schluss, 

dass die Harmonisierung der Bemessungsgrundlage nicht aus-

reichend sei. Vielmehr sei auch eine Angleichung der Steuersätze 

erforderlich. 

Die Gefahren des Steuerwettbewerbs im Rahmen der EU ver-

lagerten sich bei der internationalen Steuerplanung von der Ebene 

der Verrechnungspreise auf die Ebene der steueroptimalen 

geographischen Allokation bzw. Manipulation von Faktoren1162.  

Zudem wird in Frage gestellt, ob überhaupt Faktoren gefunden 

werden können, die auf angemessene Art und Weise die 

Wertschöpfung widerspiegeln, zugleich aber nicht anfällig für 

Manipulationen sind1163. Die Aufteilungsformel, welche aus den 

drei Faktoren (Kapital, Arbeit und Umsatz) bestehe, sei aber 

anfällig für Manipulation 1164 . Der Faktor Arbeit könne durch 

                                                 
1160  Sørensen, ITPF Vol. 11, (2004), S. 91 (103). Die Mehrheit der 

europäischen Politiker wünscht sich diese Art der Besteuerung für die Zukunft. 
1161 Sørensen, ITPF Vol. 11, (2004), S. 91 (103 f.). 
1162 Oestreicher, StuW 2002, S. 342 (354). Wird in einem Land die Zahl der 

Beschäftigten erhöht, so steigt bei gleichbleibender Gewinnspanne die 

Lohnsumme proportional an. Im Ergebnis ist es aber möglich, dass bei gleichen 

Gewinnen die Produktion in einem Hochsteuerland gegenüber der Produktion 

in einem Land mit niedriger Körperschaftsteuerbelastung den Konzernsteuer-

aufwand insgesamt erhöht. 
1163  Herzig, Die Gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuerbemessungs-

grundlage (GKKB), Referat, (2002), S. 6 f. 
1164 Siehe auch: Herzig, Die Gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-
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aktiven Einbeziehung oder Ausschluss aus dem Faktor oder durch 

geographische Verteilung der Belegschaft aktiv gesteuert werden. 

Der Faktor Kapital sei besonders für zeitpunktbezogene 

Manipulationen anfällig 1165 . So könnte durch gruppeninterne 

Käufe und Verkäufe von Vermögenswerten vor dem relevanten 

Stichtag, Steuersubstrat in Niedrigsteuerländer verschoben 

werden. Die Manipulation des Umsatzfaktors hänge davon ab, ob 

auf den Ursprungs- oder den Bestimmungsort abgestellt werde1166. 

Hieraus ergibt sich, dass dieses System Steuerplanung nicht 

vermeiden kann. 

 

e) Grundlegende Prinzipien der indirekten Gewinnaufteilung  

Bei der formelhaften Gewinnaufteilung stellt sich ebenfalls die 

Frage, ob das Leistungsfähigkeits- und das Äquivalenzprinzip in 

den starren Faktoren verwirklicht werden. Diese Frage wird hier 

jedoch unter einer anderen Begrifflichkeit diskutiert. Im Hinblick 

auf die Faktoren wird angeführt, dass es das Ziel der Faktoren sei, 

den Gewinn verursachungsgerecht aufzuteilen1167. Das bedeutet, 

dass überall dort, wo die Wertschöpfung nach bestimmten 

Aufteilungsfaktoren erfolgt, auch ein Besteuerungsrecht bestehen 

soll1168. 

                                                 
bemessungsgrundlage (GKKB), Referat, (2002), S. 7 f.; Herzig/Teschke/ 

Joisten, Intertax 2010, S. 334 (339 f.). 
1165 Herzig/Teschke/Joisten, Intertax 2010, S. 334 (340). 
1166 Herzig/Teschke/Joisten, Intertax 2010, S. 334 (341). Der Bestimmungsort 

wäre schwieriger zu gestalten. 
1167 Fox/Murray/Luna, National Tax Journal Vol. LVIII, No. 1, (2005), S. 139 

(143); Jakimovski, Formelhafte Gewinnaufteilung und zwischenstaatliche 

Gerechtigkeit, (2012), S. 57 f. 
1168 Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 154; a.A. Musgrave, 

in: Mc Lure (ed.), The State Corporation Income Tax, (1984), Principles for 
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Die Aufteilung nach bestimmten Faktoren beruht auf der 

Vorstellung, dass zwischen dem Unternehmen und dem 

besteuernden Staat eine Beziehung bestehen muss 1169 . Diese 

Beziehung kann darauf beruhen, dass das Unternehmen Privilegien 

und Schutz eines bestimmten Staates genießt, in dem es beheimatet 

oder ansässig ist. Alternativ kann die Äquivalenzbeziehung 

dadurch hergestellt werden, dass das nichtansässige Unter-nehmen 

bestimmte Schwellenwerte der ökonomischen oder geschäftlichen 

Aktivitäten überschreitet („doing business“)1170. Auf diese Weise 

werden die Unternehmen vor einer unbegründeten Besteuerung ge-

schützt 1171 . Eng damit verbunden ist auch der Gedanke der 

Quellenbe-steuerung („source of income“).  

 

aa) Das Leistungsfähigkeitsprinzip 

Auch die formelhafte Gewinnaufteilung lässt sich mit dem 

Leistungsfähigkeitsprinzip begründen. Sie beruht auf der Über-

legung, dass einem Unternehmen eine eigene Leistungsfähigkeit 

zugeordnet werden kann. Die Besteuerungshöhe hängt davon ab, 

in welchen Umfang am jeweiligen Ort zur Entstehung der 

Leistungsfähigkeit beigetragen wurde 1172 . Die Unternehmens-

glieder tragen dabei zum Gesamterfolg des Konzerns bei1173. Die 

                                                 
Dividing the State Corporate Tax Base, S. 228 (229 f.). 
1169 Carlson/Galper, in: Mc Lure (ed.), The State Corporation Income Tax, 

(1984), Water´s Edge versus Worldwide Unitary Combination, S. 1 (10); 

Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 130, 153 f. 
1170 Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 154 f.  
1171 Carlson/Galper, in: Mc Lure (ed.), The State Corporation Income Tax, 

(1984), Water´s Edge versus Worldwide Unitary Combination, S. 1 (10); 

Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 130, 153 f. 
1172  Jakimovski, Formelhafte Gewinnaufteilung und zwischenstaatliche 

Gerechtigkeit, (2012), S. 58. 
1173 Oestreicher, StuW 2002, S. 342 (348). Hierzu werden die Gesellschaften 
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Aufteilungsfaktoren sollen dabei die Ursachen der Gewinn-

entstehung verursachungsgerecht abbilden. Denn ein Land soll 

berechtigt sein, die Gewinne zu besteuern, die mit den innerhalb 

seiner Landesgrenzen eingesetzten Produktionsfaktoren erwirt-

schaftet werden 1174 . Der Gewinn wird dabei nach dem 

ökonomischen Wert der Wirtschaftsgüter aufgeteilt, die in den 

einzelnen Ländern eingesetzt werden 1175 . Hier wird der 

ökonomisch-räumliche Bezug des Leistungsfähigkeitsprinzips 

deutlich1176. 

 

bb) Das Äquivalenzprinzip 

Im Folgenden wird untersucht, welche Bedeutung das 

Äquivalenzprinzip bei der formelhaften Gewinnaufteilung hat. 

Umstritten ist hierbei, ob sich die einzelnen Faktoren aus dem 

Äquivalenzprinzip herleiten lassen 1177 . Dass Äquivalenzbe-

ziehungen zwischen den Aufteilungsfaktoren zu den betreffenden 

Ländern bestehen, wird entweder in Bezug auf alle Faktoren oder 

bezüglich einzelner Faktoren bezweifelt. Dies gilt insbesondere für 

                                                 
bestimmt, die in den Kreis der wirtschaftlichen Einheit gehören. 
1174 So Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 174. 
1175  Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 174 ff. Diese 

Annahme hat Bewertungsprobleme zur Folge. Zudem liegt ihr die Vorstellung 

zugrunde, dass das Kapital in allen Standorten mit der gleichen Produktivität 

wirtschaftet. Diese Annahme beruht auf den Voraussetzungen einheitlicher 

Kapitalkosten und des effektiven Wettbewerbs auf den Produkt- und 

Kapitalmärkten. Tatsächlich sind die Märkte nicht vollkommen. Die 

Kapitalkosten differieren aufgrund der Steuerbelastungsunterschiede, des 

Wechselkursrisikos und Länderrisikos. 
1176  Jakimovski, Formelhafte Gewinnaufteilung und zwischenstaatliche 

Gerechtigkeit, (2012), S. 58. Nach seiner Auffassung ist der Bezug zum 

Leistungsfähigkeitsprinzip nicht zwingend. 
1177  Jakimovski, Formelhafte Gewinnaufteilung und zwischenstaatliche 

Gerechtigkeit, (2012), S. 56, m.w.N.  
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die Lohnsumme. Sie wird zum Teil deshalb als nicht tauglich 

angesehen, weil sie nicht alle Mitarbeiter berücksichtigt1178. Auch 

lässt sich gegen eine Orientierung am Äquivalenzprinzip anführen, 

dass Kosten niemals Indiz für den Gewinngenerierungsprozess 

seien1179. 

Teilweise 1180  wird der Lohnsummenfaktor deshalb ausgeklam-

mert, weil er nicht im Einklang mit dem Ursprung des Gewinns 

stehe. Der letzte Einwand orientiert sich allerdings strikt am 

Quellenprinzip und verneint daher die Ausrichtung am Äqui-

valenzprinzip (benefit principle)1181.  

Für die Einbeziehung des Lohnfaktors sprechen indes die besseren 

Gründe. Zunächst ist auf die gestiegene Bedeutung des Human-

kapitals als wertgenerierender Faktor zu hinzuweisen1182. Gegen 

die Aussage, dass Kosten nicht Indiz für den Gewinnge-

nerierungsprozess sein könnten, spricht auch der Vergleich mit 

dem Kapital 1183 . Denn auch hier muss zunächst Anlage- und 

Umlaufvermögen durch Kapitaleinsatz entweder erworben, 

gemietet oder hergestellt werden. Auch hier entstehen daher 

zunächst Kosten1184. Gleiches muss daher im Hinblick auf den 

                                                 
1178  Jakimovski, Formelhafte Gewinnaufteilung und zwischenstaatliche 

Gerechtigkeit, (2012), S. 56. Es sei nicht erklärbar, warum Arbeitnehmer 

höhere Kosten verursachen als Aufsichtsratsmitglieder. 
1179 Weninger, Formulary Apportionment in the EU, (2009), S. 180. 
1180 Musgrave, in: Mc Lure (ed.), The State Corporation Income Tax, (1984), 

Principles for Dividing the State Corporate Tax Base, S. 228 (240). 
1181 Musgrave, in: Mc Lure (ed.), The State Corporation Income Tax, (1984), 

Principles for Dividing the State Corporate Tax Base, S. 228 (240); Jakimovski, 

Formelhafte Gewinnaufteilung und zwischenstaatliche Gerechtigkeit, (2012), 

S. 60. 
1182 Schäfer, International Company Taxation in the Era of Information and 

Communication Technoligies, Issues and Options for Reforms, (2006), S. 172. 
1183 Siehe hierzu: § 25130 CRTC. 
1184 Sie unterscheiden sich jedoch vom Lohn dadurch, dass der Aufwand beim 
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Einsatz von Humankapital gelten. 

Aber auch der Faktor Umsatz ist nicht frei von Kritik1185. Gegen 

die Anwendung des Umsatzfaktors könnte sprechen 1186 , dass 

dieser maßgeblich auf der Verwertung des Produkts auf dem 

Absatzmarkt beruht und maßgebend durch Angebot und Nachfrage 

zustande kommt (marktorientiertes Quellenprinzip). Dadurch 

bedingt werden die Infrastrukturmaßnahmen der Staaten nicht 

berücksichtigt, in denen die Güter produziert werden. Der 

Umsatzfaktor berücksichtigt demgemäß nur die Interessen der 

Einzelstaaten, in denen die Waren und Dienstleistungen vermarktet 

werden. Zu Recht ist daher der Umsatzfaktor allein nicht in der 

Lage dem Äquivalenzprinzip zu entsprechen, da ansonsten die 

(Ansässigkeits-)Staaten die Produktionstätigkeiten und die 

Nutzung öffentlicher Güter durch die multinationalen Unter-

nehmen nicht besteuern könnten1187. Die formelhafte Gewinnauf-

teilung beruht jedoch nicht nur auf einem Faktor (Umsatz). Sie 

enthält auch die beiden anderen Faktoren Kapital und Arbeit. Über 

                                                 
Anlagevermögen über eine bestimmte Zeit abgeschrieben wird. 
1185 Gerken/Märkt/Schick, Internationaler Steuerwettbewerb, (2000), S. 260 ff. 

Die Koppelung der Kapitalertragsteuer an Größen wie Lohnsumme oder 

Umsätze erhöhe die Distanz zum Äquivalenzprinzip. Das Anreizproblem 

dynamischer Gewinnverlagerungen werde zwar verringert, aber nicht 

vollständig beseitigt.  
1186 Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 155; Musgrave, in: 

Mc Lure (ed.), The State Corporation Income Tax, (1984), Principles for 

Dividing the State Corporate Tax Base, S. 228 (240 f.). Der quellenorientierte 

Ansatz führt in den Fällen zu eindeutigen Ergebnissen, in denen die Produkte 

an den Verbraucher geliefert werden. Unklar ist die Situation jedoch dann, 

wenn das Produkt an den Händler in Land B verkauft wird und er es in Land C 

weiterverkauft.  
1187Fox/Murray/Luna, National Tax Journal Vol. LVIII, No. 1, (2005), S. 139 

(149); Jakimovski, Formelhafte Gewinnaufteilung und zwischenstaatliche 

Gerechtigkeit, (2012), S. 56. Die Kritiker wenden sich jedoch nur gegen die 

alleinige Anwendung des Umsatzfaktors. 
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die beiden anderen Faktoren wird dem Ursprungslandprinzip und 

damit den Infrastrukturaufwendungen des Produktionsortes 

hinreichend Rechnung getragen. Dennoch ist fraglich, ob beim 

Umsatzfaktor auf das Bestimmungsland abgestellt werden sollte. 

Hiergegen sprechen letztlich mehrere Erwägungen: 

Grundlage des supply-demand-Ansatzes ist die Überlegung, dass 

der Wert des Gutes, sich aus dem subjektiven Nutzen des Käufers 

ableitet, den dieser der Sache zubilligt. Der Nutzen beruht aber nur 

zu einem Teil auf die eingesetzte Arbeitskraft oder Vermögens-

werte. Maßgebend für den Nutzen sind unter anderem die 

Kaufkraft, soziale Normen, sowie andere wirtschaftliche Gegeben-

heiten. Auf diese Weise trägt auch der Käufer zum Unternehmens-

gewinn bei. Nicht berücksichtigt wird hierbei, dass es nicht um eine 

Aufteilung des Einkommens zwischen Unternehmen und Kunden 

geht. Der Bestimmungsort des Umsatzes ist Ziel der Besteuerung. 

Daher ist auch ein Anknüpfungspunkt für die Besteuerung an 

diesem Ort erforderlich. Ansonsten wird die Zuordnung des 

Besteuerungsgutes mit Hilfe des Umsatzfaktors nur zufällig 

erreicht und die Gewinnanteile auf die Länder verlagert, in denen 

die Vertriebsstätten der Konzerne ansässig sind1188. 

Aufgrund der Interdependenzen zwischen den Konzernunter-

nehmen und der dadurch fehlenden Marktpreise wird teilweise eine 

Aufteilung nur anhand des Kapitals gefordert1189. 

                                                 
1188 Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 183 f. 
1189 Musgrave, in: Mc Lure (ed.), The State Corporation Income Tax, (1984), 

Principles for Dividing the State Corporate Tax Base, S. 228 (240). „…we are 

not assigning the profits tax base to meet a benefit-based criterion of 

entitlement… rather, we are dealing with a source rule aspect of entitlement, 

and this may well be best implemented by a single-factor formula involving 

only capital entering in that formula…”.; Jakimovski, Formelhafte 

Gewinnaufteilung und zwischenstaatliche Gerechtigkeit, (2012), S. 60. 
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Der Äquivalenzzusammenhang gilt daher nicht nur in Bezug auf 

die Faktoren Kapital und Lohn, sondern auch bezüglich der 

Umsätze. Dies gilt unabhängig davon, welche Ausgestaltung der 

Umsatzfaktor erhält. 

 

cc) Zwischenergebnis 

Auch bei der Gewinnzerlegung im internationalen Steuerrecht 

lassen sich beide Prinzipien heranziehen. Hier wird deutlich, dass 

die Prinzipien bei der Ausgestaltung der Aufteilungsfaktoren 

weiter zu konkretisieren sind. Sie führen nicht zu definitiven oder 

eindeutigen Ergebnissen. Gleiches gilt auch im Hinblick auf die 

Gewichtung der einzelnen Faktoren. Die Prinzipien enthalten 

jedoch Hinweise für eine mögliche Ausgestaltung einer 

Gewinnzerlegung.  

 

4. Unterschiede und Gemeinsamkeiten im Vergleich zur 

Steuerzerlegung 

Nachdem die Prinzipien und die Funktion des internationalen 

Steuerrechts dargestellt wurden, werden die Gemeinsamkeiten und 

Unterschiede im Vergleich zur Steuerzerlegung aufgezeigt. 

Zunächst wird auf die Unterschiede eingegangen.  

 

a) Unterschiede 

Der entscheidende Unterschied zwischen dem internationalen 

Steuerrecht und der Steuerzerlegung liegt in der Steuer-

Souveränität. Im internationalen Steuerrecht geht es maßgeblich 

um die Durchsetzung eines originären Steueranspruchs1190 sowie 

                                                 
1190  Oestreicher, Konzern-Gewinnabgrenzung, (2000), S. 156. Diese 
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um die Beseitigung von etwaigen Steuerkollisionen (Doppel- und 

Minderbesteuerung). Diese Kollisionen beruhen maßgebend auf 

den Möglichkeiten der einzelnen Staaten, bestimmte Wirtschafts-

vorgänge zu besteuern oder von der Steuer freizustellen. Es geht 

also um Vereinbarungen, die von unabhängigen Staaten zur 

Vermeidung solcher Doppelbesteuerungen getroffen werden. 

Die Zerlegung in Deutschland basiert auf anderen Grundlagen. Die 

konkurrierende Gesetzgebungskompetenz liegt nach Art. 105 Abs. 

2 GG beim Bund. Die Gliedstaaten bekommen nach Art. 106 Abs. 

2, 3 und Art. 107 Abs. 1 GG nur einen Teil bestimmter (Landes-, 

Gemeinschafts-)steuern originär zugewiesen. Es kommt in diesen 

Fällen nicht zu einer „Doppel- oder Minderbesteuerung“ wie im 

internationalen Kontext. Eine offene Steuerkollision ist daher 

aufgrund der fehlenden Gesetzgebungskompetenzen bei den 

wesentlichen Steuern ausgeschlossen. 

 

b) Gemeinsamkeiten 

Zu den wichtigsten Parallelitäten gehören die äquivalenz-

theoretisch bedingten Anknüpfungen. Von Bedeutung sind daher 

objektive Kriterien. Die unbeschränkte Steuerpflicht knüpft 

beispielsweise ebenso wie Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG bei der Einkom-

mensteuer (i.V.m. § 19 AO) an den Wohnsitz des Steuerpflichtigen 

an. Von Bedeutung sind daher die zugrunde liegenden Prinzipien 

wie Leistungsfähigkeits- und Äquivalenzprinzip. Gleiches gilt bei 

der Zerlegung der Körperschaftsteuer, die gemäß § 2 ZerlG i.V.m. 

§§ 28 ff. GewStG auf die Betriebsstätte abstellt. Aber in 

Wirklichkeit kann es auch bei der Steuerzuordnung nach Art. 107 

                                                 
Gemeinsamkeiten gelten auch in Bezug auf die formelhafte Gewinnaufteilung. 



 

360 

 

Abs. 1 GG zu Steuerkollisionen kommen. Sie werden nicht so 

offenbar wie im internationalen Steuerrecht, weil hier nicht zwei 

Steuergüter gleichzeitig bei einem Steuerpflichtigen zur gleichen 

Zeit besteuert werden. Die Kollision wirkt sich eher in tatsächlicher 

Hinsicht aus und beruht sowohl auf gesetzgeberischem Handeln 

(Quellenbesteuerung bei nichtselbständiger Arbeit, Kapitalein-

künfte), auf dem Verhalten der Abführungsverpflichteten (Kredit-

institute, Arbeitgeber) als auch dem der Steuerpflichtigen. Sie führt 

letztlich zu den gleichen Fragen: Inwieweit können bestimmte 

Steuergüter aufgeteilt werden? Welche Maßstäbe können sich aus 

dem Charakter einer Steuer und aus Äquivalenzgesichtspunkte 

hergeleitet werden? 

 

5. Ergebnis und Ausblick 

Aus diesem Abschnitt ergibt sich, dass auch das internationale 

Steuerrecht auf Prinzipien beruht, die nicht nur für die 

Steuererhebung und Steuerbemessung von Bedeutung sein 

könnten, sondern auch Bedeutung für die Steueraufteilung 

zwischen Gebietskörperschaften haben. Die Anwendung dieser 

Prinzipien unterscheidet nicht danach, ob die Staaten eine eigene 

Steuersouveränität haben und inwieweit sie diese ausnutzen 

(Welteinkommens- und Territorialprinzip). Da es um die Steuerzu-

teilung geht, ist entscheidend, welchen Charakter eine bestimmte 

Steuer hat, welche äquivalenztheoretischen Anknüpfungspunkte in 

anderen Hoheitsgebieten bestehen und inwieweit diese berück-

sichtigt werden können. Im Folgenden werden die Reformansätze 

dargestellt. Sie beziehen sich einerseits auf die hinter Art. 107 Abs. 

1 S. 1 GG stehenden Wertungen, andererseits aber auch auf 

konkrete Änderungen der Zerlegungsvorschriften. 



 

361 

 

D. Einzelne Reformansätze 

 

I. Befund 

Im Folgenden werden die einzelnen Reformansätze, die in der 

rechts- und wirtschaftswissenschaftlichen Diskussion angeführt 

werden, dargestellt und vor dem Hintergrund der entwickelten 

Maßstäbe bewertet. Diese Ansätze erfolgen auf unterschiedlichen 

Stufen. Daran orientiert sich auch die Darstellung. Im ersten Schritt 

wird auf alternative Verteilungsmaßstäbe eingegangen, die anstelle 

der örtlichen Vereinnahmung treten sollen. Die Verfassung soll 

dabei bestimmte Verteilungsmaßstäbe aufstellen. Im zweiten 

Schritt wird auf die Auffassungen eingegangen, die eine 

„Neuinterpretation“ des Abs. 1 befürworten. Es geht hierbei um die 

Frage, ob die Steuerkraft als Leitmaxime durch die Wirtschafts-

kraft ersetzt werden soll, da sich Steuer- und Wirtschaftskraft 

auseinanderentwickelten.  

Daran anschließend wird auf die einzelnen Reformvorschläge für 

die Verteilung bestimmter Steuern eingegangen. Die Reformvor-

schläge umfassen die Zerlegung der Einkommen- und Körper-

schaftsteuer sowie die Erhebungsformen der Einkommensteuer 

(Lohn- und Kapitalertragsteuer). Obwohl es sich bei der Lohn- und 

Kapitalertragsteuer um bestimmte Erhebungsformen der Einkom-

mensteuer handelt, werden diese getrennt behandelt. Dies dient der 

besseren Übersicht. Am Rande wird auch auf die Reform-

vorschläge bei der Verteilung der Erbschaft- und Schenkungsteuer 

sowie der Vermögensteuer eingegangen. Auch wird der Meinungs-

stand zur Umsatzsteuerverteilung dargestellt.  
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1. Verfassungsänderungen hinsichtlich der Verteilungs-

prinzipien 

Nicht nur die einzelnen Zerlegungsvorschriften des Art. 107 

Abs. 1 GG sind umstritten und werden unterschiedlich gesehen. 

Kritik wird auch am örtlichen Aufkommen geübt; so werden 

andere Anknüpfungs- und Verteilungsmaßstäbe vorgeschlagen. 

Bevor auf die unterschiedlichen Zerlegungsmodelle einge-

gangen wird, werden zunächst die Alternativen zum örtlichen 

Aufkommen aufgezeigt. 

 

a) Kritik und alternative Modelle des örtlichen Aufkommens 

Der Anknüpfungspunkt des örtlichen Aufkommens führt wie 

bereits dargestellt zu ungleichmäßigen Verteilungen, weil die 

Länder in ihrer Größe, geographischen Lage, Bevölkerungsdichte 

und Wirtschafts-struktur unterschiedlich sind. Der Steuerbedarf 

wird hierdurch noch nicht abgedeckt. Die Ergebnisse sind auch 

nicht befriedigend, da dieses Verteilungskriterium den Bedarf 

der finanzschwachen Länder keineswegs abdeckt. Dieser Nach-

teil wurde jedoch deshalb in Kauf genommen, weil die finanz-

wirtschaftliche Bedeutung der „überregionalen“ Steuern gering 

war oder die Steuern zum Traditionsgut der Länder zählten. Auch 

würden die Nachteile durch Art. 107 Abs. 2 GG relativiert1191. 

Dennoch weist dieses Kriterium einige Schwächen auf, die kurz 

dargestellt werden.  

 

                                                 
1191 Zu den Argumenten: Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 

107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 39, Fn. 135. 
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aa) Einwohnerzahl und weitere Elemente 

Aus Gründen der Gleichheit griff vor allem Hinnendahl1192  die 

Verteilung nach dem örtlichen Aufkommen an. Denn gerade das 

Festhalten an diesen Verteilungsgrundsätzen mache auch weiterhin 

den horizontalen Finanzausgleich notwendig, der mit der Ab-

hängigkeit der leistungsschwachen Länder einhergehe. Diese Ab-

hängigkeit könne auch nicht durch die Einführung der Zerlegungs-

vorschriften beseitigt werden. 

Hintergrund dieser Auffassung ist die Überlegung, dass die Länder 

durch den sekundären horizontalen und im sekundären vertikalen 

Finanzausgleich im Verhältnis zueinander als auch gegenüber dem 

Bund in eine Abhängigkeit geraten, die dazu führe, dass sie von der 

„föderalistischen Tugend“ abweichen 1193 . Auch müsse der 

Anspruch der Bürger auf einen bestimmten Standard an Länder-

leistungen gewährleistet werden 1194 . Gegen das Interesse des 

Landes an der eigenen Wirtschaftsleistung, die durch das Auf-

kommensprinzip gesteigert werden sollen, wendet er ein, dass 

dieses gedämpft werde, je mehr sie über den pro Kopf 

Landesdurchschnitt steige1195.  

Damit ist nach seiner Auffassung die Feststellung der Steuer-

kraftunterschiede nicht erforderlich, da diese erstens inadäquat 

widergespiegelt und zweitens nur unvollkommen beseitigt werden 

                                                 
1192  Hinnendahl, Die Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern in der 

Bundesrepublik Deutschland, (1974), S. 140. 
1193  Hinnendahl, Die Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern in der 

Bundesrepublik Deutschland, (1974), S. 140. 
1194  Hinnendahl, Die Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern in der 

Bundesrepublik Deutschland, (1974), S. 180 f.  
1195  Hinnendahl, Die Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern in der 

Bundesrepublik Deutschland, (1974), S. 182 f. Auch bestünden keine Gründe, 

an der Verteilung nach dem örtlichen Aufkommen festzuhalten, wenn das 

tatsächliche Aufkommen nicht genau feststellbar sei. 
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würde. Zweck des Verteilungssystems sei es, das „unzweifelhaft“ 

bestehende Steuerkraftgefälle auszugleichen. Als Anknüpfungs-

punkt erwägt er das Kriterium der Einwohnerzahl. 

Auch Wieland1196 wendet sich gegen die Orientierung am örtlichen 

Aufkommen und plädiert für die Anwendung finanzwirtschaft-

licher Kriterien wie das der Einwohnerzahl, welches um Spezial-

bedarfe ergänzt werden sollte. Denn Unternehmen seien nicht 

selten in mehreren Staaten tätig und haben damit Einfluss darauf, 

in welchem Land sie Steuern zahlen. Er bezeichnet das örtliche 

Aufkommen als grundsätzliche Schwäche der geltenden Finanz-

verfassung. Angesichts der hohen Mobilität und der Flexibilität der 

Wirtschaft stelle das örtliche Aufkommen ein gestaltbares 

Kriterium dar. Zudem begünstige es intrans-parenten Steuerwett-

bewerb zwischen den Ländern, der sich durch eine großzügige 

Auslegung der Steuer-gesetze und Verzicht auf eine Außenprüfung 

manifestieren könne1197. 

Überdies weise das örtliche Aufkommen keinen Bezug zur 

Aufgabengerechtigkeit als maßgebenden Vertei-lungsmaßstab auf. 

Er schlägt daher vor, dass der aufgabengerechte Verteilungs-

maßstab den jetzigen ersetzen solle. Dies könne durch Heran-

ziehung finanzwirtschaftlicher Maßstäbe erfolgen. Anregungen 

seien aus dem kommunalen Finanzausgleich zu entnehmen. Die 

Einwohnerzahl könne deshalb als abstrakter Maßstab der 

Aufgabengerechtigkeit verstanden werden, weil der Umfang der 

Staatsaufgaben in einem gewissen Verhältnis zur Zahl der 

                                                 
1196 Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des Solidar-

pakts II und Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 41. 
1197 Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des Solidar-

pakts II und Wirksamwerden der Schuldenbremse, Rechtsgutachten, Speyerer 

Arbeitshefte 211, (2013), S. 40 f. 
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betroffenen Einwohner stehe1198.  

 

Nach Auffassung von Fischer-Menshausen1199 hätte der Gesetz-

geber ebenso gut für den Länderanteil an der Einkommen- und 

Körperschaftsteuer eine an Bedarfsmaßstäben orientierte Ver-

teilungsregelung treffen können, die nicht zugleich gegen die 

Fundamentalprinzipien des Art. 79 Abs. 3 GG verstoße. Das in den 

Ländern angefallene (örtliche) Aufkommen enthalte keinen 

verfassungsrechtlichen Eigenwert, mit der Folge, dass es auch 

nicht Ausfluss der Staatsqualität der Länder sei. 

Er befürwortet daher auch, das Verteilungskriterium der 

Einwohnerzahl zu verwenden. Dieses soll durch den „Einbau 

geeigneter Lastenausgleichsfaktoren in das steuerliche 

Verbundsystem“ integriert werden. Dies führe dazu, dass der 

horizontale Ausgleichseffekt automatisch mit der vertikalen 

Verteilungsregelung erreicht und das horizontale Verfahren auf 

einen Spitzenausgleich beschränkt werden könne.  

Einen anderen Weg beschreiten die Autoren des von der Bertels-

mann Stiftung in Auftrag gegebenen Gutachtens1200. Sie hinter-

fragen zwar die Verteilung der Steuern nach dem örtlichen Auf-

kommen, da die sozialen Leistungen verstärkt in den Ländern in 

Anspruch genommen würden, die wirtschaftsschwach seien. 

Konsequenz sei, dass die Verteilung nach dem örtlichen 

                                                 
1198  Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des 

Solidarpakts II und Wirksamwerden der Schuldenbremse, Rechtsgutachten, 

Speyerer Arbeitshefte 211, (2013), S. 41. Dies gelte jedoch nicht für das 

örtliche Aufkommen. 
1199 Fischer-Menshausen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 3, 2. Aufl. 

(1983), Art. 107 Abs. 1 Rn. 9. 
1200  Bertelsmann Stiftung, Neuordnung der föderalen Finanzverfassung 

Deutschlands ab 2020, Gutachten, 1. Aufl. (2012), S. 12. 
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Aufkommen dem Sozialstaatsprinzip widerspreche. Die Ver-

treter dieser Auffassung weisen jedoch auch eine (alleinige) 

Verteilung nach der Einwohnerzahl zurück, weil die Einwohner-

zahl den tatsächlichen Bedarf nicht ausdrücken könne. Die Ver-

teilung nach diesem Kriterium lasse die „geldleistungs-

spezifischen Strukturunterschiede“ der öffentlichen Leistungen 

außer Acht. Denn die Länder müssen im Bereich der Sozial-

leistungen die Bundesgesetze einheitlich ausführen. Die Folgen 

belasten die Länder ungleich. Als alleiniger Indikator für den 

Finanzbedarf genüge die Einwohnerzahl nicht. Von besonderer 

Bedeutung sei die Altersstruktur. 

 

bb) Einfaches Bundesgesetz oder Vereinbarung 

Maunz1201 erwägt auch, den Verteilungsschlüssel entweder durch 

ein einfaches Bundesgesetz oder durch Vereinbarung festsetzen zu 

lassen, was die Konsequenz hätte, dass auf abstrakte Vorgaben 

gänzlich verzichtet werde bzw. ein Bundesgesetz Bedarfsmerk-

male enthielte.  

Diese Lösung habe dem Bundestag anfangs vorgeschwebt und 

hätte den Vorteil, dass möglicherweise gerechtere Ideen zustande 

kämen. Er weist jedoch auch auf die Nachteile hin, die eine solche 

Regelung zur Folge hätte. Zunächst sei fraglich, ob sich die Länder 

über eine Verteilungsnorm innerhalb einer bestimmten Zeit einigen 

könnten. Selbst bei Zustandekommen einer Einigung käme wohl 

eine Regelung zustande, die nicht auf sachgerechte Kriterien 

rekurriert, sondern das Ergebnis von auf langwierigen Verhand-

lungen beruhenden Kompromissen darstellt. 

 

                                                 
1201 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 12. 
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cc) Anwendbarkeit von DBA-Regelungen1202 

Trzaskalik1203 vertritt die Auffassung, dass die Zuweisung selbst 

erwirtschafteter Einkünfte allenfalls vordergründig bei der 

Einkommen- und Körperschaftsteuer praktiziert werde. Er schlägt 

vor, dass die DBA-Regeln Anwendung finden sollten. Dieser 

Vorschlag weist – zu Recht – darauf hin, dass die Verdienste 

aufgrund des nachfolgenden Länderfinanzausgleichs zunichte 

gemacht werden, der keine Rücksicht darauf nehme, ob die 

Finanzkraftunterschiede „verdient“ oder „unverdient“ seien. 

Das Abstellen auf DBA-Vorschriften mag auf Anhieb überzeugen, 

denn diese Vorschriften stellen an sich bestimmte Anknüpfungs-

punkte zur Verfügung. Gegen die vorbehaltlose Anwendung von 

DBA-Vorschriften könnten zunächst die unterschiedlichen 

Zwecke sprechen. Zweck der Schaffung von DBA ist die Ver-

meidung einer Doppel- bzw. einer Nichtbesteuerung, wenn 

vergleichbare Steuern von demselben Steuerpflichtigen zur 

gleichen Zeit in mehreren Staaten erhoben werden 1204 . Die 

Vorschriften werden zwar zwischen verschiedenen Hoheitsträgern 

vereinbart. Dennoch beziehen sie sich auf die Besteuerung. Selbst 

wenn man diese Vorschriften heranzieht, wird hierdurch der 

Länderfinanzausgleich nicht ausgeschlossen.  

Die Kritik von Trzaskalik1205 setzt am falschen Kriterium an. Denn 

                                                 
1202 DBA=Doppelbesteuerungsabkommen. 
1203  Trzaskalik, Aussprache, in: Grundsätze der Finanzverfassung des 

vereinigten Deutschlands, Selmer/Kirchhof F., (Hrsg.), VVDStRL 52 (1993), 

S. 165; ebenso Tipke, Die Steuerrechtsordnung Bd. III, 2. Aufl. (2012), S. 1333. 
1204 Vogel, in Vogel/Lehner, (Hrsg.), DBA, 5. Aufl. (2008), Einl. des OECD-

MA Rn. 2. 
1205  Trzaskalik, Aussprache, in: Grundsätze der Finanzverfassung des 

vereinigten Deutschlands, Selmer/Kirchhof F., (Hrsg.), VVDStRL 52 (1993), 

S. 165. 
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sie leugnet den Sinngehalt des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG nur deshalb, 

weil dieser durch den anschließenden Länderfinanzausgleich 

konterkariert wird. Dass eine stärker wettbewerbsorientierte Aus-

gestaltung des Finanzausgleichs wünschenswert wäre, schließt 

jedoch nicht zwingend an sich „vernünftige“ verfassungsrechtliche 

Vorgaben – wie sie in Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG gegeben sind – aus.  

Zudem ist fraglich, ob man bereits in der Verfassung bestimmte 

Anknüpfungsregelungen schaffen sollte. Dafür könnte sprechen, 

dass auf diese Weise dahinterstehende Wertungen nicht durch 

tagespolitische Überlegungen überspielt werden. Diese Über-

legung sieht sich jedoch dem Einwand mangelnder Flexibilität 

ausgesetzt 1206 . Die verfassungsrechtliche Implementierung von 

DBA-Vorschriften zur Feststellung ist daher abzulehnen. Etwas 

anderes könnte jedoch bei der einfachrechtlichen Umsetzung bei 

der Schaffung von Zuständigkeitsregelungen gelten. Diesbe-

züglich enthalten die DBA Möglichkeiten, das Wohnsitz- oder 

Quellenprinzip näher auszugestalten. Die DBA enthalten daher 

wichtige Anhaltspunkte für die Zerlegung und sind auf einfach-

gesetzlicher Basis als zulässige Konkretisierung des Leistungs-

fähigkeits- und Äquivalenzprinzips anzusehen. 

 

dd) Kritik und eigene Überlegungen 

Den Argumenten von Hinnendahl1207 kann man entgegenhalten, 

dass die Länder formal gleichrangig sind. Die unterschiedliche 

Behandlung der Länder beruht aber darauf, dass sie unter-

schiedliches Aufkommen erzielen. Die Kritik Hinnendahls weist 

                                                 
1206 Dazu auch: Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. (2008), Art. 106 

Rn. 12. 
1207 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 40. 
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zu Recht auf den „Schwachpunkt“ des Kriteriums hin. Denn das 

Aufkommensprinzip begünstigt die steuerkräftigen Gebietskörper-

schaften und das Einwohnerprinzip die einwohnerstarken Länder, 

die unter dem Durchschnitt liegende Einnahmen verzeichnen1208. 

Wie bereits erwähnt, sollen die Länder jedoch bewusst nicht gleich 

behandelt werden. Ansonsten ließe sich die unterschiedliche Steu-

erkraft nicht feststellen. Diese Auffassung verkennt zudem, dass 

hierdurch die Autonomie der Länder gestärkt werden soll. Ein 

anderer Verteilungsmodus wurde gerade deshalb von den Ländern 

im Vermittlungsausschuss zurückgewiesen1209.   

 

Gegen das Aufkommensprinzip lässt sich einwenden, dass durch 

das scheinbar „neutrale“ oder „natürliche“ 1210  Kriterium die 

aufkommensstarken Länder bevorzugt werden. Gleichwohl darf 

man in dieser Hinsicht Art. 107 Abs. 1 GG nicht isoliert betrachten. 

Vielmehr ergibt sich das Ergebnis des Finanzausgleichs aus dem 

Gesamtgefüge und damit aus dem Verhältnis zu Art. 107 Abs. 2 

GG. Dies erkennt auch Hinnendahl1211 an.  

Dennoch macht es – auf der Basis des Trennungsprinzips – einen 

Unterschied, ob das Land eigenes Aufkommen generiert oder ob es 

lediglich Kostgänger der anderen Länder ist1212.  

                                                 
1208 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 22. 
1209  Heinsen, BRat, 338. Sitzung, (1969), S. 108 (110 f.), abrufbar unter: 

http://www.bundesrat.de/SharedDocs/downloads/ 

DE/plenarprotokolle/1969/Plenarprotokoll-338.pdf?__blob=publicationFile& 

v=2, [zuletzt abgerufen, am: 13.10.2015]. 
1210 Troeger-Gutachten, 2. Aufl. (1966), Rn. 289. 
1211  Hinnendahl, Die Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern in der 

Bundesrepublik Deutschland, (1974), S. 183. Die reichen Länder bleiben nicht 

im Genuss der gesamten Früchte. 
1212 So auch Kitterer, Gutachten, (1993), S. 271 (285). 
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Eine entscheidende Stärke des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG wird jedoch 

übersehen. Denn diese Vorschrift führt im Einklang mit S. 2 und S. 

3 dazu, dass der Gesetzgeber Zerlegungsvorschriften schaffen 

kann, die nicht durch verfassungsrechtliche Vorwegnahme fest-

gelegt, sondern durch einfachgesetzliche Gestaltung flexibler ge-

staltbar sind, da sie jederzeit geändert oder angepasst werden 

können. Diesen Vorteil büßt man ein, wenn man verfassungsrecht-

lich auf andere „gleichheitsgerechtere“ Verteilungskriterien ab-

stellt1213. 

Auch lässt sich vorbringen, dass die Feststellung der (fehlenden) 

Leistungsfähigkeit eines Landes notwendig ist, um dem abhelfen 

zu können. Dazu ist es jedoch notwendig zu wissen, welche 

Einnahmen ein Land erzielt. Gegen das von Hinnendahl angeführte 

Argument der Unabhängigkeit der Länder spricht auch der Begriff 

des Finanzausgleichs, der von einem bestimmten Ausgleich der 

Finanzmassen ausgeht. Gleichwohl ist über das „Ob“ und „Wie“ 

des Ausgleichs nichts gesagt. Unabhängig davon wird der Maßstab 

des örtlichen Aufkommens als Ausprägung des „autonomie-

fördernden Trennmodells“1214 gesehen. Er unterstreicht auf diese 

Weise die von Hinnendahl implizit geforderte Eigenständigkeit 

und Eigenstaatlichkeit der Länder. Auch kann dieser Vorschrift 

nicht entgegengehalten werden, dass sie zu einem Finanzausgleich 

auf einer nachgelagerten Stufe führt. Ein alternativer Verteilungs-

maßstab enthält nämlich explizit oder implizit schon ausgleichen-

den Charakter, was dem strengen Unabhängigkeitspostulat wider-

                                                 
1213 Zu den anreizkompatiblen Zerlegungsvorschriften: Kapitel § 2 D I 2 und 3. 
1214  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

7 f.; Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 82. 
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spräche und zu gleichen Konsequenzen führen kann wie der jetzige 

Abs. 2.  

Gegen den Einwand von Wieland spricht, dass die Einwohnerzahl 

zwar die Aufgabenbelastung ausdrücken kann, jedoch Bedarfs-

elemente enthält, die im Rahmen des Abs. 1 nicht berücksichtigt 

werden sollen. Die Berücksichtigung von Bedarfen auf der ersten 

Stufe führt zu einer Vermengung mit den Zielen der zweiten Stufe. 

Erst auf dieser sollen konkrete Bedarfe ermittelt werden1215. Gegen 

die Verbindung der Einnahmenverteilung mit der Aufgaben- und 

Ausgabenverteilung spricht auch das Rechtsstaatsprinzip, das eine 

strikte Trennung der Einnahmenseite von der ausgabenbedingten 

Bedarfsdringlichkeit vorsieht1216. 

 

Gegen die Auffassung von Fischer-Menshausen könnte man 

einwenden, dass das örtliche Aufkommen Ausfluss des Trennungs-

prinzips ist, welches sich wiederum aus dem Bundesstaatsprinzip 

ableiten lässt, das in Art. 79 Abs. 3 GG geschützt wird1217. Damit 

lässt es sich zumindest mittelbar aus der eigenen Staatsqualität der 

Länder herleiten. Gleichwohl ist zu konzedieren, dass dieses 

Verteilungskriterium nicht zwingende Folge des Bundesstaats-

prinzips ist.  

Das Abstellen auf das örtliche Aufkommen verhindert als solches 

                                                 
1215 Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des Solidar-

pakts II und Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 41 f. Zu Recht 

kritisiert er, dass es zu einer erheblichen Umverteilung von Finanzmitteln 

zwischen den Ländern kommt. Die Mittel des Finanzausgleiches müssten die 

Länder aus Mitteln erbringen, die ihnen auf vorigen Stufen als eigene 

zugewiesen worden sind (S. 44).  
1216  Kirchhof, StuW 1985, S. 319 (320); Kube, Finanzgewalt in der 

Kompetenzordnung, (2004), S. 140. 
1217 A.A. Fischer-Menshausen, in: v. Münch/Kunig, (Hrsg.), GG, Bd. 3, 2. 

Aufl. (1983), Art. 107 Abs. 1 Rn. 9. 
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nicht die Einführung eines späteren „Spitzenausgleiches“ auf der 

nachgelagerten Stufe (Art. 107 Abs. 2 GG)1218. Dies hängt unter 

anderem davon ab, wie der „angemessene Ausgleich“ in Abs. 2 

gelesen wird. 

Die Auffassung der Autoren von der Bertelsmann-Stiftung 1219 

schlägt aus mehreren Gründen nicht durch. Die Verteilung nach 

dem örtlichen Aufkommen verstößt deshalb nicht gegen das 

Sozialstaatsprinzip, weil es sich beim primär-horizontalen 

Finanzausgleich nicht um eine endgültige Verteilung handelt. 

Hidien1220 hat dies mit folgenden Worten deutlich festgestellt: Die 

Verteilung nach dem örtlichen Aufkommen vermittelt nicht den 

Ländern die Steuermittel, die sie konkret brauchen. Diese Über-

legung mündet in den zweiten Kritikpunkt. Denn diese Auffassung 

verkürzt den Finanzausgleich auf die zweite Stufe und berück-

sichtigt nicht, dass erstens der Bedarf bei der Umsatzsteuer-

verteilung, beim Länderfinanzausgleich und bei den Bundesergän-

zungszuweisungen berücksichtigt wird. Verzerrungen zwischen 

Steueraufkommen und regionaler Steuerleistung sollen gerade 

durch die Zerlegung beseitigt werden1221 . Diesem Verteilungs-

kriterium Schwäche zu unterstellen, weil es nicht alles berück-

sichtigt, verkennt daher den Zweck des Kriteriums: Die Fest-

                                                 
1218 Korioth, DVBl. 1991, S. 1048 (1057). Zu Recht geht Korioth jedoch davon 

aus, dass die Reduzierung des Länderfinanzausgleiches auf einen 

„Spitzenausgleich“ nur ein „Kurieren an Symptomen“ sei. Denn die im jetzigen 

Finanzausgleich angelegten Strukturschwächen würden hierdurch nicht 

beseitigt. Dieses Mittel ist zwar erforderlich, aber nicht hinreichend. 
1219  Bertelsmann Stiftung, Neuordnung der föderalen Finanzverfassung 

Deutschlands ab 2020, Gutachten, 1. Aufl. (2012), S. 12. 
1220 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 21, m.w.N. 
1221 Zur Problematik, Peffekoven, Finanzausgleich, in: HdWW, 24. Lieferung 

(1980), S. 608 (632). 
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stellung der tatsächlichen Steuerkraft eines Landes. Es lassen sich 

zwar auch andere Kriterien einführen, die verfassungskonform 

wären. Daraus lässt sich jedoch nicht schließen, dass das jetzt 

bestehende System verfassungswidrig ist. 

Der dritte Einwand bezieht sich auf das Sozialstaatsprinzip. Dieses 

Prinzip verlangt nicht zwingend das Ausmaß an Zuwendung an die 

Empfänger, wie es aktuell in Deutschland praktiziert wird. Es 

handelt sich zudem um ein Prinzip, das zum einen der näheren 

Ausgestaltung des Gesetzgebers bedarf und zum anderen nur das 

umverteilen kann, was tatsächlich vorhanden und damit vertei-

lungsfähig ist1222. Das Sozialstaatsprinzip ist daher kein taugliches 

Argument, um das Verteilungsprinzip des örtlichen Aufkommens 

vollständig zu verwerfen und Bedarfsprinzipien einzuführen. 

 

Letztendlich ist festzuhalten, dass das Kriterium des örtlichen 

Aufkommens zwar einerseits die leistungsfähigen Länder privi-

legiert, sich diese Privilegierung aber durch den anschließenden 

Länderfinanzausgleich sowie durch etwaige Bundesergänzungszu-

weisungen relativiert 1223. Auch wird dadurch die Eigenstaatlich-

keit der Länder gefördert, was den Finanzausgleich anreiz-

kompatibler gestaltet. Denn es lässt sich nicht leugnen, dass durch 

die Zuteilung des „Eigenen“ das Selbstverständnis sowie deren 

Unabhängigkeit der Länder herausgestellt werden. Das Abstellen 

auf die Einwohnerzahl führt indes zu einer Berücksichtigung von 

                                                 
1222 Siehe zuletzt: BVerfGE 125, 175 (224 f.) Das Sozialstaatsprinzip bedarf 

der Konkretisierung und der stetigen Aktualisierung durch den Gesetzgeber, 

der die zu erbringenden Leistungen an dem jeweiligen Entwicklungsstand des 

Gemeinwesens und den bestehenden Lebensbedingungen auszurichten hat 

(Leitsatz 2). 
1223 So auch Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 

des GG, (1997), S. 40, Fn. 138. 
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Bedarfsgesichtspunkten, die gerade ausgeschlossen werden sollen. 

 

b) Das Verhältnis von Steuer- und Wirtschaftskraft 

Wie bereits im ersten Teil der Arbeit angedeutet1224, geht es im 

folgenden Abschnitt um das Verhältnis der Steuerkraft zur 

Wirtschaftskraft. Während in der Rechtswissenschaft beide 

Begriffe teilweise synonym1225 verwendet werden, plädieren die 

Vertreter der Finanzwissenschaft für eine Ausrichtung des Finanz-

ausgleichs an der Wirtschaftskraft (sog. wertschöpfungsbezogene 

Sichtweise) 1226 . Unter Wirtschaftskraft wird dabei die Wert-

schöpfung verstanden, welche durch das „Inlandskonzept“ (Brutto-

inlandsprodukt oder Bruttowertschöpfung) gemessen wird. Hier-

durch wird die gesamte inländische Produktion erfasst; also auch 

das Einkommen der gebietsfremden Inländer, sofern sie es am Ort 

der Wertschöpfung ausgeben. In einem solchen Fall erhöht sich die 

                                                 
1224 § 1 C I b) bb). 
1225 Baumann, Die Finanzreform 1969, (1980), S. 112; ungenau BVerfGE 72, 

330 (392, 407); kritisch, Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 

107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 41.  
1226  Renzsch, WD 6/2013, S. 405 ff. Fallen wirtschaftliche Tätigkeit und 

Wohnsitz der steuerpflichtigen Person auseinander, dann fließe die veranlagte 

Einkommensteuer allein dem Wohnsitzland zu. Die Troeger-Kommission sei 

vor knapp 50 Jahren davon ausgegangen, dass die Zerlegung eine Entsprechung 

von regionalem Steueraufkommen und regionaler Wirtschaftskraft erreiche. 

Unabhängig davon, ob es in der Vergangenheit zutraf, dies treffe jetzt nicht 

(mehr) zu. Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des 

bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 32: Jedoch ohne 

inhaltliche Unterscheidung zwischen Wirtschafts- und Steuerkraft. 

Kitterer/Burckardt/Löwer/[u.a.], Stadtstaaten im Finanzverteilungssystem, in: 

Haller/Schönert, (Hrsg.), Stadtstaaten und Finanzausgleich, (2004), S. 12 ff.; 

Schick, WD 4/2004, S. 230 (234 f.); Boss/Weiß /Münzenmaier/Weber, WD 

8/2014, S. 575 (577). In diesem Kontext wird davon ausgegangen, dass eine 

hohe Korrelation zwischen dem wirtschaftlichen Erfolg eines Landes und 

seiner Einnahmesituation bestehen soll. 
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Wertschöpfung in dem Land, in dem auch der Konsumakt er-

folgt1227.  

Diese Betrachtungsweise wirkt sich auf unterschiedlichen Ebenen 

aus: Zunächst hat die Steuerkraft Bedeutung auf der primär-hori-

zontalen Ebene. Denn – wie bereits oben dargestellt – dient die 

Verteilung der Landessteuern der Ermittlung eigener Steuerkraft. 

Das Bundesverfassungsgericht 1228  hat es auf der dritten Ebene 

(Länderfinanzausgleich) gebilligt, dass der Gesetzgeber das 

Steueraufkommen als Indikator der Finanzkraft verwendete. 

Grundsätzlich wird davon ausgegangen, dass Steuer- und Wirt-

schaftskraft übereinstimmen. Dies wird auch in der Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts 1229  im Jahre 1986 deutlich. Im 

Rahmen der Finanzverfassungsreform von 1954 wurde klar-

gestellt, dass die Steuerkraft aus der Wirtschaftskraft entstehen 

sollte1230: 

„…die Steuer soll aus der Wirtschaftskraft des Landes fließen und 

seiner Wirtschaftsstruktur entsprechen. Denn da der Aufgabenbe-

reich der Länder regional begrenzt ist, sollte auch ihre Haushalts-

wirtschaft auf Steuern gegründet werden, die schwer überwälzbar 

und regelmäßig dort anfallen, wo sie zur Erhebung kommen, auch 

spürbar werden. Das Steueraufkommen soll zudem von der regio-

nalen Wirtschaftskraft abhängig sein, so daß die wirtschafts-

fördernden Maßnahmen des Landes ihren Ausdruck in der Ent-

wicklung des Steueraufkommens finden...“. 

                                                 
1227 Renzsch, WD 6/2013, S. 405 f. 
1228 BVerfGE 72, 330 (399 f.); 84, 186 (216 f.). Dennoch sei der Begriff weit 

zu verstehen und nicht allein auf die Steuerkraft zu reduzieren. Auch könne der 

Begriff Finanzkraft auch weitere Abgaben enthalten, wobei der Indikator 

„Steuerkraft“ seine Verlässlichkeit verlieren würde. 
1229 BVerfGE 72, 330 (391 ff., 407). 
1230 BT Drs. 02/480 S. 69 (Rn. 95). 
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In bestimmten Fällen führen sie jedoch zu unterschiedlichen 

Ergebnissen1231 . Finanzwissenschaftliche Studien ergaben, dass 

die relative Steuerkraft der neuen Bundesländer weit unter ihrer 

Wirtschaftskraft liegt. Gleiches gilt für Länder mit einem relativ 

hohen Schuldenstand (Bremen und Saarland). Auch Hamburg 

weist eine höhere Wirtschaftskraft auf, die sich jedoch nicht in der 

tatsächlichen Steuerkraft widerspiegelt. Umgekehrt übersteigt die 

Steuerkraft in Bayern, Hessen und Baden-Württemberg die 

Wirtschaftskraft dieser Länder. Ähnliche Ergebnisse finden sich 

auch in Rheinland Pfalz und Schleswig Holstein.  

Diese Differenzen zwischen Steuer- und Wirtschaftskraft beruhen 

auf zwei unterschiedlichen Faktoren 1232 . Zunächst knüpft die 

Steuerkraft an den Wohnsitz des Steuerpflichtigen an1233, während 

die Wirtschaftskraft (und damit das BIP) an der Wertschöpfung 

anknüpft. Länder mit hohem Einpendleranteil (Stadtstaaten) haben 

daher eine geringere Steuerkraft, während die umliegenden Länder 

eine überproportionale Steuerkraft aufweisen. 

Das „Überschießen“ der Steuerkraft eines wirtschaftsstarken 

Landes und die unterproportionale Steuerkraft eines wirtschafts-

schwachen Landes sind auch auf das progressive Steuersystem und 

der Ballung der Unternehmensgewinne in den wirtschaftlich 

starken Regionen zurückzuführen. Fraglich ist daher, ob auf der 

                                                 
1231 Bezüglich der Diskrepanz zwischen Wirtschafts- und Steuerkraft, siehe 

auch: Färber, Die regionale Inzidenz des deutschen Steuersystems, in: Färber, 

(Hrsg.), Das föderative System in Deutschland, Forschungs- und 

Sitzungsberichte der ARL, Nr. 224, (2005), S. 146 (169). Der Zusammenhang 

zwischen Steuer- und Wirtschaftskraft habe sich leicht verschlechtert. 
1232  Zu den Faktoren, Halder/Münzenmaier/Weiß, BIP statt Steuerkraft als 

Ausgleichsgröße im Länderfinanzausgleich, Reihe Statistische Analysen, 

Statistisches Landesamt, Baden-Württemberg, (1/2013), S. 11 f. 
1233 Wohnsitz bei der Einkommensteuer und Lohnsteuer nach Art. 107 Abs. 1 

S. 1 und 2 GG. 
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zweiten Stufe und insbesondere bei der Zerlegung auf die 

Wirtschaftskraft abgestellt werden soll oder auf die Steuerkraft.  

 

aa) Argumente für die Orientierung an die Wirtschaftskraft 

In der Finanzwissenschaft 1234  wird häufig die Auffassung ver-

treten, dass die Steuerverteilung nach der Wirtschaftskraft erfolgen 

sollte. Das Abstellen auf die Wirtschaftskraft basiert auf 

unterschiedlichen Vorstellungen: Sie beruhen teilweise auf der 

Überlegung, dass es große Unterschiede zwischen Wirtschafts- und 

Steuerkraft gbe. Teilweise werden auch die Anreizwirkungen 

herausge-stellt oder beide Argumente miteinander kombiniert.  

 

 

(1) Fehlender Zusammenhang von Steuer- und Wirtschaftskraft 

Vielfach wird argumentiert, dass die Verteilung der Lohnsteuer 

keinen Zusammenhang zur Wirtschaftskraft eines Landes 

aufweise1235. Das Steueraufkommen spiegle eben nicht die Wirt-

schaftskraft der einzelnen Glieder, sondern jene des Gesamtstaates 

wider. Denn nicht nur das Ergebnis der Steuerzerlegung insgesamt, 

sondern auch die einzelnen Schritte der Zerlegung würden dieses 

Auseinanderklaffen von wirtschaftlicher Leistung und Steuerkraft 

belegen. Die Annäherung der Steuerkraft der Länder an deren 

                                                 
1234 Renzsch, WD 6/2013, S. 405 (407). Gerade bei den drei Stadtstaaten und 

der Mehrzahl der finanzschwachen Länder führe die Zerlegung zu einer 

Steuerkraft, die nicht der Wirtschaftskraft entspreche. Renzsch, „Großer Wurf“ 

oder „muddling through“, in: Jahrbuch für öffentliche Finanzen 2014, 1. Aufl. 

(2014), S. 343 (345 f.); Kitterer, Bundesstaatsreform und Zukunft der 

Finanzverfassung, (2007), S. 6, abrufbar unter: 

http://hdl.handle.net/10419/23264; ders., Ifo, 54. Jg. (2/2001), S. 7 (9). 

  
1235 Renzsch, WD 6/2013, S. 405 (407). 

http://hdl.handle.net/10419/23264
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Wirtschaftskraft, werde nicht oder zumindest nur in unzu-

reichendem Maß erreicht. Der Vergleich zwischen Wirtschafts- 

und Steuerkraft belege dies eindeutig. Eine Zerlegung nach dem 

Wohnsitzprinzip jedoch rechnet die auf die Wertschöpfung 

anfallende Lohnsteuer dem Wohnsitzort und nicht dem Ort der 

Betriebsstätte zu. Konsequenz hiervon ist, dass sich die erhöhte 

Steuerkraft nur zu einem geringen Teil in eine höhere 

Wirtschaftskraft umsetzen lässt 1236 . Dem liegt der Gedanke 

zugrunde, dass das Steueraufkommen letztlich aus der Wirt-

schaftskraft eines Landes entsteht1237.  

Färber1238 wies sogar darauf hin, dass durch die Orientierung am 

örtlichen Aufkommen die überdurchschnittliche Wirtschaftskraft 

privilegiere und die unterdurchschnittliche Wirtschaftskraft dis-

kriminiere. Dies beruhe primär auf dem progressiven Tarif, dem 

Grundfreibetrag sowie der Überführung des Kindergeldes in die 

Steuerminderungen. Hierdurch wurde das regionale Aufkommen 

erneut ungleicher, was erhebliche Nachteile gerade für die 

steuerschwachen Länder nach sich ziehe. 

 

 

  

                                                 
1236 Kitterer, Finanzausgleich im vereinten Deutschland, (1994), S. 9. 
1237 Kitterer, Bundesstaatsreform und Zukunft der Finanzverfassung, (2007), S. 

6, abrufbar unter: http://hdl.handle.net/ 10419/23264. 
1238 Färber, Probleme der regionalen Steuerverteilung im bundesstaatlichen 

Finanzausgleich, 1. Aufl. (2000), S. 79; Wendt, Die „eigene“ 

Finanzausstattung der Länder im System der Steuerverteilung und des 

Finanzausgleichs, GS Burmeister, (2005), S. 457 (466). 
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(2) Anreizstärkung 

Ein anderer Teil der Literatur1239 stellt hauptsächlich auf Anreiz-

aspekte ab. Er argumentiert damit, dass die Loslösung der 

Einnahmen von der Wirtschaftskraft nicht die Anstrengungen der 

Länder honoriere, ihre eigene Wirtschaftskraft zu stärken. Diese 

Erwägungen basieren zumeist auf äquivalenztheoretischen 

Erwägungen1240: 

Eine stärker an der Wirtschaftskraft orientierte Gemeinschaftsteu-

erzerlegung würde die bestehenden Fehlan-reize des bundes-

staatlichen Finanzausgleichs korrigieren und stärkere Anreize zur 

Entwicklung eigener Wirtschaftskraft setzen1241. Denn die starke 

Diskrepanz zwischen Wirtschafts- und Steuerkraft sei im 

Wesentlichen Folge der personenbezogenen Lohnsteuerzerlegung 

und nicht darauf zurückzuführen, dass bestimmte Länder ihre 

Wirtschaftskraft geringer belasten als andere. 

Basierend auf der Überlegung, dass die Einnahmen der aus der 

                                                 
1239 Zu den Argumenten: Sarrazin, Einfach, transparent und nachvollziehbar: 

Zur Reform der Finanzverteilung zwischen Bund und Ländern, (2007), S. 27, 

abrufbar unter: https://www.cesifo-group.de/portal/pls/portal/!PORTAL 

wwpob_page.show? _docname=1001902.PDF, [zuletzt abgerufen, am: 

13.10.2015]; Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 34; Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des 

bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 5 (17). 
1240  Kitterer, Finanzausgleich im vereinten Deutschland, (1994), S. 9 (10); 

Kitterer, Zukunft der Steuerzerlegung bei Einkommensteuer bzw. 

Umsatzsteuer, in: Schmidt-Trenz/Fonger, (Hrsg.), Bürgerföderalismus, 1. Aufl. 

(2000), S. 126; zustimmend: Sievert, in: Schmidt-Trenz/Fonger, (Hrsg.), 

Bürgerföderalismus, 1. Aufl. (2000), S. 136. Das Äquivalenzprinzip gebiete es, 

dass Wirtschafts- und Steuerkraft in eine enge Beziehung treten. 
1241 Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 5 (17). Grundsätzlich wäre es 

wünschenswert, bereits im horizontalen Finanzausgleich einen eindeutigen 

Anreiz zur Stärkung ihrer eigenen Wirtschaftskraft zu geben. 
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Aufgabenbelastung resultierenden Ausgabenverteilung entsprech-

en sollen1242, ging Kitterer1243 anfangs davon aus, dass die Be-

lastungskonzeption nicht an erster Stelle stehe. Auch entspreche 

das regionale Steueraufkommen nicht der regionalen Steuer-

leistung. Vielmehr gehe es um die allokationspolitisch richtige und 

ausreichende Zuordnung von Steuererträgen in der Form, dass jede 

Gebietskörperschaft durch die Primärverteilung in die Lage ver-

setzt werde, ihre Aufgaben zu erfüllen.  

In einer späteren Untersuchung bejahte er jedoch den Zusammen-

hang zwischen der regionalen Verteilung der Steuern mit der 

wirklichen Steuerleistung1244. Das Steueraufkommen eines Landes 

leite sich aber aus der Wirtschaftskraft ab, welche durch die regio-

nale Wertschöpfung1245 bzw. durch das Bruttoinlandsprodukt1246 

gemessen werde.  

 

In verschiedenen finanzwissenschaftlichen Gutachten1247 werden 

                                                 
1242 Peffekoven, Finanzausgleich, in: HdWW, 24. Lieferung (1980), S. 608 

(618). 
1243 Kitterer, Finanzausgleich im vereinten Deutschland, (1994), S. 9. 
1244 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 34 

mit Verweis auf BVerfGE 72, 330 (391). 
1245 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 102. 
1246 Peffekoven, Finanzausgleich im Spannungsfeld zwischen allokativen und 

distributiven Zielsetzungen, in: Probleme des Finanzausgleichs in nationaler 

und internationaler Sicht, Beihefte der Konjunkturpolitik, Bd. 41 (1993), S. 22. 
1247 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 34; 

Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 102. Unter Berücksichtigung von Äquivalenz-

gesichtspunkten wären zwei Anhaltspunkte, die sich nicht zwingend 
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die Konsequenzen der wirtschaftskraftorientierten Verteilung 

untersucht. Ergebnis dieser Gutachten ist häufig, dass sich die 

Länder um eine Stärkung der eigenen Wirtschaftskraft bemühten, 

wenn ein enger Zusammenhang zwischen Steuer- und Wirtschafts-

kraft bestehe. Dadurch würde die Leistung des Landes am besten 

gewürdigt. Ausgangspunkt ihrer Überlegungen ist die Erwägung, 

dass die tatsächliche „Steuerzahlungskraft“ der Zensiten nur durch  

regionale Wertschöpfung zu erfassen sei. Die Fähigkeit, eine 

„Steuerlast“ zu tragen, entstehe unzweifelbar im Wertschöpfungs-

prozess.  

Liebig1248 führt dafür an, dass die Zuteilung des „Eigenen“ sowohl 

eine Wertschöpfung als auch eine Bedarfskomponente aufweise. 

Um die Anreizkompatibilität zu erhöhen, sollte man nur auf den 

Ort der Aufkommenserwirtschaftung abstellen. Denn die Beseiti-

gung etwaiger Bedarfsmaßstäbe führe dazu, dass sich Steuerkraft 

und Wirtschaftskraft entsprächen. 

Teilweise1249 wird auch vorgebracht, dass das örtliche Aufkom-

men den Strukturunterschieden zwischen den Ländern und der 

jeweiligen Wirtschafts- und Finanzkraft nicht mehr gerecht werde. 

Einnahmevoraussetzungen und Einnahmechancen seien ungleich 

                                                 
ausschließen, denkbar. Liebig, in: Elsner, (Hrsg.), Neue Alternativen des 

Länder-Finanzausgleichs, (2002), S. 69 (74 ff.); zum Streit: Geske, DöV 1985, 

S. 421 (425). 
1248  Liebig, in: Elsner, (Hrsg.), Neue Alternativen des Länder-Finanzaus-

gleichs, (2002), S. 69 (74 ff.); Henke/Schuppert, Rechtliche und finanz-

wissenschaftliche Probleme der Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund 

und Ländern im vereinten Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 102 f. 
1249 Gies, Die gemeinsame Kommission von Bundestag und Bundesrat zur 

Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbe-ziehungen, (2009), S. 152, 

m.w.N.; abrufbar, unter: http://www.bundesrat.de/SharedDocs/downloads/DE 

/sonstiges/Abschluss-bericht-Foeko-II.pdf?__blob=publicationFile&v=1, 

[zuletzt abgerufen, am: 13.10.2015]. 
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verteilt.  

  

Peffekoven1250  verfolgt einen anderen Begründungsweg für das 

Abstellen auf die Wirtschaftskraft: Danach könne man nur dann 

„ersatzweise“ auf das Steueraufkommen abstellen, wenn in allen 

Ländern das gleiche Steuersystem mit der gleichen 

Steueranspannung gelte. Zwar gelte das Steuersystem (mit 

Ausnahmen) auch in den neuen Ländern, jedoch fehle es an der 

konsequenten und strengen Durchsetzung. Je mehr im Übrigen 

Steuervergünstigungen für Investitionen das regionale Steuer-

aufkommen minderten, desto weniger könne das Steuerauf-

kommen Indikator für die Finanzkraft sein1251. 

Für die Wirtschaftskraft als Maßstab könnte auch sprechen, dass 

die Orientierung an den Steuereinnahmen die Einführung regional 

differenzierter Steuern sowie einem Steuererfindungsrecht der 

Länder entgegenstehe, weil hierbei keine normierten Aufkommen 

ermittelt werden könnten. Den Steuereinnahmen hafte zudem als 

einem Indikator finanzieller Leistungsfähigkeit „etwas Willkür-

liches“ an, weil die Grenze zwischen Steuern einerseits und 

Gebühren. Beiträgen und privatwirtschaftlichen Erträgen anderer-

seits fließend sei. Die Bezugnahme auf die Steuereinnahmen sei 

nur bei einem „einnahmeorientierenden Leviathan“ die Zielgröße, 

nicht jedoch in einem demokratischen Staat1252. 

                                                 
1250 Peffekoven, Finanzausgleich im Spannungsfeld zwischen allokativen und 

distributiven Zielsetzungen, in: Probleme des Finanzausgleichs in nationaler 

und internationaler Sicht, Beihefte der Konjunkturpolitik, Bd. 41 (1993), S. 22. 
1251 Ebenso Schick, WD 4/2004, S. 230 (233). Die Landesregierungen würden 

mehr auf die Ertragsstärke ihrer im Land tätigen Unternehmen achten. Der 

Anreiz, ertragsschwache Unternehmen mit Subventionen am Leben zu 

erhalten, sinke. 
1252 Zu den Argumenten, Bofinger/Franz/Rürup/[et al.], Sachverständigenrat, 
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bb) Kritik der finanzwissenschaftlichen Literatur 

Diese Sicht wird in der Finanzwissenschaft jedoch nicht von allen 

getragen. Die Einwände sind sowohl inhaltlicher und konzeptio-

neller als auch praktischer Natur 1253 . Zunächst werden die 

konzeptionellen und praktischen Argumente dargestellt. Auf die 

inhaltlichen wird im Anschluss eingegangen. 

 

(1) Konzeptionelle Erwägungen 

Zunächst wird diesem Ansatz entgegengehalten, dass sich aus dem 

BIP nur bedingt Aussagen über die Finanzausstattungen treffen 

lassen würden, zumal die Wirtschaftskraft maßgeblich auf 

Subventionen beruhe und ihr kein entsprechendes originäres 

Steueraufkommen gegenüber stehe. Das BIP knüpfe zudem an der 

Einkommensentstehung und nicht an der 

Einkommensverwendung an. Systematisch angemessener wäre 

eine wohnortbezogene Größe wie das Bruttonationaleinkommen 

(BNE). Dieser Größe steht man noch kritischer gegenüber als dem 

BIP1254. 

                                                 
Erfolge im Ausland - Herausforderungen im Inland, Jahresgutachten, 

(2004/2005), S. 774 f., Rn. 800 ff. Beispielgebend hierfür sei die Förderabgabe 

in Niedersachsen, die vorher als nichtausgleichsfähige, gebührenähnliche 

Einnahme gesehen wurde. Jetzt habe sie durch die Einordnung als Steuer 

Relevanz. Bei einer privatwirtschaftlichen Vermietung an die Unternehmen 

hätte das Land Einnahmen, die nicht ausgleichs-relevant wären, jedoch nichts 

an der Leistungsfähigkeit des Landes änderten. 
1253 Siehe hierzu auch: Halder/Münzenmaier/Weiß, BIP statt Steuerkraft als 

Ausgleichsgröße im Länderfinanzausgleich, Reihe Statistische Analysen, 

Statistisches Landesamt, Baden-Württemberg, (1/2013), S. 17 ff. 
1254 Halder/Münzenmaier/Weiß, BIP statt Steuerkraft als Ausgleichsgröße im 

Länderfinanzausgleich, Reihe Statistische Analysen, Statistisches Landesamt, 

Baden-Württemberg, (1/2013), S. 17. 
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(2) Praktische Erwägungen 

Gegen die Wirtschaftskraftorientierung und damit gegen das BIP-

System spricht zudem, dass die Daten aus Aktualitätsgründen und 

Genauigkeitsaspekten zu unterschiedlichen Berechnungszeit-

punkten veröffentlicht werden würden, was eine ständige Revision 

erforderlich mache. In diesem Zusammenhang wird auch auf die 

Fälschungsanfälligkeit und dem dadurch entstehenden Kontroll- 

und Bürokratieaufwand hingewiesen. Die Daten würden überdies 

dauernd in Frage gestellt bzw. es würde versucht werden, politisch 

Einfluss auf die Daten zu nehmen, so dass Zweifel an der 

Neutralität des Kriteriums bestünden1255.  

 

(3) Inhaltliche Kritik 

Teilweise1256 wird auch bezweifelt, ob die Anreizeffekte in einem 

BIP-basierten System in dem Maße zum Tragen kommen wie von 

den Autoren behauptet. Denn dahinter steht zunächst der Vorwurf, 

dass die Länder nicht mit dem nötigen Nachdruck Steuern 

eintreiben würden, da ohnehin ein Teil der Mehreinnahmen über 

den Länderfinanzausgleich abgeschöpft würde. Auch wird 

unterstellt, der Anreiz einer guten Wirtschaftspolitik sei rein 

fiskalischer Natur. Dieser Auffassung halten sie entgegen, dass 

Bürger, Betriebe und Organisationen eines Landes von den 

jeweiligen Landesregierungen ebenso eine auf Wohlstands-

                                                 
1255 Halder/Münzenmaier/Weiß, BIP statt Steuerkraft als Ausgleichsgröße im 

Länderfinanzausgleich, Reihe Statistische Analysen, Statistisches Landesamt, 

Baden-Württemberg, (1/2013), S. 17. 
1256 Halder/Münzenmaier/Weiß, BIP statt Steuerkraft als Ausgleichsgröße im 

Länderfinanzausgleich, Reihe Statistische Analysen, Statistisches Landesamt, 

Baden-Württemberg, (1/2013), S. 17. 
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mehrung ausgerichtete Wirtschafts- und Sozialpolitik erwarten1257. 

Auch stellt sich die Frage, ob die Länder wirklich diesen Einfluss 

auf ihre Wirtschaftskraft haben. Denn Wirtschaftskraftunter-

schiede seien zu einem erheblichen Teil durch geografische, 

wirtschaftsgeographische, historische, siedlungsstrukturelle und 

bevölkerungsspezifische Faktoren bestimmt. Diese Faktoren seien 

von der Landespolitik nur in geringem Ausmaße zu beein-

flussen1258. Die Möglichkeiten für eine stark eigenständige Politik 

der Länder seien zudem im gesetzgeberischen bzw. regulierenden 

Bereich nicht sehr weitgehend, da die wirtschaftspolitisch 

relevanten Bereiche durch den Bund und der Europäische Union 

viele Aufgabenbereiche zentralisiert bzw. harmonisiert worden 

seien1259. Auch aus regionalökonomischer Sicht müsse die These 

von der mangelnden Anreizkompatibilität des 

Länderfinanzausgleichs unter dem Wachstumsziel in Frage gestellt 

werden.  

Zu den maßgebenden Faktoren gehören vielmehr die 

unterschiedliche Standortattraktivität und die Eigen-dynamik der 

Länder, die von natürlichen, geographischen und historischen 

Bedingungen, dem Erwerbs-verhalten, den verfügbaren 

                                                 
1257 Färber, Probleme der regionalen Steuerverteilung im bundesstaatlichen 

Finanzausgleich, 1. Aufl. (2000), S. 73ff.; Halder/Münzenmaier/Weiß, BIP 

statt Steuerkraft als Ausgleichsgröße im Länderfinanzausgleich, Reihe 

Statistische Analysen, Statistisches Landesamt, Baden-Württemberg, (1/2013), 

S. 17. Dem folgend: Korioth, Stellungnahme zum Normenkontrollverfahren, 

(2014), S. 12. 
1258 Döring/Blume/Türck, Ursachen der unterschiedlichen Wirtschaftskraft der 

deutschen Länder, 1. Aufl. (2008), S. 18; Halder/ Münzenmaier/Weiß, BIP statt 

Steuerkraft als Ausgleichsgröße im Länderfinanzausgleich, Reihe Statistische 

Analysen, Statistisches Landesamt, Baden-Württemberg, (1/2013), S. 17. 
1259 Döring/Blume/Türck, Ursachen der unterschiedlichen Wirtschaftskraft der 

deutschen Länder, 1. Aufl. (2008), S. 18. 
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Arbeitskräften sowie den Wert- und Kulturvorstellungen abhänge. 

Eine hohe Bedeutung für die wirtschaftliche Entwicklung einer 

Region soll zudem das Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte 

haben1260.  

Bereits bei Rückgriff auf einfache politökonomische Modelle eines 

auf Macht- und Einflusssicherung ausgerichteten Verhaltens könne 

davon ausgegangen werden, dass die politisch verantwortlichen 

Akteure immer dann eine wachstumsfreundliche Politik verfolgen 

würden, wenn dies den Präferenzen der Mehrheit der Wähler 

entspreche1261. 

Die Steuerkraft als Kriterium sei deshalb zu bevorzugen, weil es 

sich bei diesem Kriterium um ein exakt messbares und kaum mani-

pulierbares Kriterium handle, welches der ständigen Kontrolle der 

Landesrechnungshöfe unterliege. Das Steueraufkommen liege 

zeitnah vor. Zudem gehören die Steuereinnahmen zur 

Hauptfinanzierungsquelle der Länder. Es handle sich daher um 

einen durchaus rationalen Anknüpfungspunkt1262. 

 

In der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur gibt es zudem unter-

schiedliche Erklärungsansätze für regionale Entwicklungen 1263 . 

Dazu gehören die traditionelle Wachstums-, sektorale und 

                                                 
1260 Döring/Blume/Türck, Ursachen der unterschiedlichen Wirtschaftskraft der 

deutschen Länder, 1. Aufl. (2008), S. 18.  
1261  Stahl, Ausgleichsgrad und Anreizwirkungen des deutschen 

Länderfinanzausgleichs, in: Färber, (Hrsg.), Das föderative System in 

Deutschland, (2005), S. 206 (220, 224). 
1262  Zu den Vorteilen, Halder/Münzenmaier/Weiß, BIP statt Steuerkraft als 

Ausgleichsgröße im Länderfinanzausgleich, Reihe Statistische Analysen, 

Statistisches Landesamt, Baden-Württemberg, (1/2013), S. 18. 
1263 Zu den unterschiedlichen Ansätzen und Modellen: Döring/Blume/Türck, 

Ursachen der unterschiedlichen Wirtschaftskraft der deutschen Länder, 1. Aufl. 

(2008).  
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regionale Polarisationstheorien, die Neue Ökonomische Geografie, 

die Neue Wachstumstheorie und die Theorie, die von den 

institutionellen Faktoren ausgeht. Sie erfassen ganz oder teilweise 

Ursachen- und Wirkungszusammenhänge des Wirtschafts-

wachstums und gehen teilweise von sich selbst verstärkenden 

Effekten aus.  

 

Döring/Blume/Türck 1264  fassen die unterschiedlichen Heran-

gehensweisen zusammen. Sie weisen darauf hin, dass wirtschaft-

liches Wachstum und letztlich die Wirtschaftskraft der Länder auf 

sog. Potenzialfaktoren aufbaut, welche die Wettbewerbsfähigkeit 

und die Investitionsfähigkeit von Unternehmen entscheidend 

beeinflussen. Zu diesen Voraussetzungen gehören zunächst die 

Faktoren, auf die die Länder einen eher geringen Einfluss haben, 

wie geographische Faktoren (Flüsse, positiver Einfluss der Länder-

hauptstadt auf das BIP pro Einwohner, klimatische Bedingungen, 

Staatsgrenzen), die Verstädterung (verringert die Transportkosten 

und attrahiert Unternehmen), Sektoralstruktur (Bedeutung 

einzelner Sektoren der Wirtschaft) sowie das Sozialkapital 

(bürgerschaftliche Netzwerke und Marktpräferenzen). Einen 

höheren Einfluss sollen die Länder auf die Verkehrsgüte (Infra-

struktur), Humankapital und Wissen sowie auf die Wirtschafts-

politik haben. Dabei weisen die Autoren1265 darauf hin, dass nicht 

das absolute Maß der Länderpolitik festgestellt wurde, sondern nur 

dass Einfluss durch die Landespolitik ausgeübt werde. 

 

                                                 
1264 Döring/Blume/Türck, Ursachen der unterschiedlichen Wirtschaftskraft der 

deutschen Länder, 1. Aufl. (2008), S. 107 ff. 
1265 Döring/Blume/Türck, Ursachen der unterschiedlichen Wirtschaftskraft der 

deutschen Länder, 1. Aufl. (2008), S. 109, 127.  
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Auch Färber1266 untersuchte in ihrem Gutachten das Verhältnis 

von regionaler Wirtschafts- und Steuerkraft. Gegenstand der 

Untersuchung war unter anderem die Frage nach der regionalen 

Inzidenz der Einkommen- und Körperschaftsteuer. Es wurden 

dabei die Wirkungen in der regionalen Steuerverteilung unter-

sucht, die durch die progressive Einkommensteuer und den 

Freibetrag entstehen sowie die Konsequenzen aus den Steuer-

vergünstigungen (Investitionszulagen, Sonderabschreibungen). 

Ergebnis der Untersuchung war erstens, dass Steuerkraft und 

Wirtschaftskraft nicht mehr miteinander korrelieren. Die 

Einkommen- und Körperschaftsteuer würden bereits bestehende 

Wirtschaftskraft überdurchschnittlich prämieren, das heißt, dass 

Steueraufkommen liege weit über dem Anteil der Länder am 

BIP.  

Die wirtschaftsschwachen Länder hingegen würden mit dem 

Steueraufkommen noch nicht einmal ihre Wirtschaftskraft 

erreichen. Die regional abweichende Verteilung des Lohnsteuer-

aufkommens beruhe auf den Tarifen der Einkommensteuer 

(direkte Progressionswirkung), der Freistellung des Existenz-

minimums und der Überführung des Kindergeldes in Steuer-

minderungen (indirekte Progression).  

Die erste Schlussfolgerung lautet, dass der progressive Steuer-

tarif in den Bemessungsgrundlagen der Länder und Gemeinden, 

die Besteuerungsgrundlagen einseitig zugunsten der wirtschafts-

starken Länder verteilt 1267 . Die Minderungen des Steuerauf-

kommens speziell in den finanzschwachen Ländern seien daher 

                                                 
1266 Färber, Probleme der regionalen Steuerverteilung im bundesstaatlichen 

Finanzausgleich, 1. Aufl. (2000), S. 86 ff. 
1267 Färber, Probleme der regionalen Steuerverteilung im bundesstaatlichen 

Finanzausgleich, 1. Aufl. (2000), S. 86. 
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nicht von den Ländern, sondern vom Bund verursacht. Kon-

sequenterweise müsse auch der Bund dafür sorgen, dass diese 

regionalen Ungleichheiten beseitigt werden. Diese Effekte 

sowie jede Steuerreform, die die unteren Einkommensklassen 

stärker entlaste als die oberen, treffe die finanzschwachen 

Länder in besonderem Maße, da in diesen der Anteil an unteren 

Einkommensgruppen viel höher sei als in den finanzstarken 

Ländern1268.  

Bei der Körperschaftsteuer treten weitere Probleme hinzu. 

Aufgrund der Investitionszulagen und Sonderabschreibungen 

(bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer) zugunsten der 

Investitionen in den neuen Ländern entstanden in diesen 

Ländern negative Aufkommen. Subventionen im Gewand von 

Steuervergünstigungen berühren anders als direkte Investitionen 

aus dem allgemeinen Staatshaushalt das Finanzausgleichs-

system. Die stärkere Inanspruchnahme von Fördermaßnahmen 

in den wirtschaftsstärkeren Ländern verkürze zudem das Auf-

kommen absolut und prozentual. Wirtschaftsstärkere Länder 

würden auf diese Weise „ärmer“ gerechnet und müssten deshalb 

geringere Ausgleichsleistungen erbringen. Umgekehrt tragen 

die wirtschaftsschwachen Länder die Folgen der Steuerausfälle. 

Es finde daher ein verdeckter „Gegenfinanzausgleich“ zu-

gunsten der finanzstarken Länder statt1269.  

 

                                                 
1268 Färber, Probleme der regionalen Steuerverteilung im bundesstaatlichen 

Finanzausgleich, 1. Aufl. (2000), S. 80 ff. Die Kapitalertragsteuer weise eine 

stark progressive Inzidenz auf, das heißt, das Aufkommen je Einwohner sei 

in den wirtschafts-starken Ländern höher als in den wirtschaftsschwachen. 
1269  Wendt, Die „eigene“ Finanzausstattung der Länder im System der 

Steuerverteilung und des Finanzausgleichs, GS Burmeister, (2005), S. 457 

(469). 
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Gegenstand der Untersuchung war auch, ob die wirtschafts-

schwachen Länder einen Anreiz haben, keine Steuern zu er-

heben, weil die Mindereinnahmen durch den Länderfinanz-

ausgleich und den Bundesergänzungszuweisungen zu 90% 

ausgeglichen würden 1270 . Von Bedeutung in diesem Zusam-

menhang ist auch die Frage, welche Spielräume bei der Steuer-

erhebung bestehen und welche Konsequenzen sich hieraus im 

Steueraufkommen ergeben. Die Steuerpflichtigen lassen sich in 

mehrere Gruppen einteilen. Zu diesen gehören unter anderem 

die Lohnsteuerpflichtigen, Selbständigen und Kleinunter-

nehmer, aber auch die großen Unternehmen. Während die zuerst 

Genannten bei einer strengeren Steuererhebung nicht wegzögen 

und ihre Drohpotentiale daher auch geringer seien, hätten die 

großen Unternehmen durchaus Drohpotentiale. Denn sie können 

ihre Präsenz in einem Land auch von der Behandlung als Steuer-

pflichtige abhängig machen. Auch seien Steuerminderungen den 

Untersuchungen zufolge nur im unternehmerischen Bereich 

möglich (Sonderabschreibungen,…).  

Ein Finanzbeamter würde die Durchsetzung von Steueran-

sprüchen nicht von ihren Auswirkungen im Finanzausgleich 

abhängig machen, da dieser meist keine Kenntnis von den 

finanzwirtschaftlichen Folgen habe und die Beträge zu gering 

seien. Etwas anderes könnte jedoch bei der Besteuerung 

größerer Unternehmen gelten. In diesen Fällen könne tatsächlich 

ein Zielkonflikt zwischen der strengeren Behandlung und des 

dadurch bewirkten höheren Aufkommens auf der einen Seite 

und des Erhalts der regionalen Unternehmen auf der anderen 

                                                 
1270 Färber, Probleme der regionalen Steuerverteilung im bundesstaatlichen 

Finanzausgleich, 1. Aufl. (2000), S. 111 f. 
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Seite bestehen. Das steuerrechtlich definierte Idealmaß an 

Steuereinnahmen sei daher von der Zahl steuerlicher Aus-

nahmen und von der Anzahl größerer Unter-nehmen in einem 

Land abhängig. Mindereinnahmen treten daher verstärkt in den 

wirtschaftsstarken Ländern ein als in den wirtschafts-

schwachen, da dort die Zahl ertragsstarker Unternehmen relativ 

gering sei. Es sei daher nicht anzunehmen, dass wirtschafts-

schwache Länder ihre Steuerquellen nicht aus-schöpfen. Auch 

bestehende Steuervergünstigungen können nicht diesen Ländern 

angelastet werden, da sie durch den Bundesgesetzgeber veran-

lasst wurden. 

 

Zudem wird kritisch eingewendet, dass Bund und Länder 

gemeinsam Aufgaben der Verkehrsinfrastruktur sowie der 

Hochschulfinanzierung übernehmen (Art. 91a und b GG). Die 

Länder haben daher einen eher geringen Einfluss. Denn die 

geographische Lage, Agglomeration, Einstellung der Bevölkerung, 

und die Sektoralstruktur determinieren zu einem großen Teil die 

wirtschaftliche Situation der Länder. Der Einfluss auf diese 

Faktoren durch die Wirtschaftspolitik ist daher sehr gering1271. 

 

cc) Kritik der rechtswissenschaftlichen Literatur 

Die Kritik setzt sich nicht nur mit dem Begriff des örtlichen 

Aufkommens auseinander. Sie kritisiert allgemein den BIP-

basierten Ansatz. In der Rechtswissenschaft wird hervor-

gehoben1272, dass der Begriff des örtlichen Aufkommens keine 

                                                 
1271 Döring/Blume/Türck, Ursachen der unterschiedlichen Wirtschaftskraft der 

deutschen Länder, 1. Aufl. (2008), S. 127. 
1272 Korioth, Stellungnahme zum Normenkontrollverfahren, (2014), S. 12 f. 
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vorgegebene, sondern eine rechtlich definierte Größe sei, die 

ihrerseits selbst einen begrenzten Anwendungsbereich habe. Das 

örtliche Aufkommen beziehe sich allein auf die horizontale 

Steuerverteilung. Allen anderen Stufen sei dieser Maßstab 

unbekannt. Zudem werde das Ziel der aufgabengerechten Finanz-

ausstattung aller Länder durch eine radikale Orientierung an ihrer 

Wirtschaftskraft überspielt. 

 

dd) Schlussfolgerung und eigene Auffassung 

Für das Abstellen auf die Wirtschaftskraft könnte zunächst 

sprechen, dass der Gesetzgeber das örtliche Aufkommen nicht 

näher definiert hat. Auch die Aussagen des Bundesverfassungsge-

richts 1273  könnten für die Wirtschaftskraft als Leitmaxime 

sprechen. Im gleichen Urteil1274 ging es jedoch davon aus, dass die 

primäre Aufteilung des Steueraufkommens, vom Prinzip der 

örtlichen Vereinnahmung geprägt sei. Das Urteil ist daher nicht 

eindeutig. 

Aus dem systematischen Zusammenhang zu Art. 107 Abs. 2 GG 

lässt sich ein Argument für die Anknüpfung an die örtliche 

Steuerleistung entnehmen. Denn das Bundesverfassungsgericht1275 

sah im Zusammenhang mit dem Länderfinanzausgleich die eigene 

Steuerkraft als zulässigen Indikator an. Zwar sei im Rahmen des 

Art. 107 Abs. 2 GG der Begriff der Finanzkraft weit zu verstehen 

und dürfe nicht nur auf Steuerkraft reduziert werden. Dennoch sei 

es verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, wenn der Gesetz-

geber auf die Steuerkraft abstelle1276.  

                                                 
1273 BVerfGE 72, 330 (391). 
1274 BVerfGE 72, 330 (385). 
1275 BVerfGE 72, 330 (399). 
1276 BVerfGE 72, 330 (397, 399). 
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Nun ließe sich einwenden, dass Abs. 2 andere Zwecke verfolge als 

Abs. 1. Dem lässt sich jedoch entgegenhalten, dass bei der Durch-

führung des Ausgleiches zunächst die Feststellung der eigenen 

Leistungsfähigkeit vorangeht und in diesem Fall durchaus mit Abs. 

1 S. 1 vergleichbar ist. Das Abstellen auf die wirkliche Steuerkraft 

liegt zudem der horizontalen Steuerverteilung als gerechtigkeits-

bezogene Leitidee zugrunde1277.  

Entscheidend gegen die Ausrichtung an der Wirtschaftskraft 

könnten jedoch der Zweck des Art. 107 Abs. 1 S. 1 und die 

Systematik des S. 2 und 3 GG sprechen. S. 1 geht davon aus, dass 

das örtliche Aufkommen als Vereinnahmung zu interpretieren ist. 

Auch entspricht das jetzige Verteilungsprinzip der regionalen 

Steuerleistung eines Landes1278.  

Dieser Überlegung1279  lässt sich zwar entgegenhalten, dass die 

regionale Steuerleistung kein Verfassungsbegriff, sondern nur 

Ratio der Verfassungsnorm sei. Denn der Verfassungsbegriff 

verzichte auf eine trennscharfe Definition des regionalen 

Aufkommens und verweise stattdessen auf die Bestimmungen des 

Steuerrechts. Allerdings gelingt es auch nicht, dem ausfüllungs-

bedürftigen Begriff der wirklichen Steuerkraft mit ökonomischen 

Überlegungen die Unschärfe zu nehmen1280. 

Auch wurde bereits festgestellt, dass die Zerlegungsanordnung des 

                                                 
1277 BVerfGE 72, 330 (392). 
1278 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (187). 
1279 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 511 

ff. 
1280 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 516 

f. Er kritisiert zudem, dass das erste Abgabenkonzept zu eng gefasst sei, da es 

von der Zweckbindung ausgehe. Dies widerspreche dem Steuerstaat, der keine 

Äquivalenzbeziehung zwischen Abgabe und öffentlicher Leistung kenne. 

Heun, in: Dreier, (Hrsg.), GG, Bd. III, 2. Aufl. 2008, Art. 107 Rn. 68. 
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S. 2 dem Zweck des S. 1 dient. Folglich kann aus diesem 

Zusammenhang heraus S. 2 nicht die Wirtschaftskraft als Leit-

maxime haben, weil sonst die Zerlegungsvorschriften nicht mehr 

das gleiche Ziel verfolgen. In diesem Fall würden sie nicht mehr 

den Sinn und Zweck des S. 1 verwirklichen. Dies wird auch von 

den Vertretern der Finanzwissenschaft verkannt. Wenn sie eine 

Ausrichtung der Zerlegung an der Wirtschaftskraft verlangen, dann 

muss auch S. 1 von der Wirtschaftskraft ausgehen. Andere 

Indikatoren als die örtliche Zuständigkeit können zudem nicht 

erkennbar zur Verdeutlichung der „eigenen“ Steuerkraft oder des 

„Erwirtschafteten“ beitragen. Zudem ist fraglich, ob das Abstellen 

auf das Bruttoinlandsprodukt eines Landes zu einer genaueren 

Konkretisierung des örtlichen Aufkommens führt. Entscheidend 

für das Abstellen auf die regionale Steuerleistung spricht, dass 

Steuererträge verteilt werden sollen. Die Leitmaxime der örtlichen 

Steuerkraft ist daher zu bevorzugen. 

 

2. Die Zerlegung der Körperschaftsteuer  

 

a) Das Betriebsstättenprinzip als tauglicher Anknüpfungspunkt 

Die §§ 2-6 ZerlG verwirklichen das Betriebsstättenprinzip, das für 

die Zerlegung der Körperschaftsteuer maßgebend ist. Die Zer-

legung der Körperschaftsteuer erfolgt nach den §§ 28 ff. GewStG, 

auf die später noch genauer eingegangen wird.  

Im folgenden Abschnitt wird erstens untersucht, ob das 

Betriebsstättenprinzip generell als Anknüpfungs-kriterium taugt 

oder ob es bessere Alternativen zum Betriebsstättenprinzip gibt 

und zweitens, ob die konkrete Ausgestaltung des Betriebsstätten-

prinzips im ZerlG die dahinterstehenden Prinzipien berücksichtigt 
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und welche Alternativen denkbar wären. 

 

aa) Auffassung des Bundesverfassungsgerichts1281  

Das Bundesverfassungsgericht 1282  nahm in seiner Leitent-

scheidung von 1986 auch auf die Zerlegung der Körperschaftsteuer 

Bezug. Es betonte, dass in der zunehmend arbeitsteiligen 

Wirtschaft Unternehmenssitz und Betriebsstätte auseinanderfallen 

und auf diese Weise der regionale Wertschöpfungsbeitrag, die 

persönliche Steuerleistung und das regionale Steueraufkommen 

gestört würden. Auch postulierte es, dass die landeseigene wirk-

liche Steuerkraft sich nicht alleine nach dem Erarbeitungsort oder 

nach dem Wohnsitzort bestimmen lassen. Ebenso bedingen sich 

die wirtschaftliche Wertschöpfung an der Betriebsstätte und die 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Lohnsteuerpflichtigen. 

Gerade bei der Zerlegung der Körperschaftsteuer habe der 

Gesetzgeber den Gesichtspunkt der örtlichen Wertschöpfung 

keineswegs vernachlässigt. Vielmehr würden die Steuern dort, wo 

sie erwirtschaftet wurden, verbleiben.  

 

bb) Auffassungen in der Literatur 

Auch die herrschende Auffassung in der Literatur1283  sieht das 

Betriebsstättenprinzip als ein belastungsgerechtes Zerlegungs-

                                                 
1281 BVerfGE 72, 330 (390 ff.). 
1282 BVerfGE 72, 330 (391 f.). 
1283 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 111 f.; Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche 

Probleme der Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im 

vereinten Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 106. Allerdings wird die Aufteilung 

nach Arbeitsentgelten im Gegensatz zur Auffassung Hidiens nicht kritisiert. 

Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 56 f.; Feld/Schnellenbach, Ifo, 67. Jg. 

(1/2014), S. 32 (34). 
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kriterium an, da es die Körperschaft als Steuersubjekt quasi aufteile 

und auf den Ort der Produktionstätigkeit zurückführe. Dieses 

Kriterium wird mit Blick auf die Stärkung der Wirtschaftskraft 

begründet1284. Eine Befassung mit der konkreten Ausgestaltung 

fehlt indessen meist. Vereinzelt wird vorgeschlagen, die Körper-

schaftsteuer gänzlich dem Bund zuzuweisen (was dann auch eine 

etwaige Zerlegung entbehrlich machen würde) und diese zu-

gunsten eines wirtschaftskraftbezogenen Zuteilungs-Indikators 

(BIP) zu ersetzen1285.  

 

Einen Sonderweg geht Peffekoven1286. Er erwägt eine andere Aus-

richtung der Körperschaftsteuerzerlegung. Er geht auch bei der 

Zerlegung der Körperschaftsteuer davon aus, dass die Anknüpfung 

an den Wohnsitz der Anteilseigner denkbar wäre. Diese Über-

legung fußt auf der tatsächlich wirtschaftlichen Belastung, denn die 

Körperschaftsteuer wurde 1977 mit der Konsequenz reformiert, 

dass ein Teil der Körperschaftsteuer beim Anteilseigner ange-

rechnet wird (sog. Anrechnungsverfahren). Dies hatte zur Kon-

sequenz, dass die bezahlte Körperschaftsteuer als „Quellenabzug“ 

auf die noch zu zahlende Einkommensteuer angesehen wurde, was 

sie mit der Lohnsteuer vergleichbar machte. Dies würde auch 

verhindern, dass die Körperschaftsteuer im Land der Betriebsstätte 

                                                 
1284 Feld/Schnellenbach, Ifo, 67. Jg. (1/2014), S. 32 (34). 
1285 Fuest/Thöne, Der Finanzföderalismus in Deutschland und seine Reform, 

in: Härtel, (Hrsg.), Handbuch Föderalismus – Föderalismus als demokratische 

Rechtsordnung und Rechtskultur in Deutschland, Europa und der Welt, Bd. II, 

(2012), § 37 Rn. 160. Die regionale Verteilung des Körperschaftsaufkommens 

korreliere allenfalls schwach mit der regionalen Verteilung der allgemeinen 

Wirtschaftsentwicklung. Ein BIP-basierter Zuteilungsindikator wäre insofern 

anreizgerechter. Zudem sei sie hoch konjunkturabhängig, kompliziert und 

intransparent. 
1286 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (189 f.). 
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anfiele, dann aber vom Wohnsitzland des Anteilseigners ersetzt 

werden müsste. 

Gegen diesen Ansatz spricht zunächst, dass diese Einschätzung für 

thesaurierte (=nicht ausgeschüttete) Gewinne zu relativieren 

sei1287. Diese Erwägungen sind – auch aus heutiger Sicht – nicht 

mit dem jetzigen System vereinbar. Im Jahre 2000 wurde das 

Halbeinkünfteverfahren zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung 

eingeführt, wobei 50% des ausgeschütteten Gewinns steuerfrei 

waren. Dieses System wurde 2009 durch das Teileinkünfte-

verfahren ersetzt, welches nur 40% von der Einkommensteuer 

befreite, wenn die Anteile im Betriebsvermögen gehalten werden. 

Eine Vorauszahlung auf die noch zu zahlende Einkommensteuer 

findet daher nicht mehr statt. Unabhängig davon handelt es sich bei 

der Körperschaftsteuer sowohl finanzrechtlich als auch finanzver-

fassungsrechtlich um eine eigenständige Steuer des Unter-

nehmens, die auch die Leistungsfähigkeit der Körperschaft 

abschöpfe1288. 

Peffekoven 1289  verneint jedoch aus technischen Gründen die 

Anknüpfung an den Wohnsitzort der Anteilseigner. Denn die 

Wohnsitze der Aktionäre dürften den meisten Körperschaften 

unbekannt sein. Auch wäre der zu erwartende Umverteilungseffekt 

zu gering, so dass sich der Aufwand nicht lohne.  

Die Ausrichtung auf das Betriebsstättenprinzip lässt sich auch vor 

dem Hintergrund der fiskalischen Äquivalenz rechtfertigen. Denn 

in diesem Fall erbringen die Gemeinden bestimmte (Vor-

                                                 
1287 So auch Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 

des GG, (1997), S. 112. 
1288 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 113. 
1289 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (190). 
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)Leistungen für die entsprechende Betriebsstätte1290. 

 

 

  

                                                 
1290 Lenk, Föderalismusreform III, ifst-Schrift Nr. 501 (2014), S. 15. 
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b) Ansätze bezüglich der Ausgestaltung des Betriebsstätten-

prinzips 

Während ein Großteil der (finanzwissenschaftlichen) Literatur1291 

die Orientierung am Betriebsstättenprinzip befürwortet und nicht 

weiter auf deren Ausgestaltung bzw. auf etwaige Reformansätze 

eingeht, sehen andere diese Anknüpfung kritisch.  

Teilweise 1292  wird pauschal auf die Reformbedürftigkeit der 

Körperschaftsteuer-Zerlegung hingewiesen und vorgeschlagen, 

dass sich die Kriterien mehr an der Wertschöpfung orientieren 

sollten. Inhaltlich werden jedoch häufig keine Alternativen ge-

nannt1293.  

Andere 1294  erwägen eine Zerlegung nach dem Sachanlagever-

                                                 
1291 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 107; Korioth, Der Finanzausgleich zwischen 

Bund und Ländern, (1997), S. 524; Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für 

eine Reform des bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 56 

f.; Feld/Schnellenbach, Ifo, 67. Jg. (1/2014), S. 32 (34); 

Kitterer/Burckardt/Löwer/[u.a.], Stadtstaaten im Finanzverteilungssystem, in: 

Haller/Schönert, (Hrsg.), Stadtstaaten und Finanzausgleich, (2004), S. 23. 
1292  Lenk, Föderalismusreform III, ifst-Schrift Nr. 501 (2014), S. 43. Die 

Zerlegung der Körperschaftsteuer nach der Lohnsumme sei 

hinterfragungswürdig. Lenk/Kuntze, Neuordnung der föderalen Finanz-

verfassung nach 2019 unter besonderer Berücksichti-gung der kommunalen 

Finanzausstattung, S. 31; Bertelsmann Stiftung, Neuordnung der föderalen 

Finanzverfassung Deutsch-lands ab 2020, Gutachten, 1. Aufl. (2012), S. 12. 

Die Zerlegung (der Lohn- und) Körperschaftsteuer habe sich als kompliziert, 

intransparent und strittig erwiesen.  
1293  Bertelsmann Stiftung, Neuordnung der föderalen Finanzverfassung 

Deutschlands ab 2020, Gutachten, 1. Aufl. (2012), S. 12. Die Verteilung nach 

dem örtlichen Aufkommen sei zu hinterfragen, da soziale Leistungen verstärkt 

in Regionen in Anspruch genommen würden, die wirtschaftsschwach seien. 

Aufkommen und Bedarf fallen daher auseinander. 
1294  Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des 

Solidarpakts II und Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 10. 
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mögen. Diese Überlegung basiert auf unterschiedlichen Prinzipien: 

Teilweise1295 wird hierfür Bezug auf die Aufgabengerechtigkeit 

genommen. Wieder andere1296 wollen besonders kapitalintensive 

Unternehmen mit geringem Personalbestand an der Zerlegung be-

teiligen.  

In die gleiche Richtung weisen auch die Argumente von 

Renzsch 1297 . Gerade die Länder mit geringerem Lohnniveau 

würden im aktuellen System der Steuerzerlegung benachteiligt. 

Denn ein Produkt, das in Ostdeutschland mit geringeren Lohn-

kosten produziert werde, werde am Markt zu gleichen Preisen 

gekauft wie ein identisches Produkt aus einer westlichen 

Produktionsstätte. Das Produkt aus der ostdeutschen Produktions-

stätte trage hierdurch mehr zum Unternehmensergebnis bei. Dieser 

Beitrag werde jedoch bei der Zerlegung nicht berücksichtigt, 

sondern nur die niedrigeren Lohnkosten. Die Erträge der 

Körperschaftsteuer würden zu dem Ort fließen, der aufgrund des 

höheren Lohnniveaus weniger Erträge erwirtschafte. Verschärft 

werde dieses Problem durch die bereits angeführte höhere 

Kapitalintensität. Zudem erfolge die Zerlegung nicht auf der 

Grundlage der Beiträge der einzelnen Betriebsstätten zum 

Unternehmensergebnis, sondern aufgrund der Lohnsumme1298.  

Hidien 1299  befasst sich sehr ausführlich mit der aktuellen Zer-

                                                 
1295  Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des 

Solidarpakts II und Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 40. 
1296 Übersicht über bestimmte Zerlegungsalternativen, Renzsch, WD 6/2013, S. 

405 (406), m.w.N. Dieser Vorschlag enthalte andere betriebswirtschaftliche 

Parameter. 
1297 Renzsch, WD 6/2013, S. 405 ff.; Renzsch, Neuordnung der Bund-Länder-

Finanzbeziehungen 2019: Fünf Thesen und eine abschließende Anmerkung, in: 

Jahrbuch für öffentliche  Finanzen 2013, 1. Aufl. (2013), S. 408 (416). 
1298 Zu den Argumenten: Renzsch, WD 6/2013, S. 405 (409). 
1299 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 
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legung der Körperschaftsteuer, wendet sich gegen die „vage Maß-

stabsrichtlinie“ des § 30 GewStG (Zerlegung nach Lage der 

örtlichen Verhältnisse) und kritisiert auch deren Bezug auf die 

konkret entstandenen Lasten. Ähnliche Bedenken führt er auch in 

Bezug auf § 33 GewStG an, der im Einzelfall bei „offenbar un-

billigen Ergebnissen“ einen anderen Zerlegungs-maßstab zulasse 

und die von Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG erwünschte und geforderte 

Klarheit vermissen lasse. Er begründet die Ablehnung der 

Körperschaftsteuerzerlegung auch mit der andersartigen 

Gestaltung der Gewerbesteuerzerlegung, welche nach dem Äqui-

valenzprinzip erfolge und damit für die Zerlegung der Körper-

schaftsteuer ungeeignet sei. Die übrigen Maßstäbe seien daher 

abgesehen vom rein lohnbezogenen Betriebsstättenprinzip finanz-

ausgleichsrechtlich fragwürdig1300. 

 

c) Eigene Kritik 

Die aktuelle Körperschaftsteuerzerlegung basiert im Kern auf 

einem lohnbezogenen Betriebsstättenprinzip. Dieser Befund ergibt 

sich aus § 29 Abs. 1 Nr. 1 GewStG. Es wird zwar durch die Nr. 2 

und der §§ 30, 33 GewStG relativiert1301. Die Lohnsumme erfasst 

jedoch nicht vollständig die Wertschöpfung eines Unternehmens. 

Vielmehr ist auch auf unternehmenstragende Faktoren abzustellen 

wie Umsätze bzw. Gewinn und/oder auf das Sachanlagevermögen. 

Auf eine Reform der Körperschaftsteuerzerlegung wird später 

                                                 
(1997), S. 137 ff. 
1300 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 140. 
1301  Nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 GewStG wird zu 3/10 auf das 

Lohnsummenverhältnis und zu 7/10 auf das Sachanlagevermögen abgestellt. 
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noch genauer eingegangen werden1302. Auch die anderen Maßstäbe 

der §§ 30 und 33 GewStG, die im Einzelfall Anwendung finden 

sollten und nicht vom Gesetz festgelegt werden, sind für eine 

Körperschaftsteuerzerlegung als intransparent und als 

verfassungsrechtlich bedenklich zu verwerfen. 

 

3. Die Zerlegung der Lohnsteuer 

Gemäß § 7 ZerlG wird das Lohnsteueraufkommen nach dem 

Wohnsitz des Steuerpflichtigen zerlegt. Umstritten ist jedoch, ob 

die Wohnsitzanknüpfung auch sachgerecht ist. Im Folgenden wird 

zunächst auf die Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 

eingegangen, das hierüber im Jahre 1986 zu entscheiden hatte. Der 

Streit über die richtige Anknüpfung der Lohnsteuer wird jedoch 

nicht nur in der juristischen, sondern auch in der 

finanzwissenschaftlichen Literatur geführt. Dabei hängt die 

Beantwortung der Frage auch davon ab, welche Zwecke in Art. 107 

Abs. 1 S. 1 bis S. 3 GG hineingelesen werden, die vorher themati-

siert wurden. Das Bundesverfassungsgericht ging einen anderen 

Weg und folgte zum Teil anderen Begründungsmustern1303. 

 

a) Die Auffassung des Bundesverfassungsgerichts1304 

Das Bundesverfassungsgericht ging in seiner Entscheidung davon 

aus, dass die Sätze  2 und 3 des Art. 107 Abs. 1 GG ihren Sinn aus 

S. 1 ziehen. In bestimmten Fällen seien regionaler Wertschöp-

fungsbeitrag, persönliche Steuerleistung und regionales Steuerauf-

kommen durch vielfältige Konzentrationsprozesse in der arbeits-

                                                 
1302 Siehe hierzu: § 2 D II 4. 
1303 BVerfGE 72, 330. 
1304 BVerfGE 72, 330 (391 f.). 
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teiligen Wirtschaft (durch Auseinanderfallen von Unternehmens-

sitz und Betriebsstätten sowie durch zentrale Lohnbüros) gestört. 

Die Kriterien, nach denen die Erträge verteilt werden, würden von 

der Verfassung nicht vorgegeben. 

Die landeseigene wirkliche Steuerkraft lasse sich weder nach dem 

Erarbeitungsort noch nach dem Wohnsitzprinzip bestimmen. 

Beide Anknüpfungspunkte hätten ihren sachlichen Bezug. Eine 

Gewichtung habe die Verfassung nicht vorgenommen.  

Im zweiten Schritt weicht das Bundesverfassungsgericht jedoch 

von den steuerspezifischen Maßkriterien ab und weist auf den 

Doppelcharakter des Landes als Gebietskörperschaft und als Per-

sonenverband hin1305. Der Gesetzgeber bewege sich daher inner-

halb des Ausgestaltungsspielraumes, wenn er auf eines der An-

knüpfungspunkte ein stärkeres Gewicht lege1306. 

Aus den Materialien ergebe sich, dass weder im Bundesrat noch im 

Bundestag die Pendlerproblematik angesprochen wurde. Aus der 

Entstehungsgeschichte lasse sich ableiten, dass die Differenzen der 

örtlichen Vereinnahmung der Lohn- sowie der Körperschaftsteuer 

und der tatsächlichen Wirtschaft abgebaut werden sollten. Die 

Anknüpfung an den Wohnsitz sehe auch das Grundgesetz als 

sachgerechtes Kriterium an, was sich auch aus Art. 106 Abs. 5 GG 

ergebe. Unter den Gegebenheiten eines einheitlichen Wirtschafts-

raumes, den Ländergrenzen durchschneiden, sei das Wohnsitz-

prinzip kein willkürlicher Anknüpfungspunkt1307. 

  

                                                 
1305 BVerfGE 72, 330 (392).  
1306 BVerfGE 72, 330 (392). 
1307 BVerfGE 72, 330 (407). 
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b) Die Auffassungen in der Literatur   

 

aa) Zerlegung der Lohnsteuer nach dem Wertschöpfungsprinzip 

Die Auffassung des Bundesverfassungsgerichs stößt in der 

Literatur nicht überall auf Zustimmung.  

Teilweise1308 wird eine wertschöpfungsbezogene Ausrichtung der 

Zerlegung vorgeschlagen. Die Ausgestaltung dieses Prinzips lasse 

dabei drei Möglichkeiten zu. Die Zerlegung könne sich auf den 

Ertrag beziehen, den eine Betriebsstätte erwirtschaftet (Arbeits-

stättenprinzip), auf die Zahl der Erwerbstätigen (Erwerbs-

tätigenprinzip)1309 oder auf die Wirtschaftskraft eines Landes, die 

sich im Bruttoinlandsprodukt ausdrücken lässt (Wirtschaftskraft-

prinzip)1310 . Für die Anwendung der wertschöpfungsbezogenen 

Sichtweise sprechen mehrere Erwägungen: 

Für eine wertschöpfungsbezogene Ausrichtung wird angeführt, 

dass das Wohnsitzprinzip das Arbeitseinkommen nicht an seiner 

Quelle bzw. am Ort der Einkommensentstehung, sondern 

tendenziell am Ort der Einkommensverwendung erfasse1311. Die 

Ausrichtung auf den Wohnsitz des Steuerpflichtigen beruhe auf der 

                                                 
1308 Kitterer, Gutachten, (1993), S. 271 ff. (281). Nach dieser Auffassung sollen 

die Länder schon bei der Primärverteilung in die Lage versetzt werden, ihre 

verfassungsrechtlich zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. 
1309  Zu dieser Überlegung: Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-

Finanzausgleichs als Kernelement einer Modernisierung des deutschen 

Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 65. Bei der Zerlegung der GewSt in den §§ 

28 ff. GewStG wird zur Ermittlung des Gewinns einer Betriebsstätte an die 

Arbeitnehmerzahl im Verhältnis zur Gesamtzahl angeknüpft.  
1310 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 69. 
1311  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 46. 
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Überlegung eines ökonomischen Belastungsprinzips. Maßgebend 

sei jedoch der Ort der Erwirtschaftung der Einkommensteuer, 

welches die Arbeitsstätte darstelle. 

Gegen die ausschließliche Anwendung des Wohnsitzprinzips bei 

der Zerlegung der Lohnsteuer spreche auch die Anwendung des 

Äquivalenzprinzips. Der Kreis der Nutzer und Kostenverursacher 

solle zur Finanzierung der öffentlichen Leistungen an der Betriebs-

stätte herangezogen werden. Die Nichtberücksichtigung der 

Einpendler hätte zur Folge, dass sie das Angebot der Infrastruktur 

nutzten, ohne einen entsprechenden Beitrag hierfür zu leisten. 

Denn der Beitrag würde nur von den Ortsansässigen erbracht1312. 

Gegen die rein wertschöpfungsbezogene Sicht lässt sich auf der 

Grundlage fiskalischer Äquivalenz einwenden, dass auch die 

Lasten, die im Wohnsitzland anfallen, überhaupt nicht berück-

sichtigt würden. Auch sollte das Äquivalenzprinzip nicht über 

Gebühr in der Weise herangezogen werden, dass konkrete 

Belastungen der Länder auf der einen Seite sowie Nutzen auf der 

anderen Seite dezidiert angeführt werden. Eine pauschale Berück-

sichtigung der Belastungen und Nutzen ist bei der Zerlegung 

ausreichend. Die strenge Ausrichtung an der Wertschöpfung ist 

daher abzulehnen1313. 

Allerdings erkennen die Autoren1314 an, dass eine Anknüpfung 

                                                 
1312  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 46.  
1313 Ebenso Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des 

Solidarpakts II und Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 42. Nach 

seiner Auffassung sollte der Ort der Wertschöpfung mindestens im gleichen 

Maße berücksichtigt werden. Dazu sogleich. 
1314  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Födera-lismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 90. 
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der Lohnsteuer an die Wertschöpfung allein noch nicht aus-

reichend sei; denn der Einkommenszuwachs (gerade bei den 

Stadtstaaten) würde durch die anschließende Umsatzsteuer-

verteilung, den Länderfinanzausgleich sowie durch die Bundes-

ergänzungszuweisungen kaum Auswirkungen haben. 

 

(1) Ausgestaltung als Erwerbstätigenprinzip1315  

Die wertschöpfungsbezogene Anknüpfung lässt sich in der Weise 

ausgestalten, dass man auf die Anzahl der Arbeitnehmer in einem 

Land abstellt. Dabei kommt es weder auf die Dauer der 

Beschäftigung noch auf die Qualifikation der Arbeitnehmer an. 

Durch die pauschale Berücksichtigung aller Arbeitnehmer – vom 

ungelernten bis zum hochqualifizierten – werden die Länder 

bevorzugt, die weniger qualifizierte Arbeitnehmer aufweisen 

können, also eher die neuen Bundesländer einschließlich Saarland. 

Kitterer und Plachta1316 machen den Nachteil dieser Herangehens-

weise deutlich. Alle Länder, die bei der Zerlegung einen Zugewinn 

erlangen könnten, verlieren diesen und stehen danach noch 

schlechter da. Ein weiteres von ihnen vorgebrachtes Argument 

spricht jedoch entscheidend gegen diese Sichtweise: Wenn die 

qualifizierten Arbeitnehmer ebenso wie die nicht- oder gering-

qualifizierten behandelt werden, dann bestehen wenige Anreize der 

Länder, die Qualität der Aus- und Fortbildung oder des Studiums 

weiter zu verbessern. Das Abstellen auf die Zahl der Erwerbs-

                                                 
1315  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Födera-lismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 65 ff. 
1316  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Födera-lismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 67. Erst bei der Einbeziehung kommunaler Einnahmen änderte sich 

das Bild. 
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tätigen kann in den Fällen zudem zu Verzerrungen führen, wenn 

zwar viel produziert wird, dafür jedoch nur wenig hoch-

qualifiziertes Personal gebraucht wird. In solchen Fällen werden 

weder das Qualifikationsniveau angemessen honoriert noch der 

geschaffene Wert. 

 

(2) Ausgestaltung als Betriebsstätten- bzw. Arbeitsstätten-

prinzip1317 

Denkbar ist auch eine Anknüpfung an das Betriebsstättenprinzip. 

Hierfür könnte sprechen, dass die Diskrepanz zwischen der Steuer- 

und Wirtschaftskraft der Länder aufgehoben werde. Zudem 

würden hierdurch nivellierend wirkende Bedarfsmaßstäbe ausge-

schlossen, was auch der Anreizstärkung diene. Erst wenn das 

„Eigene“ der Länder ermittelt sei, könne im darauffolgenden 

Schritt eine Umverteilung vorgenommen werden1318. 

Auf diese Weise würde auch der strukturellen Eigenart der 

Stadtstaaten gerecht werden, was zur Folge hätte, dass sich deren 

Wirtschaftskraft unmittelbar in die Steuerkraft umsetze1319. Zwar 

zeige sich – statistisch gesehen –, dass Bremen einen Zuwachs der 

Lohnsteuer erhielte, dies würde jedoch durch die andere Ver-

teilungsmodalität der Umsatzsteuer wieder ausgeglichen 1320 . 

Dennoch sei die Reform deshalb angebracht, weil der horizontale 

                                                 
1317 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Födera-lismus, 1. Aufl. (2008), S. 60 

ff. 
1318 Liebig, in: Elsner, (Hrsg.), Neue Alternativen des Länderfinanzausgleiches, 

(2002), S. 69 (76). 
1319 Liebig, in: Elsner, (Hrsg.), Neue Alternativen des Länderfinanzausgleiches, 

(2002), S. 69 (79). Dies käme im Ergebnis der Zuordnung nach der 

Steuererwirtschaftung gleich. 
1320 Kitterer, Gutachten, (1993), S. 271 (284). 
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Länderfinanzausgleich nicht ohne Not zur Korrektur der Primär-

verteilung eingesetzt werden dürfe. Es sei zudem keinem Land 

zuzumuten, durch Fehler der originären Steuerverteilung vom 

horizontalen Finanzausgleich abhängig zu werden1321. 

 

Gegen die Zerlegung nur nach dem Arbeitsstättenprinzip spricht, 

dass veranlagte Einkommensteuer (Erhebung am Wohnsitz nach § 

19 AO) und Lohnsteuer (Erhebung am Ort der Arbeitsstätte oder 

zentrale Lohnbuchhaltung nach §§ 38, 41a EStG) unterschiedlich 

behandelt würden sowie Stadtstaaten mit hohen Einpendlerzahlen 

begünstigt werden. Steuerschuldner und -träger sei daher der 

lohnsteuerpflichtige Arbeitnehmer und nicht der Arbeitgeber. Die 

Inpflichtnahme des Arbeitgebers habe lediglich erhebungs-

technische Gründe. Aus diesem Grund sei die Anknüpfung am 

Arbeitsstättenprinzip nicht sachgerecht1322. Dieses Argument ent-

spricht auch dem oben erwähnten Zerlegungskriterium, das auf die 

Belastung des Steuersubjekts abstellt1323. 

Dagegen wird auch eingewandt, dass eine strikte Durchführung des 

Prinzips der örtlichen Vereinnahmung zu Differenzierungen führe, 

die „erhebliche unerwünschte Streuungen des Pro-Kopf-Einkom-

mens“1324 zur Folge hätten. Zudem müssten die Länder bei der 

Durchführung des Lohnsteuerjahresausgleiches Steuern erstatten, 

die sie gar nicht vereinnahmt haben.  

                                                 
1321 Kitterer, Gutachten, (1993), S. 271 (285). 
1322 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 110; Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 

(1997), S. 520. 
1323  Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 GG, 

(1997), S. 100; siehe auch: E I 3 b). 
1324 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 519 

f. 
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Das Arbeitsstättenprinzip wäre nur dann als alleiniger Verteilungs-

maßstab annehmbar, wenn anstelle der personenbezogenen 

Lohnsteuer eine Objektsteuer auf die Einkommensentstehung 

(=Produktionstätigkeit) erhoben würde wie dies bei einer 

Lohnsummensteuer der Fall sei1325.  

 

(3) Ausgestaltung durch BIP-Indikatoren1326 

Die Wertschöpfung des Landes lässt sich jedoch nicht nur anhand 

der Betriebsstätten oder der Erwerbstätigen, sondern auch nach 

dem Anteil des Landes-BIP (=Bruttoinlandsprodukt) im Verhältnis 

zur Wirtschaftsleistung des Bundes messen. Die Auswirkungen 

unterscheiden sich jedoch von der Anknüpfung an das Betriebs-

stättenprinzip. Denn hierdurch würden die finanzschwachen 

Länder im Vergleich zum Betriebsstättenprinzip bevorzugt. Dies 

könnte mit der Lohnsteuerprogression zusammenhängen. Denn 

beim Betriebsstättenprinzip steige das örtliche Lohnsteueraufkom-

men bei zunehmender Wertschöpfung proportional an.  

Finanzstarke Länder würden hierdurch besonders hohe Lohnsteu-

eraufkommen pro Einheit Wertschöpfung haben1327. 

Bei der wirtschaftskraftorientierten Zerlegung wird das gesamte 

Lohnsteueraufkommen proportional zur Wirtschaftskraft verteilt, 

so dass alle Länder gleich hohe Lohnsteuereinnahmen pro Einheit 

Wirtschaftskraft haben. Die Konsequenz ist, dass hierdurch die 

finanzschwachen Länder höhere Lohnsteuereinnahmen erzielen. 

                                                 
1325 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 521. 
1326 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Födera-lismus, 1. Aufl. (2008), S. 69 

f. 
1327 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Födera-lismus, 1. Aufl. (2008), S. 69 

f. 
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Auch diese Anknüpfung führt indes (ceteris paribus)1328 dazu, dass 

der eventuell bestehende Anreiz durch die höhere Umsatz-

steuerverteilung kompensiert wird1329. 

Lenk und Kuntze1330 beschäftigen sich zwar mit dem BIP erst auf 

der Ebene des Länderfinanzausgleichs. Die Überlegungen lassen 

sich dennoch auf die Zerlegung nach dem BIP übertragen. Nach 

deren Auffassung verfügt das BIP pro Kopf über eine relativ gute 

Datenbasis. Gleichwohl reagiert es sensibel auf regionale Wirt-

schaftsverflechtungen und berücksichtigt nicht die Pendler-

bewegungen. Als Ausgestaltung des BIPs pro Erwerbstätigen in 

der Form des Inländerkonzept 1331  und des Inlandskonzepts 1332 

weist es mehrere Schwächen auf, dass es nämlich Teilzeit- wie 

auch Marginal-Beschäftigte erfasst. Zugleich müssen die Zeit-

reihen periodisch revidiert werden1333. 

Für die Zerlegung nach dem BIP könnte sprechen, dass die Länder 

                                                 
1328 ceteris paribus=alle anderen Bedingungen bleiben gleich. 
1329 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Födera-lismus, 1. Aufl. (2008), S. 69 

ff. 
1330 Lenk/Kuntze, Neuordnung der föderalen Finanzverfassung nach 2019 unter 

besonderer Berücksichtigung der kommunalen Finanzausstattung, S. 48. 
1331 Das Inländerkonzept erfasst die Personen, die ihren Wohn- und Arbeitsort 

im jeweiligen Land haben sowie die Personen, die dort wohnen und ihren 

Arbeitsort in einem anderen Land haben. 
1332  Das Inlandskonzept erfasst die Personen, die ihren Wohnsitz und 

Arbeitsplatz in einem Land haben sowie die Einpendler. 
1333 Arbeitskreis, Methodenhandbuch, Regionale Erwerbstätigenrechnung im 

Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung der Länder, (2011), S. 5; 

abrufbar 

unter:http://aketr.de/tl_files/aketr/DATA/Downloads/Methodenhandbuch_20

11. pdf, [zuletzt abgerufen, am: 21.10.2015]. Die Revisionen sind aufgrund der 

angefallenen Großzählungsergebnisse, Änderungen in der 

Wirtschaftssystematik, neuen erwerbsstatistischen Ausgangsmaterialien und 

neuartigen Arbeitsverhältnisse erforderlich. 
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Steueranteile entsprechend ihrem Anteil an der Wertschöpfung im 

Gesamtstaat erhalten. Länder mit einer guten Infrastruktur und mit 

einer hohen Einpendlerquote (also vorwiegend die Stadtstaaten) 

würden daher erheblich von dieser Verteilungsmodalität profi-

tieren. Zugleich bilde diese Anknüpfung einen starken Anreiz zur 

Förderung der wirtschaftlichen Aktivität. Das BIP eines Landes 

könnte deshalb als Zielgröße verwendet werden, weil es positiv mit 

dem Wohlstand und der Beschäftigung in diesem Land kor-

reliere 1334 . Hintergrund dieser Auffassung ist auch hier die 

Vorstellung, dass Wirtschafts- und Steuerkraft stärker gekoppelt 

werden sollten1335. 

 

(4) Kritik am Wohnsitzprinzip 

Die Befürworter der Wirtschaftskraft wenden sich mit folgenden 

Argumenten gegen das Wohnsitzprinzip: Es wird konzediert, dass 

den „Spillouts“ zwar „Spillins“ entgegenstehen (Nutzen durch die 

Pendler) und dass die Wirtschaftskraft einer Region durch 

einpendelnde Verbraucher die Wertschöpfung erhöhen. Bei der 

Lohnsteuerzerlegung werde dieses Konzept jedoch überhaupt nicht 

verfolgt. Die auf die Wertschöpfung fallende Lohnsteuer werde 

nämlich vollständig dem Umland zugerechnet, so dass im Ergebnis 

nur ein sehr geringer Teil der Wirtschaftskraft in eine höhere 

Steuerkraft umgesetzt werden könne1336. 

Die einseitige Berücksichtigung des Wohnsitzprinzips habe daher 

zur Konsequenz, dass sie mit allokationspolitischen Nachteilen 

                                                 
1334  Zur Vermeidung negativer Anreize: Bofinger/Franz/Rürup/[et al.], 

Sachverständigenrat, Erfolge im Ausland – Herausforderungen im Inland, 

Jahresgutachten, (2004/2005), S. 774 f., Rn. 801 f. 
1335 Zur Problematik, siehe bereits: § 2 D I 1 b). 
1336 Kitterer, Gutachten, (1993), S. 271 (282 f.), m.w.N. 
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verbunden sei. Die Zerlegung erfolge nicht nach dem örtlichen 

Aufkommen und repräsentiere auf diese Weise nicht die auf der 

regionalen Wirtschaftskraft beruhende Steuerkraft. Ausgaben der 

Einpendlerstaaten zugunsten einer arbeitsplatzorientierten Infra-

struktur hätten durch steigende Wirtschaftskraft auch eine 

steigende Steuerkraft zur Folge, die jedoch zu einem großen Teil 

von den anderen Ländern abgeschöpft werde1337. 

Teilweise räumen die Vertreter dieser Auffassung jedoch ein, dass 

die BIP der Länder aus „statistischen Gründen nicht hinreichend 

verlässlich seien“1338. 

Gegen die Anknüpfung an das Wirtschaftskraftprinzip sprechen 

jedoch nicht nur erhebungstechnische Erwägungen, sondern auch 

inhaltliche. Denn die Vorschläge zur Orientierung enthalten meist 

implizit oder explizit den Vorwurf, dass die finanzschwachen 

Länder ihre Steuerkraft nicht im ausreichenden Maße anspannen 

würden. Die Zerlegung sollte daher einen Anreiz für diese Länder 

bieten, nicht nur „ihre Schlafstätten“ auszubauen, sondern sich um 

die Stärkung ihrer Wirtschaftskraft zu bemühen1339. Die Auffas-

                                                 
1337 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Födera-lismus, 1. Aufl. (2008), S. 

46. Dadurch werde die Entfaltung des Standortwettbewerbs zwischen den 

Ländern behindert, welche die Wirtschaftskraft fördert und gleichzeitig ein 

Instrument der Kontrolle der Effizienz von lokalen öffentlichen Leistungen ist. 
1338 Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 22. Daher sehen sie die Anknüpfung 

an das Betriebsstättenprinzip als „pragmatische Lösung“.  
1339 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Födera-lismus, 1. Aufl. (2008), S. 34 

ff., 46 ff.; Kitterer, Finanzausgleich im vereinten Deutschland, (1994), S. 9 

(10); Kitterer, Zukunft der Steuerzerlegung bei Einkommensteuer bzw. 

Umsatzsteuer, in: Schmidt-Trenz/Fonger, (Hrsg.), Bürgerföderalismus, 1. Aufl. 

(2000), S. 126. Zustimmend, Sievert, in: Schmidt-Trenz/Fonger, (Hrsg.), 

Bürgerföderalismus, 1. Aufl. (2000), S. 135 f.; Sarrazin, Einfach, transparent 
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sung zur Stärkung der eigenen Wirtschaftskraft wurde bereits oben 

widerlegt. Hier sei nur kurz angefügt, dass die wirtschaftlichen 

Strukturen durch die Folgen des Zweiten Weltkriegs gewachsen 

waren. Es besteht auch kein direkter Zusammenhang zwischen der 

Höhe der Landessteuern und der wirtschaftlichen Entwicklung. Die 

Länder haben zudem kaum Einfluss auf die Faktoren, die für eine 

Stärkung der eigenen Wirtschaftskraft von Bedeutung sind. Diese 

Aufgaben liegen im Rahmen der Gesetzgebungskompetenz beim 

Bund1340. 

  

                                                 
und nachvollziehbar: Zur Reform der Finanzverteilung zwischen Bund und 

Ländern, (2007), S. 27, abrufbar unter:https://www.cesifo-

group.de/portal/pls/portal/!PORTAL.wwpob_page.show?_docname=1001902

.PDF, [zuletzt abgerufen, am:13.10.2015]; Kitterer/Plachta, Reform des Bund-

Länder-Finanzausgleichs als Kernelement einer Modernisierung des deutschen 

Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 34; Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für 

eine Reform des bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 5 

(17). 

Auch wird das hohe Ausgleichsniveau sowie der Umsatzsteuervorweganteil 

kritisiert. In einigen Fällen wird auch die Umsatzsteuerverteilung nach der 

Einwohnerzahl bemängelt. Zu diesem Zweck wird auch meist auf die 

Wirtschaftskraft- und Steuerkraftunterschiede verwiesen. 
1340 Lenk/Kuntze, Neuordnung der föderalen Finanzverfassung nach 2019 unter 

besonderer Berücksichtigung der kommunalen Finanzausstattung, S. 47 mit 

Verweis auf Döring/Blume/Türck, Ursachen der unterschiedlichen 

Wirtschaftskraft der deutschen Länder, (2008), S. 18. 
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bb) Zerlegung nach dem Wohnsitzprinzip 

Für die Anknüpfung an den Wohnsitz des Arbeitnehmers sprechen 

mehrere Argumente, obwohl auch das Bundesverfassungsgericht 

die Anknüpfung an den Wohnsitz nicht als zwingend ansah, 

sondern auch eine Aufteilung zwischen Wohnsitz- und 

Betriebsstättenprinzip für möglich hielt1341. 

Ausgehend vom Prinzip der örtlichen Vereinnahmung und dem 

regionalen Element als Maßkriterium stelle das Wohnsitzprinzip 

die richtige Anknüpfung für die Zerlegung dar 1342 . Auch auf 

Grundlage der Steuerbelastung könnte man an den Wohnsitz 

anknüpfen 1343 . Das Steueraufkommen soll demnach dort ver-

bleiben, wo es erhoben wurde, weswegen das Einkommensteuer-

aufkommen auch dem Wohnsitzland zugeordnet werde, in dem die 

natürliche Person ihren Lebensmittelpunkt hat1344.  

Zu der Einkommensteuer gehöre auch die Lohnsteuer, die eine 

personenbezogene Steuer darstelle, die an die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit der natürlichen Personen anknüpfe und diese – 

unter Berücksichtigung persönlicher und familiärer Belange – 

beim Steuerpflichtigen abschöpfe 1345 . Auch sei der Steuer-

pflichtige und der Steuerträger der Arbeitnehmer, die Inpflicht-

nahme des Arbeitgebers habe lediglich erhebungstechnische 

Gründe1346. Dafür spreche auch der hinter Art. 106 Abs. 5 GG 

                                                 
1341 BVerfGE 72, 330 (392). 
1342 Zu den Kriterien: Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 

Abs. 1 des GG, (1997), S. 103. 
1343 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (187).  
1344 § 1 Abs. 1 S. 1 EStG. Voss, DStZ 1986, S. 107.  
1345 BVerfGE 72, 330 (406 f.); Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß 

Art. 107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 109. 
1346 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 110. 
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stehende Grundgedanke: Der Wortlaut dieser Vorschrift beziehe 

sich zwar nur auf den Gemeindeanteil des Einkommensteuer-

aufkommens, der diesen nach den Einkommensteuerleistungen der 

Einwohner verteile. Die Verfassung sehe aber das Wohnsitzprinzip 

als Verteilungskriterium vor1347.  

Die Verteilung des Steueraufkommens nach dem Wohnsitzprinzip 

sei auch ökonomisch geboten, da die Lohnsteuer als Form der 

persönlichen Einkommensteuer im Sinne eines Einkommens-

verlusts zugunsten des Staates von einzelnen Steuerpflichtigen und 

nicht von einem Unternehmer erbracht werde1348. Anders wäre es, 

wenn anstelle der Lohnsteuer eine Objektsteuer auf die Einkom-

mensentstehung und damit auf die Produktionstätigkeit erhoben 

würde. In einem solchen Fall wäre die Verteilung nach dem 

Betriebsstättenprinzip sachgerecht1349. 

Das Argument, das auf die Berücksichtigung der „Spillover“-

Effekte abziele, sei deshalb wenig tragfähig, da erstens ein Teil der 

Kosten am Wohnort anfalle 1350  und zweitens ein Teil durch 

Gebühren oder gebührenähnliche Abgaben gedeckt sei. Die 

                                                 
1347 Voss, DStZ 1986, S. 107; Carl, Bund-Länderfinanzausgleich im Verfas-

sungsstaat, (1995), S. 79. Er betonte auch die Stellung des Staates als 

Personenverband und bezog das Aufkommen der Mitglieder auf diesen. Dieses 

Argument wurde schon von Hidien als nicht tauglich angesehen. Siehe hierzu: 

Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 GG, (1997), 

S. 103. 
1348 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (186 f.); a.A. Liebig, in: 

Elsner, (Hrsg.), Neue Alternativen des Länderfinanzausgleiches, (2002), S. 69 

(77). 
1349  So auch: Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 

(1997), S. 521; aber zu anderem Ergebnissen kommend: Peffekoven, FinArch, 

N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (187). 
1350 BVerfGE 72, 330 (346 f.); dem folgend: Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, 

(1987), S. 181 (187); Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 

Abs. 1 des GG, (1997), S. 110.  
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Zerlegung nach dem Wohnsitzprinzip sei nicht die Ausnahme, 

sondern Befolgung des Prinzips des örtlichen Aufkommens1351, 

weswegen die Wohnsitzanknüpfung eine konsequente Lösung 

darstelle1352. 

Für eine reine Wohnsitzanknüpfung könnte auch sprechen, dass die 

meisten öffentlichen Leistungen (auch von den auspendelnden 

Arbeitnehmern) am Wohnsitz konsumiert werden1353. Zum Teil 

werden zwar auch öffentliche Leistungen am Arbeitsort kon-

sumiert1354. Dies rechtfertige jedoch noch keine Reform der Zer-

legungsbestimmungen, zumal der idealtypische Bedarf über die 

Gewerbesteuer- und Körperschaftsteuerzerlegung gedeckt 

werde1355. 

Außerdem seien auch andere Länder von der Pendlerproblematik 

betroffen. Der Gesetzgeber habe bei der Schaffung des Zerlegungs-

gesetzes Kenntnis hiervon gehabt; dennoch habe er daraus keine 

Konsequenzen gezogen 1356 . Schließlich würden auch im Inter-

nationalen Steuerrecht Grenzgänger überwiegend im Wohnsitz-

                                                 
1351  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 

7. 
1352  Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (188). Insoweit 

widerspricht er sich, da er zunächst von der Korrektur des örtlichen 

Aufkommens und später von der Befolgung des Prinzips des örtlichen 

Aufkommens ausgeht. 
1353  Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (188); Carl, Bund-

Länder-Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1994), S. 78; Färber/Kühl/Alt, 

WD 4/2014, S. 267 (269). 
1354 Lenk/Kuntze, Neuordnung der föderalen Finanzverfassung nach 2019 unter 

besonderer Berücksichtigung der kommunalen Finanzausstattung, S. 30. 
1355 Färber/Kühl/Alt, WD 4/2014, S. 267 (269). 
1356 Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des GG, 

(1997), S. 110. 
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land besteuert werden1357. 

 

 

cc) Einwände gegen das Wohnsitzprinzip 

 

(1) Sonderrolle der Stadtstaaten 

Gerade im Bereich der Lohnsteuerzerlegung wird immer wieder 

und gestützt auf einschlägige Gutachten von den Stadtstaaten 

Hamburg und Bremen auf deren Sonderstellung im Vergleich zu 

den Flächenstaaten hingewiesen 1358 . Insbesondere die beiden 

Stadtstaaten Hamburg und Bremen wandten sich im Normen-

kontrollantrag gegen die Anknüpfung an das Wohnsitzprinzip, da 

sie sich durch die hohen Pendlerzahlen bei der Zerlegung nicht aus-

reichend berücksichtigt sahen. 

Nach der von Hamburg1359 vorgebrachten Sichtweise werde der 

besondere Status der Stadtstaaten in „willkürlicher“ Weise ver-

nachlässigt, da sie als Arbeitsstättenländer besondere Zusatz-

belastungen tragen: Nämlich die Kosten für Infrastrukturmaß-

nahmen, Verwaltung und Gerichte, Wirtschaftsförderungsmaß-

nahmen sowie Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen. Ein 

landesinterner Ausgleich sei – im Vergleich zu den Großstädten der 

Flächenländer – mangels landeszugehörigen Hinterlandes nicht 

                                                 
1357 Carl, Bund-Länder-Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1994), S. 79. 
1358  Kitterer weist in seinen Untersuchungen mehrmals auf die Diskrepanz 

zwischen Steuer- und Wirtschaftskraft hin; Kitterer, Finanzausgleich im 

vereinten Deutschland, (1994), S. 10 f.; Kitterer/Plachta, Reform des Bund-

Länder-Finanzausgleichs als Kernelement einer Modernisierung des deutschen 

Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 34 ff.  
1359  Ansicht von Hamburg BVerfGE 72, 330 (344 f.); Liebig, in: Elsner, 

(Hrsg.), Neue Alternativen des Länderfinanzausgleiches, (2002), S. 69 (79). Er 

geht von einer willkürlichen Verzerrung zu Lasten der Stadtstaaten aus. 
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möglich. Dies zeige sich vor allem an den wachsenden „existenz-

bedrohenden Finanzproblemen“, die nicht auf einer unsoliden 

Haushaltspolitik beruhen1360. 

 

Auch in der Literatur wird teilweise hervorgehoben, dass der 

Sonderstatus der Stadtstaaten bei der Zerlegung berücksichtigt 

werden sollte. Kitterer und Plachta1361 wenden beispielsweise ein, 

dass gerade bei der Lohn-steuerzerlegung die Stadtstaaten einen 

besonderen Teil des Steueraufkommens an die Nachbarländer 

verlieren würden. Die Pendlerströme hätten nicht nur Aus-

wirkungen auf die Länder, sondern auch [und gerade] auf die 

Ballungsgebiete. Dies gelte umso mehr für die Stadtstaaten, da die 

Flächenländer die Pendlerproblematik zum Teil durch den kom-

munalen Finanzausgleich kompensieren könnten. Demzufolge 

seien die Stadtstaaten als Städte ohne Umland anzusehen1362. 

Diese Betrachtungsweise hat weitreichende Konsequenzen. Denn 

sie führt erstens auf die schon anfangs angeführte Problematik 

zurück, inwieweit Bedarfselemente bei der horizontalen Verteilung 

berücksichtigt werden müssen. Zudem wird die Problematik der 

Einwohnerwertung, die eigentlich im Rahmen des Finanzaus-

gleiches bei der Finanzkraft schon nicht unumstritten ist, bei der 

                                                 
1360 Siehe bereits: § 2 III 2 b) aa) (1). 
1361 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 32; 

Renzsch, Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen 2019: Fünf 

Thesen und eine abschließende Anmerkung, in: Jahrbuch für öffentliche  

Finanzen 2013, 1. Aufl. (2013), S. 408 (415 f.). 
1362 Kitterer/Burckardt/Löwer/[et al.], Stadtstaaten im Finanzverteilungs-

system, in: Haller/Schönert, (Hrsg.), Stadtstaaten und Finanzausgleich, (2004), 

S. 23. Das Gewicht der Zerlegungssalden lasse sich entweder durch die 

Steuerbeiträge messen, die pro Einwohner an andere Länder abgeführt würden 

oder durch den Anteil des Zerlegungssaldos am örtlichen Aufkommen. 
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Zerlegung erneut ins Spiel gebracht1363.  

Gleichwohl ist fraglich, ob die Stadtstaaten bei der Zerlegung 

besonders berücksichtigt werden sollten. Hierbei stellen sich 

jedoch drei Fragen. (1) Wie lässt sich die Sonderstellung der 

Stadtstaaten bei der Zerlegung verfassungsrechtlich rechtfertigen? 

(2) Welchen Einfluss hat die finanzkraftbezogene Einwohner-

wertung, welche abstrakt den Finanzbedarf indiziert? (3) Auf 

welche Weise lässt sich diese Einwohnerwertung auf Zerlegungs-

prinzipien übertragen? 

Ausgehend von der verfassungsrechtlichen Einbindung müsste 

untersucht werden, ob und inwieweit die Sonderstellung gegen die 

föderale Gleichheit verstößt. Man kann sich auf den Standpunkt 

stellen, dass man von der grundsätzlichen Gleichheit der Länder 

ausgeht, mit der Folge, dass diese Ungleichbehandlung besonders 

zu rechtfertigen ist.  

Auch lässt sich aufgrund des Rückgriffs auf das örtliche Aufkom-

men in Art. 107 Abs. 1 GG argumentieren, dass tatsächlich keine 

Gleichbehandlung der Länder besteht, sondern vielmehr die Un-

gleichheit der Länder hinsichtlich des Lohnsteueraufkommens auf 

die normative Ebene der Verfassung hochgezont werde und auf 

diese Weise in eine rechtliche Ungleichheit transformiert 

werde 1364 . Insofern wäre eine besondere Berücksichtigung der 

Stadtstaaten angebracht.  

Gleichwohl können jedoch bei einer etwaigen Sonderrolle der 

Staatstaaten verfassungsrechtliche Bedenken auftauchen, wenn 

man die Sonderstellung der Stadtstaaten aus dem Sonderbedarf 

                                                 
1363  Zur Übersicht über den Streitstand: Schuppert, Zulässigkeit eines 

modifizierten Einwohnermaßstabes für die Stadtstaaten, in: Schmidt-

Trenz/Fonger, (Hrsg.), Bürgerföderalismus, 1. Aufl. (2000), S. 155 ff. 
1364 Pleyer, Föderative Gleichheit, (2005). S. 163 f. 
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ableitet1365. Die bereits oben erwähnten Argumente der „Spillins“, 

der erschwerten Messbarkeit sowie der Gebühren und gebühren-

ähnlichen Abgaben sprechen zudem gegen die Berücksichtigung 

von Bedarfselementen.  

Zu Recht stellt Schuppert1366 jedoch unter anderem die Frage nach 

dem richtigen Vergleichspaar: Sind die Stadtstaaten mit den 

Flächenstaaten, mit Großstadt-Metropolen oder mit anderen See-

hafenstädten zu vergleichen? Auch stellt sich die Frage nach dem 

Vergleichsobjekt (Differenzierungskriterium), welches sich aus 

der besonderen historischen, geographischen Lage, aber auch aus 

der stadtstaatenspezifischen Kostenhöhe und strukturbedingten 

Kosten der Aufgabenerfüllung ergebe. Auch habe noch die 

Vergleichsmethode Bedeutung.  

Die besondere Berücksichtigung der Stadtstaaten kann sich 

möglicherweise mit der Zentralitätsthese begründen lassen 1367 . 

Kitterer1368 begründet den Sonderstatus der Staatstaaten aufgrund 

ökonomischer Wertungen: Bei Flächenländern bestünden auch 

Ballungszentren, welche erst im Rahmen des kommunalen Finanz-

ausgleichs zur Frage führen, wie Großstädte mit wichtigen 

Zentralitätsfunktionen angemessen Berücksichtigung finden und 

ob die Einwohnerwertung das adäquate Mittel darstelle. Selbst, 

wenn man dies im Grundsatz akzeptiere, stelle sich immer noch die 

Frage, ob man diese Wertungen auch auf das Bund-Länder-

Verhältnis übertragen könne. Da die Stadtstaaten auch Staaten 

                                                 
1365  Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 107 Abs. 1 des  

Grundgesetzes, (1997), S. 82. 
1366 Schuppert, Zulässigkeit eines modifizierten Einwohnermaßstabes für die 

Stadtstaaten, in: Schmidt-Trenz/Fonger, (Hrsg.), Bürgerföderalismus, 1. Aufl. 

(2000), S. 155 ff. 
1367 Kitterer, Finanzausgleich im vereinten Deutschland, (1994), S. 5. 
1368 Kitterer, Finanzausgleich im vereinten Deutschland, (1994), S. 5. 
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darstellen, seien die Stadtgrenzen gleichzeitig auch Landesgrenze, 

so dass eine Abwanderung in das Umland nicht durch eine 

Ausdehnung durch Eingemeindung der Stadt kompensiert werden 

könne. Auf diese Weise entziehe jeder in das Nachbarland weg-

ziehende Einwohner aufgrund der Lohnsteuerverteilung nach dem 

Wohnsitzprinzip dem Stadtstaat einen Teil des Lohnsteuer- (sowie 

des Umsatzsteuer-)aufkommens. Gleichwohl nutzen die abge-

wanderten Einwohner die Stadtstaaten als Handels- und Dienst-

leistungszentrum.  

 

Ungeachtet dessen muss jedoch eine Überprivilegierung der 

Stadtstaaten vermieden werden. Denn sie genießen bereits beim 

Länderfinanzausgleich eine Sonderstellung. Jegliche Verzerrungen 

des örtlichen Aufkommens lassen sich zudem nicht beseitigen. 

Überdies ist die etwaige Sonderstellung der Stadtstaaten 

abzulehnen, da dies bereits mittelbar durch Heranziehung des 

Äquivalenzprinzips erfolgt. 

 

(2) Weitere Einwände 

Die jetzige Regelung der Zerlegung sei nach der Auffassung 

Hamburgs1369 auch deshalb willkürlich, da durch die Anknüpfung 

an das Wohnsitzprinzip ein Teil der Steuern den Staaten entzogen 

werde, der in diesen erwirtschaftet wurde. Mit dem Ansteigen des 

Lohnsteueraufkommens steige auch die Zahl der so genannten 

                                                 
1369  Ebenfalls: Wissenschaftlicher Beirat der Finanzen, Reform des 

bundesstaatlichen Finanzausgleichs, Gutachten, (1/2015), S. 28, abrufbar, 

unter: 

http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschuer

en_Bestell-service/2015-06-02-gutachten-bundesstaatlicher-

finanzausgleich.pdf?__blob=publicationFile&v=3, [zuletzt abgerufen, am: 

13.10.2015]. 
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Pendler, weil die in den Stadtstaaten arbeitenden Lohnsteuerzahler 

ihren Wohnsitz in umliegende Bundesländer verlegen1370 . Dies 

widerspreche dem in Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG verankerten Prinzip 

der örtlichen Wertschöpfung. Der Ort der Wertschöpfung sei nicht 

der Wohnsitzort, sondern der Arbeitsort.  

Die Einkommensteuerveranlagung, die an den Wohnsitzort an-

knüpfe, sei damit nicht vergleichbar 1371 , denn nicht die An-

knüpfung der Lohnsteuer sei systemwidrig, sondern die der 

Einkommensteuer. Die ohnehin geringe Bedeutung der 

Einkommensteuer führe zu Verzerrungen, die nicht auf die 

Zerlegung der Lohnsteuer Anwendung finden sollen 1372 . Das 

Wohnsitzprinzip erfasst zudem das Arbeitseinkommen nicht an 

seiner Quelle bzw. am Ort der Einkommensentstehung, sondern 

tendenziell am Ort der Einkommensverwendung1373. 

 

Teilweise1374 wird sogar davon ausgegangen, dass die Zerlegungs-

vorschriften das grundsätzlich geltende Prinzip der örtlichen 

Vereinnahmung nahezu in sein Gegenteil verkehren. Durch die 

Zerlegungsvorschriften werde ein Verfassungsprinzip nicht nur 

korrigiert, sondern durch ein anderes ersetzt. 

 

Gegen die Auffassung, die allein von der Abschöpfung der wirt-

                                                 
1370 Ansicht von Hamburg BVerfGE 72, 330 (343). 
1371 Ansicht von Hamburg BVerfGE 72, 330 (344). 
1372 Ansicht von Hamburg BVerfGE 72, 330 (344 f.). 
1373  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 46. 
1374  Zimmermann, Das System der kommunalen Einnahmen und die 

Finanzierung der kommunalen Aufgaben in der Bundesrepublik Deutschland, 

(1988), S. 31.  
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schaftlichen Leistungsfähigkeit des Zensiten ausgeht, könnte 

sprechen, dass sie sich nur auf die Besteuerung bezieht. Berück-

sichtigt man nur die Besteuerung selbst, so ergibt sich, dass der 

Grundsatz der individuellen Leistungsfähigkeit tragfähig für die 

Belastung des Steuerpflichtigen ist. Bei der Steuerzerlegung geht 

es jedoch nicht nur um die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 

Steuerpflichtigen. So ist gerade bei der Lohnsteuer-Zerlegung 

anerkannt, dass wirtschaftliche Konzentrationsprozesse und indivi-

duelle Entscheidungen des Steuerpflichtigen (Grenzpendler), aber 

auch unterschiedliche Abzugsformen (Quellenabzug) zu Verzer-

rungen führen, die durch die Zerlegung ausgeglichen werden 

müssen1375. Geht man hiervon als Motiv für die Zerlegung der 

Steuer aus, so ist die individuelle Leistungsfähigkeit Ausgangs-

punkt der Besteuerung und der Zuordnung nach dem örtlichen 

Aufkommen in Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG, aber nicht allein maß-

gebend. Hinzu treten weitere Kriterien, welche die Belastung des 

einzelnen Landes mit bestimmten Indikatoren bemessen und 

aufgrund dessen zu einer Zerlegung führen.  

 

Auch auf der Basis des Äquivalenzprinzips lässt sich gegen die 

alleinige Anknüpfung an das Wohnsitz-prinzip argumentieren: Ein 

Land wird seine Versorgung nur dann effizient auf die Bedürfnisse 

seiner Bürger abstimmen können, wenn der Kreis der Nutzer und 

Kostenverursacher auch zur Finanzierung dieses Angebots heran-

gezogen wird. Andersherum werden die Länder benachteiligt, die 

den Steuerertrag für eine arbeitsmarktorientierte Infrastruktur 

investieren, da sich die Erträge dieser Politik, die in der steigenden 

Wirtschaftskraft und Steuerkraft durch das Wohnsitzprinzip den 

                                                 
1375 Siehe bereits: § 1 C II 1 aa)-cc). 
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anderen Ländern zugutekommen1376. Aufgrund der beiden letzt-

genannten Argumente ist eine alleinige Anknüpfung an den 

Wohnsitzort abzulehnen, zumal der Zweck des Art. 107 Abs. 1 S. 

1 GG verfehlt wird. Ansonsten profitieren gerade die „Aus-

pendler“-Länder von den Infrastrukturleistungen der Wirtschafts-

metropolen. Auf der anderen Seite werden Anreize verhindert, in 

die eigene Infrastruktur zu investieren, da die positiven 

Bemühungen durch andere Länder abgeschöpft werden. Zu Recht 

kritisieren Kitterer und Plachta1377 daher in ihrem Gutachten, dass 

die Zerlegung nach dem Wohnsitzprinzip die Entfaltung des 

Standort- und Steuerwettbewerbs verhindere und damit ein 

Element zur Kontrolle der Effizienz regionaler und lokaler 

öffentlicher Leistungen ausschalte. 

 

  

                                                 
1376 So auch: Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 46. Zumal die allokationspolitischen Nachteile Dimensionen 

erreichen wie es bei den Stadtstaaten Bremen und Hamburg der Fall ist. 

Kitterer, Bundesstaatsreform und Zukunft der Finanzverfassung, (2007), S. 7, 

abrufbar unter: http://www.econstor.eu/bitstream/10419/23264/1/FiFo-CPE-

DP_07-3.pdf., [zuletzt abgerufen, am: 13.10.2015]. Er drückt dies überspitzt 

aus: Das Wohnsitzprinzip begünstige die Schaffung von Schlafplätzen. 

Renzsch, Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen 2019: Fünf 

Thesen und eine abschließende Anmerkung, in: Jahrbuch für öffentliche 

Finanzen 2013, 1. Aufl. (2013), S. 408 (415 f.). Er bezieht seine Argumente im 

Wesentlichen nur auf die Stadtstaaten. 
1377 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 46 

f. 
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dd) Aufteilung der Lohnsteuer1378 

Eine weitere Möglichkeit, die in Betracht kommt, ist die 

anteilsmäßige Berücksichtigung des Wohnsitz- und des Betriebs-

stättenprinzips. Auch hier lassen sich die Argumente einordnen, die 

auf dem Grundgedanken fiskalischer Äquivalenz aufbauen1379:  

 

(1) Äquivalenzgesichtspunkte 

Zwar sei der Steuerschuldner der Einkommensteuer (einschließlich 

der Lohnsteuer) der Arbeitnehmer, da bei ihm der Einkommens-

verlust zugunsten des Staates eintrete; aber aus dem Prinzip der 

fiskalischen Äquivalenz ergebe sich, dass auch Äquivalenzbe-

ziehungen zum Ort der Wertschöpfung bestehen, die zwar eine 

alleinige Anknüpfung an das Betriebsstättenprinzip nicht zuließen, 

aber für eine hälftige Aufteilung  sprechen1380.  

Auch sei der vollständige Ausschluss der Länder, die Arbeitsplätze 

zur Verfügung stellen, aus anreizpolitischen Gründen unvorteil-

haft1381 . Eine engere fiskalische Bindung zwischen den Unter-

                                                 
1378  Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des 

Solidarpakts II und Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 42. 
1379 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 104; Homburg, FinArch, N.F. Bd. 51, (1994), 

S. 312 (327). Jedoch ohne ausdrückliche Erwähnung. 
1380 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 521. 

Der Äquivalenzcharakter der zwischen den Ländern zu verteilenden Steuern 

sei nicht pauschal, sondern differenziert nach den einzelnen Steuerarten zu 

bestimmen (S. 515). Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche 

Probleme der Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im 

vereinten Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 104; Weiß/Münzenmaier, WD, 

10/2014, S. 732. Sie weisen hierbei auf die Probleme bei der Ausgestaltung des 

Arbeitsstättenprinzips hin. Denn nicht immer werde die Lohnsteuer am Ort der 

Betriebsstätte erhoben, sondern auch am Ort der Lohnsteuerzentrale. 
1381 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 522; 

Homburg, FinArch, N.F. Bd. 51, (1994), S. 312 (327); Kröning, ZRP 1997, 
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nehmen und dem Land des Unternehmensstandortes wäre 

wünschenswert. Auf der anderen Seite erhalten auch die Wohnsitz-

länder eigene Steuereinnahmen, mit denen sie Infrastrukturauf-

wendungen für die Schaffung von Arbeitsplätzen und eines 

attraktiven Wohnumfeldes schaffen könnten1382. 

Folgende Erwägungen stützen die Aufteilung der Lohnsteuer: 

Arbeitsplatzzentren sollten nicht künstlich in ihrer Finanzkraft 

geschwächt werden, um sie dann durch einen Ausgleichs-

mechanismus wieder zu stärken, der zunehmend delegitimiert und 

quantitativ reduziert sei1383. 

Des Weiteren würde die Aufteilung der Pendler-Problematik 

gerecht werden: Denn die Länder halen öffentliche Leistungen vor, 

die auch den Einpendlern zugutekämen; zwar stünden den Stadt-

staaten auch Spillins gegenüber, die sich möglicherweise 

ausgleichen, jedoch werden die Wohnsitzländer durch die 

anderweitig gelegenen Arbeitsstätten insgesamt entlastet1384.  

Teilweise1385  wird eingewendet, dass empirische Anhaltspunkte 

darüber fehlten, in welchem Ausmaß Pendler Infrastruktur-

aufwendungen in Anspruch nehmen bzw. welche Kosten hierfür 

entstehen. Insofern sei die „Teilzerlegung“ willkürlich und der 

wertschöpfungsorientierten Steuerzerlegung unterlegen.  

                                                 
S. 442 (443). 
1382  Zu dem Argument: Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-

Finanzausgleichs als Kernelement einer Modernisierung des deutschen 

Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 47. 
1383 Elsner, in: Elsner, (Hrsg.), Neue Alternativen des Länderfinanzausgleiches, 

(2002), S. 9 (17). 
1384 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 523; 

a.A. Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (188). 
1385  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 47. 
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Isoliert betrachtet hat die Auffassung einiges für sich, wenn man 

jeweils auf den konkreten Nutzen oder die Kosten für die 

Inanspruchnahme der Leistungen abstellt. Die Vertreter dieser 

Auffassung stellen sich jedoch in dieser Weise in Widerspruch zu 

ihrer eigenen Auffassung – nämlich der wertschöpfungs-

orientierten Sichtweise –, denn sie führen zur Begründung ihrer 

eigenen Auffassung die konkreten Nutzen bzw. Kosten der 

Inanspruchnahme der öffentlichen Leistungen im Betriebs-

stättenland an.  

Lehnt man dieses Begründungselement ab, weil keine empirischen 

Daten vorliegen, so darf das gleiche Argument auch nicht für die 

eigene Auffassung herangezogen werden. Dem Argument, das 

davon ausgeht, dass die Aufteilung willkürlich und deshalb der 

wertschöpfungsorientierten Sichtweise unterlegen sei, ist damit der 

Boden entzogen. 

Eng mit den Äquivalenzüberlegungen verbunden sind auch 

Gesichtspunkte der Transparenz. Gerade die Stadtstaaten müssten 

sich Gedanken machen, ob die Ansiedlung eines Unternehmens die 

gewünschten Effekte habe und auch zu einer Erhöhung der eigenen 

Steuerkraft führe oder ob nicht das gesamte Steueraufkommen an 

den Bund und die umliegenden Flächenländer abfließe. Die Effekte 

würden durch den anschließenden Umsatzsteuervorweg- und 

Länderfinanzausgleich noch weiter verschleiert1386. 

 

  

                                                 
1386  Grundlegend: Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des 

bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 16 f. 
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(2) Hälftige Aufteilung 

In Betracht kommt zunächst eine hälftige Aufteilung wie sie unter 

anderem von Korioth1387 und in jüngst in einem Gutachten von 

Feld1388  im Jahre 2013 vertreten wird. Die hälftige Aufteilung 

variiert im Einzelfall sowohl auf der Begründungsebene als auch 

im Hinblick auf die Intensität. Letzteres Unterscheidungskriterium 

bezieht sich auf die Frage, ob die gesamte Einkommensteuer 

(erhöhter Aufteilungsgrad) oder nur die Lohnsteuer aufgeteilt 

werden soll (geringer Aufteilungsgrad). Die hälftige Aufteilung der 

Einkommensteuer lässt sich mit der Erwägung begründen, dass die 

verschiedenen Formen der Einkommensteuer nicht unterschiedlich 

behandelt werden sollten1389.  

 

Für die hälftige Aufteilung bestehen mehrere Begründungs-

linien1390. Dabei wird teilweise1391 die Auffassung des Bundesver-

                                                 
1387 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 521 

ff; Homburg, FinArch, N.F. Bd. 51, (1994), S. 312 (327); Kröning, ZRP 1997, 

S. 442 (443); Ekardt/Buscher, DöV 2007, S. 89 (94); a.A. Carl, Bund-Länder-

finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1994), S. 78 f.; Kirchhof, Der 

Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als Ergänzung fehlender und 

als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 7. 

Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 33, 57. Die Autoren wenden sich vor 

allem auch gegen eine reine Berücksichtigung des Betriebsstättenorts. 
1389 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 522. 
1390 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 522 

f.; Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 57. Im Gutachten wird nur auf einen 

„prozentualen Schlüssel“ eingegangen. Eine konkrete Aufteilung erfolgt 

jedoch nicht (S. 33). In diesen wird jedoch nicht immer deutlich, ob sich die 

Begründung auf die Aufteilung oder auf die „hälftige“ Aufteilung bezieht 
1391  Wieland, DVBl. 1992, S. 1181 (1188); Korioth, Der Finanzausgleich 

zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 522. 
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fassungsgerichts 1392  für den Gestaltungsspielraum bezüglich 

beider Anknüpfungspunkte herangezogen. Danach entspreche 

diese Aufteilung am ehesten der doppelten Eigenart der Bundes-

länder als Personenverband und als Gebietskörperschaft. 

Andere 1393  verweisen nur darauf, dass beide Abgabenkonzepte 

(Wohnsitz und Betriebsstätte) ihre Berechtigung hätten und dabei 

ihrer Bedeutung entsprechend hälftig aufgeteilt werden sollten. Es 

wird auch deshalb eine hälftige Aufteilung des Lohnsteuerauf-

kommens vorgeschlagen, weil hierdurch eine aufgabengerechte 

Finanzausstattung in den einzelnen Ländern erreicht werden soll. 

Korioth1394 geht nur davon aus, dass öffentliche Leistungen „in 

erheblichem Maße“ auch von den Einpendlern in Anspruch 

genommen würden. Eine alleinige Anknüpfung an das Betriebs-

stättenprinzip oder an die Wirtschaftskraft lasse jedoch außer Acht, 

dass auch das Wohnsitzland Infrastruktur (Erschließung, Kranken-

häuser, Schulen) zur Verfügung stelle1395. Er erwägt daher einen 

„Mittelweg zwischen Wohnsitz- und Betriebsstättenprinzip“.  

 

Die Begründungsansätze unterscheiden sich überdies noch in der 

Umsetzung. Während Korioth1396 die vollständige Aufteilung der 

Einkommensteuer durch Schaffung einfachen Bundesrechts auf 

der Basis von Art. 107 Abs. 1 S. 3 GG durchführen will, geht 

                                                 
1392 BVerfGE 72, 330 (392). 
1393 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 104. 
1394 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 521 

ff. 
1395  Ebenso: Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des 

bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 34. 
1396 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 522. 
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Wieland 1397  davon aus, dass hierfür eine Verfassungsänderung 

notwendig sei. 

Die Lohnsteuerzerlegung indes kann ohne Verfassungsänderung 

geändert werden. Sie basiert auf Art. 107 Abs. 1 S. 2 GG. Etwas 

anderes gilt, wenn man die Einkommensteuer zerlegen will1398.  

 

(3) Aufteilung nach anderen Quoten  

Broer1399 beschreitet einen anderen Weg. Er wendet als Maßstab 

der Zerlegung die tägliche Aufent-haltsdauer eines Pendlers in der 

Wohnsitz- bzw. Betriebsstättengemeinde an. Überdies geht er 

davon aus, dass sich der Pendler acht Stunden an 220 Arbeitstagen 

am Arbeitsstättenort befindet. Daraus ergebe sich, dass der Pendler 

mit dem Faktor 0,2 versehen würde.  

 

Betriebsstättenfaktor:    F= ( 
220

365
) x (

8ℎ

24ℎ
) 

 

Das Aufkommen ermittle sich durch die Differenz zwischen der 

Zahl der Ein- und Auspendler eines jeden Bundeslandes mit der 

Lohnsteuerzahlung eines jeden Pendlers. Diese werde mit dem 

Bruttolohn von 40692 € multipliziert. Der Autor geht dabei von der 

Lohnsteuerklasse I aus, um eine Unterschätzung zu vermeiden. 

Diese genaue Aufteilung nach Quoten ist zwar auf dem ersten 

Blick einleuchtend. Sie kann für sich geltend machen, dass sie 

vereinfachende Kriterien verwendet. Insofern steht sie auf der 

                                                 
1397 Wieland, DVBl. 1992, S. 1181 (1188). „de constitutione ferenda“. 
1398 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 104; Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für 

eine Reform des bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 33. 
1399 Broer, WD 4/2014, S. 258 (260). 
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Linie der Rechtsprechung. Gleichwohl ist sie erheblichen 

Einwänden ausgesetzt. Denn sie macht nicht hinreichend deutlich, 

warum die Arbeitszeit des Arbeitnehmers von acht Stunden zu 

einer „Dauerinanspruchnahme“ öffentlicher Leistungen führt. Die 

Verkehrsinfrastruktur z.B. wird nur beim Ein- bzw. Auspendeln 

genutzt. Selbst, wenn man die Parkzeit berücksichtigt, ist damit 

nicht gesagt, dass öffentliche Parkplätze genutzt werden. 

Wahrscheinlicher ist, dass der Arbeitnehmer Parkplätze auf dem 

Betriebsgelände nutzt1400. Auch die Nutzung anderer öffentlicher 

Leistungen ist wohl während der Arbeitszeit nicht möglich. Eine 

genaue Bestimmung der Quote im Verhältnis 20% (Arbeitsstätte) 

und 80% (Wohnsitzland) erscheint daher nur auf dem ersten Blick 

plausibel und ist daher abzulehnen1401.  

Die hälftige Aufteilung vermittelt zwischen den beiden ökono-

mischen Zurechnungsgrößen fiskalischer Äquivalenz und ist auch 

mit der Auffassung des Bundesverfassungsgerichts vereinbar, die 

von der doppelten Qualität der Länder als Gebietskörperschaften 

und Personenverbänden ausgeht1402.  

Gleichwohl wird erkannt, dass die Aufteilung zu Nachteilen für die 

Flächenstaaten, die die Stadtstaaten umgeben, führt; denn das 

Stadt-Land-Gefälle wird dadurch erhöht. Daraus lassen sich jedoch 

keine finanzausgleichsrechtlichen Argumente entnehmen, denn 

                                                 
1400  Wieland, Finanzverfassung, Steuerstaat und föderaler Ausgleich, in: 

Badura/Dreier, (Hrsg.), FS 50 Jahre BVerfG, Bd. II, 2001, S. 771 (788 f.); 

Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des Solidarpakts 

II und Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 41 ff. 
1401 Probleme ergeben sich zudem in den Fällen, in denen der Arbeitnehmer 

Überstunden macht oder halbtags arbeitet. Keine Berücksichtigung findet auch 

die Überlegung, dass der Arbeitnehmer von zu Hause arbeitet und demnach nur 

ein paar Mal im Jahr die „öffentlichen Infrastrukturleistungen“ tatsächlich nicht 

nutzen kann. 
1402 BVerfGE 72, 330 (392).  
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diese Stufe nimmt die Einnahmedifferenzen der Länder bewusst 

hin, was sich auch aus dem Trennungsprinzip ergibt. Besondere 

Finanzbedarfe werden auf den anderen Stufen des 

Finanzausgleiches insbesondere bei der Umsatzsteuerverteilung 

und bei den Bundesergänzungszuweisungen berücksichtigt1403. 

 

ee) Zuschlagssystem bzw. Wertschöpfungsbesteuerung  

Kitterer und Plachta1404 gehen davon aus, dass die Zerlegung nicht 

alle Probleme lösen könne und schlagen daher als alternatives 

Modell entweder die Schaffung eines Zuschlagssystems der 

Länder zur Einkommen- und Körperschaftsteuer oder die Ein-

führung einer Wertschöpfungsbesteuerung – auf der Ebene der 

Länder und Kommunen – vor. Die Eigenständigkeit der Länder 

und die Abgeltung länderspezifischer Leistungen mache es erfor-

derlich, dass man sich von der „strengen Fessel“ des Verbund-

systems löse und die Autonomie der Gliedstaaten durch eigene 

Besteuerungsmöglichkeiten stärke. Diese Auffassung führt zur 

„Global-Äquivalenz“, weil Entscheidung, Einnahmen und Aus-

gaben kongruent sind und anreizorientierte Strukturen schaffen. 

Dieser Überlegung ist jedoch entgegen zu halten, dass sie nicht 

ohne eine verfassungsrechtliche Änderung auskommt1405, während 

die Schaffung von anderen Zerlegungsvorschriften gegebenenfalls 

in Verbindung mit Zuschlagsrechten auch durch den einfachen 

Gesetzgeber möglich ist1406. 

                                                 
1403 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 523. 
1404  Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als 

Kernelement einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. 

(2008), S. 47. 
1405  In diesem Fall müssten die Länder die steuerliche Gesetzgebungs-

zuständigkeit bei den Landessteuern erhalten. 
1406 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 
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ff) Weitere Zerlegungsvorschläge 

Nach einer teilweise vertretenen Auffassung 1407  sollen die 

Verbundsteuern nach der Einwohnerzahl verteilt werden, wenn die 

Steuerverteilung (und damit auch die Verteilung der Einkommen-

steuer nach Art. 106 Abs. 3 GG) nicht der regionalen Wert-

schöpfung folge. 

Hintergrund dieser Auffassung ist auch hier die „tatsächliche 

Steuerkraft“ als Orientierungsgröße. Entsprechende Zerlegungs-

regeln sollen sich dabei an die originäre Steuerkraft annähern. Da 

jedoch der Begriff der „tatsächlichen Steuerkraft“ interpretations-

bedürftig sei, müsse danach gefragt werden, mit welcher ökono-

mischen Größe eine bestimmte Steuer verbunden sei. Bei 

Verbundsteuern werde die Steuerzahlungskraft durch die regionale 

Wertschöpfung möglichst gut erfasst (Einkommen- und Körper-

schaftsteuer knüpfen an die Entlohnung der im Wertschöpfungs-

prozess eingesetzten Produktionsfaktoren an)1408.  

Diese Auffassung wäre jedoch mit der jetzigen verfassungs-

rechtlichen Regelung nicht vereinbar, da sie weder vom Zweck 

noch vom Wortlaut des Art. 107 Abs. 1 S. 1 und S. 2 GG gedeckt 

wäre. 

Ein weiteres Zerlegungsmodell kommt aus der Schweiz1409. Es 

                                                 
Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1.Aufl. (1993), S. 102 ff. 
1407 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 102.  
1408 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 102. 
1409 Eichenberger, Bessere Politik für die Schweiz, Schweizer Monatshefte Nr. 

980, (2010), S. 30 (31). 
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sieht vor, dass die (Einkommens-)Steuer des Pendlers hälftig 

zwischen Wohnsitzort und Betriebsstätte aufgeteilt wird. Die 

Besonderheit besteht jedoch darin, dass nicht nur die Steuern des 

Betroffenen aufgeteilt werden, sondern auch das Wahlrecht. Für 

diesen Vorschlag könnte sprechen, dass der Bürger an dem Ort, an 

dem die Steuern anfallen, auch ein Mitbestimmungsrecht hat. 

Dieser Vorschlag basiert auf äquivalenztheoretische Über-

legungen. Eichenberger 1410  führt hierzu aus, dass hierfür der 

Spielraum für öffentliche Angebote bestehe, weitere Anreize für 

eine arbeitsmarktorientierte Politik geschaffen würde und eine 

Ausrichtung der öffentlichen Leistungen an die Pendler erfolge. 

Teilweise 1411  wird vorgeschlagen, dass die zu erfüllenden 

Aufgaben und Kosten bei der Zerlegung auch bei der 

wertschöpfungsorientierten Sichtweise berücksichtigt werden 

sollten. Diese Überlegung ist jedoch abzulehnen, da sie durch die 

Bedarfsberücksichtigung den erwähnten Zwecken des Art. 107 

Abs. 1 S. 1 GG widerspricht und nicht zur angestrebten Anreiz-

orientierung beitragen würde.  

 

Die Aufteilung der Lohnsteuer ist aus verschiedenen Gründen zu 

befürworten. Diese Argumente lassen sich im Wesentlichen auf die 

beiden Leitprinzipien der Steuerverteilung zurückführen. Die 

Indikatoren des Leistungsfähigkeitsprinzips weisen auf die 

Erwirtschaftung der Steuer hin. Der Ort der Erwirtschaftung liegt 

jedoch bei der Arbeitsstätte. Auch das Äquivalenzprinzip, das die 

Vorteile und Nutzen des Steuerpflichtigen „abschöpft“, weist auf 

                                                 
1410 Eichenberger, Bessere Politik für die Schweiz, Schweizer Monatshefte Nr. 

980, (2010), S. 30 (31). 
1411  Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des 

Solidarpakts II und Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 42. 
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die Arbeitsstätte hin. Beide Prinzipien sind jedoch nicht hierauf 

beschränkt. Sie berücksichtigen ebenfalls den Nutzen des 

Steuerpflichtigen am Wohnort. Eine Aufteilung der Lohnsteuer 

basiert daher auf den beiden Prinzipien. Inwieweit die Prinzipien 

gewichtet werden sollen, ist jedoch Sache des Gesetzgebers. In 

dieser Arbeit wird aus Praktikabilitätsgründen eine hälftige 

Aufteilung erwogen. 

 

4. Die Zerlegung der Einkommensteuer 

Nicht nur die Zerlegung der Lohnsteuer (als besondere Erhebungs-

form der Einkommensteuer) wird in der Literatur vielfach kritisiert. 

Gleiches gilt auch für die fehlende Zerlegung der Einkommen-

steuer, die grundsätzlich am Wohnsitz des Steuerpflichtigen 

erhoben wird (§ 19 AO). Auf die Einkommensteuer wird deshalb 

genauer Bezug genommen, weil hier noch ein zusätzliches 

Argument hinzutritt: 

Die Einkommensteuer fällt wie bereits erwähnt auch bei 

unternehmerischer Betätigung nach den §§ 15-17 EStG am 

Wohnsitz der Steuerpflichtigen an. Gleiches gilt bei der 

selbständigen Tätigkeit gemäß § 18 EStG und der Vermietung und 

Verpachtung nach § 21 EStG. Die Körperschaftsteuer hingegen 

fällt am Sitz der Betriebsstätte an. Wechselt die Gesellschaft ihre 

Rechtsform, so verändert sich das Steueraufkommen der 

beteiligten Länder. Die Aufkommensverluste im Land des Gesell-

schaftssitzes treten unabhängig von der Wirtschaftspolitik des 

Landes auf, wenn sich die Kapitalgesellschaft in eine Personen-

gesellschaft umwandelt (Privilegierung der Wohnsitzländer). Die 

regionale Verteilung und die Beteiligung eines Landes hängen also 



 

436 

 

letztlich von der Wahl der Rechtsform des Unternehmens ab1412. 

Die Doppelanknüpfung der Einkommensteuer an den Wohnsitz- 

und Betriebsstättenort hat daher einen entscheidenden Vorteil. 

Denn sie führt zur Verringerung – wenn auch nicht zur voll-

ständigen Gleichstellung – der unterschiedlichen Besteuerung von 

Personen- und Kapitalgesellschaften 1413 . Eine Mitberücksichti-

gung des Wohnsitzes ist auch deshalb sinnvoll, weil der Mitunter-

nehmer auch die Infrastrukturleistungen am Wohnsitzort nutzt1414. 

Dass die alleinige Ausrichtung am Wohnsitzprinzip willkürlich 

erscheint, kann man auch beim Vergleich mit der Gewerbe- und 

Körperschaftsteuer erkennen. In beiden Fällen wird der Gewinn 

                                                 
1412 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 101; Wissenschaftlicher Beirat der Finanzen, 

Reform des bundesstaatlichen Finanzausgleichs, Gutachten, (1/2015), S. 28, 

abrufbar, unter: http://www.bundesfinanzministerium.de /Content/DE 

/Downloads/Broschueren_Bestellservice/2015-06-02-gutachten-bundes-

staatlicher-finanzausgleich.pdf?__blob =publicationFile&v=3, [zuletzt 

abgerufen, am: 13.10.2015]; a.A. Wendt, Aussprache, in: VVDStRL 52 

(1993), S. 162 (163). Er hat anfangs noch aufgrund der Pflege eigener Steuer-

quellen eher für die grundsätzliche Beibehaltung des örtlichen Aufkommens 

gestimmt. Später weist er auf die Nachteile des bestehenden Systems hin: 

Wendt, Finanzhoheit und Finanzausgleich, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR 

VI, 3. Aufl. (2008), § 139 Rn. 87; Wendt, Die „eigene“ Finanzausstattung der 

Länder im System der Steuerverteilung und des Finanzausgleichs, GS 

Burmeister, (2005), S. 457 (462). 
1413  Zur Problematik: Henke/Schuppert, Rechtliche und 

finanzwissenschaftliche Probleme der Neuordnung der Finanzbeziehungen 

von Bund und Ländern im vereinten Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 101. 
1414 Elsner, in: Elsner, (Hrsg.), Neue Alternativen des Länderfinanzausgleiches, 

(2002), S. 9 (17); Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 210; bezüglich der 

Lohnsteuer: Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 

(1997), S. 521; Wendt, Finanzhoheit und Finanzausgleich, in: 

Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR VI, 3. Aufl. (2008), § 139 Rn. 87; Kube, Der 

bundesstaatliche Finanzausgleich, Gutachten, (2011), S. 53; Ekardt/Buscher, 

DöV 2007, S. 89 (94). 
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nach der Betriebsstätte aufgeteilt. Bei der Gewerbesteuer spielt 

grundsätzlich die Rechtsform keine Rolle1415. Bei einer Personen-

gesellschaft jedoch wird an den Wohnsitz der Mitunternehmer 

angeknüpft1416. 

 

5. Die Zerlegung sonstiger Steuern 

 

a) Die Zerlegung der Kapitalertragsteuer 

Bei der Kapitalertragsteuer existieren kaum Reformvorschläge. In 

der Literatur steht meist1417 auch nicht der Verteilungsmaßstab im 

Zentrum der Kritik, sondern vielmehr, dass nur ein bestimmter Teil 

der Kapitalerträge von § 8 ZerlG erfasst wird. Erwogen wird daher, 

dass auch Kapitalerträge auf Gewinnausschüttungen aus 

Eigenkapitalüberlassungen bzw. hierzu gleichgestellte aperio-

dische Vorgänge gemäß § 20 EStG künftig zerlegt werden 

könnten.  

Dafür spricht auch, dass im Jahre 2011 das Abzugsverfahren mit 

dem OGAW-IV-Umsetzungsgesetz verändert wurde. Die Kredit-

institute tragen jetzt die Verantwortung für den Einbehalt der 

                                                 
1415 Die Privilegierungen der Personengesellschaft im Rahmen von § 35 Abs. 

1 Nr. 2 EStG und § 11 Abs. 1 Nr. 1 GewStG bleiben vorliegend 

unberücksichtigt. 
1416 Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des 

bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 6, 50 (vor allem 

bezüglich des Einkommen- und Körperschaftsteuerzuschlages).  
1417  Hechtner, Ökonomische Anreizwirkungen im bundesstaatlichen 

Finanzausgleich, (2013), S. 16 f.; abrufbar unter: 

http://edocs.fuberlin.de/docs/servlets/MCRFileNodeServlet/FUDOCS_deriv

ate_000000002798/discpaper15_2013.pdf;jsessionid= 

F5CE1B082CE896AF3A3C0E2E65DC2054?hosts=, [zuletzt abgerufen, am: 

13.10.2015]. 
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Kapitalertragsteuern und haben auch die Informationen über die 

örtliche Zuordnung der Steuern beim Gläubiger. 

Der Sachverständigenrat1418 plädiert für eine Zerlegung der nicht 

veranlagten Kapitalertragsteuer nach dem Betriebsstättenprinzip. 

Der Vorschlag beruht auf dem Gedanken, dass das Aufkommen 

meist in dem Land anfällt, in welchem die Gesellschaft ansässig ist. 

Dies sei bei Konzernen mit vielen Tochterunternehmen und 

Betriebsstätten typischerweise der Ort der Konzernzentralen1419. 

In eine ähnliche Richtung weist auch die Anfrage einer 

Bundestagsabgeordneten1420. Die Frage bezog sich darauf, warum 

nicht auch eine Zerlegung der Gewinne von Kapitalgesellschaften 

nach § 20 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG erfolgen könne. Die Bundes-

regierung bejahte zwar grundsätzlich die Möglichkeit, verwies 

jedoch darauf, dass die Initiative vom Bundesrat ausgehen müsse. 

Teilweise wird darauf hingewiesen, dass die Kapitalertragsteuer 

sich nicht regional radizieren lasse1421. Dass dies nicht zutrifft, 

wurde bereits an anderer Stelle nachgewiesen. 

 

b) Die Zerlegung der Erbschaftsteuer 

Die horizontale Verteilung der Erbschaftsteuer wird in der Literatur 

ebenfalls selten diskutiert. Die oberflächliche Befassung basiert 

                                                 
1418 Schmidt/Bofinger/Feld/[et al.], Sachverständigenrat, Mehr Vertrauen in 

Marktprozesse, (2014/2015) S. 360, Rn. 682. 
1419 Schmidt/Bofinger/Feld/[et al.], Sachverständigenrat, Mehr Vertrauen in 

Marktprozesse, (2014/2015) S. 334, Rn. 623. 
1420  BT-Plenarprotokoll 17/227, S. 28373 (B), Anlage 26, Antwort des 

Parlamentarischen Staatssekretärs Koschyk auf die Frage der Abgeordneten 

Höll. 
1421  Wendt, Die „eigene“ Finanzausstattung der Länder im System der 

Steuerverteilung und des Finanzausgleichs, GS Burmeister, (2005), S. 457 

(463). 
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zum Teil auf der Vorstellung, dass das Aufkommen der 

Erbschaftsteuer als Landessteuer nicht in dem Ausmaß streut wie 

das der Einkommen- oder Körperschafsteuer1422. Denn – so wird 

argumentiert – von den Landessteuern gingen keine relevanten 

Spillover-Effekte aus, die durch einen anderen Verteilungsmaßstab 

als den des örtlichen Aufkommens ausgeglichen werden müssten. 

Insoweit würde die Verteilungsentscheidung des Art. 107 Abs. 1 S. 

1 GG ökonomischer Effizienz entsprechen. Dies könne auf der 

Ebene der Plausibilität vermutet werden1423. Dies wird jedoch nicht 

von allen gesehen. Teilweise 1424  wird vorgeschlagen, dass die 

Erbschaftsteuer zentralisiert werden, also auf den Bund übertragen 

werden soll, weil das Aufkommen der Erbschaftsteuer aufgrund 

des progressiven Tarifs stark zwischen den Ländern streue. Die 

Streuung widerspreche dem politischen Ziel einer gleichmäßigen 

Pro-Kopf-Finanzausstattung der Länder.  

Kritisch wird vor allem die Zuständigkeitsverteilung im 

Erbschaftsteuergesetz gesehen. § 35 ErbStG knüpft die örtliche 

Zuständigkeit des Finanzamts an den Wohnsitz (§§ 19, 20) des 

Erblassers/Schenkers zum Zeitpunkt der Zuwendung an. 

Begründen lässt sich die Zuordnung zum Erblasser damit, dass ein 

Erbfall nur von einem Finanzamt geregelt werden soll. Von 

                                                 
1422 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 515 

f. Die Landessteuern nach Art. 106 II GG zeichne durchweg ein im Vergleich 

zu den Bundessteuern geringes regionales Aufkommensgefälle aus.  
1423 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 99. 
1424 Schmidt/Bofinger/Feld/[et al.], Sachverständigenrat, Mehr Vertrauen in 

Marktprozesse, (2014/2015) S. 360, Rn. 682; Schick, WD 2004, S. 230 (234 

f). Mecklenburg-Vorpommern erreiche 5% des Bundesdurchschnitts und 

Hamburg über 200%. Als Ausgleich für die Zentralisierung komme eine 

Erhöhung des Länderanteils an der Umsatzsteuer  in Betracht. 
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geringerer Bedeutung ist hierbei die sinnvolle Einnahmen-

verteilung zwischen den Ländern1425.  

Verschärft wird die Problematik bei ausländischen Erblassern und 

inländischen Erben, die über mehrere Länder verteilt sind1426. Die 

Einnahmenverteilung hängt bei der Zuständigkeit mehrerer 

Finanzämter davon ab, an welchem Ort sich der wertvollste 

Vermögensteil befindet,  §§ 35 Abs. 4 ErbStG, 19 Abs. 2 AO1427. 

Hieran zeigt sich, dass die Einnahmenverteilung stark vom Zufall 

abhängt. Noch schwerer wiegt indes folgende Erwägung: Obwohl 

die Erbschaft- und Schenkungsteuer als Bereicherungssteuer den 

Zufluss beim Erwerber erfasst, wird die Steuer in dem Land 

erhoben, in dem der Erblasser wohnt. Dies hat zur Folge, dass die 

Steuer als Steuer auf die Vermögensfortgabe und nicht auf den 

Vermögensempfang gedeutet wird, was sich zudem negativ auf die 

finanzschwächeren Länder auswirkt 1428 . Die Zuständigkeits-

vorschrift hält sich jedoch im Rahmen der Gestaltungsfreiheit des 

Gesetzgebers. Denn es besteht kein Grundsatz, wonach der Gesetz-

geber die Zuständigkeit zwingend am Ort des wirtschaftlichen 

Werts oder am Ort der besteuerten wirtschaftlichen Leistung 

ausrichten muss 1429 . Dennoch könnte diese Vorschrift eine 

                                                 
1425 Schmidt/Bofinger/Feld/[et al.], Sachverständigenrat, Mehr Vertrauen in 

Marktprozesse, (2014/2015) S. 335, Rn. 624. 
1426 Schmidt/Bofinger/Feld/[et al.], Sachverständigenrat, Mehr Vertrauen in 

Marktprozesse, (2014/2015) S. 335, Rn. 624. 
1427 § 35 Abs. 4, § 2 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 3 ErbStG,. Meinke, ErbStG, 16. Aufl. 

(2012), § 35 Rn. 7; Jülicher, in: Troll/Gebel/Jülicher (Hrsg.), ErbStG, 48. 

Aufl. (2014), § 35 Rn. 12; Pahlke, in: Fischer/Jüptner/Pahlke/Wachter, 

(Hrsg.), ErbStG, 4. Aufl. (2012), § 35 Rn. 30. 
1428  Zur Problematik: Meincke, ErbStG, 16. Aufl. (2012), § 35 Rn. 1; 

Schmidt/Bofinger/Feld/[et al.], Sachverständigenrat, Mehr Vertrauen in 

Marktprozesse, (2014/2015) S. 335, Rn. 624. 
1429 Maunz, in: Maunz/Dürig, (Hrsg.), GG, 73. EL (2014), Art. 107 Rn. 24. Der 
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Zerlegung notwendig machen. Einzig der Verwaltungsaufwand bei 

der Zerlegung stünde wohl außer Verhältnis zu den Erträgen aus 

der Erbschaftsteuer1430. 

 

6. Die Verteilung der Umsatzsteuer 

Auch bei der Umsatzsteuerverteilung werden unterschiedliche 

Ansätze vertreten. Im folgenden Abschnitt werden die 

Auffassungen hierüber kurz dargestellt. Die Umsatzsteuer-

verteilung beruht wie bereits im ersten Teil der Arbeit festgestellt 

auf zwei unterschiedlichen Verteilungsmaßstäben, welche zum 

Teil verfassungsrechtlich vorgegeben sind. Der eine Teil der 

Umsatzsteuer wird nach Art. 107 Abs. 1 S. 4 Hs. 1 GG nach der 

Einwohnerzahl verteilt (75%). Die restlichen 25% kann der 

Gesetzgeber durch Bundesgesetz  nach anderen Maßstäben 

verteilen1431. Im Folgenden werden beide Anknüpfungskriterien 

separat voneinander behandelt. Zunächst wird die Umsatz-

steuerverteilung nach der Einwohnerzahl untersucht. Im zweiten 

Schritt wird geprüft, ob die Verteilung nach dem „Gegen-

stromprinzip“ aufrechterhalten oder ob sie nicht durch einen 

anderen Verteilungsmodus ersetzt werden sollte. 

  

                                                 
Gesetzgeber handle nur dann willürlich, wenn er die Zuständigkeit unter 

keinem von der Steuerart her denkbaren Gesichtspunkt festlege. 
1430  Das Aufkommen der Erbschaft- und Schenkungsteuer betrug im Jahre 

2014 5,4 Mrd. €. Quelle: Statistisches Bundesamt, abrufbar, unter: 

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/OeffentlicheFina

nzen Steuern/Steuern/Erbschaft Schenkungsteuer/Aktuell.html; [zuletzt 

abgerufen, am: 13.10.2015]. 
1431 Siehe hierzu: § 2 FAG. 
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a) Kritik an der Umsatzsteuerverteilung nach der Einwohner-

zahl 

Eng mit den Reformüberlegungen verbunden ist die Frage, 

welche Zwecke die Umsatzsteuerverteilung nach der Ein-

wohnerzahl verfolgt. Diese Problematik wurde bereits an 

anderer Stelle behandelt. Hier werden nur kurz die unter-

schiedlichen Auffassungen dargelegt.  

Ein großer Teil der Literatur 1432  geht davon aus, dass das 

Kriterium auf der gleichen Ebene steht wie das Kriterium des 

örtlichen Aufkommens. Überwiegend werden zwei Begrün-

dungsansätze für die Einwohnerzahl als tauglicher Maßstab der 

tatsächlichen Steuerkraft herangezogen: Der Verteilungsmaß-

stab beruht auf der Vorstellung, dass alle Einwohner eine gleiche 

Konsumneigung haben1433.  

Der zweite Begründungsansatz basiert auf der Erhebungs-

technik1434. Die Umsatzsteuer sei eine indirekte Steuer, die beim 

                                                 
1432 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 103; Korioth, Der Finanzausgleich zwischen 

Bund und Ländern, (1997), S. 526; Wieland, Stellungnahme zum 

Normenkontrollantrag, Bremische Bürgerschaft, Drs. 18/1336 (2014), S. 19. 

Bei der Umsatzsteuer fehle es an der örtlichen Radizierbarkeit, weshalb die 

Einwohnerzahl als Hilfsindikator benutzt werden müsse. Feld/Kube/ 

Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen Finanz-

ausgleichs, Gutachten, (2013), S. 34.  
1433  Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als 

Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), 

S. 7; Carl, Bund-Länder-Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1994), S. 37; 

a.A. Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 49. 

Die Konsumneigung sei auch abhängig vom Einkommen. 
1434  BVerfGE 72, 330 (384); Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum 

Länderfinanzausgleich als Ergänzung fehlender und als Garant vorhandener 

Finanzautonomie, (1982), S. 7; Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 
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Unternehmer erhoben wird. Belastet werden soll aber der 

Verbraucher. Die Steuer wird daher nicht dort vereinnahmt, wo 

der steuerkraftindizierende Verbrauch stattfinde. Teilweise1435 

wird auch aus der Systematik abgeleitet, dass die zweite Stufe 

die Steuern nicht nach Bedarfsgesichtspunkten verteilt, sondern 

die eigenverantwortlich erwirtschafteten Mittel als Eigenes 

zuordnet. Die ausgleichende Wirkung der Einwohnerzahl sei 

ein Reflex, der jedoch nicht vom Telos der Norm erfasst sei. 

Teilweise1436 wird dieses Verteilungsmaßstab aus pragmatischer 

Sicht als sinnvoll erachtet ungeachtet seiner ausgleichenden 

Wirkungen.  

Das Bundesverfassungsgericht 1437  und ein anderer Teil der 

Literatur1438 sehen hierin nicht nur einen Maßstab der regionalen 

                                                 
181 (190); Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 215; Hidien, Die Verteilung der 

Umsatzsteuer zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 384; 

Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 34.  
1435  Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundes-

deutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 34; a.A. BVerfGE 72, 330 

(385 f.). 
1436 Wissenschaftlicher Beirat der Finanzen, Reform des bundesstaatlichen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (1/2015), S. 28, abrufbar, unter: http://www. 

bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads /Broschueren_ 

Bestellservice/2015-06-02-gutachten-bundesstaatlicher-finanzausgleich. 

pdf?blob =publicationFile&v=3, [zuletzt abgerufen, am: 13.10.2015]. 
1437 BVerfGE 72, 330 (385 f.); 101, 158 (221); 116, 327 (379).  
1438 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 48; 

Wendt, Die „eigene“ Finanzausstattung der Länder im System der 

Steuerverteilung und des Finanzausgleichs, GS Burmeister, (2005), S. 457 

(465). Die „Qualität“ des Merkmals sei keine andere als die der örtlichen 

Vereinnahmung. Dieses Merkmal stütze sich jedoch auch auf den 

Finanzbedarf. Hidien, Die Verteilung der Umsatzsteuer zwischen Bund und 

Ländern, (1997), S. 385. Er bezeichnet diesen als „schwachen, distanzierten 

und abstrakten“ Bedarfsmaßstab. 
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Leistungsfähigkeit, sondern entnehmen diesem auch Bedarfs-

ziele. Dieses Kriterium wirke ausgleichend auf das Pro-Kopf-

Steueraufkommen der Länder. Dies sei als Kompromiss zu 

werten, den die Verfassung zwischen der Eigenstaatlichkeit der 

Länder und der sich aus dem bundesstaatlichen Prinzip 

ergebenden Gemeinschaft auch Teilhabe an der finanziellen 

Leistungsfähigkeit des Gesamtstaates gefunden hat.  

 

Die Verteilung nach der Einwohnerzahl ist jedoch nicht 

unumstritten. Teilweise wird der Begründungsansatz der 

Konsumausgaben kritisiert1439. Die Konsumausgaben würden 

nämlich von zwei Bestimmungsgrößen abhängen. Erstens von 

der regionalen Konsumneigung der Bevölkerung und zweitens 

vom regional verfügbaren Einkommen. Regionale Differenzen 

können bei gleicher Konsumneigung nur auf das verfügbare 

Einkommen zurückzuführen sein. Diese Beziehung ist jedoch 

nicht zwangsläufig. Konsum und Einkommen können auch in 

einem gegenläufigen Verhältnis zueinander stehen1440.  

Das Kriterium der Einwohnerzahl ignoriert mögliche regionale 

Streuungen. Allokative und distributive Zielsetzungen werden 

vermischt. Der Schluss von der Belastungskonzeption auf den 

Konsum und von dort auf die Einwohner sei jedoch in mehrfacher 

                                                 
1439 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 103 f.; Kitterer/Plachta, Reform des Bund-

Länder-Finanzausgleichs als Kernelement einer Modernisierung des deutschen 

Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 49. 
1440 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 104. Kirchhof spricht dann zu Recht von 

einem „typisierenden Maßstab für die regionale Konsumkraft“. 
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Hinsicht angreifbar. Der Konsum pro Einwohner sei abhängig vom 

Pro-Kopf-Einkommen und steige statistisch mit diesem. Wäre der 

Konsum tatsächlich der Maßstab der Umsatzsteuer-Verteilung, 

müsste den Stadtstaaten ein höherer Anteil zugesprochen werden. 

Soweit dies nicht der Fall sei, enthalte sie ein Ausgleichselement, 

das von der wirklichen Steuerkraft abweiche1441. 

Die Hoffnung Korioths1442, dass die Einwohnerzahl grundsätzlich 

dem Belastungskonzept der Umsatzsteuer entspreche, weil sich die 

Konsumausgaben von Ost und West rascher anpassen als die 

Einkommens-unterschiede, habe sich nicht erfüllt. Es sei daher 

nicht gerechtfertigt, die Einwohnerzahl als typisierenden Maßstab  

der  regionalen Konsumkraft anzusehen1443. 

 

Auch aus demographischen Erwägungen heraus wird gegen 

dieses Kriterium Stellung bezogen 1444 . Besonders den ein-

wohnerstarken Bundesländern könnte unterstellt werden, an 

diesem Verteilungsmodus festhalten zu wollen. Dieser Stand-

punkt sei vor dem Hintergrund der demographischen 

Entwicklung, die sich vor allem in den neuen Ländern durch 

einen Einwohnerrückgang auszeichnet, streitbar.  

Aus finanzwissenschaftlicher Sicht wird eingewendet, dass 

                                                 
1441 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 104.  
1442 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 

527. 
1443 Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-Finanzausgleichs als Kernele-

ment einer Modernisierung des deutschen Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 49 

f. 
1444 Lenk/Kuntze, Neuordnung der föderalen Finanzbeziehung nach 2019 unter 

besonderer Berücksichtigung der kommunalen Finanzausstattung, (2012), S. 

33. 
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hierdurch Länder (insbesondere die Stadtstaaten) mit negativen 

Pendlersalden (mehr Ein- als Auspendler) negativ betroffen 

seien. Denn mit den Einwohnern wandere auch die Umsatz-

steuer ab. Obwohl ein großer Teil der Umsätze in den Stadt-staaten 

erfolge, werden die Umsatzsteueraufkommen von den Einpendlern 

zu den Wohnsitzländern geschoben1445. Die Kritiker befürworten 

auch im Falle der Umsatzsteuerverteilung eine Orientierung an 

der Wertschöpfung1446. Gerade wenn man davon ausgeht, dass die 

Umsatzsteuer den Verbrauch belaste, seien die regionalen und 

internationalen Verflechtungen zu berücksichtigen. Länder mit 

regionalen und internationalen Exportüberschüssen verursachen 

über den sogenannten Steuerexport auch einen Export ihrer 

Steuerbelastung, der räumlich aber nicht zurechenbar sei. Es sei 

nicht zu vermuten, dass die Zuordnung der Umsatzsteuer nach 

Konsumquoten und noch weniger nach Einwohnern diese 

Problematik adäquat abbilden könne.  

Henke und Schuppert1447 untersuchen die Wirkungen, die sich aus 

                                                 
1445  Kitterer, Zukunft der Steuerzerlegung bei Einkommensteuer bzw. 

Umsatzsteuer, in: Schmidt-Trenz/Fonger, (Hrsg.), Bürger-föderalismus, 1. 

Aufl. (2000), S. 130; Kitterer/Plachta, Reform des Bund-Länder-

Finanzausgleichs als Kernelement einer Modernisierung des deutschen 

Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 49 ff.; Schmidt/Bofinger/Feld/[et al.], 

Sachverständigenrat, Mehr Vertrauen in Marktprozesse, (2014/2015) S. 340, 

Rn. 633. Die Umsatzsteuer werde hingegen regelgebunden verteilt, ohne dass 

der Ort der Entstehung hierbei berücksichtigt würde. Schwierigkeiten bereitet 

dabei zudem die Umsatzsteuer, die wegen ihrer Verteilung nach Einwohnern 

sehr hohe Abschöpfungsquoten impliziert (S. 360, Rn. 683). 
1446  Kitterer, Zukunft der Steuerzerlegung bei Einkommensteuer bzw. 

Umsatzsteuer, in: Schmidt-Trenz/Fonger, (Hrsg.), Bürger-föderalismus, 1. 

Aufl. (2000), S. 131 f.; Kröning, ZRP 1997, S. 442 (443). Er konkretisiert 

seine Auffassung jedoch nicht. 
1447 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 107. 
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der Orientierung an der Wertschöpfung ergeben. Sie lehnen sie ab, 

denn die Problematik des grenzüberschreitenden Konsums und 

grenzüberschreitender Einkommen aus dem Wertschöpfungs-

prozess bekomme man auch bei einer Orientierung an die regionale 

Wertschöpfung nicht in den Griff. Für die Ermittlung der 

tatsächlichen Steuerkraft einer Region sei offenbar die Umsatz-

steuer nicht besonders geeignet, weil sie sich durch ihr 

Erhebungsverfahren einer regionalen Zuordnung entziehe. Sie 

plädieren dafür, dass die Umsatzsteuer dem Bund zugewiesen 

werde. Gleichzeitig soll der Länderanteil der Verbundsteuern 

erhöht werden, der an die Wertschöpfung anknüpfe. So verbliebe 

insbesondere im Falle der Stadtstaaten mehr vom örtlichen 

Steueraufkommen dort, wo es erwirtschaftet wurde1448.  

Einen anderen Ansatz verfolgen Fuest und Thöne1449. Nach ihrer 

Auffassung soll der Umsatzsteueranteil der Länder zu 80% der 

vertikalen Finanzierung der Länder dienen. Aus diesen Mitteln 

sollen die Länder einen Beitrag zur Grundfinanzierung der eigenen 

Bedarfe erhalten. Diese sollen zu 50% nach der Einwohnerzahl und 

zu 50% nach dem regionalen BIP zugewiesen werden.  

Andere1450 erwägen im Rahmen der Umsatzsteuerverteilung ein 

                                                 
1448 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, (1993), S. 107, 111. Aufgabe einer bundesweit regionalen 

Strukturpolitik wäre es dann, durch vertikale Zuweisungen für einen 

wünschenswerten Ausgleich der regionalen Wirtschaftskraft zu sorgen. 
1449 Fuest/Thöne, Reform des Finanzföderalismus in Deutschland, (2009), S. 

115 f. 
1450Wissenschaftlicher Beirat der Finanzen, Reform des bundesstaatlichen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (1/2015), S. 43, abrufbar, unter: 

http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschuer

en_Bestellservice/2015-06-02-gutachten-bundesstaatlicher-

finanzausgleich.pdf?__blob=publicationFile&v=3, [zuletzt abgerufen, am: 
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Zuschlagsrecht der Länder. Dabei soll aufgrund der 

Wettbewerbsneutralität das Bestimmungslandprinzip Anwendung 

finden. Die Eignung zur Dezentralisierung ergebe sich aus der 

fiskalischen Ergiebigkeit. Die Autoren erkennen jedoch, dass sich 

insbesondere im Versandhandel Ausweichreaktionen einstellen 

würden und sich diese Steuerart nicht für eine dezentrale 

Steuerpolitik eigne.  

 

b) Die Umsatzsteuerverteilung nach dem Gegenstromprinzip 

Während ein Teil der Literatur aus oben erwähnten Gründen die 

Verteilung der Umsatzsteuer nach der Einwohnerzahl als 

gerechtfertigt ansieht, plädiert die überwiegende Auffassung in 

der Rechts-1451 und Finanzwissenschaft1452 für eine Abschaffung 

des Umsatzsteuervorwegausgleichs. 

 

aa) Kritik der finanzwissenschaftlichen Literatur 

Da diese Teilstufe bereits ausgleichende Elemente enthalte, wird 

sie nicht nur als Basis und Vorstufe des anschließenden Finanz-

ausgleiches gesehen, sondern inhaltlich bereits dieser Stufe zu-

geordnet1453. Denn die Zahlung der Ergänzungsanteile sei system-

                                                 
13.10.2015]. 
1451 Hidien, Die Verteilung der Umsatzsteuer zwischen Bund und Ländern, 

(1997), S. 385; Wieland, Stellungnahme zum Normenkontrollantrag, Bremische 

Bürgerschaft, Drs. 18/1336 (2014), S. 7. 
1452 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (191); Kitterer, Zukunft 

der Steuerzerlegung bei Einkommensteuer bzw. Umsatzsteuer, in: Schmidt-

Trenz/Fonger, (Hrsg.), Bürgerföderalismus, 1. Aufl. (2000), S. 130. 
1453 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (191); Kirchhof, Der 

Verfassungsauftrag zum Länderfinanzausgleich als Ergänzung fehlender und 

als Garant vorhandener Finanzautonomie, (1982), S. 8; Huber/Lichtblau, WD 

1998, S. 142. 
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fremd1454, stelle ein unsystematisches Bedarfselement dar, weise 

keinen Bezug zum örtlichen Aufkommen auf1455 und der geringe 

Umverteilungseffekt rechtfertige das aufwendige Verteilungs-

verfahren nicht1456. Auch übe dieses Kriterium einen negativen 

Anreiz aus1457 und sei aufgrund seiner diffusen ökonomischen 

Wirkungen nicht vertretbar1458. 

 

bb) Kritik der rechtswissenschaftlichen Literatur 

In der Rechtswissenschaft wird ähnliche Kritik geübt. Der 

Umsatzsteuervorwegausgleich wird auch hier als nicht 

„systemrein“ 1459 oder als „systemwidrig“1460 bezeichnet. Dieses 

Kriterium sei zwar verfassungsrechtlich zulässig, jedoch nicht 

geboten 1461 . Die Finanzverfassung werde überdies unnötig 

                                                 
1454 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (193).  
1455  Kitterer, Zukunft der Steuerzerlegung bei Einkommensteuer bzw. 

Umsatzsteuer, in: Schmidt-Trenz/Fonger, (Hrsg.), Bürger-föderalismus, 1. 

Aufl. (2000), S. 130. Die Ergänzungsanteile seien verteilungspolitisch 

motiviert. 
1456 Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 51, (1994), S. 281 (294). Zudem führe 

dieser Verteilungsmodus zu Inkonsistenzen und zu einem Verstoß gegen das 

Monotoniegebot, weil hierdurch die Finanzkraftreihenfolge geändert werde. 

Bösinger, Die Neu-ordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 1995, 

(1999), S. 48 f.; Peffekoven, Persönliche allgemeine Ausgabensteuer, in: 

Andel/Haller, (Hrsg.), Hdb. der Finanzwissenschaften, Bd. II, 3. Aufl. 

(1980), S. 417 ff. (428). 
1457 Fuest/Thöne, Reform des Finanzföderalismus in Deutschland, (2009), S. 

36. 
1458 Franke, StuW 1991, S. 311 (319). 
1459 Hidien, Die Verteilung der Umsatzsteuer zwischen Bund und Ländern, 

(1997), S. 385. 
1460 Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 4. 
1461  Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des 

Solidarpakts II nach Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 42; 

Wieland, Stellungnahme zum Normenkontrollantrag, Bremische Bürgerschaft, 
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verkompliziert 1462 . Auch komme dem vorgezogenen Länder-

finanzausgleich nur ein geringer praktischer Nutzen zu; denn 

sein Ergebnis, das die Finanzkraft einnahmeschwächerer Länder 

stärke, werde auf den nachfolgenden Stufen des Ausgleichs 

abgeschwächt oder sogar rückgängig gemacht1463.  

 

Das Bundesverfassungsgericht1464  indes rechtfertigt die andere 

Umsatzsteuerverteilung generell damit, dass sich hierin der 

Kompromiss zwischen der auf dem finanzwirtschaftlichen Gebiet 

bestehenden Eigenstaatlichkeit der Länder und der sich aus dem 

bundesstaatlichen Prinzip ergebenden Gemeinschaft in der 

Teilhabe an der finanziellen Leistungsfähigkeit des 

Gesamtstaates zeige. 

Nur vereinzelt wird der Umsatzsteuervorwegausgleich in der 

Literatur verteidigt1465. Bedeutung soll dieser Verteilungsmodus 

insbesondere bei der Einbeziehung der neuen Länder haben. 

Zudem eröffnen die Ergänzungsanteile die Möglichkeit eines 

gewissen Ausgleiches unter den Ländern für den Fall, dass ein 

Land oder eine Gruppe von Ländern infolge einer gravierenden 

Einnahmenschwäche Umsatzsteuerpunkte für die Länderge-

samtheit sichern.  

                                                 
Drs. 18/1336 (2014), S. 7; Broer, WD 4/2014, S. 258 (261); a.A. noch Wieland, 

Finanzverfassung, Steuerstaat und föderaler Ausgleich, in: Badura/Dreier, 

(Hrsg.), FS 50 Jahre BVerfG, Bd. II, 2001, S. 771 (789). Früher ging er noch 

davon aus, dass die fakultative Verteilung der aufgaben-angemessenen 

Verteilung diente.  
1462  Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des 

Solidarpakts II nach Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 11. 
1463 Häde, Finanzausgleich, (1996), S. 215. 
1464 BVerfGE 72, 330 (385). 
1465 Carl, Bund-Länder-Finanzausgleich im Verfassungsstaat, (1994), S. 82 

f. 
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Gegen die strikte Trennung von (allokativer) Ertragszuordnung 

in Abs. 1 und Ertragsverteilung in Abs. 2 wird eingewendet, dass 

sie nicht dem geltenden Verfassungsrecht entspreche. Das 

Merkmal der regionalen Steuerkraft (Einwohnerzahl) und das 

Kriterium der Steuerschwäche stünden gleichwertig neben-

einander. Daran ändere auch das Ermessen des Gesetzgebers 

nichts. Zudem weiche Letzteres auch vom anschließenden 

Länderfinanzausgleich ab und verweise auf die erste Teilstufe. 

Denn kraft verfassungsrechtlicher Entscheidung hätten auch 

distributive Ziele bei der Bestimmung der originären Steuerkraft 

Raum. Letztlich entlaste der Vorwegausgleich den 

konfliktträchtigen Länderfinanzausgleich1466. 

 

c) Alternative Ansätze 

Gerade das vorherige Argument der Entlastung des 

nachgelagerten Länderfinanzausgleichs durch den 

Vorwegausgleich hat jedoch nachteilige Konsequenzen. Denn der 

Vorwegausgleich verschleiert Ausmaß und Richtung des Länder-

finanzausgleiches 1467 . Der Sachverständigenrat 1468  und die 

Kritiker in der Literatur1469 plädieren daher für den Verzicht auf 

                                                 
1466 Zu den Argumenten: Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und 

Ländern, (1997), S. 527 f. 
1467 Wissenschaftlicher Beirat der Finanzen, Reform des bundesstaatlichen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (1/2015), S. 50 f., abrufbar, unter: 

http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschuer

en_Bestellservice/2015-06-02-gutachten-bundesstaatlicher-

finanzausgleich.pdf?__blob=publicationFile&v=3, [zuletzt abgerufen, am: 

13.10.2015]. 
1468 Schmidt/Bofinger/Feld/[et al.], Sachverständigenrat, Mehr Vertrauen in 

Marktprozesse, (2014/2015) S. 330, Rn. 612. 
1469 Fuest/Lichtblau, Finanzausgleich im vereinten Deutschland, (1991), S. 

50; Huber/Lichtblau, WD 1998, S. 142 (146). Der 
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den Umsatzsteuervorwegausgleich. Denn ein solcher Verzicht 

würde die Systematik bereinigen und besser verdeutlichen, 

welche Mittel originär erworben wurden und welche solidarisch 

erbracht wurden1470. Das Zusammenspiel von Umsatzsteuervor-

wegausgleich, Länderfinanzausgleich und Bundesergänzungs-

zuweisungen führt zudem zu hohen Grenzbelastungen. Sie 

werden dadurch verdeutlicht, dass untersucht wird, welche 

Konsequenzen eine Erhöhung der Steuereinnahmen um 1 € 

hat 1471 . Während noch 1998 bei einer Erhöhung um 1 Mark 

immerhin 15 Pfennig im betreffenden Landeshaushalt nach dem 

Finanzausgleich verblieben 1472 , verbleibt nach aktuelleren 

Berechnungen bei einer Erhöhung um 1 Euro in den finanz-

schwachen Ländern nichts in den jeweiligen Haushalten1473. Es 

werden also 100% durch den Finanzausgleich abgeschöpft. 

Verantwortlich für diese Situation ist zwar nicht nur, aber auch 

                                                 
Umsatzsteuervorwegausgleich sei mit hohen Grenzbelastungen verbunden. 

Wieland, Neuordnung der Finanzverfassung nach Auslaufen des Solidarpakts 

II nach Wirksamwerden der Schuldenbremse, (2013), S. 42; 

Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 4, 37. 
1470 Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 37, 57. Der 

Umsatzsteuervorwegausgleich war ein Fremdkörper der primär horizontalen 

Steuerverteilung. 
1471 Huber/Lichtblau, WD 1998, S. 142 (144). Fuest/Thöne, Der 

Finanzföderalismus in Deutschland und seine Reform, in: Härtel, (Hrsg.), Hdb. 

Föderalismus, Föderalismus als demokratische Rechtsordnung und 

Rechtskultur in Deutschland, Europa und der Welt, Bd. II, (2012), § 37 Rn. 78 

ff. Die Autoren sprechen von Grenzabschöpfungsquoten. Gemeint ist jedoch 

das gleiche. 
1472 Huber/Lichtblau, WD 1998, S. 142 (144). 
1473 Fuest/Thöne, Der Finanzföderalismus in Deutschland und seine Reform, 

in: Härtel, (Hrsg.), Hdb. Föderalismus, Föderalismus als demokratische 

Rechtsordnung und Rechtskultur in Deutschland, Europa und der Welt, Bd. II, 

(2012), § 37 Rn. 78 ff. 
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der Umsatzsteuervorwegausgleich. 

Die Verteilung soll daher nur nach der Einwohnerzahl erfolgen. 

Die aktuelle Verteilung sei nicht notwendigerweise geeignet, die 

„finanzschwachen Länder“ besser zu stellen1474. Die Ausrichtung 

auf die Einwohnerzahl trage zudem zur Vereinfachung und 

Transparenz der Finanzverteilung bei1475. Andere1476 plädieren 

dafür, die Einwohnerverteilung zu belassen, sie jedoch um 

weitere aufgaben- und ausgabenbezogene Bedarfsgesichts-

punkte zu ergänzen.  

                                                 
1474 Taube, WD 1990, 372 (377); Esser, WD 1994, 358 (360). Er bezeichnet 

den Vorwegausgleich als „Strickfehler“. 
1475 Taube, WD 1990, 372 (377); Franke, StuW 1991, S. 311 (319). Damit 

würde an einem klaren und einfach zu handhabenden Bedarfskriterium 

angeknüpft. Gewollte Umverteilungen können anschließend beim Länder-

finanzausgleich vorgenommen werden, ohne dass sich zuvor Verschiebungen 

im relativen Gefüge der Messzahlen ergeben. Für diese Lösung spricht 

zudem, dass die neuen Bundesländer auch nach dem Auslaufen der 

Sonderregelungen zum 1.1.1995 noch weit unter der bundesdurchschnitt-

lichen Steuerkraft liegen werden. Wieland, Neuordnung der Finanz-

verfassung nach Auslaufen des Solidarpakts II nach Wirksamwerden der 

Schuldenbremse, (2013), S. 42; Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine 

Reform des bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 4, 37.  
1476  Bertelsmann Stiftung, Neuordnung der föderalen Finanzverfassung 

Deutschlands ab 2020, Gutachten, 1. Aufl. (2012), S. 26; Lenk/Kuntze, 

Neuordnung der föderalen Finanzverfassung nach 2019 unter besonderer 

Berücksichtigung der kommunalen Finanzausstattung, S. 34. Hierfür bedarf es 

wiederum einer genauen Definition der Bedarfe. Die Zugrundelegung der 

notwendigen Ausgaben, die bereits zur Berechnung der Deckungsquote dienen, 

wäre eine sinnvolle Option. Allerdings entbrannte gerade im Zuge der 

Schuldenbremse und mit Blick auf die Neuverhandlungen des Länder-

finanzausgleichs eine Länderdiskussion über das Ausgabeverhalten unter den 

Gliedstaaten, sodass eine gemeinsame Auffassung von notwendigen Ausgaben 

nicht zu erwarten ist. Mithin gilt es, andere Bedarfe zu finden, die die 

demographische Entwicklung berücksichtigen. Ob die Umsatzsteuerverteilung 

hierfür der geeignete Ort ist, ist in Anbetracht der bereits herrschenden 

Komplexität des § 1 FAG zumindest fragwürdig. 
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Ein Teil der Literatur 1477  will die Einwohnerwertung des 

Länderfinanzausgleichs auch bei der Umsatzsteuerverteilung 

anwenden, um die Sonderbelastungen der Stadtstaaten bereits an 

dieser Stelle zu beseitigen. Hiergegen lässt sich jedoch anführen, 

dass der über die „veredelten“ Einwohnerzahlen erstrebte 

Ausgleich raumordnungspolitisch bedenklich sei. Denn 

Agglomerationsnachteile würden nicht mehr über Steuer-

erhöhungen oder geringere öffentliche Leistungen für die 

Wirtschaftssubjekte wirksam, so dass hierdurch die räumliche 

Konzentration verstärkt würde. Außerdem sei es technisch 

schwierig, „bedarfsorientierte“ Verteilungsschlüssel zu 

ermitteln.  

Erwogen wird zudem eine Verteilung nach dem Brutto-

inlandsprodukt oder dem Betriebsstättenprinzip1478. 

Die Transparenz könnte auch dadurch erhöht werden, dass der 

Umsatzsteueranteil der Länder erhöht oder das Verbundsystem in 

ein gebundenes Trennsystem überführt wird und das Aufkommen 

der Umsatzsteuer ganz dem Bund, das Aufkommen der 

Einkommen‐ und Körperschaftsteuer ganz den Ländern 

                                                 
1477  Renzsch, Finanzverfassung und Ausgabenrestriktionen von Ländern 

unter besonderer Berücksichtigung der Haushaltsnotlage der Freien 

Hansestadt Bremen, Gutachten, (2006), S. 39; a.A. Peffekoven, Zur 

Problematik der Umsatzsteuerverteilung, in: Cansier/Kath, (Hrsg.), 

Öffentliche Finanzen, Kredit und Kapital, FS. Ehrlicher, (1985), S. 53 (72). 
1478 Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 22. Der Maßstab soll die 

Wirtschaftskraft oder die Konsumtätigkeit der Bürger widerspiegeln. 



 

455 

 

zugewiesen wird1479. In der finanzwissenschaftlichen Literatur1480 

gibt es auch Vorschläge neben der Beseitigung des Umsatzsteuer-

vorwegausgleichs, den Länderanteil an der Umsatzsteuer zu 

erhöhen (und gleichzeitig die Bundesergänzungszuweisungen 

ersatzlos abzuschaffen).  

Gegen andere bedarfsorientierte Schlüssel lässt sich einwenden, 

dass sie das bestehende System nicht positiv verändern, zur 

Transparenz nicht beitragen und die hohen Grenzabschöpfungs-

quoten nicht beseitigen. Aber auch aus der Verfassung lassen 

sich Wertungen entnehmen, die eine „aufgabengerechte 

Verteilung“ ausschließen. Dies kann man aus System sowie 

Sinn und Zweck des Art. 107 Abs. 1 GG entnehmen. Denn die 

primär-horizontale Steuerverteilung ist gerade nicht auf Bedarfe 

ausgerichtet, sondern darauf, die „eigene“ Wirtschaftskraft der 

Länder hervorzuheben 1481 . Die Einwohnerzahl wirkt zwar 

ausgleichend, sie intendiert jedoch nicht den Ausgleich und ist 

daher als genereller Maßstab für die Umsatzsteuerverteilung 

denkbar. Aufgaben- und Ausgabenorientierung sind bei der 

primär-horizontalen Verteilung deshalb auch als Fremdkörper 

anzusehen1482. 

                                                 
1479Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen für eine Reform des bundesdeutschen 

Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 29. Vielmehr geht es wesentlich 

darum, den Ländern mehr finanzpolitische Flexibilität zu gewähren und die 

Möglichkeit zu schaffen, die Einnahmepolitik an länderspezifische 

Ausgabenpräferenzen anzupassen. Eine stärkere horizontale Ausdifferen-

zierung der Finanzpolitik der Länder soll also ermöglicht werden, nicht 

zuletzt deshalb, weil eine solche Ausdifferenzierung als eigentliche 

Rechtfertigung der Existenz föderaler Ordnungen gesehen werden muss.  
1480 Homburg, FinArch, N.F. Bd. 51, (1994), S. 312 (327). 
1481 A.A. aber Kröning, ZRP 1997, S. 442 (443).  
1482  Peffekoven, Zur Problematik der Umsatzsteuerverteilung, in: 

Cansier/Kath, (Hrsg.), Öffentliche Finanzen, Kredit und Kapital, FS. 
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7. Zwischenergebnis und Ausblick 

In diesem Kapitel wurden die Reformvorschläge der 

finanzwissenschaftlichen und rechtswissen-schaftlichen 

Literatur dargestellt. Hierbei wurde deutlich, dass im Zentrum 

der Aufmerksamkeit die Lohnsteuerzerlegung steht. Dieser 

Umstand ist darauf zurückzuführen, dass die Lohnststeuer zu 

den ertragsreichsten Steuern gehört und sich der Anteil der 

zerlegten Lohnsteuer im Laufe der Jahre erhöht hat. Umso 

wichtiger wird eine Zerlegung, die die eigene Steuerkraft der 

einzelnen Länder tatsächlich widergibt. Welche Kriterien heran-

zuziehen sind, hängt entscheidend davon ab, ob man sich nur 

von finanzwirtschaftlichen Erwägungen leiten lässt oder ob man 

auch verfassungsrechtliche Maßstäbe mitberücksichtigt.  

Gleiches gilt bei der Frage, ob man die Wirtschaftskraft als Leit-

bild des Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG ansieht oder ob man nur auf die 

Steuerkraft abstellt. Die finanzwissenschaftliche Literatur ver-

sucht mehrheitlich, exakte Berechnungen bezüglich Art und 

Umfang der Verzerrungen durchzuführen. Auf den ersten Blick 

scheinen die Lösungsansätze auch schlüssig zu sein. Sie sind in 

der Umsetzung jedoch meist zu kompliziert. Reformvorschläge 

sollten prinzipiengeleitet sein. Das heißt, es ist das finanz-

wissenschaftliche Prinzip der fiskalischen Äquivalenz zusam-

men mit dem verfassungsrechtlichen Prinzip der Leistungs-

fähigkeit bzw. dessen Konkretisierungen heranzuziehen. Die 

folgenden Reformansätze versuchen die beiden Prinzipien 

komplementär anzuwenden. Die angegebenen Zerlegungs-

vorschläge sind dabei jedoch nicht zwingend. 

  

                                                 
Ehrlicher, (1985), S. 53 (72). 
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II. Reformvorschläge für die Einzelsteuern 

 

1. Vorgehensweise 

In diesem Abschnitt werden Vorschläge unterbreitet, wie eine 

Zerlegung der einzelnen Steuern bzw. Steuerarten aussehen 

könnte. Von Bedeutung sind hierbei die beiden heraus-

gearbeiteten und konkretisierten (Haupt-)Prinzipien der Besteu-

erung: Äquivalenz- und Leistungsfähigkeitsprinzip. 

Grundlage der Reformvorschläge ist die Annahme, dass das 

Äquivalenzprinzip nicht nur  im Bereich der Gebühren, Beiträge 

und kommunalen Steuern bzw. örtlichen Verbrauch- und 

Aufwandsteuern Bedeutung hat. Vielmehr dient dieses Prinzip 

dazu, die wirtschaftlichen Beziehungen (also den Nutzen) des 

Steuerpflichtigen bei allen Steuern auch örtlich festzulegen. 

Gleiches gilt für das Leistungsfähigkeitsprinzip. Auch dieses 

realisiert sich durch Indikatoren, die wiederum Anhaltspunkte 

für das jeweilige Steuergut bilden. Auf diese Weise lassen sich 

aus dem abstrakten Leistungsfähigkeitsprinzip mögliche 

örtliche Anknüpfungspunkte ableiten, die durch die Zerlegung 

umgesetzt werden können.  

Im Folgenden werden die einzelnen Steuern bzw. Steuerarten 

untersucht. Den Anfang macht die Einkommensteuer, daran 

schließen sich die besonderen Erhebungsformen (Lohn- und 

Kapitalertragsteuer) an. An vierter Stelle steht die 

Körperschaftsteuer. Die Erbschaft- und Vermögensteuer folgen 

im Anschluss. Dabei wird deutlich, dass der Gesetzgeber 

aufgrund des Verwaltungsaufwandes nicht alle möglichen 

Steuern zerlegen kann, weil das Aufkommen so gering ist, dass 
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es nicht zu relevanten Verzerrungen kommt 1483 . Dessen 

ungeachtet sollen im Folgenden nur taugliche Anknüpfungs-

punkte für eine prinzipiengeleitete Zerlegung dargestellt 

werden. 

 

 

2. Die Zerlegung der Einkommensteuer 

 

a) Die Bedeutung der Bodennutzung bei der Zerlegung 

Die Zerlegung der Einkommensteuer ist insbesondere in den 

Fällen sinnvoll, in denen Anknüpfungspunkte steuerlicher 

Leistungsfähigkeit existieren, die vom Wohnort des 

Steuerpflichtigen abweichen und einen anderen örtlichen Bezug 

aufweisen.  

Dies wird unter anderem bei der Land- und Forstwirtschaft (§§ 

13-14 EStG) deutlich. Hier gewinnt die Bodennutzung eine 

herausragende Bedeutung. Wie bereits oben festgestellt, wird 

auch international (Art. 6 OECD-MA) der Belegenheitsort als 

Anknüpfungspunkt der Besteuerung angesehen. Eng mit diesem 

Steuergegenstand verbunden ist die Vermietung von unbeweg-

lichem Vermögen (§ 21 EStG). Auch hier ist der Belegenheitsort 

Indiz der Steuerkraft des Steuerpflichtigen.  

 

b) Die Bedeutung der Arbeitskraft 

Als zweiter Anknüpfungspunkt kommt die Arbeitskraft in 

Betracht. Die Arbeitskraft kann bei der Einkommensteuer in 

Form unternehmerischer Betätigung (§ 15 ff. EStG), 

                                                 
1483 BVerfGE 72. 330 (393). 
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selbständiger (§ 18 EStG) und nichtselbständiger Tätigkeit (§ 19 

EStG) in Erscheinung treten. Der Schwerpunkt des Ertrags liegt 

in der Person bzw. in seiner Tätigkeit begründet. Unklar und 

umstritten innerhalb der finanzwissenschaftlichen und rechts-

wissenschaftlichen Literatur ist die Frage, an welchem Ort die 

Leistungsfähigkeit entsteht. Während der überwiegende Teil der 

Finanzwissenschaft1484 auf den Ort der Wertschöpfung abstellt, 

stellt das Bundesverfassungsgericht auf den Wohnort als Ort der 

Leistungsfähigkeit ab 1485 . Als Begründung führt es den 

Doppelcharakter als „Personenverband“ und „Gebietskörper-

schaft“ an. Für die Bestimmung der Leistungsfähigkeit ist 

jedoch die „personale Arbeitsdurchführung“ von Bedeutung1486. 

Der Doppelcharakter des Landes hat im Hinblick auf die Zer-

legung hingegen nur eine untergeordnete Bedeutung 1487 . Im 

                                                 
1484  Sichtweise Hamburgs: BVerfGE 72, 330 (343 f.); Henke/Schuppert, 

Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der Neuordnung der 

Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten Deutschland, 1. Aufl. 

(1993), S. 104; Kitterer/Burckardt/Löwer, Die Einbeziehung der Stadtstaaten 

in das bundesdeutsche Finanzsystem, in: Haller/Schönert, (Hrsg.), Stadtstaaten 

und Finanzausgleich, (2004), S. 38 f.; Scherf, Perspektiven der kommunalen 

Besteuerung, in: Andel, (Hrsg.), Probleme der Kommunalfinanzen, (2001), S. 

9 (17); Lenk/Kuntze, Neuordnung der föderalen Finanzbeziehung nach 2019 

unter besonderer Berücksichtigung der kommunalen Finanzausstattung, 

(2012), S. 30; a.A. Peffekoven, FinArch, N.F. Bd. 45, (1987), S. 181 (187). 
1485 BVerfGE 72, 330 (392); a.A. Isensee, Idee und Gestalt des Föderalismus 

im Grundgesetz, in: Isensee/Kirchhof, (Hrsg.), HStR VI, 3. Aufl. (2008), § 126 

Rn. 55. Denn das Steuerrecht stellt nicht auf die Mitgliedschaft im 

Landesvolk ab. Ebenso Hidien, Die horizontale Steuerverteilung gemäß Art. 

107 Abs. 1 des GG, (1997), S. 23, 103. Zur Bedeutung im Rahmen des 

Leistungsfähigkeitsprinzips, siehe bereits: C I 4 d) bb). 
1486 Burmester, StuW 1993, S. 221 (226). 
1487 Die Bedeutung kann darin bestehen, dass das Verhältnis von individueller 

Leistungsfähigkeit und der Steuerkraft eines Landes miteinander korreliert. 

Auf diesen Zusammenhang wurde bereits schon vertieft eingegangen: C I 4 

b) bb). 
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Folgenden wird die Zerlegung der Lohnsteuer näher untersucht. 

 

aa) Die Zerlegung der Lohnsteuer 

 

(1) Nachteil exakter Quantifizierungsversuche 

Die insbesondere in der Finanzwissenschaft vorgenommenen 

Quantifizierungen leiden teilweise an tatsächlichen Schwächen, 

wenn sie versuchen, die Belastungen der einzelnen Länder 

nachzuweisen bzw. aufzuzählen. Meines Erachtens ist dies nicht 

notwendig und erforderlich. Es genügen vielmehr die wirtschaft-

lichen Berührungen, die die Arbeitnehmer mit anderen Ländern 

deshalb haben, weil sie dort arbeiten. Dies allein rechtfertigt schon 

die Zerlegung der Lohnsteuer – aus pauschal äquivalenz-

theoretischen Überlegungen –, wie dies schon v. Schanz nachge-

wiesen hat1488. 

Er geht dabei von der wirtschaftlichen Zugehörigkeit des Steuer-

pflichtigen zu einem bestimmten Gebiet aus, welche sich in reinen 

Konsumakten, Erwerbsakten oder in beidem zugleich ergebe, denn 

jeder Steuer wohne eine „Vorteilsbeziehung“ inne 1489 . Eine 

Quantifizierung der Vorteile unterbleibt; es wird lediglich eine 

ungefähre Korrelation an Belastung und Vorteil des Steuer-

pflichtigen vorgenommen. Diese Betrachtung entspricht auch den 

Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, der dem Gesetzgeber 

einen Gestaltungsspielraum gewährt.  

 

  

                                                 
1488 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (3 ff.). 
1489 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 1 (9 ff.). 
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(2) Leistungsfähigkeitsgesichtspunkte bei der Lohnsteuer 

Die Suche nach den Äquivalenz-Indikatoren des Steuerpflichtigen 

soll nicht suggerieren, dass Gesichtspunkte der Leistungsfähigkeit 

keine Bedeutung mehr haben. Im Gegenteil: Die Indikatoren des 

Leistungsfähigkeitsprinzips finden bei der Auswahl der Kriterien 

und der Quoten für die Schaffung von Zerlegungsvorschriften An-

wendung. Bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit erzielt 

der Steuerpflichtige Einkommen (welches auch ein Indikator des 

Leistungsfähigkeitsprinzips darstellt) aus seinem persönlichen 

Einsatz. Der Einsatz erfolgt am Ort der Betriebsstätte. Daher lässt 

sich schon aus dem Steuergut die Leistungsfähigkeit des Arbeit-

nehmers schließen. Auf der Suche nach geeigneten Zerlegungs-

kriterien treten noch weitere Faktoren hinzu, die ebenfalls 

berücksichtigt werden. 

 

(3) Äquivalenzgesichtspunkte 

Sucht man nach geeigneten Äquivalenzgesichtspunkten, so wird 

häufig die Betriebsstätte als taugliches Indiz für eine äquivalenz-

orientierte Zerlegung angeführt1490. Dies wird im Folgenden nicht 

bestritten. Es kommt in diesem Fall auch nicht darauf an, denn – 

wie bereits dargestellt – manifestiert sich bereits die Leistungs-

fähigkeit des Steuerpflichtigen am Betriebsstättenort. Es wird 

daher untersucht, welche Äquivalenzgesichtspunkte noch hinzu-

                                                 
1490 Henke/Schuppert, Rechtliche und finanzwissenschaftliche Probleme der 

Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 

Deutschland, 1. Aufl. (1993), S. 103 ff.; Kitterer/Plachta, Reform des Bund-

Länder-Finanzausgleichs als Kernelement einer Modernisierung des deutschen 

Föderalismus, 1. Aufl. (2008), S. 45 ff.; Feld/Kube/Schnellenbach, Optionen 

für eine Reform des bundesdeutschen Finanzausgleichs, Gutachten, (2013), S. 

21 ff.; a.A. Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 

(1997), S. 514 ff., 522. Er erwägt einen Mittelweg. 
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kommen können. In Betracht kommt hier der Wohnsitz, der bei den 

Leistungsfähigkeitsindikatoren keine (oder nur eine unterge-

ordnete) Rolle spielt. Der Steuerpflichtige nutzt die Infrastruktur-

aufwendungen des Landes, in dem er seinen Wohnsitz hat. Dies 

rechtfertigt grundsätzlich, dass auch das Wohnsitzland einen Teil 

der Steuerleistung behalten darf.  

Daraus ergeben sich mindestens zwei wirtschaftliche Beziehungen 

des Arbeitnehmers, die bei der Zerlegung Berücksichtigung finden 

sollten: Der Wohn- und der Arbeitsort. Bei der Gewichtung ist der 

Gesetzgeber grundsätzlich frei. Er kann eine hälftige Aufteilung 

vornehmen. Möglich wäre auch eine Aufteilung 2/3 am Wohnsitz 

und 1/3 am Arbeitsstättenort. Der Schwerpunkt auf den Wohnsitz 

ließe sich damit begründen, dass der Arbeitnehmer dort mehr 

Infrastrukturleistungen nutzt. Anreizerwägungen wie sie zum 

großen Teil in der finanzwissenschaftlichen Literatur Basis der 

Argumentation sind, relativieren sich vor der Überlegung, dass die 

Länder aufgrund historischer, geographischer Begebenheiten 

sowie der fehlenden Gesetzgebungsbefugnis geringen Einfluss auf 

die eigene Wirtschaftsentwicklung nehmen können. Gleiches gilt 

auch im Hinblick auf die Steueranspannung, die teilweise ins Feld 

geführt worden ist. Färber 1491  wies in diesem Zusammenhang 

nach, dass gerade die großen Unternehmen eine stärkere 

Steuerkontrolle mit Abwanderung aus bestimmten Gebieten 

beantworten könnten. Dies sei bei kleinen bis mittelgroßen 

Unternehmen sowie bei Freiberuflern nicht der Fall. Daraus folgt, 

dass gerade die Steueranspannung in wirtschaftsstarken Regionen 

geringer ist, da sich dort die größeren Unternehmen befinden. 

                                                 
1491 Färber, Probleme der regionalen Steuerverteilung im bundesstaatlichen 

Finanzausgleich, 1. Aufl. (2000), S. 109 ff. 
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Maßgebender Gesichtspunkt der Zerlegung ist vielmehr die 

Überlegung, dass Steuerpflichtige einen Nutzen am Arbeitsstätten-

ort ziehen. Dieser Nutzen sollte bei der Aufteilung der Steuer-

quellen berücksichtigt werden. 

 

bb) Die Zerlegung der Einkommensteuer in sonstigen Fällen 

Auch in den Fällen unternehmerischer (§§ 15-17 EStG) und 

freiberuflicher Tätigkeit (§ 18 EStG) gewinnt die Arbeitskraft der 

Betroffenen eine entscheidende Bedeutung. Daher erscheint auch 

hier die Anknüpfung an den Sitz des Unternehmens zunächst als 

gerechtfertigt.  

Die unternehmerische Betätigung kann jedoch (im Gegensatz zur 

nichtselbständigen Tätigkeit) einen größeren räumlichen Bereich 

umfassen. Dies hat zur Konsequenz, dass Unternehmen in 

mehreren (Bundes-)Ländern über Betriebsstätten/Tochterunter-

nehmen tätig sein können. Hier kommt daher eine Aufteilung des 

Unternehmensgewinns in Betracht. Diese Aufteilung kann – 

ebenso wie die Körperschaftsteuer – nach den Betriebsstätten bzw. 

Tochterunternehmen (§ 2 ZerlG) erfolgen.  

Im Folgenden werden die möglichen Alternativen untersucht. 

Hierbei wird insbesondere auf die unterschiedliche Besteuerung 

von Kapital- und Personengesellschaften eingegangen, die sich 

auch bei der Zerlegung auswirken kann. 

 

(1) Leistungsfähigkeitsgesichtspunkte 

Ein Problem taucht auf, wenn man die Gewinnermittlung bei 

körperschaftlich organisierten Unternehmen mit der 

Gewinnzurechnung von Personengesellschaften vergleicht. Der 

Gewinn von Kapitalgesellschaften wird nach §§ 8 ff. KStG 
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ermittelt. Die Kapitalgesellschaft wird dabei als Besteuerungs-

subjekt wahrgenommen (§§ 1 ff. KStG). Etwas anderes gilt jedoch 

bei Personengesellschaften. Der Gewinn einer Personenge-

sellschaft wird zwar ermittelt (Gewinnermittlungssubjekt), 

besteuert werden jedoch (aufgrund des § 1 EStG) nur die einzelnen 

Mitunternehmer (transparente Besteuerung). Die Leistungs-

fähigkeit der Personengesellschaft ist daher eng mit der Leistungs-

fähigkeit ihrer Mitunternehmer verbunden. Eine „eigen-

ständige“ Leistungsfähigkeit bzw. die Betrachtung der Personen-

handelsgesellschaft als Steuersubjekt wird – entgegen der zivil-

rechtlichen Auffassung – im Steuerrecht bislang nicht anerkannt. 

Hierdurch wird die räumliche Aufteilung des Gewinns auf die 

einzelnen Betriebsstätten erschwert.  

Es gibt mehrere Möglichkeiten, den Gewinn der Personen-

gesellschaft aufzuteilen. Entweder man teilt ihn zwischen den 

Mitunternehmern und Gesellschaftssitz nach einer bestimmten 

Quote auf (dann blieben die Betriebsstätten unberücksichtigt). 

Möglich wäre auch eine Gewinnermittlung auf der Ebene der 

Personengesellschaft und ihrer Betriebsstätten. Der hierbei erzielte 

Gewinn wäre dann zwischen den beteiligten Ländern aufzuteilen. 

Als Aufteilungsmaßstab kommt zwar die Lohnsumme in Betracht. 

Für die Leistungsfähigkeit des Betriebs sind jedoch andere 

Maßstäbe denkbar wie Umsätze und Kapital. Diese Maßstäbe 

können wie bei der formelhaften Gewinnaufteilung auch 

gleichzeitig Anwendung finden. Die Personengesellschaft wird in 

diesem Fall als eigenständiges Unternehmen aufgefasst. Auf die 

Leistungsfähigkeit der Gesellschafter käme es dann nicht an. 

Diese Art der Gewinnermittlung geht jedoch an den tatsächlichen 

Verhältnissen vorbei und weist einige Probleme auf, die eng mit 
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der transparenten Besteuerung verbunden sind. Denn bei der 

Besteuerung werden die persönlichen Verhältnisse des einzelnen 

Mitunternehmers berücksichtigt. Die Aufteilung des Gewinns der 

Personengesellschaft berücksichtigt zudem weder Sonderbetriebs-

einnahmen noch Sonderbetriebsausgaben 1492  der einzelnen 

Mitunternehmer. Auch kann der einzelne Mitunternehmer zwar 

positive Einkünfte aus der Beteiligung an der Personen-

gesellschaft erzielen. Diese können jedoch durch andere Ein-

kunftsarten nivelliert werden oder zu negativen Einkünften führen. 

Eine Zerlegung müsste daher, wenn man sie bei Personen-

gesellschaften anstrebt, aus Leistungsfähigkeitsgesichtspunkten 

am Sitz der betreffenden Gesellschaft erfolgen. Taugliche An-

knüpfungspunkte wären Gewinn oder Umsätze des Unternehmens. 

 

(2) Äquivalenzgesichtspunkte 

Zieht man noch Äquivalenzgesichtspunkte heran, müsste der 

Wohnsitz der Steuerpflichtigen noch berücksichtigt werden. Auch 

hier erscheint die Zerlegung des Unternehmensgewinns nach 

Wohnsitz und Gesellschaftssitz möglich. Welche Quoten oder 

Anteilsmaßstäbe der Gesetzgeber verwendet, bleibt ihm überlassen. 

 

cc) Die Zerlegung der Kapitalertragsteuer 

Auch in diesem Fall ist fraglich, ob man zwingend allein auf den 

(Wohn-)Sitz des Steuerschuldners abstellen sollte. Unter Berück-

sichtigung des Leistungsfähigkeitsprinzips ist fraglich, an welchem 

Ort die Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen generiert wird. 

Ebenso wie bei der Zerlegung der Lohnsteuer lässt sich dies nicht 

eindeutig feststellen. Man kann auch hier sowohl auf den Wohnsitz 

                                                 
1492 Diese werden bei den Mitunternehmern hinzugerechnet bzw. abgezogen. 
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als auch auf die Betriebsstätte abstellen.  

Bei der Berücksichtigung von Äquivalenzgesichtspunkten sind 

auch die wirtschaftlichen Beziehungen des Steuerpflichtigen zu 

berücksichtigen. Hat dieser seinen Wohnsitz in Land A, die Bank 

bzw. die Kapitalgesellschaft ihren Sitz in Land B, so sind auch die 

wirtschaftlichen Beziehungen zu Land B zu berücksichtigen. 

Etwas anderes gilt jedoch dann, wenn die Unternehmen ihren 

Hauptsitz in ein Land verlegen. In diesem Fall käme es zu einer 

Überprivilegierung des Landes der Unternehmenskonzentration, es 

träten auch in diesem Fall Verzerrungen auf, statt solche zu 

beseitigen. Meines Erachtens ist daher bei der Zerlegung nicht nur 

auf den Wohnsitz des Steuerschuldners abzustellen. Der Geschäfts-

sitz der auszahlenden Stelle ist ebenfalls berücksichtigungs-

fähig1493.   

 

dd) Mögliche Zerlegungsvorschrift bei der Einkommen- bzw. 

Kapitalertrag- und Lohnsteuer 

Bei der Lohnsteuer wäre vom Gesetzgeber folgende Zerlegungs-

vorschrift zu schaffen bzw. § 7 ZerlG zu ändern. 

 

Die Lohnsteuer des Steuerpflichtigen ist zwischen Wohnsitzland 

und Betriebsstättenland hälftig aufzuteilen. Wurde an das Betriebs-

stättenland zu viel Lohnsteuer geleistet, so ist der zu viel geleistete 

Betrag an das Wohnsitzland zu erstatten.  

 

Die Reform der Kapitalertragsteuer erfolgt durch Änderung des § 

                                                 
1493 In welchem Grad der Gesetzgeber eine Teilung vornimmt, obliegt seinem 

Gestaltungsspielraum, denkbar wäre auch hier eine Zerlegung zur Hälfte nach 

dem Wohnsitz des Steuerschuldners und zur Hälfte nach dem Sitz des 

auszahlenden Instituts. 
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8 ZerlG. Bezüglich des Zerlegungsmaßstabes gilt das bereits 

erwähnte. Bei der Einkommensteuer gewerblicher Unternehmen 

bzw. Personengesellschaften wäre die Änderung auf der Basis von 

Art. 107 Abs. 1 S. 3 GG möglich. Grundsätzlich ist auch hier die 

Aufteilung zwischen Betriebsstätte und Wohnsitz der 

Gesellschafter denkbar.  

 

3. Die Zerlegung der Körperschaftsteuer 

Die Zerlegung der Körperschaftsteuer basiert momentan auf dem 

Betriebsstättenprinzip, das nach § 2 ZerlG i.V.m. § 29 Abs. 1 Nr. 1 

GewStG durch das Lohnsummenprinzip umgesetzt wird. Nur in 

bestimmten Fällen (stromerzeugende Unternehmen) wird auf das 

Sachanlagevermögen (§ 29 Abs. 1 Nr. 2 GewStG) abgestellt. 

Damit enthält die Idee der Zerlegung den Grundgedanken der 

Gewinnaufteilung, der jedoch grundsätzlich nur auf einem Faktor 

beruht1494 oder dem Billigkeitsmaßstab des § 33 GewStG unter-

liegt. Eine Reform der Körperschaftsteuer kann sich an anderen 

Steueraufteilungsprinzipien orientieren.  

Deshalb wird der Vorschlag gemacht, mehrere Faktoren zu ver-

wenden. Auch hier sind die drei Faktoren anzuwenden, die in den 

USA und neuerdings auch in Europa verwendet werden. Im inner-

staatlichen Recht ist eine Aufteilung des Lohnfaktors ebenfalls 

denkbar. Letztlich kann man die europäische Aufteilungsformel 

auch innerhalb Deutschlands anwenden. Der Vorteil besteht darin, 

dass es keine Unterschiede in den Gewinnermittlungsvorschriften 

                                                 
1494 Etwas anderes gilt im Hinblick auf § 29 Abs. 1 Nr. 2 lit. b) GewStG. 

Danach gilt ein befristeter Sondermaßstab für solare Neuanlagen. Dabei gilt 

in Höhe von 30% der Regelmaßstab und in Höhe von 70% das Verhältnis des 

gesamten Sachanlagevermögens zum Sachanlagevermögen der einzelnen 

Betriebsstätte. 
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zwischen den Ländern gibt. Diese Aufteilung müsste jedes 

Betriebsstätten-Land basierend auf dem Gesamtgewinn durch-

führen. Der Gesamtgewinn ebenso wie der Anteil des Gewinns am 

Sitzort des Unternehmens wird vom Sitzland ermittelt.  

Daraus ergibt sich, dass nur die Körperschaftsteuer nach den 

folgenden Faktoren aufzuteilen ist: 
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Die unterschiedliche Behandlung im Vergleich zur Personen-

gesellschaft lässt sich nur dann vermeiden, wenn man die 

Körperschaftsteuer und die Einkommensteuer der Mitunternehmer 

(und Freiberufler) einheitlich nach Betriebsstätten aufteilt. Bei der 

Aufteilung wäre jedoch nicht auf die Lohnsumme, sondern 

entweder auf das (Anlage-)Vermögen oder die Umsätze 

abzustellen. In diesem Fall wäre eine rechtsformneutrale Lösung 

vorstellbar.  

 

4. Die Zerlegung der Erbschaft- und Schenkungsteuer 

 

a) Zerlegungsbedarf 

Die Erbschaft- und Schenkungsteuer stellt gemäß § 35 ErbStG auf 

den (letzten) Wohnsitz des Schenkers bzw. Erblassers ab. 

Es wurde bereits auf eine teilweise in der Literatur1495 vertretene 

Auffassung hingewiesen, dass von Landes(ertrag-)steuern keine 

relevanten „Spill-over“-Effekte ausgehen, weswegen ein anderer 

                                                 
1495 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, (1997), S. 516. 
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Verteilungsmaßstab als der des örtlichen Aufkommens nicht 

erforderlich sei.  Gegen die Zerlegung der Erbschaft- und 

Schenkungsteuer könnte auch die geringe Bedeutung des 

Aufkommens sprechen, welches im Jahre 2013 bei 4,6 Mrd. €1496 

lag und daher kaum relevante Verzerrungen hervorruft.  

Für die Zerlegung der Erbschaftsteuer spricht indes folgender 

Gedanke, der auf dem Äquivalenzgedanken fußt und später noch 

vertieft wird: Das deutsche ErbStG erstreckt die Steuerpflicht nicht 

nur auf die Erben/Zuwendungsempfänger, sondern auch auf den 

Erblasser/Zuwendenden. Gleichzeitig ist jedoch nur das Finanzamt 

in dem Land zuständig, in dem der Erblasser seinen letzten 

Wohnsitz hatte, § 35 ErbStG.  

 

b) Die Berücksichtigung des Äquivalenzprinzips 

Im Folgenden das Äquivalenzprinzip in der Weise zugrunde 

gelegt, dass die wirtschaftlichen Beziehungen des Steuer-

pflichtigen näher untersucht werden. Dabei werden nicht konkrete 

Belastungen in der Form von genau ermittelten „Spill-over“-

Effekten ermittelt. Es geht vielmehr darum, abstrakte wirtschaft-

liche Bezugspunkte bestimmen, die für die Zerlegung maßgebend 

sein können. Gerade in diesem Bereich ist jedoch unklar, ob nur 

auf die wirtschaftlichen Beziehungen des Schenkers/Erblassers, 

auch auf die des Erben/Zuwendungsempfängers abgestellt werden 

soll. 

 

                                                 
1496 Quelle: Statistisches Bundesamt, abrufbar, unter: https://www.destatis. de/ 

DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Oeffent-licheFinanzenSteuern/ Steuern/ 

ErbschaftSchenkungsteuer/Aktuell.html, [zuletzt abgerufen, am: 13.10. 

2015]. 
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Für die Berücksichtigung nur des bereicherten Erben/Beschenkten 

sprechen mehrere Erwägungen: § 35 ErbStG knüpft die örtliche 

Zuständigkeit des Finanzamts an den Wohnsitz (§§ 19, 20) des 

Erblassers/Schenkers zum Zeitpunkt der Zuwendung an. Obwohl 

die Erbschaft- und Schenkungsteuer als Bereicherungssteuer den 

Zufluss beim Erwerber erfasst, erfolgt die Steuererhebung in dem 

Land, in dem der Erblasser wohnt. Dies hat zur Folge, dass die 

Steuer als Steuer auf die Vermögensfortgabe und nicht auf den 

Vermögensempfang gedeutet wird, was sich zudem negativ auf die 

finanzschwächeren Länder auswirkt1497.  

Nur aus fiskalischen Gründen wird bei der örtlichen Zuständigkeit 

des Finanzamts auf den Schenker/Erblasser abgestellt, da die 

Ermittlung des Steuersachverhaltes bei mehreren Erwerbern mit 

verschiedenen Wohnsitzen meist leichter beim Schenker oder 

Erblasser am ehesten möglich ist1498. Keinen Einfluss auf die Zu-

ständigkeit hat dabei die Überlegung, dass der Erwerber gemäß § 2 

Abs. 1 Nr. 1 ErbStG auch unbeschränkt steuerpflichtig ist. Insofern 

werden weder die Leistungsfähigkeit des Beschenkten noch  

Äquivalenzbeziehung hinreichend berücksichtigt.  

Für diese Zuordnung des örtlichen Aufkommens zum Wohnsitz 

des Zuwendenden/Erblassers könnte jedoch sprechen, dass das 

vererbte Vermögen in der Regel im Wohnsitzstaat des Erblassers 

erarbeitet oder sonst erwirtschaftet oder erworben wurde1499.  

 

                                                 
1497 Meincke, ErbStG, 16. Aufl. (2012), § 35 Rn. 1; dem folgend: Jülicher, in: 

Troll/Gebel/Jülicher, (Hrsg.), ErbStG, 48. Aufl. (2014), § 35 Rn. 2. Zur 

Problematik: § 2 D I 5 b). 
1498 Jülicher, in: Troll/Gebel/Jülicher, (Hrsg.), ErbStG, 48. Aufl. (2014), § 35 

Rn. 4. 
1499 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. III, 2. Aufl. (2012), S. 1333. 
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V. Schanz 1500  unterscheidet zwischen der Steuerpflicht und 

danach, welchem Staat die Steuer gebühren solle. Danach soll nur 

der Erbe, der durch den Erbfall bereichert wurde, als Steuer-

pflichtiger behandelt werden. Dennoch sollte bei der Verein-

nahmung auf den Ort abgestellt werden, zen dem der 

Zuwendende/Erblasser seine wirtschaftlichen Beziehungen habe. 

Dies habe zwei Gründe: Der Staat wolle sein Steuerrecht in der 

Weise abgrenzen, dass es möglichst wirksam sei und er möglichst 

Zugriff auf die Güter habe. Der zweite Grund liegt in der 

Leistungsfähigkeit des Erblassers begründet und bestehe darin, 

dass der Staat mit der Erbschaftsteuer „die gesamte Persönlichkeit 

des Erblassers“ erfassen und damit die Summe des Erwerbs seines 

ganzen Lebens treffen wolle. 

 

Insoweit auf die Sicherstellung des Erbschaftsteuerertrags 

abgestellt wird, erscheint dieser Begründungsansatz nachvoll-

ziehbar, zumal eine Schenkung/Erbschaft, wenn der Staat nicht mit 

einbezogen wird1501, meist ohne Kenntnis des Staates erfolgt1502. 

Diese und die vorgenannte Überlegung verkennen jedoch, dass 

durch die Schenkung/das Erbe der Zuwendende nicht mehr 

bereichert ist. Auch lässt sich diese Wertung nicht in die 

Konzeption der Erbschaftsteuer als Erbanfallsteuer einbeziehen, 

sondern eher in die einer Nachlasssteuer, welche in Deutschland 

jedoch nicht angewendet wird: Denn sowohl die Erbschaft- als 

                                                 
1500 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 56 f. 
1501 Wenn keine Immobilien oder Handelsgewerbe übertragen werden, lässt 

sich ein Erbfall schwer nachvollziehen. Die gleichen Erhebungs- und 

Kontrolldefizite bestehen bei der Schenkung. 
1502 So auch v. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 57. 
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auch Schenkungsteuer knüpfen an den Vermögenszugang an1503.  

Des Weiteren wurde bereits der Zuwendende beim Erwerb des 

Einkommens besteuert. Eine „Letztbesteuerung“ ist daher abzu-

lehnen. Daher sollte bei der Zerlegung zumindest eine quotale 

Berücksichtigung der Erben/Zuwendungsempfänger erfolgen. 

Bei der Zerlegung kann man daher zwei Wege gehen, die beide mit 

dem Grundgedanken des örtlichen Aufkommens vereinbar sind. 

Die Entscheidung hängt davon ab, ob man die Grundentscheidung 

des Gesetzgebers beibehalten will und bei der Zerlegung nur auf 

den Zuwendenden/Erblasser abstellt. Auch in diesem Fall können 

die bereits erwähnten Verzerrungen auftreten, die einerseits ihre 

Ursache in der Person des Schenkers/Erblassers als auch im 

vererbten Vermögen selbst haben können.  

Will man jedoch bei der Zerlegung auch die Bereicherung beim 

Erben/Beschenkten mit oder allein berücksichtigen, so können 

auch in deren Verhältnis Verzerrungen auftreten, die sich – 

zumindest teilweise – beseitigen lassen. Unabhängig von der 

Person lassen sich die wirtschaftlichen Beziehungen darlegen, die 

durch die Zuwendung entstehen und damit bei der Zerlegung 

Eingang finden können. Im Folgenden wird keine Entscheidung 

zugunsten einer Auffassung getroffen, da beide Erwägungen sich 

durchaus im Rahmen des gesetzgeberischen Gestaltungs-

spielraums bewegen. 

Gleichwohl werden zunächst nur die wirtschaftlichen 

                                                 
1503 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 873, 910. Die 

Nachlasssteuer erfasst als Objekt den Nachlass und nicht das, was der einzelne 

Erbe erlangt. Sie stellt eine sogenannte Abschlusssteuer des Erblassers dar. Der 

Tarif wird ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erben angewendet. Insoweit 

erscheint die Konzeption des § 2 ErbStG verfehlt, als sie auch auf den 

Schenker/Erblasser als Steuerpflichtigen abstellt. 
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Beziehungen, die durch die Vermögensgegenstände herrühren, 

dargestellt a). Im weiteren Verlauf wird jedoch eine Einschränkung 

gemacht, indem nur auf den Zuwendenden/Erblassers abgestellt 

wird b). Eine Sonderbehandlung könnte bei der Erbengemeinschaft 

bestehen c). In diesem Fall ließe sich auch eine Zerlegung 

vorstellen, die nur die Beziehungen der Erben untereinander 

berücksichtigt. 

 

aa) Bezug zum Gegenstand der Zuwendung/Erbmasse 

Wirtschaftliche Beziehungen des Erben/Beschenkten sowie des 

Erblassers/Schenkers können dadurch bestehen, dass bewegliches 

oder unbewegliches Vermögen vererbt oder verschenkt wird; aber 

auch durch den Wohnsitz in einem bestimmten Land.  

Beim beweglichen Vermögen wäre eine Anknüpfung an den 

gewöhnlichen Aufenthalt des Beschenkten/ Erben denkbar. Bei 

Immobilien ließe sich an den Belegenheitsort anknüpfen. Diese 

Aufteilung wird auch in Art. 5 OECD-MA vorgenommen. Danach 

ist der Belegenheitsort Anknüpfungspunkt für die Besteuerung. 

 

Handelt es sich um einen Betrieb, der in einer bestimmten 

Rechtsform auf einen oder mehrere Erben übergeht, so kann bei 

diesem auf den Ort der Betriebsstäte abgestellt werden. Hier könnte 

die Zerlegung einheitlich nach dem Betriebsstättenprinzip 

erfolgen. Die Unternehmen würden unabhängig von ihrer 

Rechtsform behandelt werden. Auch bei der Ausgestaltung des 

Betriebsstättenprinzips bestehen für den Gesetzgeber Gestaltungs-

spielräume. Auch diese Aufteilung entspricht den Grundsätzen des 

Art. 6 OECD-MA, der auf die Betriebsstätte abstellt. 

Bei sonstigem Vermögen ließe sich auf den Ansässigkeitsort des 
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Zuwendungsempfängers bzw. Zuwendenden (im Zeitpunkt der 

Verfügung) abstellen. Gleiches gilt für Art. 7 OECD-MA. Die 

Zerlegung kann sich daher die Wertungen des OECD-MA 

bezüglich der Erbschaftsteuer vollständig zu Eigen machen und die 

gleichen Anknüpfungspunkte wählen. 
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bb) Bezug zur Person 

Wurde zunächst im Schwerpunkt auf die wirtschaftlichen 

Beziehungen abgestellt, die durch die unterschiedlichen Ver-

mögensgegenstände entstehen können, so wird in diesem 

Abschnitt untersucht, welche Auswirkungen die persönliche 

Anknüpfung hat. Wie bereits oben erwähnt, kann der Gesetzgeber 

seine einmal getroffene Grundentscheidung, die in § 35 ErbStG 

ihren Ausdruck findet, bei der Zerlegung konsequent fortsetzen 

und nur auf die Beziehungen des Erblassers/Schenkers zu den 

Vermögensgegenständen abstellen. In diesem Fall würden die 

bereits oben erwähnten wirtschaftlichen Beziehungen – durch 

Immobilien, Mobilien, Gewerbebetrieb – bei der Zerlegung nur im 

Verhältnis zum Wohnsitz des Erblassers eine Rolle spielen. Auch 

in diesem Fall kann man bei den Immobilien auf den Belegen-

heitsort der Immobilie, bei beweglichen Sachen auf den letzten 

Wohnsitz bzw. gewöhnlichen Aufenthalt des Erben oder 

Schenkers (zum Zeitpunkt der Schenkung) und bei Betrieben auf 

die einzelnen Betriebsstätten abstellen. Den bereits vorgebrachten 

Argumenten, dass es sich nicht um eine Nachlassteuer handelt und 

dass die wirtschaftlichen Beziehungen der Erben/Beschenkten 

keine Berücksichtigung finden, lässt sich der Gesichtspunkt der 

Verwaltungsvereinfachung entgegenhalten sowie die Überlegung, 

dass der Gesetzgeber nicht verpflichtet ist, jede Verzerrung zu 

beseitigen. Konsequenz dieser Betrachtungsweise ist, dass die 

Zerlegung in einem solchen Fall quotal nach den Immobilien bzw. 

Betrieben und dem Wohnsitz des Zuwendenden aufgeteilt würde. 

Die Wohnsitze der Zuwendungsempfänger blieben vollständig 

außer Acht. 
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cc) Sonderfall: Wirtschaftliche Beziehungen einer 

Erbengemeinschaft 

Erbt eine Erbengemeinschaft, so können auch hier unterschiedliche 

wirtschaftliche Bezugspunkte bestehen. Da die Erbengemeinschaft 

aus einer Vielzahl von Erben bestehen kann, deren Wohnsitze und 

damit wirtschaftliche Beziehungen nicht oder nur unter erheb-

lichem Verwaltungssaufwand zu ermitteln wäre, liegt es näher, nur 

auf die wirtschaftlichen Beziehungen des Erblassers zu dessen 

Wohnsitzland abzustellen. Etwas anderes gilt, wenn die Erben-

gemeinschaft einen Betrieb fortführt. In einem solchen Fall bietet 

sich die Anknüpfung an den Betrieb an. Bei der Vererbung von 

Immobilien wäre bei der Zerlegung eine Anknüpfung an den 

Belegenheitsort des Grundstücks denkbar.  

Bei beweglichem Vermögen jedoch liegt die Anknüpfung an den 

Wohnsitz des Erblassers wohl näher. Eine Zerlegung wäre in 

diesem Fall nicht angebracht. 

 

c) Die Berücksichtigung der Zuwendungsempfänger 

In diesem Abschnitt wird untersucht, welche Konsequenzen das 

Leistungsfähigkeitsprinzip hätte und welche Indikatoren 

heranzuziehen sind. 

Die Erbschaftsteuer bezieht ihre Rechtfertigung aus der Über-

legung, dass das Vermögen des  Erben oder Beschenkten vermehrt 

wird 1504 . Die Erbschaft- und Schenkungsteuer knüpft an die 

Bereicherung beim Beschenkten oder beim Erben an und stellt in 

                                                 
1504 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 872. Es handle 

sich zwar nicht um Erwerbseinkommen (Markteinkommen), sondern nur um 

zugewendetes, dies habe aber unter dem Aspekt des 

Leistungsfähigkeitsprinzips keine Bedeutung. 
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diesem Sinne „Einkommen“ dar, obwohl diese Einordnung dem 

allgemeinen Sprachgebrauch nicht bekannt ist und das Gesetz 

selbst von der Bereicherung ausgeht1505. Die Schenkungsteuer ist 

in ihrem Gegenstand mit der Erbschaftsteuer gleichartig. Hieran 

würde auch die Regelung in einem anderen Gesetz nichts 

ändern1506. 

Aus dem Leistungsfähigkeitsprinzip lässt sich zunächst der 

Steuerschuldner bestimmen. Steuerschuldner sollte der Bereicherte 

sein. Von der Bereicherung sind die Nachlassverbindlichkeiten 

abzuziehen, gleiches gilt für die Aufwendungen in Bezug auf die 

Schenkungen (Nettovermögenszuwachs). Ebenso ist die 

Erbschaftsteuer-Bemessungsgrundlage mit der der Einkommen-

steuer abzustimmen, dass weder Lücken bestehen oder es zu 

Doppelbesteuerungen kommt1507. 

Im Erbschaftsteuergesetz ist jedoch nicht nur der Beschenkte/Erbe 

Steuerschuldner, sondern auch der Schenker/Erblasser. Diese 

Konzeption entspricht jedoch nicht der Erbschaftsteuer als 

Erbanfallsteuer, sondern als Verkehrsteuer, insoweit ergeben sich 

auch unter Berücksichtigung des Leistungsfähigkeitsprinzips 

ähnliche Probleme wie beim Äquivalenzprinzip. Die Erbschaft-

steuer lässt sich zwar formal als Verkehrsteuer bezeichnen, weil sie 

formal an einen Vermögenstransfer anknüpft. Gegen diese Ein-

                                                 
1505 Siehe §§ 7 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4, 10 Abs. 1 S. 1 ErbStG. 
1506 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 873 f. Gegen das 

Argument, dass die Erbschaftsteuer in einem anderen Gesetz geregelt ist, 

wendet Tipke ein, dass dieses „Einkommen“ nicht regelmäßig erworben wird. 

Außerdem würde bei Anwendung des Einkommensteuertarifs eine 

Einkommensteuerbelastung entstehen, die erheblich über den Steuersatz für 

laufende Einkünfte liege. Entscheidend für die Ausgliederung würden jedoch 

die Privilegierungen und Freibeträge sprechen. 
1507  Zu den Folgerungen aus dem Leistungsfähigkeitsprinzip: Tipke, Die 

Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 877 ff. 



 

478 

 

ordnung sprechen aber der Schuldenabzug sowie der progressive 

Tarif1508. Steuerschuldner sollte daher nur der Beschenkte/Erbe mit 

dem Nettovermögenszuwachs sein. Gleichwohl ist fraglich, ob 

man bei den Kriterien der Leistungsfähigkeit nur auf den Erblasser/ 

Zuwendenden abstellen sollte. Wenn man wie v. Schanz1509 darauf 

abstellt, dass die „gesamte Persönlichkeit“  mit „der Summe ihres 

Erwerbs im Leben“ erfasst werden soll, so lässt sich durchaus auf 

die Leistungsfähigkeit des Erblassers abstellen. Denn es bezweckt 

die Abschöpfung der Bereicherung, die beim Erben oder Be-

schenkten eintritt. Dieser Zweck ergibt sich auch aus dem Wortlaut 

des § 10 ErbStG. Vor diesem Hintergrund ist auf denjenigen 

abzustellen, der von der Erbschaft bzw. Schenkung profitiert1510.  

Wendet man in diesem Zusammenhang das Leistungsfähigkeits-

prinzip an, so wäre hier nur auf die Bereicherung beim 

Beschenkten oder Erben abzustellen. Es hängt mithin davon ab, 

welche Vermögensgegenstände vererbt werden und welche 

Personen hiervon betroffen sind. Bezüglich der Gegenstände ist auf 

das bereits Erwähnte zu verweisen. Durch die Beschränkung, die 

das Leistungsfähigkeitsprinzip bezüglich des Personenkreises 

vornimmt, reduziert sich jedoch der infrage kommende 

Personenkreis. 

Insofern führen die Steuererhebungsvorschriften des § 35 ErbStG 

zu Verzerrungen vom „örtlichen Aufkommen“, als auch der 

Zuwendende als Steuerschuldner herangezogen wird. Diese Ver-

zerrungen lassen sich durch das Abstellen auf die Betriebsstätte, 

                                                 
1508 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 876, m.w.N. 
1509 V. Schanz, FinArch, Bd. 9, (1892), S. 56 f. 
1510  Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 871 (877). 

Weder das „ehrwürdige Alter“ der Steuer noch ihre Aufzählung im Rahmen 

des Art. 106 Abs. 2 Nr. 2 GG bilden die Grundlage einer Rechtfertigung. 
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den Lageort des Grundstücks oder den gewöhnlichen Aufenthalt 

/Wohnsitz der Zuwendungsempfänger beseitigen.  

Nachdem der Bereicherte festgestellt wurde, wird untersucht, auf 

welche Steuergüter abgestellt werden soll. Es wäre auch auf die 

Orte abzustellen, an denen die „höchste Vermögenskonzentration“ 

auftritt (Grundstückswerte bzw. Betriebe/Betriebsgrundstücke). 

Gerade im Erbschaft- bzw. Schenkungsteuerrecht gibt es jedoch 

formale Ausnahmen vom Leistungsfähigkeitsprinzip. Diese be-

treffen zunächst die Bewertungsprivilegierungen von Betrieben 

und Grundstücken1511 . Erhebliche Auswirkungen haben jedoch 

auch die persönlichen Freibeträge im Rahmen der §§ 15, 16 

ErbStG. In diesen Fällen hat das Familien- (oder auch Verwandt-

schafts-)prinzip Vorrang vor dem Leistungsfähigkeitsprinzip.  

 

d) Mögliche Zerlegung der Erbschaftsteuer 

Die Erbschaft- und Schenkungsteuer könnte in folgender Weise 

zerlegt werden: 

Das Aufkommen wird nach dem Sitz der Betriebsstätte bzw. nach 

dem Lageort des Grundstücks aufgeteilt. Befinden sich mehrere 

Grundstücke oder Betriebe in verschiedenen Ländern, so wird das 

Aufkommen zwischen den Ländern entsprechend der festgestellten 

Werte der Vermögensgegenstände in den betreffenden Ländern 

aufgeteilt. Hat der Zuwendende nur bewegliches Vermögen, so 

steht das Aufkommen dem Land zu, in dem es erhoben wurde 

(Alternative: das Aufkommen wird nach dem Wohnsitz der 

Zuwendungsempfänger zerlegt). Die Bewertung nimmt das 

Finanzamt vor, das für die Steuererhebung örtlich zuständig ist. 

                                                 
1511 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Bd. II, 2. Aufl. (2003), S. 895. 



 

480 

 

5. Die Zerlegung der Vermögensteuer 

Die Vermögensteuer wird nicht mehr erhoben. Dennoch werden 

die oben erarbeiteten Wertungen hierfür angewendet und eine 

mögliche Zerlegung als Vorschlag unterbreitet: 

 

a) Leistungsfähigkeitsprinzip 

Ausgehend von den Konkretisierungen des Leistungsfähigkeits-

prinzips bei der Vermögensteuer wäre bei unbeweglichem 

Vermögen auf den Grundbesitz als Anknüpfungspunkt abzu-

stellen. Bei einer betrieblichen Tätigkeit wäre auf den Unter-

nehmenssitz bzw. auf die einzelnen Betriebsstätten abzustellen. 

Hier gilt das bereits Erwähnte wie bei der Erbschaftsteuer 

 

b) Äquivalenzprinzip 

Zusätzlich zu den Konkretisierungen des Leistungsfähigkeits-

prinzips könnte man auch auf zusätzliche wirtschaftliche Be-

ziehungen des Steuerpflichtigen abstellen. Nutzen zieht der 

Steuerpflichtige an seinem Wohnsitz, weswegen auch hier eine 

Berücksichtigung des Wohnsitzes in Betracht zu ziehen wäre.  

 

c) Mögliche Zerlegung der Vermögensteuer 

Die Vermögensteuer ist auf die Länder zu verteilen, in denen sich 

das unbewegliche Vermögen (Land- und Forstwirtschaft sowie 

Grundvermögen) befindet. Die Bewertung richtet sich nach den 

einschlägigen Vorschriften des BewG und wird von dem 

Finanzamt vorgenommen, das für die Steuererhebung zuständig 

ist.  

Befindet sich in einem oder mehreren Ländern Betriebsvermögen, 
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so erfolgt ebenfalls eine quotale Aufteilung zwischen den Ländern. 

Der Wohnsitz bzw. Sitz des Steuerpflichtigen ist hierbei ebenfalls 

gleichrangig zu berücksichtigen.  

 

6. Die Verteilung der Umsatzsteuer 

Bei der Umsatzsteuerverteilung wird vorgeschlagen, den 

Vorwegausgleich in Art. 107 Abs. 1 S. 4 HS. 2 GG vollständig zu 

streichen und die Verteilung nach der Einwohnerzahl durch-

zuführen. Eine Verteilung nach dem BIP – wie sie von Teilen der 

finanzwissenschaftlichen Literatur empfohlen wird – ist nicht 

vorzunehmen. Diese Erwägungen beruhen auf der anderen 

Erhebungstechnik, aber auch darauf, dass die Konsumkraft einer 

Region schwierig festzustellen ist. 
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E. Thesen: 

 

 

I. Das örtliche Aufkommen entspricht der Steuerkraft des Landes. 

Diesem Gedanken sind auch die Zerlegungsanordnungen des Art. 

107 Abs. 1 S. 2 und S. 3 GG verpflichtet. Verzerrungen, die durch 

den Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers bei der Schaffung von 

Zuständigkeitsvorschriften entstehen, lassen sich durch die 

Zerlegung beseitigen. Bei der Schaffung von Zerlegungs-

vorschriften lassen sich richtige Anknüpfungspunkte finden. Der 

Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers ist durch die zugrunde 

liegenden Prinzipien beschränkt. Es handelt sich hierbei um das  

Leistungsfähigkeits- und das Äquivalenzprinzip. 

 

 

II. Leistungsfähigkeits- und Äquivalenzprinzip dienen zunächst der 

Rechtfertigung des staatlichen Steuerzugriffs. Dabei wurde das 

Äquivalenzprinzip vom Leistungsfähigkeitsprinzip verdrängt. 

Beide Prinzipien betreffen grundsätzlich das Staat-Bürger-Ver-

hältnis (vertikales Steuererhebungsverhältnis). Es wurde aber 

nachgewiesen, dass beide Prinzipien konkretisierungsfähig sind 

und auch eine örtliche Zuordnung anleiten können. Daraus wurde 

ersichtlich, dass diese Prinzipien auch im horizontalen Verhältnis 

(also zwischen den Ländern) Anwendung finden können. 

 

 

III. Beide Prinzipien werden auch im internationalen Kontext und 

bei der internationalen Besteuerung von Konzernen angewendet 

(Doppelbesteuerungsabkommen; Formulary Apportionment). Das 
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internationale Steuerrecht unterscheidet sich zwar auf dem ersten 

Blick von der Zerlegung im innerstaatlichen Bereich. Letztlich geht 

es jedoch in beiden Fällen um die Zuordnung der Steuerquellen. 

Folglich lassen sich auch typische Anknüpfungspunkte aus dem 

internationalen Steuerrecht für die Zerlegung gewinnen.  

 

 

IV. Das Leistungsfähigkeitsprinzip wird durch Indikatoren und 

durch die Steuergüter schrittweise konkretisiert und örtlich 

radiziert. Das Äquivalenzprinzip wird komplementär angewendet 

und zeigt auf, welche wirtschaftlichen Beziehungen des 

Steuerpflichtigen zu bestimmten Ländern bestehen. 

 

 

V. Die Zerlegungsvorschläge basieren auf der Konkretisierung 

beider Prinzipien. Sie sind nicht die einzige und zwangsläufige 

Konsequenz dieser Prinzipien, bieten aber rationale Anhaltspunkte 

für eine Reform. 
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